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 1
Prolog   
Ausgangspunkt und Motivation der Arbeit – Eine feuilletonistische Hinführung zum Thema 
 
 
Nutzungsmischung - wozu?  
Was haben wir von nutzungsgemischten  
Quartieren und brauchen wir sie wirklich? 
 
Am Anfang meiner Dissertation zur „Entstehung und 
Entwicklung von Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren“ soll ein kurzer Prolog zur Motivation und 
Zielsetzung stehen. Auch wenn „Nutzungsmischung 
im Städtebau“ eines der am wenigsten in Frage 
gestellten Leitbilder des Städtebaus der letzten 
Jahrzehnte darstellt, so sieht die gebaute Realität 
nach wie vor völlig anders aus: Endlose Einfamili-
enhaus-Steppen als gebaute Realität der Sehnsucht 
nach dem ungestörten „Wohnen im Grünen“ auf der 
einen Seite - hochspezialisierte Industrie- und Ge-
werbegebiete, in denen ausschließlich produziert 
oder konsumiert wird, auf der anderen.  
 
Immer wieder waren und sind die nimmer müden 
Stimmen derer zu hören, die vor der entmischten 
oder autogerechten Stadt warnen: Monofunktionale 
Räume, in denen nicht nur der weniger mobile 
Mensch zunehmend vereinsamt und angesichts 
Internet, Pizzaservice und Kühlschrank am besten 
das Haus gar nicht mehr verlässt. Was ist aus der 
Ikone der „Europäischen Stadt“ mit ihrer vielfältigen 
und eng verflochtenen Nutzungsstruktur geworden - 
das unverrückbare Denkmal abendländischer Le-
benskultur, um das uns die USA, oder zumindest 
japanische Touristen nach wie vor beneiden? Ist die 
europäische Stadt nur mehr ein Abziehbild ober-
flächlicher Traumbilder, ein Photoalbum in 3D? 
 
 
 
Das Thema „Nutzungsmischung im Städtebau“ hat 
in der städtebaulichen Fachdiskussion seit einigen 
Jahren Konjunktur. Die negativen Erfahrungen mit 
städtischen Nutzungsstrukturen, die dem Grundsatz 
großflächiger Funktionstrennung entsprechen, ha-
ben zu einer Leitbild-Umorientierung geführt: Heute 
wird von den meisten Fachleuten eine kleinräumige 
Mischung von Nutzungen gegenüber den baulich-
räumlichen Funktionstrennungen für geeigneter 
gehalten, das Alltagsleben sozial- und umweltver-
träglicher zu gestalten. Die Stimmen derer, die in 
diesem Sinne einen Orientierungswechsel der 
Stadtentwicklung fordern, werden immer lauter. In 
dieser Bewegung treffen sich vor allem zwei Linien 
der Kritik, der Forderungen, der Visionen:  
 
Da gibt es zunächst die “Ökologen”: Deren Argu-
mente für eine Bau- und Stadtpolitik, mit der dem 
Verlust und der Verschwendung von natür-lichen 
Komponenten unseres Lebens Einhalt geboten 
werden kann, werden inzwischen noch bestärkt 
durch die nicht mehr zu ignorierenden Probleme 
globaler Ressourcen- und Umweltzerstörung: Hier 
geht es um die - in jeder Dimension - “nachhaltige 
Stadt” [vgl. Brake 1997, S. 11ff.]. Darüber hinaus 
gibt es die “Urbanisten”, welche die nutzungsge-
mischte, vielfältige, lebendige Stadt als sozial-
kulturelle „Integrationsmaschine“ betrachten [vgl. 
Jacobs 1961 und 1993, Hoffmann-Axthelm 1993, 
Feldtkeller 1994 und 2001] und ihr vielfältige, positi-
ve Effekte für urbane Qualitäten zutrauen [vgl. hier-
zu Aring et al. 1995].1 Viele ihrer Argumente treffen 
                                                 
1 „Allgemein werden mit Nutzungsmischung im Städtebau folgende 
Ziele verbunden: Schaffung von Urbanität, Erhöhung städtischer 
Qualitäten, Begünstigung urbaner Vielfalt, Förderung eines Quar-
 2 
noch immer zu, beispielsweise bestärkt durch die 
aktuellen Probleme im Umgang mit allem „Fremden“ 
sowie die daraus resultierende Integrations- und 
Konfliktfähigkeit von Gesellschaft jenseits von pas-
siver Gleichgültigkeit. Darüber hinaus führt der de-
mographische Wandel mit seinen veränderten 
Rahmenbedingungen wie die geringere Mobilität 
einer immer älter werdenden Gesellschaft zu einer 
Renaissance der nutzungsgemischten, „kompakten“ 
Stadt. 
 
Unabhängig von Problemen der Umsetzung, der 
Vermarktung, der Organisation und des Manage-
ments von nutzungsgemischten Quartieren ist es 
von wesentlicher Bedeutung, dass wir uns wieder 
daran erinnern, wozu wir die nutzungsgemischte 
Stadt überhaupt brauchen. Erst wenn wir wieder 
überzeugt davon sind, dass Nutzungsmischung 
„Stadt“ macht, sind wir bereit, dafür einiges in Kauf 
zu nehmen. Vor diesem Hintergrund fordert der 
Tübinger Stadtplaner Andreas Feldtkeller ein ge-
sellschaftspolitisches Bekenntnis zur „nutzungsge-
mischten Stadt“ [vgl. Feldtkeller 1998 [1]]. Seiner 
Einschätzung nach wird heute in erster Linie ver-
sucht, Nutzungsmischung ökologisch oder alltags-
organisatorisch zu begründen, beispielsweise um 
Flächenverbrauch oder Verkehr zu reduzieren, 
Stadtökonomie zu fördern, oder die Abwicklung von 
alltäglichen Bedürfnissen zu erleichtern. Nur am 
Rande wird darauf hingewiesen, dass Funktionsmi-
schung auch Grundlage urbanen Lebensstils ist.2 
Nach Feldtkellers Analyse gehören soziale Argu-
mente für Nutzungsmischung jedoch an die erste 
Stelle der Erörterung und nicht an die letzte. Nut-
zungsmischung kann nicht ein Ziel an sich sein, 
                                                                       
tierslebens, Abbau von Segregation, Integration benachteiligter 
Sozialguppen und Vermeidung von Verkehr.“ [Aring et al. 1995] 
2 „So umgeht man den Vorwurf, ein Weltverbesserer zu sein.“ 
[Feldtkeller 1998 [1], S. 20] 
sondern ist notwendiges Instrument zur Eröffnung 
gesellschaftlicher Optionen. Das zentrale Motiv ist 
dabei der Abbau und das Vermeiden von Abschot-
tungen innerhalb der Stadtstruktur: Nutzungsmi-
schung erleichtert gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Austausch und führt durch öffentliche Auf-
merksamkeit und das Einüben gegenseitiger Rück-
sichtnahme zu „selbstorganisiertem Geschütztsein“. 
Es geht also um "mehr Stadt in einer de facto seg-
mentierten Stadtstruktur. Konkret also um die Einfü-
gung ‚städtischer Kerne’ in den ‚aufgelockerten’ 
Siedlungsbrei, der das Resultat der Planung und 
der Politik der vergangenen 50 Jahre ist.“ [Feldtkel-
ler 1998 [1], S. 20] 
 
Nutzungsmischung – Wieso nicht?  
Probleme mit nutzungsgemischten Quartieren - 
Ursachen und Folgen von Entmischung 
 
Doch was sind die Gründe dafür, dass sich Nut-
zungsmischung im Städtebau nach wie vor nicht 
durchsetzt bzw. sich auch nicht durchsetzen lässt? 
Liegt es lediglich daran, dass wir vergessen haben, 
wofür wir nutzungsgemischte Strukturen brauchen 
oder gibt es weitere Rahmenbedingungen, die uns 
davon abhalten, ein vergleichsweise unstrittiges und 
zeitloses Leitbild auch tatsächlich zu realisieren? 
Was sind die Voraussetzungen dafür, dass Nut-
zungsmischung nach wie vor ein hehres Ziel bleibt 
und die deutsche Stadtplanungspraxis sich nach 
wie vor schwerpunktmäßig an der Baunutzungsver-
ordnung der 1960er Jahre orientiert, die sich als 
„Kind ihrer Zeit“ am Leitbild der segmentierten, 
aufgelockerten Stadt und der bewussten Trennung 
von Funktionen ausrichtet?3  
                                                 
3 Die Baunutzungsverordnung entstand zur Zeit des Leitbildes der 
„gegliederten und aufgelockerten Stadt“, das eine klare Trennung 
von Funktionen propagierte [vgl. hierzu Kapitel 1.2.]. 
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Auch wenn das ExWoSt4-Forschungsvorhaben 
„Nutzungsmischung im Städtebau“ zum Ergebnis 
kommt, dass sich nutzungsgemischte Quartiere 
durchaus vermarkten lassen, so ist für den Großteil 
der Bevölkerung die Vorstellung vom Wohn-Glück in 
erster Linie von der allgegenwärtigen Wüstenrot-
Werbung und OBI-Markt-Angeboten geprägt. Über 
hundert Jahre Waschmittel-Werbung haben ihre 
Wirkung nicht verfehlt und nichts ist so „sauber“ wie 
ein unkrautfreier, kurzgeschorener Handtuch-Garten 
vor der eigenen Haustüre. Nach wie vor stellt für die 
meisten Menschen das private Einfamilienhaus im 
Grünen die Erfüllung des Lebenstraums dar. Und 
wenn wir ehrlich sind, besuchen auch wir Stadtpla-
ner hin und wieder gerne eines der „verhassten“, 
monofunktionalen Shopping-Center fernab jeglicher 
Urbanität – natürlich nur, um das „Böse“ zu studie-
ren und genauer hinter die Geheimnisse der Verfüh-
rung zu kommen. Sicherlich ist es so, dass wir in 
unserem Italien-Urlaub das wilde Durcheinander der 
nutzungsgemischten, chaotischen Altstädte genie-
ßen, sofern wir nicht mit dem Auto angereist sind 
und wir ein Hotel in einer ruhigen Nebenstraße 
gefunden haben, in der es nicht nach „Frutti di Ma-
re“ oder Holzofenpizza riecht. Aber in diesen Städ-
ten im Alltag leben, die tatsächlich niemals schlafen, 
kaum Platz, Licht und Luft zum Atmen haben und 
ununterbrochen lautstark von der Vielzahl ihrer 
Aktivitäten erzählen? Wer will das wirklich? Wer 
kann das dauerhaft?  
 
Gleichzeitig gibt es jedoch begründete Hinweise, 
dass die nutzungsgemischte Stadt von heute weder 
laut sein, noch stinken muss. Der Großteil der 
Lärmemissionen der heutigen Büro-Arbeitswelt 
erschöpft sich auf das Klingeln des Telefons, das 
Brodeln der Kaffeemaschine und das Surren der 
Mikrowelle. Und die wenigen tatsächlichen Belästi-
                                                 
4 Experimenteller Wohnungs- und Städtebau 
gungen lassen sich meist technisch oder organisa-
torisch gut in den Griff bekommen. 
 
Ungeachtet dessen sind nach Andreas Feldtkeller 
heute 80 % der Stadt streng segmentiert. In diesen 
Bereichen ist das Mischen von Nutzungen pla-
nungsrechtlich geradezu verboten: „Die meisten 
Geschäfte, Werkstätten, Labors, Bistros, Kinos usw. 
[die wir aus traditionellen Stadtvierteln kennen], sind 
ja in den neuen Siedlungsgebieten entweder nicht 
zulässig oder deplaziert oder ohne Entwicklungs-
chance.“ [Feldtkeller 1996, S. 82] Gründe hierfür 
liegen einmal in dem historisch gewachsenen „Leit-
bild der Funktionstrennung“, das als städtebauliches 
Prinzip – getragen von der Fehlinterpretation der 
Charta von Athen5 – den Städtebau der Nach-
kriegszeit in Deutschland maßgeblich beeinflusst 
hat6 und in den gesetzlichen Bestimmungen der 
Baunutzungsverordnung bis heute fortdauert. Führt 
man sich die städtischen Lebensverhältnisse in der 
Hochphase der Industrialisierung vor Augen, so 
hatte das Prinzip der Funktionstrennung seine Be-
rechtigung: die Trennung von Wohnen und Arbeiten 
versprach eine Reduzierung von störenden und im 
Extremfall gesundheitsschädlichen Beeinträchtigun-
gen des Wohnens; der Funktionalismus im Städte-
bau passte zu den aufkommenden technischen 
Möglichkeiten wachsender räumlicher Mobilität und 
zunehmender Individualisierung der Gesellschaft. 
Gleichzeitig förderten Marktkräfte eine Trennung der 
Funktionen. Die Funktionstrennung brachte ihrer-
                                                 
5 Die Charta von Athen forderte lediglich die analytische Trennung 
der Lebensbereiche Wohnen, Arbeiten und Erholen, um sie plane-
risch besser in Griff zu bekommen, nicht aber deren räumliche 
Trennung [vgl. hierzu Kapitel 1.1, S.11 ff.]. 
6 Beispielsweise steht die Baunutzungsverordnung von 1960 
beispielhaft für das Bemühen, bestimmten Gebietskategorien 
einzelne Funktionen zuzuordnen (Wohngebiete, Gewerbegebiete, 
Sondergebiete). Die ebenfalls vorhandene Kategorie des Mischge-
biets stellt zumindest anfangs eine Art „Restkategorie“ dar.  
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seits jedoch viele neue Nachteile mit sich: Große 
monostrukturierte Bereiche, die nun meist weit aus-
einander lagen, hatten lange Wege zwischen den 
einzelnen Lebenssphären im Alltag eines Menschen 
zur Folge, was insbesondere für weniger mobile 
Bevölkerungsgruppen größere Probleme mit sich 
brachte. Die notwendigen Schnittbereiche zwischen 
den singulären Lebenssphären wie Wohnen, Arbei-
ten und Freizeit fielen weg, der komplexe Organis-
mus Stadt begann in seine Einzelteile zu zerfallen. 
Die Doktrin der Funktionstrennung hat in den ver-
gangenen Jahrzehnten zu ausgesprochen stadt-
feindlichen Maßstäben bei der Beurteilung der Ver-
träglichkeit zwischen benachbarten Nutzungen 
geführt. Im Vordergrund steht der absolute Schutz 
der Privatheit. Jahrhundertelang war die Stadt ein 
Mittel, „unterschiedliche Interessen an einem ge-
meinsamen Ort, also räumlich, zusammenzubrin-
gen, Ausgleich und Austausch zu ermöglichen, 
Synergien zu erzeugen (vitale Stadt) – so ist ihr 
Zweck heute geradezu entgegengesetzt. Jetzt geht 
es darum, die unterschiedlichen Interessen mög-
lichst sorgfältig zu trennen und auf diese Weise von 
gegenseitigen Beeinträchtigungen freizuhalten 
(funktionale Stadt).“ [Feldtkeller 1996, S. 82] 
 
Was steckt hinter diesen Analysen Feldtkellers? 
Wie sieht der Planungsalltag neben der Planungs-
theorie aus? Zweifelsohne ist das Leitbild der „nut-
zungsgemischten Stadt“ trotz diverser Forschungs-
programme und Diskussionen noch nicht im Alltag 
deutscher Amtsstuben angekommen. Nach wie vor 
beherrscht die Doktrin der Funktionstrennung die 
Planungspraxis in vielen Planungsämtern. „Nut-
zungsmischung ist (...) kein Selbstläufer – weiterhin 
dominieren Entmischungstendenzen, im Planungs-
alltag der meisten Städte spielt Nutzungsmischung 
eine untergeordnete Rolle.“ [BBR 2000, S. 69] Die 
Empfehlung des Experimentellen Wohnungs- und 
Städtebau-Forschungsprogramms [ExWoSt] „Nut-
zungsmischung im Städtebau“ fordert einen not-
wendigen „grundsätzlichen Richtungswechsel der 
städtebaulichen Praxis – von der Planung speziali-
sierter und homogener Stadtquartiere zur Planung 
und Realisierung gemischter Stadtquartiere.“ [eben-
da] Dabei wird jedoch festgestellt, dass die „Siche-
rung und Entwicklung von Nutzungsmischung (...) 
planerische Innovation und vor allem neue Formen 
und Verfahren zur Umsetzung von Planungen“ 
[ebenda] erfordert.  
 
Nutzungsmischung – wohin? 
Notwendigkeit einer neuen Haltung gegenüber 
Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren 
 
Die vorliegende Arbeit geht von der Annahme aus, 
dass diese notwendigen neuen Formen und Verfah-
ren zur Umsetzung von nutzungsgemischten Pla-
nungen auch mit einer neuen Haltung gegenüber 
auftretenden Konflikten einhergehen müssen. Nach 
wie vor hält sich das Vorurteil, dass nutzungsge-
mischte Quartiere weder planbar, noch umsetzbar 
wären. Die Ursachen hierfür liegen unter anderem 
in der Unwissenheit über bzw. in der Angst vor 
auftretenden Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren bzw. in der expliziten gesetzlichen Ver-
pflichtung „Konflikte zu bewältigen“.7 Steht etwa die 
Befürchtung im Vordergrund, die auftretenden Kon-
flikte wären nicht in den Griff zu bekommen und 
würden dem Planungsgrundsatz einer voraus-
schauenden Planung widersprechen? Fakt ist, dass 
nach wie vor meist „reine“ Gebietscharaktere ge-
                                                 
7 Der sogenannte „Grundsatz der Konfliktbewältigung als eine 
spezifische Variante des Abwägungsgebots verlangt, dass der 
Planer durch seine Festsetzungen keine Problemlagen schaffen 
darf, die weder im Plan selbst gelöst sind noch sich durch andere – 
nachfolgende – Regelungen lösen lassen.“ [Kuschnerus 2001, S. 
179] 
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plant werden, in denen Konflikte unterschiedlicher 
Nutzungen ganz bewusst a priori ausgeklammert 
sind. Diese Dissertation möchte sich mit diesen 
Vorurteilen auseinandersetzen. Sie setzt sich ganz 
bewusst mit der vielschichtigen Natur der Konflikte 
bzw. mit deren Entstehung und Entwicklung ausei-
nander. Sie versucht vorurteilsfrei herauszufinden, 
welche Arten von Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren auftreten, und wodurch sie zustande 
kommen. Darüber hinaus sollen Antworten gefun-
den werden, von welchen Rahmenbedingungen 
Konfliktverläufe abhängen. Zunächst soll dies theo-
retisch durch Auswertung vorhandener Fachliteratur 
und bestehender Forschungserkenntnisse gesche-
hen. Aus dieser Analyse heraus werden erste Hypo-
thesen formuliert, die dann empirisch anhand dreier 
Modellprojekte des ExWoSt-Forschungsvorhabens 
genauer verifiziert werden sollen. 
 
Die vorliegende Arbeit möchte dazu ermuntern, 
genauer hinzusehen. Sie wehrt sich gegenüber 
Vorurteilen auf der einen wie auf der anderen Seite. 
Sie lädt dazu ein, einen sorgfältigeren Blick auf die 
Thematik zu werfen. Gibt es Konflikte in nutzungs-
gemischten Quartieren, die lediglich aus Planungs- 
oder Umsetzungsfehlern resultieren und daher 
vermeidbar gewesen wären? Gibt es Konflikte, die 
selbstverständlich in einem nutzungsgemischten 
Quartier auftreten und quasi zwangsläufig zu des-
sen Alltag dazugehören? Wie entwickeln sich ein-
mal aufgetretene Konflikte in nutzungsgemischten 
Quartieren weiter und lässt sich deren Verlauf durch 
Rahmenbedingungen oder Strategien im Umgang 
damit beeinflussen? 
 
Die Arbeit geht von der Annahme aus, dass in der 
erfolgreichen Konfliktintegration nutzungsgemisch-
ter Strukturen deren Mehrwert gegenüber scheinbar 
konfliktlosen, „reinen“ Gebieten liegt. Erst durch die 
Integration von Konflikten und die konstruktive Aus-
einandersetzung damit entsteht „Stadtkultur“. Jo-
seph Beuys bezeichnete in diesem Sinne die Stadt 
als „soziale Plastik“ [Lange 2002, S. 276]: Die Stadt 
als ein Projekt der Menschen ist als komplexe Ver-
gegenständlichung einer komplexen Gesellschaft zu 
verstehen und nicht als konfliktfreies, „fertiges“ 
Produkt von Städtebauern [vgl. Hassenpflug 1999, 
mdl.]. Dies bedeutet aber, dass „Stadt“ erst durch 
die Interaktion der Beteiligten, durch die aktive Aus-
einandersetzung miteinander und dem daraus resul-
tierenden konstruktiven Konfliktverhalten entstehen 
kann.  
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Abschnitt A – Thema und Methodik der Arbeit 
 
Die vorliegende Arbeit widmet sich der Entstehung 
und Entwicklung von Konflikten in nutzungsge-
mischten Quartieren. Dabei entwickelt sie sich ent-
lang folgender, erkenntnisleitender Fragestellungen: 
 
1) Welche Arten von sozialen Konflikten treten 
in nutzungsgemischten Quartieren auf? 
2) Unter welchen Rahmenbedingungen entste- 
hen soziale Konflikte in nutzungsgemischten 
Quartieren?  
3) Wie entwickeln sich soziale Konflikte in nut- 
zungsgemischten Quartieren in Abhängigkeit 
von bestimmten Rahmenbedingungen weiter? 
4) Welche formellen und informellen Maßnah-
men und Strategien existieren zum Umgang mit 
Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren? 
 
Bevor jedoch diese Fragestellungen in Kapitel 3 
ausführlicher erörtert und anschließend systema-
tisch theoretisch und empirisch beantwortet werden 
sollen, werden in Kapitel 1 zunächst der themati-
sche Hintergrund dieser Fragestellungen ausführli-
cher dargestellt und dieser anschließend in Kapitel 
2 näher eingegrenzt sowie die notwendigen Begriff-
lichkeiten exakt definiert.  
 
1.  Thematischer Hintergrund 
 
Hintergrund der vorliegenden Arbeit ist das Thema 
„Nutzungsmischung im Städtebau“. Nach einer 
kurzen Darstellung der historischen Entwicklung 
dieses Leitbildes soll insbesondere auf das gleich-
namige ExWoSt-Forschungsprogramm von 1995 
eingegangen werden, bei dem exemplarisch mehre-
re nutzungsgemischte Stadtquartiere untersucht 
wurden – u.a. auch die drei im Rahmen dieser Ar-
beit genauer betrachteten Stadtteile Tübingen-
Südstadt, Essen-Weststadt und Berlin-Komponis-
tenviertel. Neben Anlass und Zielsetzung des For-
schungsprogramms sollen in Abschnitt A dieser 
Arbeit dessen allgemeine Ergebnisse dargestellt 
werden. Spezielle Erkenntnisse des Forschungs-
vorhabens zur Entstehung und Entwicklung von 
Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren fließen 
in den ausführlichen, theoretischen Teil der vorlie-
genden Dissertation [Abschnitt B] ein und werden 
dort zu Hypothesen mit Bezug zu den vier formulier-
ten Fragestellungen weiterentwickelt und schließlich 
im empirischen Teil [Abschnitt C] auf ihre Validität 
überprüft. 
 
1.1 Nutzungsmischung im Städtebau – 
ein historischer Überblick 
 
Im Laufe der Geschichte ist sowohl die Mischung, 
als auch die Trennung von Funktionen im Städtebau 
immer wieder aufgetreten. Auch wenn es schon 
sehr frühe Beispiele für die bewusste Trennung von 
Funktionen gab, beispielsweise legten bereits die 
Ägypter eigene Viertel für besonders emittierende 
Berufsgruppen wie Gerber und Färber an, war die 
historische Stadt bis zur Industrialisierung in erster 
Linie durch kleinteilige, nutzungsgemischte Struktu-
ren geprägt. Im antiken Athen, der mit ca. 100.000 
Einwohnern größten Stadt Griechenlands lebten die 
Menschen „längst nicht so prachtvoll wie ihre Göt-
ter. Die Häuser sind klein: ein paar Räume nur um 
einen oder zwei Innenhöfe, getrennt in Bereiche für 
Männer, Frauen, Sklaven, dazu Werkstätten und 
Läden. Dazwischen Abortgruben, ungepflasterte 
Gassen und Plätze – und keine Kanalisation. Skla-
ven leeren die Gruben und schaffen Unrat vor die 
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Stadt.“ [Rademacher 2007 [1], S. 434]. Auch wenn 
das antike Rom mit der Entwicklung von Kanalisa-
tion, Thermen und Aquädukten neue hygienische 
Standards erdachte, war der Alltag für den Großteil 
der hoffnungslos überfüllten Millionenstadt weitge-
hend unberührt von diesen technischen Neuerun-
gen: Die „Stadt stinkt nicht einfach oder duftet – sie 
überfordert die Nase mit ihrer Luft. Kot und Urin, 
Blumen und Honig, Wein und Bronze, der Dunst 
von Bratenfett und ranzigem Lampenöl, der Staub 
von zertrümmerten Steinen und Ziegeln, Faulgase 
aus den Kloaken, die Duftwässerchen der Straßen-
dirnen und käuflichen Knaben, das sanfte Aroma 
erlesener Hölzer, Rosenessenz, Pfeffer, Kardamon 
und viele weitere Gewürze des Ostens, Blut von 
Tieren und Menschen – alles schwitzt die Stadt 
zugleich aus, jede Stunde, jeden Tag, Jahrhundert 
um Jahrhundert.“ [Rademacher 2007 [2], S. 468] 
Geschäfte, Werkstätten und Wohnungen liegen im 
antiken Rom eng beieinander und führen im Alltag 
der nutzungsgemischten Stadt nicht nur tagsüber zu 
erheblichen Konflikten: Nachts „öffnen sich die 
Stadttore, und der Sturm braust los. Doch es sind 
nicht die Barbaren, die allnächtlich die Stadt erstür-
men, sondern Bauern und Maurer, Händler und 
Lastenträger. Nur nachts dürfen sie mit ihren Esel- 
und Ochsenkarren durch die Straßen rumpeln und 
der Metropole Marmor, Wein und tausend andere 
Waren liefern. Die Kutscher sind mit Fackeln und 
Peitschen bewehrt. Ihre Flüche und Warnrufe über-
tönen noch das Gebrüll der Zugtiere und das Gepol-
ter der eisenummantelten Holzräder. Die Mieter der 
Insulae8, deren düstere Wohnungen von Funzeln 
matt beschienen werden, können dem nächtlichen 
Lärm nicht entkommen, der womöglich noch hefti-
ger ist als während des Tages.(…) Nacht für Nacht 
stauen sich (…) die Fuhren (…). Je später die Stun-
de, desto wütender die Kutscher – denn am Morgen 
                                                 
8 Wohnblocks im Antiken Rom 
müssen sie wieder aus der Stadt verschwunden 
sein.“ [ebenda, S. 479]. Auch die mittelalterliche 
Stadt war durch ein unverträgliches, enges Neben-
einander unterschiedlicher Nutzungen geprägt9, 
auch wenn Zünfte und Gilden zunehmend eigene 
Quartiere bildeten, wodurch sich auch bestimmte 
Nutzungen unterschiedlichen Stadtteilen zuordnen 
ließen. Insbesondere wurden für Berufsgruppen mit 
besonderen Emissionen [z.B. Gerber und Färber] 
eigene Nutzungsbereiche definiert, um die Belas-
tungen für die anderen Quartiere zu reduzieren. 
Oftmals lassen sich in den Straßennamen heutiger 
Altstädte noch solcherlei Sonderquartiere ablesen 
[z.B. Färbergasse in Wien, Gerbergasse in Weimar, 
Fleischergasse Leipzig]. 
 
Trotz einiger weniger, vornehmlich stadthygienisch 
motivierter, funktionsgliedernder Maßnahmen war 
die historische Stadt bis zur Industrialisierung in 
erster Linie durch ein enges Neben- und Durchei-
nander von Wohnen und Arbeiten auf engstem 
Raum geprägt. Oftmals lebten und arbeiteten 
Handwerker im selben Haus. Der Barockdichter 
Johann Rist vermittelt einen „Eindruck von der Härte 
des Lebens unter den Bedingungen von urbaner 
Dichte und Nutzungsmischung“ in der Stadt Ham-
burg im 17. Jahrhundert  „und viel anders hat es 
auch zu Beginn des 19. Jahrhunderts noch nicht 
ausgesehen“ [Sieverts 1998, S. 33f.]: In dem Hau-
se, (…) (in dem Rist) wohnte, (…) ward dazumal 
Zucker gekocht, welches viel Wesens gab, sonder-
lich, wenn die Knechte, sowohl Nachts als Tags, 
den Zucker die Stiegen bald hinauf, bald herunter-
schleppten, welches ein unaufhörliches Gepolter 
machte. (Sein) (…) nächster Nachbar zur rechten 
Hand war ein Goldschmied, zur linken aber ein 
                                                 
9 Beispielsweise vermittelt Patrik Süskind in „Das Parfum“ einen 
sehr bildhaften Eindruck von der Geruchswelt der nutzungsge-
mischten, mittelalterlichen Stadt [vgl. Süskind 1994]. 
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Kupferschmied, und ließ jener dazumal in seinem 
Hause eben bauen. Was nun die Zimmerleute den 
ganzen Tag über für ein Gerase hatten, ist leicht zu 
erachten, aber das Hämmern und Klopfen, welches 
bald die Goldschmiede, bald die Kupferschmiede 
von dem frühen Morgen an bis auf den späten 
Abend trieben, sollte einen schier töricht gemacht 
haben.“ Als Rist endlich wieder die Stadt verließ und 
auf seinen Landsitz zurückkam, dachte er sich, 
obgleich er „daselbst alles verwüstet, zerrissen und 
ausgeplündert fand, aus der Hölle in den Himmel 
gekommen“ zu sein. [Rist in Sieverts 1998, S. 33f.]  
 
Mit der Industrialisierung kam es in weiten Gebie-
ten Deutschlands zu einschneidenden Veränderun-
gen der Siedlungsstruktur.10 Vielerorts entwickelten 
sich ehemalige Dörfer binnen weniger Jahre zu 
ausgewachsenen Industriestädten. Dieses explosi-
onsartige Wachstum brachte Probleme mit sich und 
machte systematische Planung notwendig. Das 
Preußische Allgemeine Landrecht von 1794 
schränkte den Grundsatz der Baufreiheit durch die 
Bedingung ein, dass „zum Schaden oder zur Unsi-
cherheit des gemeinen Wesens oder zur Verunstal-
tung der Städte und öffentlichen Plätze kein Bau 
und keine Veränderung vorgenommen werden“ 
solle. Solcher Art Gefahren von der Öffentlichkeit 
abzuwehren, war Aufgabe der Polizei – und so war 
                                                 
10 „Erst um das Jahr 1840 begannen mit den Fabriken und den 
Börsen, den Eisenbahnen und den Zeitungen auch die Klassen-
kämpfe, die unstete Hast und das wagelustige Selbstgefühl der 
modernen Volkswirtschaft in das deutsche Leben einzudringen.“ 
[Treitschke 1919, S. 682, In: Albers 1997, S. 34]. Jedoch gab es 
bezüglich der industriellen Entwicklung zwischen den Ländern des 
damaligen Deutschen Bundes sehr große Unterschiede: „Sachsen 
war mit seiner Textilindustrie ein Vorreiter der Industrialisierung 
und der Verstädterung; in Preußen standen einer Konzentration 
der Schwerindustrie im Ruhrgebiet und in Oberschlesien weite 
Agrarbereiche gegenüber; Württemberg dagegen betrieb eine auf 
dezentrale Streuung gerichtete Industriepolitik, während Bayern 
lange Zeit überwiegend agrarisch bestimmt blieb.“ [Albers 1997, S. 
34] 
es die staatliche „Baupolizei“, in deren Händen die 
Kontrolle der baulichen Entwicklung lag. Allerdings 
hatte diese sich in der Festsetzung von Straßen- 
und Baufluchtlinien mit der gemeindlichen Selbst-
verwaltung abzustimmen [vgl. Albers 1997, S.  34]. 
 
Zwischen 1858 und 1862 erarbeitete der junge 
Bauingenieur James Hobrecht einen Bebauungs-
plan für Preußens Hauptstadt Berlin, der an-
schließend vom Polizeipräsidenten verfügt wurde. 
Auch wenn die Mängel der Berliner Wohnverhält-
nisse schon wesentlich früher beschrieben worden 
waren, vollzog sich mit Hobrechts Bebauungsplan 
erstmalig eine vorausschauende Kritik an der städ-
tebaulichen Entwicklung. In erster Linie zeigten sich 
wie auch im industrialisierten England wesentliche 
Missstände vor allem in hygienischer Hinsicht. Vor 
diesem Hintergrund schlossen sich 1868 Ärzte, 
Kommunalpolitiker, Ingenieure und Architekten zum 
„Deutschen Verein für öffentliche Gesundheits-
pflege“ zusammen und forderten eine aufgelocker-
te Bauweise sowie eine stärkere Nutzungsdifferen-
zierung innerhalb des Stadtgebietes. In einer Zeit, in 
der die Wohnungsnot und die „Wohnungsfrage“ 
Tagesthemen waren, bestand in der Sorge für ge-
sunde Wohnverhältnisse das Hauptanliegen des 
Vereins. Dessen Empfehlungen hatten erheblichen 
Einfluss auf die Meinungsbildung über städtebauli-
che Fragen [vgl. ebenda, S. 35]. Neben der Vermin-
derung der Bau- und Wohndichte bedeutete Ge-
sundheitspflege zunächst vor allem Wasserversor-
gung und Abwasserbeseitigung. Dabei war die 
Schwemmkanalisation nach englischem Vorbild ein 
erster Ansatz, zu einer dauerhaften Lösung führten 
aber erst die Abwasserkläranlagen. Vor diesem 
Hintergrund waren es zunächst die Ingenieure, die 
sich den drängenden Aufgaben der Stadterweite-
rung widmeten. [vgl. ebenda, S.35] 
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Im letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts setzte 
sich als wichtige rechtliche Neuerung die Gliede-
rung der Stadt in Zonen unterschiedlicher Nut-
zungsintensität durch, wie vom Deutschen Verein 
für öffentliche Gesundheitspflege wiederholt gefor-
dert. Damit war es erstmals möglich, Gebäudehöhe 
und Anteil der überbauten Grundstücksfläche für 
verschiedene Stadtgebiete unterschiedlich festzu-
setzen, was wiederum unmittelbaren Einfluss auf 
die Art der Nutzung hatte.11 1891 wurde in Frank-
furt am Main die erste Zonenbaubauordnung 
erlassen, das gleiche Rechtsinstrument hieß in 
Süddeutschland Staffelbauordnung. Ebenfalls 
auf diese Zeit geht die Möglichkeit zurück, rückwär-
tige Baulinien festzusetzen und damit das Blockin-
nere von Bebauung freizuhalten. 
 
In der Entwicklung dieser neueren Stadtplanung 
liegt eine der wichtigsten Überlegungen darin, wel-
che Bereiche unterschiedlicher Nutzung in eine 
Stadt gehören und wie sie einander räumlich zuge-
ordnet werden sollen. In erster Linie geht es dabei 
um wirtschaftlich-funktionale Erwägungen sowie um 
die Erleichterung der Lebensabläufe in der Stadt 
durch eine zweckmäßige Zuordnung von Arbeits-
stätten und Einrichtungen des Gemeinbedarfs zu 
Wohnbereichen und Infrastruktursystemen.  
 
Aufbauend auf dieser Forderung nach räumlicher 
Trennung der Fabrikbereiche von den Wohngebie-
                                                 
11  Auch die heutigen, in der Baunutzungsverordnung vorgesehe-
nen Möglichkeiten zur Nutzungsdifferenzierung schließen neben 
der Art der Nutzung auch das Maß der Nutzung ein: „Nutzungsdif-
ferenzierung kann sich sowohl auf die Art der Nutzung – Wohnen, 
Gewerbe, Gemeinbedarf mit mehr oder minder weitgehender 
Untergliederung – als auch auf das Maß der Nutzung beziehen – 
also den Überbauungsgrad des Grundstücks nach Fläche und 
Höhe. Dieser wirkt sich dann, wenn auch mit sich wandelnden 
Relationen, auf die Dichte von Einwohnern und Arbeitsplätzen aus 
– und damit auf den Flächenanspruch der Stadt und auf das 
Verkehrsgeschehen.“ [Albers 1997, S. 295] 
ten entstanden erste Ansätze einer Gliederung 
nach der Art der Nutzung. So finden sich frühe 
gesetzliche Regelungen dieser Art im norwegi-
schen Baugesetz von 1845 oder in der Gewerbe-
ordnung des Norddeutschen Bundes von 1867 
[später Reichsgewerbeordnung]. Maßgebend waren 
dabei stets „Gründe der Hygiene und der Feuersi-
cherheit, nicht solche der Stadtorganisation.“ 
[ebenda, S. 296] Dies wird auch aus der Entschlie-
ßung des Verbandes Deutscher Architekten- 
und Ingenieurvereine von 1874 deutlich: „Die 
Gruppierung verschiedener Stadtteile soll durch 
geeignete Wahl der Situation und sonstiger charak-
teristischer Merkmale herbeigeführt werden, 
zwangsweise nur durch sanitarische Vorschriften 
über Gewerbe.“12 
 
Reinhard Baumeister, auf den diese Entschlie-
ßung zurückging, prognostizierte kurz darauf „in 
einer großen Zukunftsstadt drei räumliche Abtei-
lungen: Die eigentliche Geschäftsstadt als Kern, 
Industriebezirke [eventuell auch Großhandel], Woh-
nungsbezirke (…); einem guten Erweiterungsplan 
wird man die Austeilung nach den verschiedenen 
Bedürfnissen sofort ansehen.“ [Baumeister in Albers 
1997, S. 296] Im letzten Viertel des 19. Jahrhun-
derts wirkte in Deutschland der „Deutsche Verein für 
öffentliche Gesundheitspflege“ auf eine Abstufung 
der zulässigen Grundstücksausnutzung in unter-
schiedlichen Stadtbereichen hin, wobei es zunächst 
mehr um das Maß als um die Art der Nutzung ging. 
Die Frankfurter Zonenbauordnung von 1891 gilt 
als Markstein für die Verwirklichung dieser Bestre-
bungen. In Anlehnung an dieses Modell folgten viele 
Städte mit ähnlichen Vorschriften, für die in Süd-
deutschland der Begriff „Staffelbauordnung“ ge-
bräuchlich wurde [„Baustaffeln“ statt „Bauzonen“].  
                                                 
12 Entschließung des Verbandes Deutscher Architekten- und Inge-
nieurvereine von 1874 in Albers 1997, S. 296 
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1896 entwickelte Theodor Fritsch mit seinem Buch 
„Die Stadt der Zukunft“ ein diagrammatisches 
Stadtmodell, in dem die radial auf den repräsentati-
ven Stadtmittelpunkt orientierten Stadtteile durch 
keilförmige Grünflächen voneinander getrennt sind. 
Zwei Jahre später folgte Ebenezer Howard mit 
seinem Gartenstadtkonzept „To-Morrow. A 
Peaceful Path to Real Reform“ [1898]. Neben 
sozialen und organisatorischen Zielen folgte das 
“Gartenstadt-Ideal” auch räumlichen Zielvorstellun-
gen: Das Konzept orientierte sich an einem System 
aus verschiedenen Gartenstädten, die als kleinere, 
durchgrünte Stadteinheiten um eine “Zentralstadt” 
gruppiert waren. Einzelne Wohnbereiche waren 
durch Grüngürtel und andere Freiflächen voneinan-
der und anderen Funktionen getrennt. Die Garten-
stadt propagierte eine bewohnergerechte Funkti-
onszuordnung von Wohnen, Arbeiten und Infra-
struktureinrichtungen, eine gute Anbindung an die 
Eisenbahn, eine leichte Erreichbarkeit der freien 
Landschaft sowie eine Begrenzung der Siedlungs-
flächenexpansion [vgl. Reinborn 1996, S. 48].  
 
Nach Albers weisen die Stadtmodelle von Fritsch 
und Howard „eine deutliche Differenzierung der 
Nutzungsbereiche auf, gemeinsam sind beiden eine 
repräsentative Mitte und eine Anordnung der Ar-
beitsstätten – und der Eisenbahn – an der Periphe-
rie.“ [1997, S. 297]. Während jedoch Fritsch „den 
dazwischen liegenden Wohnbereich im Sinne der 
Klassengesellschaft qualitativ nach außen abstufte 
– mit vornehmen Villen nächst dem monumentalen 
Zentrum – sah Howard eine homogene Wohnzone 
beiderseits eines ringförmigen Boulevards vor, an 
dem die Gemeinbedarfseinrichtungen liegen.“ 
[ebenda]. In beiden Stadtmodellen erscheinen Ar-
beitsstätten lediglich in der Form von Industriegebie-
ten. Erst mit Wachstum des tertiären Sektors ge-
wann der Stadtkern an Bedeutung, nicht nur als Ort 
zentraler Einrichtungen, sondern auch als Standort 
der Konzentration von Arbeitsplätzen. Dies erklärt, 
wieso die beiden im ersten Viertel des 20. Jahr-
hunderts entstandenen französischen Stadtstruk-
turmodelle, Tony Garniers „Cité industrielle“ 
[1917] und Le Corbusiers „Ville contemporaine“ 
[1922], in ihrer Nutzungsdifferenzierung mehr oder 
weniger nur zwischen dem Industriebereich und der 
sonstigen Stadt unterscheiden. Das Interesse der 
Flächennutzungsplaner jener Zeit konzentrierte sich 
vor allem auf das Verhältnis zwischen Wohn- und 
[industrieller] Arbeitsstätte. Dies belegen auch die 
Bandstadtmodelle von Arturo Soria y Matas 
[1882], N. A. Miljutin [1930] und Ludwig Hilber-
seimer [1928]: „Längs des Verkehrsbandes wurden 
auf einer Seite Wohngebiete – bei Hilberseimer als 
„Nachbarschaftseinheiten“ -, auf der anderen Seite 
Arbeitsstätten aufgereiht“ [ebenda]. Neben der 
Trennung des Wohn- und Arbeitsbereiche und der 
daraus resultierenden geringeren Belastung wurden 
zusätzlich sowohl die kurzen Berufswege als auch 
der aufgrund der geringen Tiefe des „Wohnbandes“ 
leichte Zugang in die freie Landschaft als große 
Vorteile hervorgehoben. 
 
1933 differenzierte die Charta von Athen zwischen 
Industrie, Handwerk, Geschäften, Verwaltung und 
Handel. Als Ergebnis des CIAM13-Kongresses pos-
tulierte sie einerseits die Trennung der Industriege-
biete von den Wohnvierteln. Andererseits forderte 
sie gleichzeitig kurze Wege zwischen Arbeits- und 
Wohnstätten, bestimmte Standorte für das eng mit 
dem Leben der Stadt verbundene Handwerk und 
gute Verbindungen des Geschäftsviertels mit Woh-
nen, Industrie und Handwerk.  
                                                 
13 CIAM = Congrès Internationaux d’Architecture Moderne / Inter-
nationale Kongresse für neues Bauen, die auf Anregung von Le 
Corbusier erstmals 1928 veranstaltet wurden. [vgl. Reinborn 1996, 
S. 138] 
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Die Charta von Athen forderte also keine radikale 
Trennung der Funktionen, „wie sie später immer 
wieder diesem Manifest zur Last gelegt wurde.“ 
[Albers 1997, S. 298]. Obwohl die Charta von Athen 
„die großräumige Funktionstrennung wegen der 
weiten Zwangswege gerade für die Arbeiterbevölke-
rung anprangerte, wurde diese aber als das eigent-
liche Ziel der Charta von starken Interessengruppen 
propagiert und in die Realität umgesetzt. Die klein-
räumige Funktionstrennung im Sinne von Stadtbe-
zirksdifferenzierung, um z.B. störende Betriebe aus 
Wohngebieten herauszuhalten, wurde einfach auf 
die Gesamtstadt übertragen und im Sinne von 
‚Funktionalismus’ als städtebauliches Programm 
verkauft“ [Reinborn 1996, S. 139].  
 
Die Leitbilder des modernen Städtebaus der Nach-
kriegszeit gingen „von einer strikten Trennung aus, 
ja sie war sogar ihr wesentliches Element“ [ebenda 
S. 213]. So zeigen die Stadterweiterungen und 
„Neuen Städte“ der 1950er Jahre eine konsequente 
Nutzungstrennung: „Wohngebiete sollten von Stö-
rungen durch das Arbeiten freigehalten werden, und 
Arbeitsstättengebiete sollten zum Wohnen durch 
Grünbereiche oder zumindest durch gemischte 
Nutzungen eine erforderliche Distanz halten.“ 
[ebenda] Mit dem Bundesbaugesetz [1960] und der 
Baunutzungsverordnung [1962] bekamen diese 
Auffassungen schließlich „Rechtscharakter mit einer 
für alle Planungen verbindlichen Wirkung.“ [eben-
da]. In diesem Zusammenhang wurde die „geglie-
derte und aufgelockerte Stadt“ von Johannes 
Göderitz, Roland Rainer und Hubert Hoffmann 
[1957] zum Inbegriff für ein neues städtebauliches 
Leitbild [vgl. Abb. 2]. Deren „Verteilungsschema der 
Nutzungsbereiche“ basiert auf einer strikten Funkti-
onstrennung: So werden unterschiedliche Nut-
zungsbereiche für die Funktionen Wohnen, Arbeiten 
und Erholen gebildet, die durch Grünstreifen geglie-
dert und durch Straßen miteinander verbunden 
werden. In der „Aufgliederung der Städte“ und der 
„klaren räumliche Trennung der einzelnen Glieder 
durch Grünstreifen“ wurden deutliche Vorteile ge-
genüber nutzungsgemischten Strukturen gesehen: 
weniger gegenseitige Beeinträchtigungen der unter-
schiedlichen Nutzungen und weitläufige Grünzüge, 
die „neben der Gliederung der Siedlungsteile auch 
wichtige Freiraumfunktionen, von der Landwirtschaft 
bis zu Sport- und Freizeiteinrichtungen, überneh-
men“ [ebenda, S. 184]. 
 
Nach Albers war die tatsächliche Entwicklung in 
Richtung einer räumlichen Trennung von Nutzungs-
bereichen nicht nur in der Planungspraxis der Zeit 
angelegt [z.B. Baunutzungsverordnung von 
1962]. Sie „wurde zugleich durch die wirtschaftli-
chen Mechanismen von Boden- und Mietpreisen 
gefördert – wie etwa die „Citybildung“, die Verdrän-
gung der Wohnnutzungen aus den Stadtkernen.“ 
[Albers 1997, S. 298] Diese Rahmenbedingungen 
waren zusammen mit Veränderungen im Sozialver-
halten, durch technische Möglichkeiten und neue 
Medien ausgelöst oder verstärkt, der Grund dafür, 
dass das intensive städtische Leben, wie man es 
aus den dicht bebauten Großstadtvierteln der ersten 
Jahrhunderthälfte kannte, nicht mehr aufkam: „eine 
Veränderung, die bald von der Kritik als Verlust an 
städtischer Qualität empfunden und in erster Linie 
der Stadtplanung zur Last gelegt wurde. Mit dem 
Beginn der sechziger Jahre – als in Deutschland 
gerade die Baunutzungsverordnung [1962] als 
rechtlicher Niederschlag einer auf Nutzungstren-
nung gerichteten Fachauffassung erlassen wurde – 
setzte diese Kritik mit Veröffentlichungen ein, deren 
Titel als Alarmsignale wirkten: „The Death und Life 
of Great American Cities“ [Jacobs 1961], „Die 
gemordete Stadt“ [Siedler 1964], „Die Unwirt-
lichkeit der Städte“ [Mitscherlich 1965].“ [ebenda] 
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Abb. 1: Illustrierte Forderungen aus der Nachkriegsplanung für Mainz „Section du Plan“ 1947 [aus Reinborn 1996, S. 138] 
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Vor diesem Hintergrund und als Reaktion darauf 
entstand das neue Leitbild von der „verdichteten 
und verflochtenen“ Stadt als Gegenentwurf zur 
„gegliederten und aufgelockerten“ Stadt. In diesem 
neuen Stadtmodell sah man die Voraussetzung 
einer erstrebten „Urbanität“. Im Gegensatz zum 
vorherigen gab es allerdings für dieses Konzept 
„niemals ein diagrammatisches, räumlich umsetzba-
res Modell, geschweige denn eine als vorbildlich 
angesehene Verwirklichung.“ [ebenda] 
 
Da der Leitgedanke der „Urbanität durch Dichte“ 
durchaus den Interessen von Grundeigentümern 
und Investoren entsprach, setzte sich die im Inte-
resse der Urbanität propagierte dichtere Wohnbe-
bauung schnell durch14, „nicht jedoch die Verflech-
tung mit anderen Nutzungen15, selbst wenn sie 
keine Immissionsprobleme aufwarfen.“ [ebenda, S. 
299] Einige Projekte dieser Art wurden auch als 
„Stadterneuerungsmaßnahmen“ durchgeführt, die 
zunächst meist im Sinne vollständigen Abbruchs 
und Neubaus der Bausubstanz mit weitgehenden 
Änderungen des Erschließungssystems konzipiert 
waren. Völlig intakte, nutzungsgemischte Gründer-
zeitstrukturen fielen diesen Maßnahmen zum Opfer 
oder konnten nur durch bürgerschaftliches Enga-
gement vom Abriss bewahrt werden.16  
 
Vor diesem Hintergrund und als Reaktion auf den 
vielerorts feststellbaren Verlust von Stadtqualität 
                                                 
14 Beispiele hierfür sind das Märkische Viertel in Berlin, Köln-
Chorweiler oder München-Neuperlach. 
15 Der Verwirklichung von Nutzungsverflechtungen „wirkten öko-
nomische Mechanismen oder Probleme der Trägerschaft häufig 
auch da entgegen, wo sie ursprünglichen Entwurf noch bereichert 
hatten – wie etwa in der Amsterdamer Großsiedlung Bijlmermeer, 
in der zunächst die Erdgeschosszonen für eine – allerdings wohl 
nicht ganz realistisch eingeschätzte – Nutzungsvielfalt vorgesehen 
waren.“ [Albers 1997, S. 299] 
16 Ein Beispiel hierfür ist Berlin-Kreuzberg mit den Stadtsanie-
rungsmaßnahmen rund um das Kottbuser Tor. 
wandelte sich um 1970 die Auffassung ein weiteres 
Mal: „Instandsetzung, Modernisierung und Auf-
wertung des alten Baubestandes traten in den 
Vordergrund – zunächst unter sozialen Gesichts-
punkten, zu denen aber bald auch eine gestalteri-
sche Neubewertung des lange missachteten Erbes 
aus dem 19. Jahrhundert hinzutrat. ‚Erhaltende 
Erneuerung’ wurde zu einem neuen Schwerpunkt 
in der Stadtentwicklung.“ [Albers 1997, S. 43] Die 
Stadtsoziologin Jane Jacobs sprach bereits 1963 in 
ihrer Streitschrift „Tod und Leben großer amerikani-
scher Städte“ von einer „Notwendigkeit gemischter 
primärer Nutzung“. Sie verurteilte „die Zerstörung 
des Geflechts menschlicher Beziehungen und die 
Vernichtung der gewachsenen Vielfalt von Nutzun-
gen. Unter ihnen konnten eben auch viele marginale 
Nutzungen bestehen, die zwar wirtschaftlich 
schwach waren, aber zum Charakter und zur Le-
bendigkeit des Gebietes beitrugen.“ [Albers in Ja-
cobs 1993, S. 3] Vor diesem Hintergrund forderte 
Jacobs, „in solchen Gebieten alte Gebäude zu er-
halten und – allgemein – für Baugruppen unter-
schiedlichen Alters innerhalb eines Stadtbereiches 
zu sorgen.“ [ebenda] Gleichzeitig formulierte Jacobs 
den Anspruch, dass der „Bezirk als Ganzes (und so 
viel seiner inneren Teile wie möglich) (...) mehr als 
einer primären Funktion dienen (müsse), möglichst 
mehr als zweien. Diese müssen die Gegenwart von 
Menschen sichern, welche sich auf den Straßen 
nach verschiedenen Tagesplänen und zu verschie-
denen Zwecken bewegen, aber gemeinsam viele 
Dienste in Anspruch nehmen.“ [Jacobs 1993, S. 96]
 15
Abb. 2: Schemaskizze der „gegliederten und aufgelockerten Stadt“ von J. Göderitz, R. Rainer, H. Hoffmann [aus Reinborn 1996, S. 184] 
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Im Zuge der sogenannten Gemengelagen-
Diskussion wurde Ende der 1970er Jahre deutlich, 
dass der aus dem Leitbild einer funktional geglieder-
ten Stadt entstandene Anspruch auf Konfliktfreiheit 
insbesondere in gewachsenen Strukturen an seine 
Grenzen stößt. In gewachsenen „Gebieten mit en-
gem Nebeneinander von gewerblichen Anlagen und 
Wohnnutzungen“, sogenannten Gemengelagen, 
wurden unterschiedliche Probleme deutlich, die sich 
beispielsweise „auf die notwendigen Modernisie-
rungs- und Erweiterungsmaßnahmen an den ge-
werblichen Anlagen nachteilig auswirken“ [Bundes-
rats-Drucksache zu 283/79 in Stich et al. 1982, S. 
8].17 Auch wenn ein Forschungsprojekt im Auftrag 
der Bundesregierung noch mit dem Ziel angetreten 
war, das Problemfeld Gemengelage mit dem vor-
handenen Mittel der Funktionstrennung zu lösen, so 
wurde beispielsweise schnell deutlich, dass die 
strikte Anwendung der technischen Normen und 
Richtlinien des Immissionsschutzrechts in beste-
henden Gemengelagen dazu führt, dass „gar nichts 
mehr geht“. Ein solcher baulicher Entwicklungsstill-
stand ist insbesondere für vorhandene Gewerbebe-
triebe von fataler Wirkung.18 Infolgedessen wurde 
von der Forschungsgruppe nicht vorgeschlagen, die 
                                                 
17 Vor diesem Hintergrund wurde im Auftrag der Bundesregierung 
anhand von konkreten Gemengelage-Fällen ein Forschungsprojekt 
gestartet, das sich damit auseinandersetzen sollte, welche Schwie-
rigkeiten in Gemengelagen auftreten und worin die Ursachen für 
die Probleme liegen. Dabei wird deutlich, dass zwar zahlreiche, 
rechtliche Instrumentarien in Form von Gesetzen, Rechtsverord-
nungen, Verwaltungsvorschriften, Erlassen sowie technischen 
Normen und Richtlinien des Bauplanungs-, Bauordnungs- und 
Immissionsschutzrechts bestehen, dennoch aber in diesem Be-
reich ein erhebliches Vollzugsdefizit besteht [vgl. Stich et al. 1982, 
S. 220f.] 
18 Dieser Zustand lässt sich nur durch die Bauleitplanung durch-
brechen und hier gilt es, den Leitsatz der „Gegenseitigen Rück-
sichtsnahme“ nicht strikt an Grenz- und Abstandswerten festzuma-
chen, sondern die Umstände des jeweiligen Einzelfalls zugrunde 
zu legen  [vgl. ebenda, S. 279f.) 
 
Flut der bestehenden Normen weiter zu verfeinern, 
sondern stattdessen die Anwenderebene zu „ermu-
tigen“, den Besonderheiten von Gemengelagen 
Rechnung zu tragen und dies „klarstellend oder 
auch konstitutiv“  bundeseinheitlich zu regeln 
[ebenda, S. 284] . Somit kann in Situationen, in 
denen sowohl die Wohnbevölkerung als auch Ge-
werbebetriebe gleichzeitig Bestandsschutz genie-
ßen, oftmals „keine optimale Trennung (von Funkti-
onen) erreicht werden“, so dass stattdessen gegen-
seitige Rücksichtnahme, die „gesteigerte Duldungs-
pflichten“ und „verminderte Entwicklungsmöglichkei-
ten“ [Hoppe et al. 2002, S. 306] der Beteiligten zur 
Folge hat, unerlässlich ist. Dieses gegenseitige 
Aufeinanderzugehen, die gemeinsame Suche nach 
einem Kompromiss stellt eine deutliche Abkehr vom 
Glauben an eine „allmächtige“ Stadtplanung dar, die 
allein durch Festsetzungen in Bebauungsplänen im 
Stande wäre, konfliktfreie Lebenswelten zu garan-
tieren.19 Stattdessen kommt es nun mehr auf die 
„Beteiligung aller innerhalb der Gemengelage woh-
nenden und arbeitenden Menschen“ [Stich et. al 
1982, S. 160] und das gemeinsame Entwickeln von 
Lösungen an. 
 
Seit den 1980er-Jahren nimmt die Kritik am moto-
risierten Individualverkehr stetig zu, der durch 
Lärm und Abgase, aber auch durch den schieren 
Raumanspruch der Automobile zu einer wachsen-
den Bedrohung von Lebensqualität in der Stadt 
führt. Vor diesem Hintergrund mehren sich die 
Stimmen derer, die eine „Stadt der kurzen Wege“ 
fordern. Nach Albers ist die Realisierung dieses 
Leitbilds allein durch Stadtplanung derzeit noch 
unrealistisch: „Seine Verwirklichung würde letztlich 
eine Aufgliederung der großen Agglomerationen in 
                                                 
19 Dies bestätigte Herr Prof. Steinebach, einer der beteiligten 
Forscher und Verfasser der Bundesrats-Drucksache von 1982, 
mündlich in einem Telefoninterview im Januar 2010. 
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räumlich begrenzte Teilarbeitsmärkte voraussetzen, 
für die angesichts der gegenwärtigen wirtschaftli-
chen Entwicklungstendenzen keinerlei Ansatzpunk-
te erkennbar sind. Insofern erscheint auch die Su-
che nach weiteren Modellen der Nutzungsvertei-
lung, die hier Abhilfe schaffen könnten, wenig aus-
sichtsreich. Die Realität der heutigen europäischen 
Stadt stellt sich in aller Regel als ein Nutzungsmo-
saik mit den unterschiedlichsten Mustern dar, die 
jeweils durch wenige ‚Festpunkte’ wie die wichtigs-
ten Zentren und die Hauptverkehrslinien definiert 
sind.“ [Albers 1997, S. 299] Dabei wird die Planung 
nach Albers kaum mehr tun können als auf eine 
gute Verknüpfung von Wohn- und Arbeitsstätten 
durch den öffentlichen Nahverkehr und auf eine 
gewisse Ausgeglichenheit der Verkehrsströme hin-
zuwirken. „Damit soll nicht gesagt sein, dass im 
neuen Jahrhundert nicht ökologische Zwänge zu 
einschneidenden Änderungen in Wirtschaftsform 
und Verhaltensweise führen könnten – aber noch 
zeichnen sie sich in der Realität der Stadt nicht ab.“ 
[ebenda, S. 300]  
 
Der Tübinger Stadtplaner Andreas Feldtkeller for-
dert dagegen schon heute ein gesellschaftspoliti-
sches Bekenntnis zur „nutzungsgemischten 
Stadt“: „Was und wie gemischt werden kann und 
soll, ist ganz wesentlich abhängig von den gesell-
schaftspolitischen Zielen, die hinter dem Wunsch 
nach einer verstärkten Funktionsmischung stehen.“ 
[1998 [1], S. 20] Nach Feldtkellers Analyse sollten 
soziale Argumente für Funktionsmischung je-
doch im Zentrum der Erörterung stehen. Alle ande-
ren Motive für Funktionsmischung wie Flächen 
sparen, Verkehr reduzieren, Stadtökonomie fördern, 
Alltagsorganisation erleichtern oder die Umwelt 
schonen, seien demgegenüber nachgeordnet zu 
betrachten. Feldtkeller betrachtet Funktionsmi-
schung als notwendiges Instrument, um gesell-
schaftliche Optionen zu eröffnen und letzten Endes 
„Stadt“ zu schaffen. [vgl. Feldtkeller 1998 [1]] In die 
gleiche Kerbe schlägt Werner Durth, der bereits 
Ende der 1970er Jahre in der Stadtgestaltung eine 
oftmals ausschließliche „Inszenierung der All-
tagswelt“ beklagt. [vgl. Durth 1977] Aus seiner 
Sicht muss Stadt wieder als aktiv gelebter „Kul-
turraum“ begriffen werden und darf nicht zum „leb-
losen Design“ verkommen. Vor diesem Hintergrund 
gewinnt das idealtypische, vielfältig gemischte Mo-
dell der Europäischen Stadt wieder an Bedeu-
tung, innerhalb der Bürgerinnen und Bürger selbst-
bewusst Verantwortung übernehmen und aktiv bei 
der lebendigen Gestaltung und Ausformulierung 
unterschiedlichster, urbaner Nutzungen mitwir-
ken [vgl. Böhme 2000, Hassenpflug 2000].  
 
Auch vor dem Hintergrund der gegenwärtigen 
Stadtumbaudiskussion [vgl. Liebmann 2003] in 
Verbindung mit dem demographischen Wandel 
stellt sich die Frage, inwiefern die im Laufe der 
letzten Jahrzehnte zunehmend segmentierte Stadt 
noch den Bedürfnissen einer immer älter werden-
den Gesellschaft gerecht werden kann. Gerade 
weniger mobile Menschen sind darauf angewiesen, 
dass zumindest die Einrichtungen des täglichen 
Bedarfs fußläufig erreichbar sind. 
 
Auch die aktuelle klimapolitische Diskussion und 
die daraus resultierende, wiederkehrende Forde-
rung einer Reduzierung des motorisierten Individu-
alverkehrs schlägt in diese Kerbe [vgl. hierzu Gore 
2006, Gore 2009]. Nutzungsmischung ist dabei 
zwar kein Allerheilmittel, aber notwendige Voraus-
setzung. „Funktionsmischung ist also ein Angebot, 
eine notwendige Bedingung, eine Option für Ver-
kehrsvermeidung.“ [Aring et al. 1995, S. 519] 
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Gleichzeitig dokumentieren aktuelle Tendenzen der 
Reurbanisierung eine Renaissance des kompak-
ten „Lebens in der Stadt“. Neue Wohnmodelle in 
ganz unterschiedlichen städtischen Kontexten von 
der Stadterweiterung bis zum Stadtumbau vereinen 
individuelle, private Wohnungsangebote mit leben-
diger, nutzungsgemischter Urbanität. [vgl. Blase 
1998, Bonny 1998, Feldtkeller 1998 [2], Hellweg 
1998, v. Lüpke 1998, Kniemeyer 1998, Polkowski 
1998, Schümer-Strucksberg 1998]  
 
 
1.2 Das ExWoSt-Forschungsvorhaben 
 „Nutzungsmischung im Städtebau“  
 
Mit dem Forschungsprogramm „Experimenteller 
Wohnungs- und Städtebau“ [ExWoSt] fördert der 
Bund in Form von Forschungsfeldern und Modell-
vorhaben, Studien, Initiativen und Veranstaltungen 
innovative Planungen und Maßnahmen zu wichtigen 
städtebau- und wohnungspolitischen Themen. Aus 
den Erfahrungen sollen Hinweise für die Weiterent-
wicklung der Städtebau- und Wohnungspolitik abge-
leitet und der Wissenstransfer unterstützt werden. 
 
Das Programm wird heute [Mai 2010] vom Bundes-
institut für Bau-, Stadt- und Raumforschung [BBSR] 
im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung 
[BBR] betreut, einer Ressortforschungseinrichtung 
im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung [BMVBS]. Es 
berät die Bundesregierung auf nationaler sowie 
europäischer Ebene bei Aufgaben der Stadt- und 
Raumentwicklung sowie des Wohnungs-, Immobi-
lien- und Bauwesens.  
 
Mit seinen zielgerichteten Forschungsfeldern und 
Modellvorhaben zu aktuellen wohnungs- und städ-
tebaulichen Grundsatzfragen trägt das Forschungs-
programm ExWoSt wesentlich zu einer innovativen, 
lösungsorientierten Praxis im Wohnungs- und Städ-
tebau bei. Die wissenschaftliche Begleitung der 
Modellvorhaben gewährleistet dabei auch die fach-
öffentliche Verbreitung der Ergebnisse.20  
 
Eines der Forschungsvorhaben beschäftigte sich 
mit dem Thema „Nutzungsmischung im Städtebau“. 
Seit Anfang der 1990er Jahre ist städtebauliche 
Nutzungsmischung „als Ziel bei Planern fast unum-
stritten. Es wird als wichtiges Element einer nach-
haltigen Stadtentwicklung (Dichte, Mischung, Poly-
zentralität) und einer Stadt der kurzen Wege gese-
hen.“ [BBR 2000, S. 9] 
 
Die reale Entwicklung unserer Städte war und ist 
jedoch durch Entmischung und Funktionstrennung 
geprägt. Auch im Planungsalltag mangelt es an 
Engagement für Nutzungsmischung. „Zwar gibt es 
in vielen deutschen Städten Mischungsprojekte, sie 
stellen aber Ausnahmen gegenüber reinen Gewer-
be- und Wohngebieten dar. Dies belegt, dass Nut-
zungsmischung im Konflikt mit grundlegenden wirt-
schaftlichen und sozialen Tendenzen steht, z.B. mit 
den Vergrößerungen und veränderten Standortan-
forderungen von Betrieben oder mit dem Bedürfnis 
nach Ungestörtheit bei Bewohnern und Betrieben.“ 
[ebenda] 
 
Das ExWoSt-Forschungsvorhaben zum Thema 
„Nutzungsmischung im Städtebau“ kommt zu dem 
Ergebnis, dass es nicht das ideale Modell, die idea-
le Körnigkeit, die idealen Nutzungsarten für Nut-
zungsmischung gebe. Dies spiegele sich „deutlich in 
der Vielfalt der Modellvorhaben wider. Je nach 
Standort, Zielen der Planung und Umsetzungsver-
                                                 
20 vgl. hierzu die Homepage des Bundesinstitutes für Bau-, Stadt- 
und Raumforschung [BBSR] im Bundesamt für Bauwesen und 
Raumordnung [BBR], www.bbsr.bund.de (Mai 2010) 
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fahren sind Mischungen vertikal und horizontal, fein- 
und grobkörnig, im Gebäude, im Block oder im 
Quartier möglich. Mischung kann aus der Parzelle 
entwickelt werden, aber auch aus größeren Baublö-
cken.“ [ebenda, S. 1] Nach Aussage des ExWoSt-
Endberichts erweist sich eine feinkörnige Nut-
zungsmischung aus kleinen Parzellen als zielfüh-
rend, aber vor allem am Stadtrand als schwierig. 
Eine eher grobkörnige Mischung sei robuster und 
vereinfacht Anpassungen an eine geänderte Nach-
frage. 
 
Die Zurückhaltung im Planungsalltag für die Ent-
wicklung nutzungsgemischter Quartiere und die 
damit verbundenen Fragen waren Anlass für das 
Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung, 1995 
das ExWoSt-Forschungsfeld „Nutzungsmischung im 
Städtebau“ einzurichten und in 13 Modellvorhaben 
die Umsetzung von Mischungskonzepten über ei-
nen Zeitraum von mehr als drei Jahren wissen-
schaftlich zu begleiten und auszuwerten. „Alle 13 
Vorhaben hatten überzeugend dargelegt, dass sie 
sich auf das Ziel der Nutzungsmischung für ihr je-
weiliges Projektgebiet verständigt hatten und es auf 
der Ebene des Stadtquartiers auch baulich umset-
zen wollten. Mit dem Forschungsfeld sollten die 
möglichen Schwierigkeiten in der Umsetzung her-
ausgearbeitet werden, um darauf aufbauend das 
bauplanungsrechtliche Instrumentarium in seinen 
Wirkungen zu überprüfen und Strategien zu einer 
erfolgreichen Umsetzung von Nutzungsmischung zu 
entwickeln.“ [ebenda, S. 9] 
 
Für die Auswahl der 13 Modellvorhaben waren drei 
Gebietskulissen leitend: 
 
- innerstädtische Brachflächen: 
Essen-Weststadt, Hannover-PelikanViertel, Offen-
bach-Alter Schlachthof, Tübingen-Südstadt 
- Bestandsgebiete,  
in denen es darum geht, Nutzungsvielfalt zu halten: 
Kiel-Wik, Berlin-Komponistenviertel, Berlin-Ober-
schöneweide, bzw. zu schaffen: Bremen-Blockdiek 
 
- Neubauvorhaben am Stadtrand: 
Bocholt-West, Neubrandenburg Lindenberg-Süd, 
Potsdam-Kirchsteigfeld, Viernheim-Bannholzgraben 
 
Auch wenn keines dieser Projekte damals "fertig" 
war, so finden sich in dem Bericht dennoch vielfälti-
ge Aussagen, welche Möglichkeiten und welche 
Schwierigkeiten bestehen, Nutzungsmischung im 
Städtebau zu verwirklichen.  
 
Ergänzt wurden diese Ergebnisse durch die Aus-
wertung der drei Sondergutachten zum Investoren-
verhalten, zu den ausländischen Beispielen und zur 
Stadt der kurzen Wege, die Ergebnisse aus den 
Projektwerkstätten und Forschungsseminaren, so-
wie zahlreiche und wiederholte Gespräche der Be-
gleitforschung mit den Entscheidungsträgern in den 
Modellvorhaben über einen Zeitraum von fast vier 
Jahren. 
 
Im Folgenden sollen einige allgemeine Ergebnisse 
des Forschungsvorhabens „Nutzungsmischung im 
Städtebau“ dargestellt werden. Die besonderen 
Ergebnisse des Forschungsvorhabens, welche die 
Fragestellung der vorliegenden Arbeit bezüglich der 
„Entstehung und Entwicklung von Konflikten in nut-
zungsgemischten Quartieren“ betreffen, sollen in 
Abschnitt B dieser Arbeit einfließen und dort Erwäh-
nung finden. 
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1.2.1 Erfolgsfaktoren und Hemmnisse für die 
Realisierung von Nutzungsmischung 
 
Das ExWoSt-Forschungsvorhaben kommt zu dem 
Ergebnis, dass Nutzungsmischung in unterschiedli-
chen Formen nachgefragt wird und sich damit am 
Markt bewähren kann21. Voraussetzung hierfür ist 
allerdings ein passendes, städtebauliches Konzept, 
sowie ein entsprechendes Projektmanagement, das 
auch über die formalen Instrumente hinaus informel-
le Wege der Vermittlung, Kommunikation und des 
Konfliktmanagements sucht. 
 
Grundsätzlich erleichtert der wirtschaftliche und 
technologische Wandel heute die Mischung von 
Funktionen. Der Anteil wohnverträglicher Betriebe 
nimmt zu, die Gefahr von Konflikten zwischen Woh-
nen und Arbeiten verringert sich. Prinzipiell sind 
heute die Betriebsabläufe der meisten kleinen und 
mittleren Betriebe wohnverträglich. Dennoch kön-
nen nutzungsgemischte Gebiete nicht vollkommen 
störungsfrei sein, gegenseitige Beeinträchtigungen 
bleiben bestehen. Sie erfordern daher Störungstole-
ranz von Bewohnern und Betrieben, die durch in-
formelle Verfahren wie Information und Beratung 
gefördert werden kann. Andererseits kann die Viel-
falt und Lebendigkeit nutzungsgemischter Quartiere 
als Standortqualität für die Vermarktung offensiv 
eingesetzt werden. Die größten Beeinträchtigungen 
für das Wohnen entstehen durch Verkehr, der durch 
                                                 
21 „Bei den Bewohnern sind es verschiedene Bevölkerungsgrup-
pen [z.B. erlebnisorientierte Singles und Paare, ältere Menschen 
und Personen, die die Atmosphäre nutzungsgemischter Quartiere 
suchen], beim Gewerbe sind es überwiegend kleine und mittlere 
Betriebe aus den Bereichen Handel, Handwerk und Dienstleistun-
gen, die die Nähe zu Kunden und preiswerte Flächenangebote 
suchen oder die Lebendigkeit des Quartiers als Standortvorteil 
suchen.“ [BBR 2000, S. 2] Für private Investoren sind Mischungs-
projekte attraktiv, „weil sie eine Risikostreuung gegenüber Nach-
frageschwankungen auf den verschiedenen Immobilienteilmärkten 
versprechen.“ [ebenda] 
gewerbliche Nutzungen erzeugt wird. Die Verringe-
rung bzw. möglichst störungsfreie Abwicklung des 
Autoverkehrs ist daher eine der wichtigsten Anfor-
derungen an mischungsfördernde Planungskonzep-
te [vgl. BBR 2000, S. 2 f.]. 
 
Die erfolgreiche Entwicklung eines nutzungsge-
mischten Quartiers ist eine langfristige Aufgabe, die 
sowohl eines besonderen Engagements aller Betei-
ligten22 als auch dauerhafter politischer Unterstüt-
zung bedarf. Insbesondere in Siedlungserweite-
rungs- und in Brachenprojekten erschwert Zeitdruck 
die Entwicklung nutzungsgemischter Quartiere.23 Da 
Mischungskonzepte durch kurzfristige Anpassung 
an die Nachfrage gefährdet werden können, sind 
Zwischennutzungen ein wichtiges Element einer 
erfolgreichen Entwicklungsstrategie. Weitere Er-
folgsfaktoren für Nutzungsmischung sind die früh-
zeitige Gebietsprofilierung, eine aktive und zugleich 
offensive Vermarktung sowie die Flexibilität des 
Nutzungskonzepts24. „Nutzungsgemischte Projekte 
erfordern schrittweises Vorgehen, die intensive 
Anwendung informeller Instrumente [Beratung von 
Betriebsinhabern, Förderung der Quartiersidentität] 
sowie die Kooperation von Fachverwaltungen, ins-
besondere von Stadtplanung und Wirtschaftsförde-
rung.“ [BBR 2000, S. 2] 
 
Erfolgshemmende Faktoren bei der Entwicklung von 
nutzungsgemischten Strukturen auf Brach- oder 
Bestandsflächen können „durch Bau- und Nut-
                                                 
22 „Notwendig sind aktive Promotoren in Verwaltung und Privat-
wirtschaft für die Schaffung, Erhaltung und Weiterentwicklung von 
Nutzungsmischung.“ [BBR 2000, S. 2] 
23 „Private Entwickler stehen unter finanziellen Belastungen, die 
ein längeres Vorhalten von Flächen bis zu einem Zeitpunkt, an 
dem sich von der Planung gewünschte Nutzer finden, in der Regel 
verhindert“ [ebenda] 
24 „Modifizierungen des baulichen Angebots und Anpassungen an 
eine veränderte Nachfrage sind oft notwendig“ [ebenda], um auf 
sich ändernde Nachfragen reagieren zu können. 
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zungsbestände in der Nachbarschaft entstehen, die 
den Umsetzungsprozess behindern oder verzögern. 
Einige Nutzungsarten werden durch die baulichen 
Bedingungen ausgeschlossen, hohe Baukosten 
erzwingen eine Flächenproduktivität, die viele Bran-
chen und Betriebsarten nicht erwirtschaften kön-
nen.“ [ebenda] Vor diesem Hintergrund spielen für 
die Entwicklung gemischter Quartiere auf Brachflä-
chen Gewerbebetriebe als Pioniere und „Anker“ 
eine zentrale Rolle: „Eigentümer, aber auch Mieter 
binden sich durch Investitionen in Gebäude- und 
Betriebsausstattung an den Standort. Damit entwi-
ckelt sich ein großes Interesse am Quartier. Ihre 
Förderung ist daher wichtig.“ [ebenda] Dagegen 
mangelt es bei Siedlungserweiterungen „an bauli-
chen und funktionalen Anknüpfungspunkten“, was 
die Profilierung und Vermarktung dieser Gebiete 
insbesondere gegenüber gewerblichen Nutzern 
erschwert. Auch die Realisierung wohnungsergän-
zender Versorgungsangebote [Einzelhandel, Dienst-
leistungen] gestaltet sich schwierig, da diese von 
der Anzahl der Bewohner und der Anzahl der Ar-
beitsplätze im Gebiet abhängig ist und die Konkur-
renz durch nahegelegene Großeinrichtungen ihre 
Etablierung zusätzlich erschweren kann.25 Am 
Stadtrand erweist sich eine grobkörnige Mischung 
gegenüber einer feinkörnigen Nutzungsstruktur als 
robuster, da sie die Anpassung an sich ändernde 
Nachfragen erleichtert. 
 
 
 
 
 
 
                                                 
25 „Wesentlich ist der Zeitpunkt, wann diese Einrichtungen im 
Quartier angesiedelt werden.“ [ebenda S. 3] 
1.2.2  Rechtliche und förderinstrumentelle 
Rahmenbedingungen für Nutzungsmi-
schung  
 
Nach Aussage des ExWoSt-Forschungsprogramms 
gibt es „kein spezifisches Rechtsinstrumentarium für 
die Förderung von Nutzungsmischung.“ [BBR 2000, 
S. 3]. Allerdings eröffnet das allgemeine Baupla-
nungsrecht ausreichend Optionen. So werden bei-
spielsweise die Gebietstypen und Festsetzungs-
möglichkeiten der Baunutzungsverordnung entspre-
chend „angewandt, um die der jeweiligen städtebau-
lichen Zielsetzung entsprechenden Nutzungen bzw. 
Nutzungskonstellationen herbeizuführen.“ [eben-
da].26 Nach Darstellung des ExWoSt-Forschungs-
programms sind die Bestimmungen des geltenden 
Bauplanungsrechts hinreichend flexibel, „um das 
Ziel der Nutzungsmischung an unterschiedliche 
Standortbedingungen und Marktentwicklungen 
anzupassen. Im Umsetzungsprozess sind öffentli-
che oder privatrechtliche Verträge von großer Be-
deutung für die Sicherung der Planungsziele.“ 
[ebenda] Ergänzend dazu bietet das besondere 
Städtebaurecht mit der städtebaulichen Entwick-
lungsmaßnahme und der städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahme weitere Instrumente zur Förderung 
von Nutzungsmischung.27 Dagegen wirken benach-
                                                 
26 Für feinkörnige Mischung werden Mischgebiete [MI] und Kern-
gebiete [MK] bevorzugt, für grobkörnige Nutzungsmischung wird 
eine Gliederung durch Allgemeine Wohngebiete [WA], Gewerbe-
gebiete [GE], Mischgebiete [MI] oder Sondergebiete [SO] bevor-
zugt. Die Gliederungsmöglichkeiten innerhalb einzelner Gebietsty-
pen werden in einigen Fällen angewandt, um feinkörnige Nut-
zungsmischung herbeizuführen.“ [ebenda S. 3] 
27 „Auf städtischen Brachflächen und für Stadterweiterungen er-
möglicht die städtebauliche Entwicklungsmaßnahme ein kommuna-
les Flächenmanagement und eine gezielte Einflussnahme auf die 
anzusiedelnden Nutzer. In Bestandsgebieten bietet die städtebauli-
che Sanierungsmaßnahme insbesondere mit dem Instrument des 
sanierungsrechtlichen Genehmigungsvorbehalts gute Vorausset-
zungen, Mischungsziele planerisch zu sichern.“ [ebenda S. 3 f.] 
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barte Rechtsbereiche oftmals restriktiv gegenüber 
einer angestrebten Funktionsmischung.28 
 
Nach Aussage des ExWoSt-Endberichts ermöglicht 
das geltende Bauplanungsrecht „mehr ‚neue’ Nut-
zungsmischung, als in der kommunalen Planungs-
praxis realisiert wird. Antizipierte Empfindlichkeiten 
der Nutzer führen dazu, dass die rechtlichen Mi-
schungspotenziale nicht ausgeschöpft werden.“ 
Auch wenn das formale Bauplanungsrecht Optionen 
für Nutzungsmischung eröffnen kann, haben in der 
kommunalen Praxis sowohl in Neuplanungen als 
auch bei Bestandsprojekten vorgeschaltete infor-
melle Planungsinstrumente für die konkrete Ausge-
staltung der Nutzungsmischung eine wichtige Be-
deutung.  
 
Finanzielle Förderinstrumente sind oftmals sehr 
stark auf einzelne Nutzungsarten bezogen [z.B. 
Schaffung von Wohnraum oder Förderung von 
Arbeitsplätzen]. Aufgrund dessen wirken sie insbe-
sondere „in Verbindung mit einem strikten Ressort-
denken der Fachverwaltungen und spezialisierten 
Investoren“ [BBR 2000, S. 4] oftmals funktionstren-
nend. 
 
 
 
 
 
 
                                                 
28 Beispielsweise wirken die immissionsschutzrechtlichen Bestim-
mungen des Umweltrechts in der Tendenz erschwerend für Nut-
zungsmischung, zumal sie in der Praxis sehr restriktiv ausgelegt 
werden, was wiederum die räumliche Trennung unterschiedlicher 
Funktionen fördert. [vgl. ebenda S. 4] 
1.2.3  Akteure und Projektsteuerung 
 
Die Umsetzung nutzungsgemischter Strukturen 
stellt einen aufwendigen und langwierigen Prozess 
dar, der auf eine Vielzahl von Akteuren mit unter-
schiedlichen Interessen trifft und einen hohen Ab-
stimmungs- und Koordinationsaufwand erfordert. 
Nutzungsmischung stellt „besonders hohe Anforde-
rungen an die Organisation und Abwicklung des 
Verfahrens.“ [ebenda S. 4] Quartiersbezogene Ko-
operations- und Steuerungsgremien sowie die Ein-
führung eines Projektmanagements sind für eine 
erfolgreiche Realisierung der Mischungsziele erfor-
derlich. Dies steht jedoch häufig im Widerspruch zu 
konventionellen Linienstrukturen der öffentlichen 
Verwaltung. Zunehmend setzt sich jedoch auch in 
Kommunalverwaltungen projektbezogenes Handeln 
bei der Umsetzung von Mischungsprojekten durch, 
wie beispielsweise die Etablierung von Stadtteilbü-
ros oder städtischen Entwicklungsgesellschaften.29  
  
Im Ergebnis ließ sich auch feststellen, dass Investo-
ren „nicht grundsätzlich mischungsfeindlich“ sind.30 
Eine wirtschaftlich tragfähige Realisierung von Nut-
zungsmischung auf Brachflächen und in Siedlungs-
erweiterungsgebieten erfordert jedoch, „dass Pro-
jektträger ‚ihre Hausaufgaben machen’: Nachfrage-
potenziale ausloten, klare Konzepte mischungsfähi-
                                                 
29 Aktuell führt der Begriff „Stadtteilbüro“ in der Internet-
Suchmaschine Google zu 271.000 Treffern. [www.google.de, 
19.2.2010] 
30 „Die Spezialisierung größerer Investoren auf Immobilienteil-
märkte für Büros, Gewerbe oder Wohnungen erschwert oft die 
Realisierung von Nutzungsmischung, während eine Vielzahl 
kleinerer Bauherren sie fördert. Allerdings sehen auch größere 
Investoren mittlerweile in Nutzungsmischung eine besondere 
Qualifikation der Immobilie, die ihnen wirtschaftliche Vorteile 
gegenüber monofunktionalen Quartieren verspricht. Höhere Pla-
nungs-, Bau- und Bewirtschaftungskosten werden durch höhere 
Erträge ausgeglichen, die unterschiedlichen Nutzer versprechen 
eine Streuung des Vermarktungsrisikos.“ [BBR 2000, S. 4] 
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ger Nutzungen entwickeln, Zielgruppen gezielt an-
sprechen und aktive Vermarktung betreiben. Nur so 
können die sehr spezifischen Interessen und Be-
dürfnisse der Nutzergruppen, Bewohner wie Betrie-
be, bedient und die Potenziale von Mischgebieten 
ausgeschöpft werden.“ [ebenda] 
 
1.2.4 Wirtschaftlichkeit von Nutzungs- 
mischung  
 
Nutzungsmischung kann nur gelingen, wenn sie 
nicht „idealtypisches“ Ziel bleibt, sondern sich so-
wohl qualitativ [urbane Dichte, Lebendigkeit, Ro-
bustheit, Räume für Öffentlichkeit] als auch wirt-
schaftlich bezahlt macht: „Betriebe und Bewohner 
müssen Vielfältigkeit, Dichte und Nachbarschaft zu 
anderen Nutzungen auch nachfragen. Entwickler, 
Investoren, Kreditgeber müssen eine Chance se-
hen, das „Produkt“ Nutzungsmischung am Markt zu 
verwerten.“ [BBR 2000, S. 5] Die Ergebnisse des 
ExWoSt-Forschungsvorhabens machen deutlich, 
„dass es eine Nachfrage nach nutzungsgemischten 
Quartieren gibt und dass Investoren bereit sind, 
nutzungsgemischte Quartiere zu entwickeln bzw. in 
nutzungsgemischten Quartieren zu bauen. Mi-
schung kann ein Gebiet profilieren, so dass sich 
Wohn- wie Gewerbeflächen ertragreicher vermark-
ten lassen. Insbesondere auf kleineren städtischen 
Brachflächen und in bestehenden gemischten Quar-
tieren verbessert Nutzungsmischung die ökonomi-
schen Verwertungsmöglichkeiten: hochwertige 
Gewerbe- und Wohnflächen erzielen Spitzenpreise 
in gemischten Quartieren.“ [ebenda]. Selbst vertika-
le Mischung von Funktionen in einem Gebäude 
kann an geeigneten Standorten wirtschaftlich trag-
fähig sein, da „intensivere Grundstücksnutzung, 
geringere Erschließungskosten und höhere Erträge 
der einzelnen Nutzungselemente (…) den Mehrauf-
wand ausgleichen können“ [ebenda]. 
 Auf der anderen Seite existieren jedoch auch 
Schwierigkeiten, „städtebauliche Vorstellungen von 
Nutzungsmischung und wirtschaftliche Interessen 
von Investoren zur Deckung zu bringen.“31 Oftmals 
entscheiden sich Investoren jedoch aufgrund von 
Spezialisierungen und Routinen gegen Nutzungs-
mischung, und nicht aufgrund von ökonomischen 
Kalkülen. Vor diesem Hintergrund erfordert eine 
erfolgreiche Realisierung von Nutzungszielen auch 
immer entsprechende Überzeugungsarbeit gegen-
über Investoren, welche die langfristigen, ökonomi-
schen Vorteile nutzungsgemischter Strukturen in 
den Vordergrund stellt.32 „Nutzungsmischung kann 
zu einer Wertsteigerung der Immobilien führen, die 
höhere Bau- und Bewirtschaftungskosten ausgleicht 
und sie auch für Projektentwickler und Investoren 
reizvoll macht.“ [ebenda] 
 
                                                 
31 Beispielsweise sind in MI-Gebieten „Gewerbeflächen oft schwer 
zu vermarkten, weil sie deutlich teurer als subventionierte Flächen 
in nahen GE-Gebieten sind. Die wirtschaftlicheTragfähigkeit von 
Läden und Dienstleistungen in neuen Quartieren verlangt eine 
weitgehende Fertigstellung der Gebäude und eine Mindestgröße 
des Gebiets, während die Stadtplanung oft möglichst frühzeitig ein 
kleinteiliges Versorgungsangebot wünscht.“ [BBR 2000, S. 5] Auch 
geraten Entwickler und Investoren durch Vorinvestitionen und 
Kreditkosten insbesondere in Siedlungserweiterungs- und in 
Brachenprojekten oftmals unter zeitlichen „Druck, Flächen schnell 
zu vermarkten. Mischungsziele sind dann durch kurzfristige Anpas-
sung an die Nachfrage gefährdet. Ein längeres Vorhalten von 
Flächen bis zu einem Zeitpunkt, zu dem sich von der Planung 
gewünschte Nutzer finden, ist selten möglich.“ [ebenda] 
32 „Eine Mischung von Wohn- und Gewerbeflächen verringert das 
Risiko für Investoren, weil die unterschiedlichen Nachfragekonjunk-
turen für Wohn-, Einzelhandels-, Büro- oder andere Betriebsflä-
chen abgefedert werden können. Mischkalkulationen zwischen 
Wohn- und Gewerbeflächen vergrößern die Flexibilität bei der 
Vermarktung. Die Wirtschaftlichkeit technischer und sozialer 
Infrastruktureinrichtungen (…) wird durch Nutzungsmischung und 
bauliche Dichte erhöht.“ [BBR 2000, S.5] Die Struktur nutzungsge-
mischter Quartiere ist robust genug, „dass sie sich an veränderte 
soziale und wirtschaftliche Anforderungen anpassen lässt. Die 
Flexibilität der Bauten ist daher eine entscheidende Bedingung für 
langfristige Wirtschaftlichkeit.“ [ebenda]  
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1.2.5 Gebaute und gelebte Nutzungs- 
mischung 
 
Aus den Ergebnissen des ExWoSt-Forschungs-
vorhabens wird deutlich, dass funktionale Verflech-
tungen zwischen Wohnen und Arbeiten innerhalb 
des jeweiligen Quartiers sehr selten sind. Auch 
betriebliche Verflechtungen zwischen Unternehmen 
im Sinne von Standortverbünden, Lieferverflechtun-
gen oder Synergien ließen sich in den Modellvorha-
ben nur selten feststellen, auch wenn einige Betrie-
be das attraktive Image, das ein vielfältig gemisch-
ter Standort erzeugt, gemeinsam nutzen. Überwie-
gend bedeutet Nutzungsmischung daher „Nähe 
unterschiedlicher Nutzungen“ [„additive Nutzungs-
mischung“, eine „räumliche Einheit der Lebensbe-
reiche im Alltag“ existiert dagegen kaum [vgl. BBR 
2000, S. 6].33 Auch lässt sich ein nutzungsgemisch-
tes Quartier nicht zwangsläufig mit einer  „Stadt der 
kurzen Wege“ gleichsetzen, die zwangsläufig weni-
ger Verkehr zur Folge hat.34 „Zumindest Berufsver-
                                                 
33 Traditionelle Verbindungen zwischen Wohnung und Arbeitsplatz 
haben sich in den Bestandsquartieren infolge des Abbaus von 
Arbeitsplätzen im verarbeitenden Gewerbe fast völlig aufgelöst. 
Zwar werden vereinzelt Wohnen und Arbeiten im selben Gebäude 
oder in der unmittelbaren Nachbarschaft realisiert, doch bleiben 
dies in der Gesamtschau der Modellvorhaben Ausnahmen. Bei-
spiele für neue Mischungen zwischen Wohnen und Arbeiten 
[Arbeitsplatz in der Wohnung, Telearbeit] gibt es in den Modellvor-
haben kaum; die Nachfrage ist bisher gering. Das mag daran 
liegen, dass die Siedlungserweiterungen und Brachenprojekte 
junge, baulich noch unvollständige Quartiere sind. Mit der Mi-
schung können sich Verflechtungen noch entwickeln. Offenbar sind 
aber in der heutigen Gesellschaft die individuellen Aktionsräume 
einschließlich der Berufsmobilität zu groß und die Bereitschaft zu 
einem Umzug zu gering, als dass Nähe von Wohnen und Arbeiten 
ein realistisches Ziel für die Mehrheit der Bevölkerung sein könnte. 
34 So erzeugt in einigen Modellvorhaben Nutzungsmischung sogar 
zusätzlichen Verkehr: Das ist beispielsweise „der Fall, wenn Frei-
zeiteinrichtungen mit einem [über-]regionalen Einzugsbereich ein 
lebendiges Quartier erzeugen sollen und sich infolgedessen der 
Besuchsverkehr mit dem Verkehrsaufkommen anderer Betriebe 
und der Bewohner überlagert. Die planerische Bewältigung der 
kehre lassen sich durch das räumliche Nebenei-
nander von Wohnungen und Arbeitsplätzen nicht 
entscheidend verringern“, auch wenn „von Bewoh-
nern gemischter Quartiere weniger Wege mit dem 
Auto zurückgelegt (werden) als in entmischten Ge-
bieten.“ [ebenda] Aufgrund der Nähe von Angebo-
ten werden jedoch in nutzungsgemischten Quartie-
ren „Wege von der Wohnung zu privaten und öffent-
lichen Versorgungseinrichtungen und Dienstleistun-
gen“ wesentlich „häufiger mit dem Fahrrad und zu 
Fuß zurückgelegt“: „Für die Bevölkerungsgruppen 
mit eingeschränkter Mobilität [Kinder, Jugendliche, 
Alleinerziehende, Ältere] ist das ein großer Vorteil 
des Wohnstandorts, der ihre Wohnzufriedenheit 
fördert.“ [ebenda]  
 
In nutzungsgemischten Quartieren wird eine Ver-
bindung von funktionaler und sozialer Mischung 
„immer schwieriger“35, auch wenn vom Grundsatz 
her die Integration unterschiedlicher Gruppen, Kul-
turen, Wirtschaftsformen in eine städtische Mikro-
welt besser möglich ist als in segmentierten Stadt-
strukturen. Mischgebiete unterliegen jedoch der 
Gefahr, dass sie sich unter dem Einfluss gesell-
schaftlicher Trends wieder entmischen. 36 
                                                                       
Stellplatzprobleme ist in diesen Fällen eine zentrale Voraussetzung 
für den Erfolg von Nutzungsmischung.“ [ebenda, S. 6] 
35 „Bei der Entwicklung von Brachflächen durch private Entwickler 
schließen sie sich weitgehend aus. Die Verwertung der Immobilie 
erfordert eine Profilierung im Hochpreismarkt und schließt dadurch 
bei fehlenden öffentlichen Wohnungsbauförderungsmitteln untere 
bis mittlere Einkommensgruppen aus. Allerdings ergänzen diese 
relativ kleinen Quartiere ihren Stadtteil oft nicht nur in funktionaler, 
sondern auch in sozialer Hinsicht. In den Siedlungserweiterungs-
gebieten sind durch vielfältige Bau- und Eigentumsformen und mit 
Hilfe z.T. hoher öffentlicher Wohnungsbauförderung Quartiere 
entstanden, die hinsichtlich ihrer Sozialstruktur, Altersstruktur und 
Haushaltsformen gemischt sind.“ [ebenda, S.6 f.]  
36 So darf man sich nach Jens Dangschat nicht der Illusion hinge-
ben, funktionsgemischte Gebiete seien an sich stabil. Er weist 
besonders darauf hin, dass Gebiete mit einer "yuppie"-orientierten 
Mischung zur Gentrifizierung neigen. [vgl. Dangschat 1992] 
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Deutlich feststellen lässt sich, dass sich „Nutzungs-
mischung im Städtebau“ über die Zeit entwickeln 
und stabilisieren muss, und dass sich Synergien 
kurzfristig nicht einstellen. Nutzungsmischung bildet 
aber die Voraussetzung dafür, dass sich im Laufe 
der Zeit und durch entsprechendes Management 
und Engagement positive Entwicklungen einstellen.  
 
Das Forschungsvorhaben kommt zu dem Ergebnis, 
„dass für die Lebendigkeit eines gemischten Stadt-
quartiers das Mengenverhältnis von Wohnen zu 
anderen Nutzungen ausschlaggebend ist.“ [ebenda, 
S. 67] Bei einem geringen Wohnungsanteil fehlt es 
vor allem außerhalb der Hauptgeschäftszeiten an 
einer Belebung des öffentlichen Raums. „Der Ein-
druck von Isolation und Unsicherheit ist die Folge.“ 
[ebenda] Dagegen wird in „Quartieren mit einem 
ausgewogenen Verhältnis von Wohnungen und 
Arbeitsstätten“ auch in den Mittags- und  Feier-
abendstunden ein „geschäftiges Treiben“ festge-
stellt.  
 
Nutzungsmischung hat weiterhin Einfluss auf die 
architektonische Gestaltung der Quartiere. Gerade 
die feinkörnige Nutzungsmischung fördert architek-
tonische Vielfalt im Quartier. Mit der Bildung von 
kleinen Baugemeinschaften werden gute Voraus-
setzungen geschaffen, „bauliche Individualität“ auf 
den einzelnen Parzellen zu verwirklichen.(…) Bei 
der Wiedernutzung von Brachflächen fördert die 
Mischung von alter und neuer Bausubstanz den 
Eindruck von gewachsenen Strukturen und einer 
Geschichtlichkeit des Quartiers.“ [BBR 2000, S. 68]  
 
 
 
 
 
 
1.2.6 Störungen und Verträglichkeiten in 
nutzungsgemischten Quartieren 
 
„Klassische Gemengelagen, in denen das Nebenei-
nander von Wohnen und Arbeiten zu massiven 
Beeinträchtigungen führte“, existieren kaum noch. 
Während in alten Bestandsquartieren solche Prob-
lemsituationen in den meisten Fällen durch Be-
triebsverlagerungen aufgelöst wurden, werden sie in 
neuen Quartieren durch Planung oftmals a priori 
verhindert. Darüber hinaus erleichtert der wirtschaft-
liche und technologische Wandel heute die Mi-
schung von Funktionen erheblich, da der Anteil 
wohnverträglicher Betriebe wesentlich zugenommen 
hat und die Gefahr von Konflikten zwischen Woh-
nen und Arbeiten sich laufend verringert.37  
 
Trotz alledem können nutzungsgemischte Gebiete 
nach wie vor „nicht vollkommen störungsfrei sein, 
gegenseitige Beeinträchtigungen bleiben bestehen.“ 
[BBR 2000, S. 3] Nach den Ergebnissen des 
ExWoSt-Forschungsvorhabens entstehen die er-
heblichsten Störungen für das Wohnen „durch Ver-
kehr, der durch gewerbliche Nutzungen erzeugt 
wird.“ [ebenda] Eine der wichtigsten Anforderungen 
an mischungsfördernde Planungskonzepte ist daher 
die Verringerung bzw. möglichst störungsfreie Ab-
wicklung des Autoverkehrs. 
 
In Bestandsgebieten sind die Beeinträchtigungen 
der Bewohner durch betriebliche Emissionen häufig 
geringer als angenommen. Zudem gibt es „Bevölke-
rungsgruppen, die die Nähe zu anderen Funktionen 
tolerieren oder als Qualität suchen“. Dennoch hat 
„störungsfreies Wohnen (…) auch bei der Umset-
zung von Mischungskonzepten auf Brachflächen 
und in Stadterweiterungsgebieten Priorität. Gewer-
                                                 
37 „Prinzipiell sind heute die Betriebsabläufe der meisten kleinen 
und mittleren Betriebe wohnverträglich.“ [BBR 2000, S. 3]  
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be wird auf Ergänzungsfunktionen zum Wohnen 
beschränkt, Mischgebiete haben die Aufgabe, einen 
Puffer zwischen Wohnen und anderen Nutzungen 
herzustellen, um Störungen zu reduzieren. Stadt-
planung und Investoren wollen damit Erwartungen 
der Nutzer antizipieren.“ [ebenda]. 
 
Nutzungsgemischte Quartiere sind in ihrem Alltag 
auf Störungstoleranz von Bewohnern und Betrieben 
angewiesen. Hierzu können informelle Verfahren 
wie Information und Beratung einen wesentlichen 
Beitrag leisten. Zusätzlich kann die offensive Ver-
marktung der Vielfalt und Lebendigkeit nutzungs-
gemischter Quartiere als Standortqualität dabei 
behilflich sein, dass die unterschiedlichen Beteilig-
ten wissen, worauf sie sich einlassen und diese sich 
ganz bewusst dafür entscheiden. 
 
1.2.7 Offene Fragen –  
weiterer Forschungsbedarf 
 
Auch wenn das ExWoSt-Forschungsvorhaben aus 
der Analyse der 13 Modellvorhaben eine Reihe von 
Erfahrungen bezüglich der Chancen und Probleme 
bei der Umsetzung von Nutzungsmischung sowie 
insbesondere wertvolle Erkenntnisse zum Umgang 
mit aus Nutzungsmischung resultierenden Konflik-
ten ableiten konnte [vgl. Abschnitt B], so bleibt den-
noch darauf hinzuweisen, dass die meisten der 
untersuchten Modellprojekte zum Zeitpunkt der 
Untersuchung noch nicht vollständig umgesetzt 
waren bzw. sich noch in der Planungsphase befan-
den.  
 
Folglich bleiben einige wesentliche Fragen nach wie 
vor offen. Beispielsweise wird es interessant sein, 
zu beobachten, wie sich die unterschiedlichen Quar-
tieren im gelebten Alltag bewähren und inwiefern 
sich dabei die geplanten und gebauten Strukturen 
als konfliktfähig erweisen. 
 
Vor diesem Hintergrund möchte sich die vorliegen-
de Arbeit drei ausgewählten ExWoSt-Modellvor-
haben zu einem Zeitpunkt widmen, wo dort der 
Großteil der Baumaßnahmen abgeschlossen ist und 
der Alltag in die Quartiere eingezogen ist.  Dabei 
soll die Untersuchung entlang folgender Fragestel-
lungen erfolgen: 
 
- Welche Arten von sozialen Konflikten treten in 
nutzungsgemischten Quartieren auf? 
 
- Unter welchen Rahmenbedingungen entstehen 
soziale Konflikte in nutzungsgemischten Quar-
tieren? 
 
- Wie entwickeln sich soziale Konflikte in nut-
zungsgemischten Quartieren in Abhängigkeit 
von bestimmten Rahmenbedingungen weiter? 
 
- Welche geeigneten, formellen und informellen 
Maßnahmen und Strategien existieren zum 
Umgang mit Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren? 
 
Doch bevor der Versuch unternommen wird, diese 
Fragen auf systematische Art und Weise theoretisch 
und empirisch zu beantworten, sollen zunächst die 
wesentlichen, für die Arbeit relevanten Begriffe des 
Themas definiert und präzisiert werden. 
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2.  Definition und Eingrenzung relevanter  
Begrifflichkeiten 
 
Will eine Arbeit sich der systematischen Erfassung 
potentiell und tatsächlich auftretender sozialer Kon-
flikte in nutzungsgemischten Quartieren, sowie 
deren Entstehung und Entwicklung widmen, so ist 
es zunächst erforderlich, wesentliche Begriffe ein-
deutig zu definieren bzw. zu präzisieren. Hierzu ist 
zunächst das Untersuchungsthema einzugrenzen 
und der Begriff der Nutzungsmischung für die vor-
liegende Arbeit handhabbar zu machen. Als nächs-
tes ist der Untersuchungsraum anhand des Begrif-
fes des innerstädtischen Quartiers zu präzisieren, 
um vergleichbare Untersuchungen durchführen zu 
können. Schließlich gilt es den Untersuchungsge-
genstand anhand des Konfliktbegriffes eindeutig zu 
definieren. 
 
2.1 Das Untersuchungsthema -  
Der Begriff der Nutzungsmischung 
   
Nachdem wir „Nutzungsmischung im Städtebau“ als 
thematischen Hintergrund bereits einführend in 
seiner historischen Entwicklung und im Kontext des 
gleichnamigen ExWoSt-Forschungsvorhabens be-
handelt haben, soll nun der Nutzungsmischungs-
Begriff als Untersuchungsthema für die vorliegende, 
wissenschaftliche Arbeit genauer definiert werden. 
Eine eindeutige Definition des Begriffs ist nicht zu-
letzt deswegen unerlässlich, da dieser vielfältig 
interpretierbar ist und oftmals unterschiedlich ver-
wendet wird: 
 
 Mischungsgegenstand 
 
Hinsichtlich des Mischungsgegenstandes wird der 
Nutzungsmischungsbegriff sehr unterschiedlich 
gehandhabt. So steht der Begriff der Nutzungsmi-
schung im Zwischenbericht des ExWoSt-For-
schungsprogramms „Nutzungsmischung im Städte-
bau“ noch sowohl für die Mischung von Funktionen, 
als auch für die soziale Mischung. Später im Endbe-
richt bezeichnet er nur noch die Funktionsmischung. 
Auch wenn sich oftmals Verbindungen herstellen 
lassen zwischen sozialer und funktionaler Mi-
schung, so wird im Folgenden unter Nutzungsmi-
schung lediglich die Mischung von Funktionen 
[Wohnen, Arbeiten, Erholen...] verstanden.  
 
 Mischungskörnigkeit 
 
Große Unterschiede bei der Verwendung des Nut-
zungsmischungsbegriffs existieren auch hinsichtlich 
der Mischungskörnigkeit. Auf Grund einer besseren 
Vergleichbarkeit wurden im Rahmen dieser Arbeit 
die drei genauer zu untersuchenden Modellprojekte 
so ausgewählt, dass sie über einen im ExWoSt-
Forschungsvorhaben definierten feinkörnigen bis 
mittelkörnigen Mischungsgrad verfügen. Dies 
bedeutet eine Nutzungsmischung auf Ebene der 
Parzelle [feinkörnig] oder des Gebäudeblocks [mit-
telkörnig]. Dies soll jedoch nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass auch zwischen den ausgewählten Mo-
dellprojekten noch Unterschiede hinsichtlich ihrer 
Körnigkeit und daraus resultierende Folgewirkungen 
existieren. Bei der genauen Betrachtung der einzel-
nen Modellvorhaben in Abschnitt C wird noch ge-
nauer darauf hingewiesen werden. [vgl. S.35] 
 
 Mischungsbereich 
 
Der Mischungsbereich umfasst die Untersuchungs-
gebietsgröße und steht in engem Zusammenhang 
mit der qualitativen Beschreibung des Untersu-
chungsraums [vgl. Kapitel 2.2]. Bei der Auswahl der 
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Projekte wurde darauf geachtet, die Variation in der 
Untersuchungsgebietsgröße möglichst klein zu 
halten. Die ausgewählten Quartiere verfügen über 
eine Größenordnung von ca. 11 ha [Essen-West-
stadt], 40 ha [Berlin-Komponistenviertel] und 60 
ha [Tübingen-Südstadt] [während die 13 Modell-
projekte des ExWoSt-Forschungsvorhabens insge-
samt zwischen 5 und 420 ha variieren]. Dabei ist 
anzumerken, dass das deutlich kleinere Areal der 
engeren Essener Weststadt eingebunden ist in ein 
größeres, städtisches Quartier, das in etwa der 
Größenordnung der beiden anderen Modellvorha-
ben entspricht. Vor diesem Hintergrund einer ge-
meinsamen Bezugsgröße sollen die auftretenden 
Konflikte auf Ebene des innerstädtischen Quar-
tiers untersucht werden, das als Unter-
suchungsraum im folgenden qualitativ beschrieben 
werden soll. 
 
 
2.2 Der Untersuchungsraum –  
Der Begriff des innerstädtischen Quartiers 
 
Das Quartier bezeichnet allgemein eine Unterkunft, 
speziell auch für militärische Verbände, in der 
Schweiz und Frankreich ein Stadtviertel. In 
Deutschland werden städtische Bereiche mit eige-
nem Namen, die jedoch keine amtlich geführten 
Stadtteile sind, wie beispielsweise das Schanzen-
viertel in Hamburg, oftmals als Quartiere und/oder 
[Stadt]Viertel bezeichnet. In der Stadtplanung und 
im Städtebau wird der Begriff des Quartiers sehr 
häufig verwendet. Ein Quartier oder Stadtviertel 
kann sich sowohl räumlich/geographisch als auch 
von der sozialen oder ethnischen Struktur seiner 
Bewohner her von anderen Stadtvierteln abgrenzen. 
Es steht idealerweise für eine überschaubare Le-
benswelt [das „Dorf“ in der Stadt], innerhalb der sich 
der einzelne Bewohner noch gegenüber der Umwelt 
einbringen kann. In Berlin und im Nordosten 
Deutschlands bezeichnet man einen überschauba-
ren, kleinen Stadtbezirk als soziales Bezugssystem 
auch als Kiez [vgl. auch „Veedel“ in Köln]. Größere 
Städte wie Berlin teilen die Stadt in Verwaltungsbe-
zirke auf, die ihrerseits in Viertel untergliedert wer-
den. Oftmals sind Stadtviertel historisch gewachsen. 
 
Oft wird die engere Bezugseinheit „Nachbarschaft“ 
gleichgesetzt mit dem „Wohnquartier, obgleich da 
von einer sozialen Gruppe im engeren Sinn (defi-
niert durch „face-to-face-Beziehungen“) nicht die 
Rede sein kann. Sinnvoll ist ein so erweiterter Be-
griff deshalb, weil sich, strukturell gesehen, nach-
barliche Beziehungen in sich überschneidenden 
Kreisen fortsetzen.“ [Hamm et al. 1996, S. 245]   
 
Die klassische Sozialökologie bezeichnet Stadtquar-
tiere, die eine räumliche Einheit bilden als „natural 
areas“, deren Grenzen auch von Nachbarschaften 
nicht übersprungen werden: „Gebiete mit relativ 
homogener Bevölkerung und Bausubstanz, die für 
ihre Bewohner eine eigene Identität haben und auch 
in den kognitiven Landkarten der übrigen Stadtbe-
wohnerInnen als Einheiten auftreten, begrenzt 
durch Kommunikationsbarrieren [Flussläufe, Bahnli-
nien, stark befahrene Straßen etc.]. Je höher der 
Segregationsgrad in einer Stadt, desto deutlicher 
ausgeprägt pflegen diese Gebiete zu sein.“ [eben-
da, S. 245f.] 
 
Nachbarschaft und Stadtquartier hängen unmittel-
bar mit den „Prozessen der Stadtstrukturierung“ 
zusammen. „Einmal wirkt die Sachausstattung 
[Wohnungsangebot, Infrastruktur – als solche eben-
so wie über die Wohnkosten] als selektiver Filter auf 
die Standortentscheidungen der Wohnbevölkerung. 
Haushalte werden, vor allem über den Preis, einer 
materiellen Umgebung zugewiesen. So entstehen 
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subkulturelle Einstellungen, Konsumstile, Verhal-
tensweisen und Lebenslagen in städtischen Wohn-
quartieren, die im alltäglichen Umgang mit den 
NachbarInnen fortlaufend bestätigt und verfestigt 
werden. Die wiederum wirken zurück auf die Weise, 
wie die Bevölkerung diese Sachausstattung wahr-
nimmt, nutzt, unterhält und modifiziert.“ [ebenda, S. 
247]  
 
Die vorliegende Arbeit verwendet den Begriff des 
„innerstädtischen Quartiers“ in erster Linie, um den 
gemeinsamen Charakter der dementsprechend 
ausgewählten, innerstädtischen Gebiete „Tübingen-
Südstadt“, „Essen-Weststadt“ und „Berlin-
Komponistenviertel“ zu beschreiben. Ziel ist es also, 
anhand der drei innerstädtischen Quartiere ver-
gleichbare Untersuchungsräume zu erhalten [„Ver-
suchsaufbau“]. 
 
 
2.3 Der Untersuchungsgegenstand –  
 Der Konfliktbegriff 
 
„Konflikt“ lässt sich vom Lateinischen „conflictum“ 
[Partizip Perfekt Passiv (PPP) von „confligere“: 
aneinandergeraten, kämpfen] ableiten und bedeutet 
demnach das „Umkämpfte“ oder „Umstrittene“.  
 
 
 Vielfältige Definitionen des Konfliktbegriffs 
 
Es existieren sehr unterschiedliche Definitionen des 
„Konflikts“, die oftmals unterschiedlicher Wertung 
geschuldet sind.  
 
So wird beispielsweise zwischen Ordnungstheoreti-
kern und Konflikttheoretikern unterschieden. Ord-
nungstheoretiker wie Stiehr [1992] betrachten die 
Ordnung als gesellschaftlichen Normalzustand. 
Somit stellt der Konflikt die dysfunktionale Störung 
dieses Normalzustandes dar. In der Ordnungstheo-
rie wird infolgedessen der destruktive Charakter des 
Konfliktes hervorgehoben. Konflikttheoretiker wie 
Walter L. Bühl [1984] betonen dagegen den kon-
struktiven Charakter des Konflikts. Sie gehen von 
der Annahme aus, dass  gesellschaftliche Ordnung 
zu Stillstand führt. Demzufolge wird der Konflikt als 
sinnvolle Herausforderung für gesellschaftliche 
Umstrukturierung gesehen.  
 
Eine besondere Konflikttheorie stellt die Systemthe-
orie dar, nach der „in jedem hochkomplexen Sozial-
system Konflikte in und zwischen Systemen zu 
erkennen“ sind, „die gelöst werden müssen, um die 
Handlungsfähigkeit des Gesamtsystems zu sichern. 
Ein prominenter Vorschlag, dieser Problematik zu 
begegnen, liegt im Postulat einer ‚aktiven Gesell-
schaft’ als Möglichkeit der Verstärkung der Kommu-
nikation und damit der Erhöhung der Eigenkomple-
xität. Spontaneität und Innovationsfreudigkeit sollen 
gesteigert werden, damit die Handlungsmöglichkei-
ten und –alternativen zunehmen, um so Konflikte 
kreativer und besser lösen zu können.“ [Krause 
2001, S. 95] 
 
Bereits Georg Simmel (1903) und Lewis A. Coser 
[1972] haben wie Niklas Luhmann (1984) die poten-
tielle Funktionalität von Konflikten für ein System 
betont. „Coser und Simmel haben allerdings ge-
meint, die Funktion beschränke sich mehr oder 
weniger auf den inneren Zusammenhalt eines Sys-
tems. Luhmann behauptet dagegen, dass die Funk-
tion gerade in der Auflösung von Erwartungsstruktu-
ren, also der Systemstabilität liegt. Dennoch kann 
das System weiterbestehen, weil ein Widersprechen 
immer noch ein Sprechen und damit Kommunikati-
on ist. Erst wenn nicht mehr kommuniziert werden 
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kann, hört das System auf zu existieren.“ [ebenda, 
S. 106]  
 
Nach Bühl liegt ein Konflikt dann vor, „wenn ein 
System zwei oder mehrere unvereinbare Zustände 
vereinigt. (…) Vom Konflikt ist (…) zu sprechen, wo 
und insoweit einer der beiden Parteien eine Position 
einzunehmen sucht, die von der anderen für sich 
beansprucht wird“ [Bühl 1976 in Reuber 1999, S. 7].  
Reuber zieht daraus für „raumbezogene Konflikte“ 
den Schluss, dass „verschiedene Akteure vorhan-
den sein (müssen), die, von unterschiedlichen Zie-
len geleitet, verschiedene Verwertungsinteressen 
an der selben Stelle verfolgen.“ [Reuber 1999, S. 7]  
 
In einem System entwickelt sich der Konflikt selbst 
als eigenständiges System, das wie jedes andere 
System auch die Tendenz hat, seine Operationen 
endlos fortzuführen: „Hier liegt die Gefahr des Kon-
flikts, der zwar den Erhalt sichert, aber als systemi-
scher Parasit alle Energien auf sich zieht. Deshalb 
muss es im System Einrichtungen geben, die den 
Konflikt zwar zulassen, denn seine Warnfunktion ist 
durch nichts anderes zu ersetzen, ihn aber gleich-
zeitig in bestimmte Bahnen und auf Entscheidungen 
hin lenken38.“ [ebenda, S. 107] 
 
Nach Niklas Luhmann [1984] liegt ein Konflikt dann 
vor, wenn ein an Kommunikation beteiligtes System 
das selektive Kommunikationsangebot oder den 
Selektionsvorschlag eines anderen beteiligten Sys-
tems ablehnt und dies zum Thema weiterer Kom-
munikation gemacht wird. Als kommunikative Ein-
heiten kommen hierbei vor allem Personen und 
Organisationen in Frage. Demnach ist ein Konflikt 
                                                 
38 Hier deckt sich der systemtheoretische Ansatz Luhmanns mit 
der liberalistischen Konflikttheorie nach Bühl [1972] und Deutsch 
[1976], die die Institutionalisierung und Regelung von Konflikten 
fordert. [vgl. Kapitel 6.2, S. 79] 
kein kommunikativer Defekt oder aufzuhebender 
Widerspruch, sondern selbst ein kommunikatives 
bzw. soziales System. Die Möglichkeit von Konflik-
ten ergibt sich aus der Möglichkeit der Freiheit des 
„Neinsagen-Könnens“. Konflikte sind aber hochinte-
grierte Systeme, weil die kommunikativen An-
schlussmöglichkeiten deutlich begrenzt sind. Die 
Funktion von Konflikten liegt in der „Ermöglichung 
von Erwartungssicherheiten“ im Falle von „Erwar-
tungsunsicherheiten“. Die „Ablehnung einer kom-
munikativen Offerte“ verschafft zunächst einmal 
Sicherheit dadurch, dass künftig die Ablehnungser-
wartung nicht enttäuscht wird. „Normative oder 
kognitive Erwartungsänderungen“ bleiben dennoch 
möglich [vgl. Krause 2001, S. 159]. 
 
Dies bedeutet aber, dass es zum Konflikt nur dort 
kommt, „wo tatsächlich Handlungsmöglichkeiten 
gegeben sind“ [Bühl 1976 in Reuber 1999, S. 7] 
Dagegen sind diejenigen Interessen konfliktunfähig, 
„deren Träger keine systemrelevanten Leistungs-
verweigerungen durchführen bzw. androhen können 
[Offe 1972 in Reuber 1999, S. 7]. Nach Reuber 
bilden daher „Handlungsstrategien von Akteuren 
und deren institutionelle Regulation […] eine weitere 
Facette raumbezogener Konflikte, zu der auch die 
Verteilung der Macht im Entscheidungsgefüge ge-
hört.“ [Reuber 1999, S. 7] [vgl. hierzu Kapitel 4] 
  
 
 Der wertneutrale Konfliktbegriff  
 
Die Luhmann’sche Systemtheorie behandelt also 
Konflikte wertneutral. Inwiefern Konflikte positive 
oder negative Wirkungen nach sich ziehen, hängt 
davon ab, inwiefern deren Regelung bzw. Lenkung 
auf ein produktives Ziel hin gelingt.  
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Ein solcher systemtheoretischer, wertneutraler Kon-
fliktbegriff soll auch der vorliegenden Untersuchung 
zugrunde gelegt werden. Eine wertneutrale Analyse 
der unterschiedlichen in nutzungsgemischten Quar-
tieren auftauchenden Konflikte soll einen Beitrag 
dazu leisten, eine unvoreingenommene, vorurteils-
freie Sichtweise zu etablieren.39 
 
In diesem Sinne verwendet auch der Konfliktpsy-
chologe Morton Deutsch in seinem Werk „Konflikt-
regelung“ eine neutrale, wertunabhängige Definition 
des Konfliktbegriffes: „Ein Konflikt existiert dann, 
wenn nicht zu vereinbarende Handlungstendenzen 
aufeinanderstoßen.“ [Deutsch 1976, S. 18 / vgl. 
Abb. 3] 
 
Die Konfliktdefinition nach Deutsch beinhaltet so-
wohl destruktive wie konstruktive Konflikte: „In ihrer 
jeweils extremen Bedeutung sind die Begriffe leicht 
zu definieren. Ein Konflikt hat immer dann destrukti-
ve Folgen, wenn die Teilnehmer mit dem Ergebnis 
unzufrieden sind und das Gefühl entwickeln, dass 
sie aufgrund des Konflikts verloren haben. Ein Kon-
flikt hat aber produktive Folgen, wenn alle Teilneh-
mer mit den Ergebnissen zufrieden sind und das 
Gefühl haben, dass ihnen der Konflikt einen Gewinn 
erbracht hat. In den meisten Fällen wird ein Konflikt, 
in dem die Ergebnisse für alle Beteiligten zufrieden-
stellend sind, konstruktiver sein als ein Konflikt, der 
für einige befriedigend und für andere unbefriedi-
gend ist.“ [ebenda, S. 24] 
                                                 
39 Dies deckt sich auch mit der Einschätzung Wasmuths, dass es 
zunächst wichtig ist, „den Konflikt unvoreingenommen als sozialen 
Tatbestand zu betrachten und bei Definitionsversuchen den ‚Kon-
flikt’ (a) nicht mit Austragungsformen zu verwechseln; (b) nicht 
durch Bewertung einzugrenzen und damit dessen Analyse zu 
präjudizieren; (c) nicht durch seinen Kontext unnötigerweise auf 
Merkmale zu reduzieren, die seiner Komplexität nicht gerecht 
werden und (d) nicht mit seiner Ursächlichkeit zu vermischen 
[Wasmuth in Imbusch et al. 1996, S. 178 ff]. 
 
„Sofern mehr als nur ein Akteur am Konfliktgesche-
hen direkt oder indirekt beteiligt ist“ (Meyer-
Oldenburg 2003, S. 89), liegt ein „sozialer Konflikt“ 
vor [vgl. hierzu auch die Definition des sozialen 
Konfliktes nach Glasl40 1997, S.14 f. oder nach 
Wasmuth41 1996, S.180f.]. Bestehen Konflikte da-
gegen innerhalb einer Person, so werden sie als 
„intrapersonal“ bezeichnet.  
 
Bei der theoretischen Auseinandersetzung mit der 
Entstehung und Entwicklung von Konflikten sowie 
bei der empirischen Untersuchung der Fallbeispiele 
sollen im Folgenden lediglich soziale Konflikte be-
rücksichtigt werden. Obgleich intrapersonale Kon-
flikte ebenfalls bestimmte Verhaltensweisen nach 
sich ziehen, sollen sie im Rahmen dieser Arbeit 
ausgeklammert werden. Der im Folgenden verwen-
dete systemtheoretische Konfliktbegriff ist wertneut-
ral und bezieht sich auf soziale [= interpersonale 
bzw. intergruppale] Konflikte, die aus städtebauli-
cher Nutzungsmischung resultieren. 
 
 
 
 
 
                                                 
40 Nach Glasl ist ein „Sozialer Konflikt (…) eine Interaktion zwi-
schen Aktoren (Individuen, Gruppen, Organisationen usw.), wobei 
wenigstens ein Aktor Unvereinbarkeit im Denken / Vorstellen / 
Wahrnehmen und/oder Fühlen und/oder Wollen mit einem anderen 
Aktor (anderen Aktoren) in der Art erlebt, dass im Realisieren eine 
Beeinträchtigung durch einen anderen Aktor (die anderen Aktoren) 
erfolge." [Glasl 1997, S.14f.] 
41 Nach Wasmuht sind Konflikte „ein sozialer Tatbestand, an dem 
mindestens zwei Gruppen beteiligt sind, die zum einen unter-
schiedliche und unvereinbare Ziele bzw. ein gemeinsames Ziel 
verfolgen, das jedoch nur von einer Partei erreicht werden kann. 
Zum anderen stehen den Gruppen unterschiedliche, unvereinbare 
Mittel zur Erreichung des Zieles zur Verfügung.“ [Wasmuht in 
Schweitzer 2007, S. 40] 
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Konflikt 
= Aufeinanderstoßen 
nicht zu vereinbarender 
Handlungstendenzen 
 
in           zwischen 
 
intrapersonal     Person(en)    interpersonal 
 
intragruppal     Gruppe(n)    intergruppal 
 
intranational     Nation(en)    international 
 
in 
Konkurrenz- bzw. 
Kooperations-Situationen 
     
  
Abb. 3: Unterschiedliche Bezugssysteme von Konflikten [nach einer Abbildung von Deutsch 1976, S. 19] 
 
 
 
2.4 Zusammenfassung 
 
Die vorliegende Arbeit setzt sich mit der Entstehung 
und Entwicklung von sozialen Konflikten ausei-
nander, die interpersonal oder intergruppal ab-
laufen und aus städtebaulicher Nutzungsmi-
schung resultieren. Unter städtebaulicher Nut-
zungsmischung wird die fein- bis mittelkörnige 
Mischung von Funktionen verstanden, Untersu-
chungsraum ist das innerstädtische Quartier. 
Beispielhaft werden drei Modellvorhaben des 
ExWoSt-Forschungsvorhaben „Nutzungsmischung 
im Städtebau“ untersucht. 
 
Das nutzungsgemischte, innerstädtische Quartier 
umfasst ein fein- bis mittelkörnig funktionsge-
mischtes Stadtviertel im innerstädtischen bzw. 
innenstadtnahen Kontext. Vor diesem Hintergrund 
wurden aus den 13 im Rahmen des ExWoSt-
Forschungsvorhabens „Nutzungsmischung im Städ-
tebau“ untersuchten Modellprojekten drei vergleich-
bare Beispiele zur engeren Betrachtung ausge-
wählt. 
 
Zunächst fällt die Wahl auf die Tübinger Südstadt, 
eine Brachflächenentwicklung auf einem ca. 60 
ha großen ehemaligen Kasernenareal. Dieses Mo-
dellprojekt verfolgt explizit die neue Entwicklung 
eines kompakten, feinkörnig42 nutzungsgemischten 
Stadtteils der „kurzen Wege“.  
 
Um die Ergebnisse der Tübinger Südstadt besser 
einordnen zu können, wird mit dem Berliner Kom-
                                                 
42 Nutzungsmischung auf Ebene der Parzelle 
 35
ponistenviertel als weiteres Modellprojekt die Er-
haltung und Weiterentwicklung eines bestehenden, 
feinkörnig nutzungsgemischten ca. 40 ha großen 
Altbauquartiers untersucht. 
 
Schließlich wird mit der Essener Weststadt eine 
weitere Brachflächenentwicklung untersucht. Im 
Gegensatz zur Tübinger Südstadt wird in der Esse-
ner Weststadt die Entwicklung der innerstädtischen 
Industriebrache jedoch in einer mittleren Kör-
nung43 vollzogen.  
 
Nachdem die für die vorliegende Arbeit wesentli-
chen Begriffe definiert worden sind, sollen im nächs-
ten Schritt die zentrale Fragestellung dieser wissen-
schaftlichen Untersuchung sowie deren Methodik 
geklärt werden. Bei der Untersuchung der drei aus-
gewählten Modellprojekte geht es weniger um ver-
gleichende Analysen, und noch weniger um ein 
„Ranking“ der drei Vorhaben. Vielmehr geht es 
darum, durch die drei unterschiedlichen „Versuchs-
anordnungen“ möglichst allgemein gültige Aus-
sagen über die Entstehung und Entwicklung von 
Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren zu 
bekommen.  
 
 
 
 
 
                                                 
43 Nutzungsmischung auf Ebene des Gebäudeblocks 
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3. Klärung der zentralen Fragestellungen –  
 Methodik und Struktur der Arbeit 
 
Im folgenden Kapitel sollen die zentralen Fragestel-
lungen der vorliegenden Dissertation präzisiert 
werden. Im Anschluss daran werden die Methodik 
zur systematischen Beantwortung dieser Fragen 
sowie die darauf aufbauende Struktur der Arbeit 
vorgestellt.  
 
3.1 Präzisierung der zentralen Fragestellungen -  
Systematische Erfassung sozialer Konflikte 
in nutzungsgemischten Quartieren 
 
Wie die Darstellung des Forschungsstandes [Kapitel  
1.2] deutlich gemacht hat, fehlt es bislang an einer 
systematischen Erfassung der sozialen Konflikte. 
Daher steht dieses Ziel im Zentrum meines Er-
kenntnisinteresses. Die vorliegende Arbeit möchte 
sich wertfrei und systematisch der Entstehung und 
Entwicklung von Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren widmen. Daraus ergeben sich folgende 
erkenntnisleitende Fragestellungen für die vorlie-
gende Arbeit: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. Welche Arten von sozialen Konflikten treten in nutzungsgemischten Quartieren auf? 
2. Unter welchen Rahmenbedingungen entstehen soziale Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren?  
3. Wie entwickeln sich soziale Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren in Abhängigkeit von bestimmten   
Rahmenbedingungen weiter? 
4. Welche geeigneten, formalen und informellen Maßnahmen und Strategien existieren zum Umgang mit 
Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren? 
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3.2 Methodik – Konzept zur systematischen Be-
antwortung der definierten Fragestellungen 
 
Zur systematischen Beantwortung der unter 3.1 
definierten Fragestellungen wurde eine Methodik 
des schrittweisen, wissenschaftlichen Vorgehens 
entwickelt. 
 
In einem ersten Schritt sollen wissenschaftliche 
Erkenntnisse zur Entstehung und Entwicklung 
von sozialen Konflikten ausgewertet und auf das 
Feld der städtebaulichen Nutzungsmischung 
übertragen werden. Hierzu wird der Versuch unter-
nommen, anhand einer geeigneten, modellhaften 
Konflikttypologie potentielle Konflikte in nutzungs-
gemischten Quartieren systematisch zu erfassen. 
Dabei sollen auch die Ergebnisse des ExWoSt-
Forschungsvorhabens „Nutzungsmischung im Städ-
tebau“ bezüglich der aus städtebaulicher Nut-
zungsmischung resultierenden Konflikte miteinbe-
zogen werden, auch wenn diese Ergebnisse damals  
nur vorläufige Erkenntnisse sein konnten, da zum 
Zeitpunkt des ExWoSt-Forschungsvorhabens die 
Vorhaben sich noch in der Planungsphase bzw. in 
der Umsetzungsphase befanden. Schließlich sollen 
aus den wissenschaftlichen Erkenntnissen zusam-
menfassend plausible Hypothesen für die Ent-
stehung und Entwicklung von Konflikten in nut-
zungsgemischten Quartieren abgeleitet werden. 
 
Diese wissenschaftlich abgeleiteten Hypothesen 
sollen in einem zweiten Schritt durch qualitative 
Interviews zu ausgewählten Modellprojekten 
empirisch an der Praxis überprüft werden.44 Hier-
zu werden aus den 13 Modellprojekten des 
ExWoSt-Forschungsprogramms „Nutzungsmi-
schung im Städtebau“ beispielhaft drei Projekte zur 
vergleichenden Betrachtung herangezogen:  
                                                 
44 vgl. hierzu Bredenkamp et al. 1983 
Das Berliner Komponistenviertel, ein gründerzeitli-
ches Bestandsquartier mit gewachsener feinkörni-
ger Nutzungsmischung, die Essener Weststadt, 
eine Neuentwicklung auf einer innerstädtischen 
Brachfläche mit mittelkörniger Nutzungsstruktur 
sowie die Tübinger Südstadt, ebenfalls eine Ent-
wicklung auf innerstädtischer Brachfläche und einer 
angestrebten feinkörnigen Nutzungsmischung.  
 
Die drei Quartiere bewegen sich in einer Größen-
ordnung von 11 ha bis 60 ha45, allerdings lassen 
sich vergleichbar große Bauabschnitte definieren. 
Die angestrebte Nutzungsmischung befindet sich 
bei allen dreien im feinkörnig bis mittelkörnigen 
Bereich. Auf diese Art und Weise können gewonne-
ne Erkenntnisse über Probleme und Erfolge des 
Einen gut auf die Anderen übertragen und dadurch 
eine erhöhte Aussageschärfe gewonnen werden.  
 
                                                 
45 Für die größeren Quartiere [Berlin-Komponistenviertel und 
Tübingen-Südstadt] lassen sich kleinere Teilbereiche definieren 
[z.B. Tübingen-Lorettoreal und Tübingen-Französisches Viertel], so 
dass sich die Gebietsgrößen der drei Modellvorhaben noch mehr 
aneinander annähern und damit noch besser vergleichbar werden.  
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Abb.4: Methodischer Aufbau der Arbeit  
 
 
 
 
 
THEORIE 
 
EMPIRIE 
 
Thematischer Hintergrund 
 
Zentrale Fragestellungen 
 
Hypothesen [Theoretisch abgeleitet] 
 
Verifizierte Hypothesen  
[durch Empirie anhand ausgewählter Quartiere überprüft] 
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3.3 Struktur - Übersicht über die Kapitel der  
 vorliegenden Arbeit 
 
Das unter 3.2 im Rahmen der Methodik dargestellte, 
schrittweise Vorgehen entspricht einer entspre-
chenden Strukturierung der Teile und Kapitel der 
vorliegenden Arbeit: 
 
So erfolgte - nach einem einleitenden Prolog mit 
der Darstellung der Motivation und Ausgangssituati-
on dieser Arbeit - in Abschnitt A zunächst die Ein-
führung in die Thematik sowie die Klärung der zent-
ralen Fragestellung. Gleichzeitig wurde der aktuelle 
Forschungsstand knapp umrissen, um den Status 
Quo der Erkenntnis und den weiteren For-
schungsstand auszuloten. Schließlich wurden die 
Methodik und der Aufbau der Arbeit kurz erläutert.  
 
In Abschnitt B sollen nun bestehende wissen-
schaftliche Erkenntnisse zur Natur interpersona-
ler und -gruppaler Konflikte und zu ihrer Entste-
hung und Entwicklung ausgewertet und auf das 
Feld der städtebaulichen Nutzungsmischung über-
tragen werden. Hierzu wird der Versuch unternom-
men, potentielle Konflikte in nutzungsgemischten 
Strukturen systematisch anhand einer geeigneten, 
modellhaften Konflikttypologie zu erfassen und auf 
ihren Problemgehalt hin zu untersuchen. Schließlich 
sollen aus den wissenschaftlichen Erkenntnissen 
zusammenfassend, plausible Hypothesen für die 
Entwicklung und Entstehung von Konflikten, die aus 
städtebaulicher Nutzungsmischung resultieren, 
entwickelt werden.  
 
In Abschnitt C sollen die wissenschaftlich-
theoretisch abgeleiteten Hypothesen an Beispielen 
aus der Praxis überprüft und weiter konkretisiert 
werden. Die Erkenntnisse und plausiblen Hypothe-
sen aus Abschnitt B werden anhand von Fragestel-
lungen so handhabbar gemacht, dass sie in qualita-
tiven Interviews mit ausgewählten Akteuren 
[„Schlüsselpersonen“] der Modellprojekte nach 
den Regeln der „qualitativen Sozialforschung“ auf 
ihre Richtigkeit hin evaluiert und anschließend aus-
gebreitet werden können. Auch wenn sich die drei 
ausgewählten Modellvorhaben teilweise noch in der 
Umsetzungsphase befinden, so sind sie zumindest 
in Teilbereichen bereits zum Lebensraum und zur 
Alltagswelt ihrer Bewohner und Nutzer geworden.  
 
In Abschnitt D werden mit Rückblick auf die zentra-
len Fragestellungen der Arbeit, die wesentlichen 
theoretischen und empirischen Erkenntnisse als 
plausible Antworten darauf zusammenfassend dar-
gestellt. 
 
Im Epilog wird abschließend Bezug genommen zur 
Ausgangsituation und Motivation der vorliegenden 
Arbeit und gleichzeitig der Versuch unternommen, 
grundsätzliche Handlungsempfehlungen für die 
Praxis zu formulieren. 
  
Der Anhang gibt einen Überblick über weitere An-
sprechpartner und verwendete / weiterführende 
Quellen. 
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Abschnitt B –Auswertung wissenschaftlicher Erkenntnisse zur Entstehung und  
Entwicklung von Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren  
 
Im ersten Abschnitt dieser Arbeit wurde der thema-
tische Hintergrund dargestellt, das Untersuchungs-
thema, der Untersuchungsraum und der Untersu-
chungsgegenstand wurden genauer definiert. Die 
zentralen Fragestellungen, die Methodik und der 
Aufbau der vorliegenden, wissenschaftlichen Unter-
suchung sind geklärt worden. Nun sollen im folgen-
den Abschnitt allgemeine, wissenschaftliche Er-
kenntnisse zur Entstehung und Entwicklung von 
sozialen Konflikten ausgewertet und auf den spezi-
ellen Bereich der städtebaulichen Nutzungsmi-
schung übertragen werden.  
 
Dabei sollen zunächst grundlegende, konflikttheore-
tische Aspekte erörtert werden, bevor dann die 
eingangs formulierten, erkenntnisleitenden Frage-
stellungen der Arbeit wiederum aufgerufen und 
systematisch beantwortet werden. Die differenzier-
te, theoretische Betrachtung der Natur potentieller 
Konflikte sowie deren Entstehungs- und Entwick-
lungsgeschichte ermöglicht im nächsten Schritt die 
Aussagen der Gesprächspartner in Abschnitt C 
dieser Arbeit besser einzuordnen. 
 
Nach einigen grundsätzlichen und übergeordneten 
konflikttheoretischen Überlegungen [Kapitel 4] wid-
met sich Kapitel 5 der Frage, welche Arten von 
sozialen Konflikten in nutzungsgemischten 
Strukturen auftreten [Fragestellung Nr. 1]. In Ab-
schnitt A der vorliegenden Dissertation haben wir 
den „aus Nutzungsmischung resultierenden Konflikt“ 
systemtheoretisch und wertneutral nach Luhmann, 
Deutsch und Glasl als interpersonalen bzw. inter-
gruppalen, sozialen Konflikt definiert. In Abschnitt B 
sollen nun potentielle Konflikte in nutzungsgemisch-
ten Quartieren systematisch in Form einer Typolo-
gie erfasst werden. Die vorliegende Dissertation 
verfolgt dabei das Ziel, eine für nutzungsgemischte 
Quartiere angemessene Typisierung von Konflikten 
nach „Streitgegenstand“, „Akteuren“ und „Erschei-
nungsbildern“ zu liefern [Kapitel 5].   
 
Anschließend soll in Kapitel 6 theoretisch erörtert 
werden, unter welchen Rahmenbedingungen 
soziale Konflikte in nutzungsgemischten Quar-
tieren entstehen [Fragestellung Nr. 2].  
 
Kapitel 7 setzt sich mit der Fragestellung auseinan-
der, wie sich einmal aufgetretene, soziale Kon-
flikte in nutzungsgemischten Quartieren in Ab-
hängigkeit von bestimmten Rahmenbeding-
ungen weiterentwickeln [Fragestellung Nr. 3]. 
Dabei sollen sowohl Erklärungen der Dynamik und 
Eskalation von Konflikten, als auch Strategien zu 
deren Integration und Lösung diskutiert werden. 
Neben Ausführungen von Meyer-Oldenburg wird 
schwerpunktmäßig der konflikttheoretische Ansatz 
des Konfliktpsychologen Deutsch sowie die Konflikt-
theorie Glasls in die Erörterung miteinbezogen. 
 
Im Anschluss daran soll in Kapitel 8 geklärt werden, 
welche formellen und informellen Maßnahmen 
und Strategien zum Umgang mit Konflikten in 
nutzungsgemischten Quartieren existieren [Fra-
gestellung Nr. 4], bevor abschließend in Kapitel 9 
die gewonnenen theoretischen Erkenntnisse zur 
Entstehung und Entwicklung von Konflikten in nut-
zungsgemischten Quartieren zusammenfassend 
als begründete Hypothesen dargestellt und in 
Abschnitt C anhand gezielter Fallbeispiel-Analysen 
auf ihre Plausibilität hin überprüft werden. 
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4 Grundlagen und Elemente einer  
 raumbezogenen Konflikttheorie 
 
Bevor ab Kapitel 5 die bereits erwähnten, vier er-
kenntnisleitenden Fragestellungen systematisch 
theoretisch erörtert werden, sollen zunächst einige 
grundlegende konflikttheoretische Vorüberle-
gungen zur Entstehung und Entwicklung von 
Konflikten vorangestellt werden. Dabei werden 
zum einen der handlungstheoretische Ansatz als 
Grundlage einer raumbezogenen Konflikttheorie 
erörtert und zum anderen die wesentlichen Ele-
mente einer raumbezogenen Konflikttheorie 
diskutiert. 
 
4.1 Handlungstheoretischer Ansatz als Grund-
lage einer raumbezogenen Konflikttheorie 
 
Wesentliche Voraussetzung für das Verständnis der 
Entstehungs- und Entwicklungsdynamik von Konflik-
ten in nutzungsgemischten Quartieren, ist die Aus-
einandersetzung mit einer raumbezogenen Konflikt-
theorie. 
 
Ein sozialer Konflikt in nutzungsgemischten Quartie-
ren ist „zunächst nichts anderes als eine Variante 
menschlicher Interaktion bzw. gesellschaftlichen 
Handelns“ [Reuber 1999, S. 8]46, so dass eine Kon-
flikttheorie auf allgemeine Gesellschaftstheorien 
zurückgreifen und mit diesen kompatibel sein muss. 
So stellt sich beim Zustandekommen raumwirksa-
mer Entscheidungen die „alte Grundfrage soziologi-
scher Theoriebildung (…): In welchem Maße be-
stimmt ein Akteur seine Entscheidung ‚selbst’, in-
wieweit steckt er im Korsett der soziopolitischen 
Spiel- und Verhaltensregeln?“ [ebenda] 47  
                                                 
46 vgl. hierzu auch Bourdieu 1998 
47 „Das Problem hat seine Wurzeln in den zwei Grundströmungen 
sozialphilosophischer Gesellschaftstheorien, die bis heute nur 
Vor diesem Hintergrund schlägt Reuber „anstelle 
einseitiger Positionierung eher vermittelnde Konzep-
te“ [ebenda, S. 9] als Grundlage einer raumbezoge-
nen Konflikttheorie vor.  Demnach kommt es darauf 
an, in welchem Wechselverhältnis, „individuelle, 
soziale und räumliche Komponenten im Rahmen 
raumbezogener Entscheidungsprozesse“ [ebenda] 
stehen. Einen Ansatzpunkt dafür bieten moderne 
Handlungstheorien, welche die klassische Kluft 
zwischen holistischen und individualistischen Kon-
zepten zu überwinden suchen.48 Sie schlagen „eine 
Brücke zwischen der Mikro-Ebene des Individuums 
und der Makro-Ebene der Gesellschaft (…) und 
bieten Ansätze für eine Verknüpfung der Ebene des 
einzelnen Akteurs mit derjenigen des sozialen Sys-
tems“ [Reuber 1999, S.10f.]. Demnach sind [Kon-
flikt]Handlungen nicht nur individueller Art, als „Aus-
druck körperlicher, physisch-materieller und menta-
ler Gegebenheiten, sondern auch (Ausdruck) des 
sozialkulturellen und somit auch des ökonomischen 
Kontextes.“ [Werlen 1995 in Reuber 1999, S.11]  
 
Paul Reuber geht in seiner Arbeit „Raumbezogene 
Politische Konflikte“ am Beispiel von Gemeindege-
bietsreformen der Frage nach, welche Determinan-
ten und Spannungsfelder die Handlungen eines 
Akteurs bei Raumnutzungskonflikten beeinflussen, 
bzw. welche Ziele seine Entscheidungen und sein 
Vorgehen steuern. Er entwickelt als Antwort darauf 
eine raumbezogene Konflikttheorie, die das Kon-
flikthandeln „im Spannungsfeld von Individuum, 
Gesellschaft und Raum“ betrachtet [s. Abb. 5] und 
                                                                       
schwer miteinander vereinbar scheinen: Man kann eine Gesell-
schaftstheorie primär vom Kollektiv, d.h. von der Gesellschaft her 
begreifen (Holismus), oder man geht primär vom selbstbestimmten 
Individuum aus (Individualismus)“ [Reuber 1999, S. 9] 
48 Nach Reuber können als prominentere Beispiele Elsters „Analy-
tischer Marxismus“, Giddens „Strukturationstheorie und aktuellere 
Varianten der „Rational and Public Choice Theorie“ genannt wer-
den. [vgl. Reuber 1999, S. 9ff.]. 
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folgende Teilaspekte impliziert [Reuber 1999, S.12 / 
S. 295]: 
- das „Handeln der Akteure im Konflikt als indi-
viduelle Nutzenoptimierungs-Strategie“  [in-
dividuelle Komponente] 
- das „Handeln der Akteure innerhalb der Gren-
zen, Zwänge und Möglichkeiten der sozialen 
Institutionen und Regeln“ [gesellschaftlich-
strukturelle Komponente] 
- die „Rolle und Bedeutung räumlicher Ressour-
cen49 für das Handeln der Akteure im Raum-
nutzungskonflikt“ [räumliche Komponente]  
 
                                                 
49 Räumliche Strukturen können nach Reuber „Anlass und Objekt 
eines Konfliktes sein“. Dies „liegt an ihrer Rolle als ‚allokative’ und 
(…) ‚autoritative’ Ressourcen. (Giddens 1988) Die einzelnen 
Akteure versuchen, sich die Kontrolle darüber anzueignen, und 
zwar entsprechend ihrer jeweiligen Bedürfnisse und Möglichkei-
ten.“[Reuber 1999, S. 29] 
 
 
 
 
Abb. 5: Konflikthandeln im Spannungsfeld von Individuum,  
Gesellschaft und Raum [nach Reuber 1999, S. 34] 
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Entscheidend für den handlungstheoretischen An-
satz raumbezogener Konflikte ist ein „konstrukti-
vistisches“ Grundverständnis von Raum, weil 
die „Basis des Handelns – das von einem Akteur 
wahrgenommene Szenario sozialer Netzwerke, 
Regeln und Institutionen sowie die physisch-
materiellen Strukturen – immer (nur) eine subjekti-
ve Konstruktion ist.“ [Reuber 1999, S. 297]50 
 
Dagegen liegt den Planungswissenschaften meist 
ein rein physikalisches, scheinbar „objektives“ 
Raumverständnis zu Grunde. „Der funktionale Kon-
text der gesellschaftlich-sozialen Inhalte des Rau-
mes wird ausgeblendet, als ob der öffentliche Raum 
unabhängig von den Menschen sei, die ihn organi-
sieren und darin leben.“ [Schubert 2000, S. 100]51  
 
Auch wenn beim Menschen die sinnhafte Wahr-
nehmung im Raum kaum von Individuum zu Indivi-
duum variiert52, so „klaffen die subjektiven Wahr-
nehmungsfilter von Menschen umso weiter ausei-
nander. Abhängig von Kategorien wie Veranlagung, 
Biographie, Sozialisation, Position, soziale Rolle, 
etc. verschiedener Akteure entscheidet sich, was 
sie von ihrer Umwelt bereit sind wahrzunehmen, 
oder was sie nicht sehen (wollen).“ [Reuber 1999, 
S. 30] Dies alles mündet in einen „subjektiven Ge-
samteindruck“, der die Voraussetzung und Grundla-
ge individuellen raumbezogenen Handelns bildet 
und eine „sehr viel differenziertere Einschätzung 
                                                 
50 vgl. J. Beuys’ Begriff der „Sozialen Plastik“ [Lange 2002, S. 276] 
51 Da sich „die Gestaltungsaufgaben mit dem Instrument der 
euklidischen Geometrie sehr gut lösen lassen“ [Schubert 2000, 
S.100f.] gewann das physikalische Raumbild in Planungswissen-
schaft und Planungspraxis an Dominanz. 
52 Während dabei physiologisch bedingte Wahrnehmungsunter-
schiede relativ gering erscheinen – verglichen mit anderen Species 
sind die innerartlichen Unterschiede, beispielsweise die spektralen 
Grenzen des Sehens, der eingeschränkte Frequenzbereich beim 
Hören oder die Relativität von Geruchswahrnehmungen etc. 
normalerweise sehr gering. 
und Bewertung räumlicher Strukturen (beeinhaltet) 
als eindimensionale zeichnerische Repräsentatio-
nen subjektiver Mental Maps manchmal suggerie-
ren.“ [ebenda] Es ist also „ein integrierter Raumbe-
griff erforderlich, der die relationale Ordnung zwi-
schen physikalischen Bedingungen und sozialen 
Objekten als komplementäres Wesensmerkmal 
urbaner öffentlicher Räume anerkennt.“ [Schubert 
2000, S. 102] Eine solche Sichtweise „richtet das 
Interesse auf die soziale Produktion von Raum53 “ 
[Dangschat 1996, in Reuber 1999, S. 31] und macht 
eine integrierte Raumvorstellung möglich, anhand 
derer sich physikalisch-planerische und sozial-
wissenschaftliche Paradigmen miteinander ver-
binden lassen [Abb. 6]. Eine Untersuchung raum-
bezogener Konflikte darf sich also nicht auf gebaute 
Strukturen reduzieren, sondern muss sich insbe-
sondere mit dem „gelebten Raum“ auseinanderset-
zen, „der im Gegensatz zum ‚mathematischen 
Raum’ eine subjektive und situative Ausdehnung 
(…) und eine sinnhafte Bedeutung hat, subjektiv 
bewertet und erst durch die untrennbare Einheit mit 
den dort handelnden Menschen sozial wirksam 
wird“ [Dangschat 1996 in Reuber 1999, S. 30 f.]54  
                                                 
53 Diese Sichtweise knüpft an das Konzept von Henri Lefebvre an, 
dass Raum immer sozial produziert ist [vgl. Lefebvre 1974, Di-
mendberg 1998]. „Einerseits gehört der Raum in den Bereich der 
Produktion, weil er durch Kauf, Verkauf oder Austausch von Teilen 
des Raums Produkt geworden ist. Andererseits ist es die Ordnung 
des menschlichen Körpers, dessen Sinne und Bewegungen im 
Raum konvergieren, die Räume zu sozial formbestimmten Produk-
ten macht. Und drittens sind die ökonomischen und politischen 
Kräfte der gesellschaftlichen und staatlichen Organisation Grund-
lage der Entstehung und Transformation von Raummustern (Gott-
diener 1985, S. 17f.). Insofern ist der Raum als materielles Produkt 
zu begreifen, das die Menschen einschließt, über deren soziale 
Beziehungen und Interaktionen die Formen, die Funktionen und die 
Bedeutungen von Raum entstehen (Castells 1996, S. 411)“ [Schu-
bert 2000, S. 12] 
54 Entsprechend entwickelt auch Giddens in seiner Strukturations-
theorie eine subjektive Konzeption von Raum, bei der individuelle 
räumliche Konstrukte und symbolische Bezüge räumlicher Struktu-
ren eine wichtige Bedeutung erhalten, insbesondere auch bei der 
 47
 
 
 
 
 
 
                                                                       
Frage nach ihrer Funktion im Rahmen der „Machtausübung“ in 
sozialen Systemen [vgl. hierzu Giddens 1984]. 
 
 
Paradigma des gebauten Rahmens 
Urbane Räume sind ein Produkt der Raumbildung durch Aneinan-
derreihung von Häusern [Raumkanten], die zu einer klaren räumli-
chen Differenzierung von privaten Innenräumen, -höfen und öffent-
lichem Raum führt. „Außenräume dürfen nicht bloße Restflächen 
zwischen den Gebäuden sein, sondern die Gestaltung an Anord-
nung der Bebauung muss die Schaffung eines öffentlichen Raumes 
als positiven Außenraum mit erfahrbaren Raumkanten für Fußgän-
ger zum Ziel haben.“ [Schubert 2000, S.101] 
 Alexander, C.: Eine Mustersprache [1995] 
 Feldtkeller, A.: Die zweckentfremdete Stadt. [1994] 
 
Paradigma des öffentlichen Freiraumes 
Öffentlicher Freiraum als „von Bebauung freie Fläche“. Dabei gilt 
als „schärfstes Kriterium für Öffentlichkeit (…), dass eine Fläche frei 
zugänglich sein muss“ [Schubert 2000,S. 101]. 
 Bochnig/Selle:  Aufgaben, Ziele und Wege der Freiraumpolitik in 
den Städten [1992] 
 
Paradigma der individuumszentrierten Raumempfindung  
von Menschen 
Einbezug der individuumszentrierten Erfahrung als Qualitätskriteri-
um der Raumgestaltung, z.B. „Übersichtlichkeit, Nähe und Blick-
kontakt zu anderen Menschen, soziale Kontrolle durch vielfältige 
Nutzungen im Erdgeschoss…“ [Schubert 2000, S. 24] 
 Baumgart, S. / von Seggern, H.: Frauengerechte Stadtplanung. 
Ein Beitrag zu einer „gender-sensitiven“-Planung der Stadt, 1996 
 
Paradigma der Verfügungsrechte 
Die „Differenz zwischen Hoheitsrecht und Hausrecht (macht) den 
städtischen öffentlichen Raum als gesellschaftliche Form aus.“ 
[Schubert 2000, S.101] 
 Hoffmann-Axthelm, D.: Die dritte Stadt [1993] 
 
 
Paradigma der sozialen Produktion urbaner Räume 
Städtische Raummuster werden vom „System der sozialen und 
gesellschaftlichen Organisation erzeugt“ [Schubert 2000, S.102] 
 Lefebvre, H.: La production de l’espace [1974] 
 
Paradigma der rituellen Anonymität 
„Im öffentlichen Raum werden Verhaltensweisen ritualisiert, die 
deutlich von Verhaltensformen in der Privatsphäre unterschieden 
werden können (…) Die öffentlichen Beziehungen werden anonym 
in unvollständiger sozialer Integration geknüpft.“ [Schubert 2000, 
S.103] 
 distanzierte Kontaktform in unvollständiger Integration 
[Bahrdt, H.P.: Die moderne Großstadt,1974] 
 rituelles Interaktionsrepertoire auf „Vorderbühne“ 
[Goffmann, E.: Wir alle spielen Theater. Die Selbstdarstellung im 
Alltag,1969] 
 
Paradigma des Zusammenhangs von Körper- und Raumideal, 
von Körper- und Raumbild 
„Die bauliche Anordnung öffentlicher Räume spiegelt den Entwick-
lungsstand der jeweiligen gesellschaftlichen Figuration.“ [Schubert 
2000, S. 103] 
 Wandel der Körpererfahrung im Raum 
[Sennett, R.: Fleisch und Stein,1995] 
 Zunehmende Intimität der Beziehungen 
[Sennett, R.: Verfall und Ende des öffentlichen Lebens. Die Tyran-
nei der Intimität,1983] 
 
Paradigma des Zivilisationsprozesses 
Im Laufe des Zivilisationsprozesses hat sich ein Wandel des 
öffentlichen Raums vollzogen. Dabei kam es im Laufe der Zeit „(a) 
zu einer reduzierten Raumbindung der Individuen, denn sie waren 
weniger auf einzelne Räume, sondern sind auf eine größere räum-
liche Ferne ausgerichtet; (b) zu geringeren Kontrasten zwischen 
den öffentlichen Räumen einer Stadt, indem sich die Gestalten des 
öffentlichen Raums vereinheitlichten; und (c) zu einer Psychologi-
sierung der öffentlichen Räume, weil sich mit den Individuen auch 
die öffentlichen Räume ’psychologisierten’“ [Schubert 2000, S.104] 
 Elias, N.: Über den Prozess der Zivilsation, 1969  
Physikalisch-planerische Raumvorstellung
 „gebaute“ Räumlichkeit 
Sozialwissenschaftliche Raumvorstellung
 „gelebte“ Räumlichkeit 
Integrierte Raumvorstellung
verbindet physikalischen Raum mit sozialer Raumnutzung 
Abb. 6: Integrierte Raumvorstellung [in Anlehnung an Schubert 2000] 
 48
Eine konstruktivistische, am Individuum orientierte 
Sichtweise macht „den Weg frei für eine angemes-
sene Untersuchung politischer Entscheidungspro-
zesse mit räumlichem Bezug: Denn nur die konstru-
ierten, subjektiven Raumbilder in den Köpfen der 
Akteure können für ihre Handlungen wirklich von 
Bedeutung sein.“ [Reuber 1999, S. 31] 
 
Bei der Frage nach der Bedeutung räumlicher 
Strukturen für einen räumlichen Konflikt geht es also 
weniger darum,  „wie der Raum ‚ist’, sondern wie er 
von den verschiedenen Akteuren ‚konstruiert’ 
(wahrgenommen, interpretiert) und instrumentali-
siert wird. (…) Raum verändert sich durch das sub-
jektive Raum-Sehen und Raum-Bewerten, letztlich 
durch das subjektive Raum-Machen (Konstruieren, 
Interpretieren) der Handlungsträger.“ [ebenda, S. 
35]55 
Dies bedeutet „keine Vernachlässigung der z.T. 
eminenten Bedeutung sozialer und institutioneller 
Strukturen für das raumbezogene Handeln der 
Akteure (…). Sie können jedoch nur über den Weg 
der individuellen Wahrnehmung und Bewertung 
handlungsrelevant werden (methodologischer Indi-
vidualismus).“ [ebenda] 
 
                                                 
55 Vor diesem Hintergrund entwickelt Paul Reuber anhand der 
„dreifachen Subjektivierung“ eine stufenweise Instrumentalisie-
rung räumlicher Strukturen im raumbezogenen Konflikt. Er unter-
gliedert die subjektiven Raumbilder von Akteuren in drei Katego-
rien, die im Handlungs- bzw. Konfliktverlauf einen je unterschiedli-
chen Zweck erfüllen:  
a) subjektive Raumbilder infolge der „normalen“ selektiven 
Wahrnehmung,  
b) konfliktspezifische subjektive räumliche Zielvorstellungen der 
Akteure, die dabei eine Art „Maximalkonzeption“, d.h. eine Vorstel-
lung davon entwickeln, welche Struktur am Ende am meisten den 
eigenen Interessen dienen würde    
c) subjektive strategische Raumbilder, die darauf aufbauen und 
als Durchsetzungsstrategie eigener Interessen im Konfliktverlauf 
dienen.  
 
Vor diesem Hintergrund ist die vorliegende Arbeit 
bei der Untersuchung der Entstehung und Entwick-
lung von Konflikten sich stets dessen bewusst, dass 
„Ziele und Handlungsstrategien der unterschiedli-
chen Akteure entscheidende Ansatzpunkte bei der 
Rekonstruktion raumbezogener Auseinanderset-
zungen“ [ebenda, S. 37] bilden. Konzeptionell las-
sen sich Konflikthandlungen „im Rückgriff auf die 
Ziele der Konfliktbeteiligten verstehen“, wobei auch 
hier „erneut die konstruktivistische Perspektive“ von 
entscheidender Bedeutung ist: „Zielbildung und 
Handeln der Akteure in Konflikten beruhen auf ihrer 
subjektiven Wahrnehmung und Einschätzung der 
Konfliktkonstellation, der Machtbalance, des struktu-
rierend-regulativen Wirkens soziopolitischer Spiel-
regeln/Institutionen und der Bedeutung der phy-
sisch-materiellen Umwelt [ebenda].  
  
Hierin liegt jedoch auch das zentrale erkenntnisthe-
oretische Problem eines solchen Ansatzes, denn 
„keine Entscheidung eines Akteurs ist von außen 
voll einsehbar (…). Die Vorstellung von der Hand-
lungssituation ist bei jedem einzelnen Akteur sub-
jektiv, genauso wie seine Wahrnehmung, Konstruk-
tion und Symbolisierung der physisch-materiellen 
Umwelt. Die eine, quasi objektive Konfliktwirklichkeit 
gibt es nicht, sondern nur eine Vielfalt akteursspezi-
fisch unterschiedlicher, miteinander konkurrierender 
Sichtweisen.“  [ebenda] 
 
Auch wenn eine handlungstheoretische Untersu-
chung antritt, „diese akteursspezifischen Konstrukte 
zu dekonstruieren“, indem sie das Ziel verfolgt, 
subjektive Raumkonzepte sowie Handlungs- und 
Konfliktsichten in die Rekonstruktion einzubinden, 
ihr „Zustandekommen im Wechselspiel subjektiver 
Interessen, institutioneller Normen und Strukturen 
und physisch-materieller Rahmenbedingungen zu 
verstehen“, müsste sie dazu „jedoch, bildlich ge-
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sprochen, eigentlich in die Köpfe der Handelnden 
hineinblicken können.“ [ebenda]  
 
In erster Linie wird sich daher die vorliegende Arbeit 
auf die deskriptive Ebene von Konflikten reduzieren 
müssen und dabei den Versuch unternehmen, „Se-
quenzen von Handlungsstrategien zu rekonstruieren 
und damit einen Teil des Konfliktablaufs plausibel 
zu machen“, denn „spätestens bei der Frage nach 
den Beweggründen des Handelns (bleibt) eine Lü-
cke offen, die erkenntnistheoretisch kaum zu 
schließen ist“. [Reuber 1999, S. 37f.]56 
 
 
4.2. Elemente einer raumbezogenen  
Konflikttheorie 
 
Meyer-Oldenburg, der sich in seiner Arbeit „Planen 
im Diskurs – Konfliktmanagement und Kooperation 
am Beispiel der kommunalen Landschaftsplanung“ 
bereits systematisch mit Konflikten in Planungspro-
zessen auseinandergesetzt hat, sieht die Aufgabe 
einer Konflikttheorie darin, „verschiedene Konflikte 
unterscheiden, ihre Ursachen und die Veränderun-
gen ihrer Erscheinungsformen im Eskalationspro-
zess erkennen und verstehen zu können.“ [Meyer-
Oldenburg 2003, S. 87]57 Erst die systematische, 
                                                 
56 Ergebnisse diesbezüglich können nur „eine kontextabhängige, 
eine konstruierte Wirklichkeit sein. Jede Dekonstruktion ist als 
erneute Konstruktion selbst eine subjektiv gefärbte „Erzählung“ des 
Verfassers, hier konkret über den Ablauf und die strukturellen 
Zusammenhänge der untersuchten Konflikte.“ [ebenda S. 38] Das 
dargestellte Theoriekonzept „bildet als ‚Interpretations- [oder 
Dekonstruktions-]Anleitung’ die Brücke für das Nachvollziehen der 
notwendigerweise subjektiven Konfliktrekonstruktionen des For-
schers“ und „stellt eine Anleitung zum Verstehen der Rückschlüsse 
des Autors dar.“ [ebenda S. 39]  
57 Auch wenn je nach „Blickwinkel“, „spezifischen Erkenntnisinte-
ressen“ oder „sinnvoll erachteter Handlungsmöglichkeiten“ sehr 
unterschiedliche Konflikttheorien entwickelt worden sind [vgl. 
Bonacker 1996, S. 13, 16], fehlt nach Meyer-Oldenburg bislang 
„eine für Planungs- und Kommunikationsprozesse in der Raumpla-
deskriptive Erfassung unterschiedlicher Konfliktar-
ten sowie die Kenntnis von Entstehungs- und Ent-
wicklungsmechanismen ermöglicht den vorurteils-
freien Blick auf die Materie und eröffnet den Raum, 
„gezielt Konflikte zu vermeiden, zu initiieren oder zu 
bearbeiten und zu lösen, sei es in der Planung oder 
in der Projektarbeit.“ [ebenda]  
 
Nach Meyer-Oldenburg enthält eine Konflikttheorie 
meist folgende Elemente: „die Definition eines Kon-
fliktes (...); eine Typologie der Konflikte, die für die 
Konfliktanalyse verwendet werden kann (...), Erklä-
rungen der Dynamik der Eskalation (...) sowie Mög-
lichkeiten zur Konfliktlösung.“  [ebenda] Nachdem in 
Kapitel 2 grundsätzlich definiert worden ist, was im 
Rahmen dieser Arbeit unter einem Konflikt verstan-
den wird und unter Kapitel 4.1 handlungstheoreti-
sche Überlegungen miteinbezogen worden sind, 
sollen in den folgenden Kapiteln eine systematische 
Typologie potentieller Konfliktarten in nutzungsge-
mischten Quartieren, eine wissenschaftliche Ausei-
nandersetzung mit der Entstehung und Entwicklung 
von Konflikten sowie eine Darstellung von formalen 
und informellen Möglichkeiten der Konfliktintegration 
und –lösung erfolgen. 
                                                                       
nung im speziellen geeignete Konflikttheorie“ [Meyer-Oldenburg 
2003, S. 89] . Vor diesem Hintergrund entwickelt Meyer-Oldenburg 
am Beispiel der kommunalen Landschaftsplanung 2003 erstmals 
eine für Planungsprozesse geeignete Konflikttheorie, die hier 
aufgegriffen und auf das Thema der vorliegenden Arbeit übertra-
gen und angepasst werden soll. 
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5    Welche Arten von sozialen Konflikten treten  
 in nutzungsgemischten Quartieren auf?  
Der Versuch einer systematischen  
Erfassung [Typologie] 
 
Bereits aus den Untersuchungen des ExWoSt-
Forschungsvorhabens „Nutzungsmischung im Städ-
tebau“ wurde deutlich, dass es ganz unterschiedli-
che Arten von Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren gibt [vgl. Kapitel 1.2.6., S.25]. Jeder 
Konflikt hat seine eigene Entstehungs- und Entwick-
lungsgeschichte. Das folgende Kapitel soll der sys-
tematischen Typisierung von „potentiell aus Nut-
zungsmischung resultierenden Konflikten“ dienen. 
Dieser umständlich klingende Begriff impliziert be-
reits, dass viele der in nutzungsgemischten Quartie-
ren auftretenden Konflikte nicht die Folge von nut-
zungsgemischten Strukturen sind. Ein Großteil der 
in diesen Gebieten auftretenden Konflikte würde 
genauso vorhanden sein, wenn es sich um funkti-
onshomogene Bereiche handeln würde. Diese von 
Nutzungsmischung unabhängigen Konflikte sollen 
ganz bewusst von den Untersuchungen im Rahmen 
dieser Arbeit ausgeschlossen werden. Insofern gilt 
es zunächst einmal, genau hinzusehen, inwiefern 
Konflikte tatsächlich das Ergebnis von Nutzungsmi-
schung darstellen.  
 
Um potentielle Konflikte in nutzungsgemischten 
Quartieren bezüglich ihrer Entstehung und ihrer 
Entwicklung systematisch analysieren zu können, 
bietet sich die Erstellung eines „typologischen 
Modells“ an: „Die Aufgabe eines Modells ist es, 
eine zielgerichtete Abstraktion der Wirklichkeit zu 
liefern. Ein Modell soll die Vielschichtigkeit der Wirk-
lichkeit soweit reduzieren, dass ein Bild der Wirk-
lichkeit erfassbar und verständlich wird. Um dies zu 
erreichen, muss die Komplexität der Wirklichkeit in 
hohem Maße vereinfacht werden. Welche Aspekte 
einer Wirklichkeit für eine Modellbildung als relevant 
und welche als vernachlässigbar gelten sollen, kann 
nur aufgrund der Zweckbestimmung des Modells 
entschieden werden.“[Meyer-Oldenburg 2003, S.92]  
 
Damit dient die typologische Erfassung von Konflik-
ten als „wichtiges Werkzeug in der Konfliktanalyse 
und zur Konfliktintervention, unter der Annahme, 
dass eine konflikttypus-spezifische Intervention 
möglich und zugleich sinnvoll ist.“ [ebenda] 
 
Eine sinnfällige Typisierung von Konflikten sollte 
also stets auf solche Art und Weise erfolgen, dass 
das entwickelte Vorstellungsmodell der angestreb-
ten Untersuchung dienlich ist. Torsten Meyer-
Oldenburg untersucht in seiner Arbeit „Planen im 
Diskurs“ in erster Linie Konflikte, die in Planungs- 
und Kommunikationsprozessen auftauchen. Seine 
Konflikttypologie für Kommunikations- und Pla-
nungsprozesse leitet er in Anlehnung an die Kon-
flikttheorie Friedrich Glasls aus drei grundsätzlichen 
Fragestellungen ab [vgl. ebenda, S. 92ff.], die un-
terschiedliche Merkmalsbündel von Konflikten zu-
sammenfassen: 
 
- WAS ist umstritten? 
Was sind die Streitgegenstände?  
 
- WER streitet mit wem? 
Wer sind die am Konflikt beteiligten Akteure? 
 
- WIE äußert sich der Streit?  
Welche Erscheinungsbilder von Konflikten 
gibt es?  
 
Die vorliegende Arbeit geht schwerpunktmäßig von 
der Untersuchung von Konflikten im Alltagsleben 
nutzungsgemischter Quartiere aus und betrachtet 
demnach Planungs- und Kommunikationsprozesse 
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in erster Linie vor diesem Hintergrund, z.B. wenn 
bestimmte Nutzungskonflikte im Alltag bereits auf 
der Planungs- und Kommunikationsebene behan-
delt wurden. Demnach entwickelt die folgende Typi-
sierung von Konflikten, die sich grundsätzlich an 
den drei Merkmalsgruppen nach Glasl und Meyer-
Oldenburg orientiert, ihre eigene, für Konflikte im 
Alltag von nutzungsgemischten Quartieren geeigne-
te Konkretisierung. 
 
5.1 WAS ist umstritten? 
Streitgegenstände von Konflikten  
 
Das erste Merkmalsbündel von Konflikten entwickelt 
sich entlang unterschiedlicher Streitgegenstände. 
Dabei wird unterschieden zwischen Konflikten auf-
grund von Störungen [sensorische Dimension], 
Konflikten aufgrund von Raumkonkurrenzen 
[räumlich-territoriale Dimension], Konflikten auf-
grund unterschiedlicher Bewertungen und Ein-
stellungen [psycho-soziale Dimension] und Konflik-
ten aufgrund wirtschaftlicher Zusammenhänge 
[ökonomische Dimension]. 
 
5.1.1 Probleme bei der Typisierung nach 
Streitgegenständen 
 
Nach Friedrich Glasl ist eine Typisierung nach 
Streitgegenständen ohne eine tiefere Kenntnis des 
Konfliktgeschehens nur bei den allerschwächsten 
Eskalationsstufen relativ zweifelsfrei möglich, da sie 
allerlei Täuschungen unterliegen kann. Streitgegen-
stände können, müssen aber nicht von den Kon-
fliktparteien ausdrücklich bezeichnet worden sein. 
Sie können auch, eventuell sogar unbewusst, nur 
als Konfliktauslöser gewirkt haben [vgl. Glasl 1997, 
S. 48]. 
In eskalierten Konflikten werden so viele Themen 
mit in die Auseinandersetzung einbezogen, dass 
nach kurzer Zeit nicht mehr erkennbar ist, welche 
Streitgegenstände die ursprünglichen waren. Dar-
über hinaus wird in steigendem Maße die Ausei-
nandersetzung um die Sache von der über die per-
sönlichen Beziehungen überlagert und beherrscht 
[vgl. ebenda, S. 56].  
 
Insofern kann eine Konflikttypologie, die ausschließ-
lich auf einer Einteilung der Streitgegenstände be-
ruht, zu Fehlinterpretationen führen. Die Kenntnis 
der Streitgegenstände ist daher alleine nicht geeig-
net, um Hinweise auf eine Intervention zu geben. 
 
Nichts desto trotz spielen Streitgegenstände eine 
zentrale Rolle für das Auftreten von Konflikten im 
Alltag nutzungsgemischter Quartiere. Konflikte kön-
nen unterschiedliche Problemarten zum Thema 
haben und sich unter den beschriebenen Voraus-
setzungen hieraus entwickeln. Morton Deutsch 
gruppiert potentielle Streitgegenstände von Konflik-
ten in fünf hauptsächliche Problemarten [vgl. 
Deutsch 1976, S. 22 ff.], auf die an geeigneter Stelle 
unter Kapitel 5.1.2 nochmals eingegangen werden 
soll: Kontrolle über Mittel58, Prioritäten und Ärger-
nisse59, Wertvorstellungen60, Überzeugungen61 und 
die Art der Beziehung zwischen den Parteien62. 
                                                 
58 Konflikte können dadurch entstehen, dass ein Bedarf nach 
begrenzten Mitteln vorhanden ist. „Mittel wie Raum, Geld, Eigen-
tum, Macht. Prestige, Nahrung etc. können als unteilbar angese-
hen werden. Wenn sich zwei oder mehr Parteien um den aus-
schließlichen Besitz oder Gebrauch der Mittel oder eines Teiles 
davon bemühen, ist ein Konflikt zwischen ihnen wahrscheinlich.“ 
[Deutsch 1976, S. 22] 
59 Überschneiden sich Aktivitäten oder Geschmacksrichtungen 
einer Person oder Gruppe mit den Vorlieben, Empfindsamkeiten 
oder Empfindlichkeiten einer anderen, können daraus Konflikte 
resultieren: „Die Streitfrage liegt hier nicht in dem abstrakten Recht 
des anderen auf seine Vorlieben und Aktivitäten, sondern darin, ob 
er auch dann auf seinen Rechten bestehen bleibt, wenn er damit 
Ärger und Störungen verursacht. Solche Konflikte werden oft 
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Eine Typisierung nach Streitthemen wird also un-
umgänglich sein, sollte aber durch weitere Kriterien 
wie Konfliktparteien und Erscheinungsbilder der 
Konflikte ergänzt werden. Konflikte können in nut-
zungsgemischten Strukturen aus einer Vielzahl von 
[intra-, interpersonellen und –gruppalen] Gründen 
auftreten. Im Rahmen dieser Arbeit sollen nur sol-
che Konflikte untersucht werden, die aus der Funk-
tionsmischung resultieren und sich zwischen Be-
wohnergruppen und/oder anderen Nutzergruppen 
[Gewerbetreibende, Erholungssuchende, Besucher, 
                                                                       
schnell bereinigt durch Vermeidung oder Trennung, so dass die 
einander entgegengerichteten Sensibilitäten oder Vorlieben nicht 
am gleichen Ort oder zur gleichen Zeit ins Spiel kommen.“ [ebenda 
S. 23] 
60 Viele Konflikte beziehen sich auf das, was „sein sollte“: Wertkon-
flikte können sich neben ziemlich begrenzten Problemen beziehen 
„auch auf ideologische oder religiöse Gebiete erstrecken. In die-
sem Falle treten die Wertsysteme in Gegensatz zu einander. Es ist 
nicht der Wertunterschied, der zum Konflikt führt, sondern vielmehr 
der Anspruch, dass ein Wert dominierend oder allgemein anwend-
bar sein sollte. (…) Eine Wertperspektive, die keinen eigentlichen 
Überlegenheitsanspruch stellt und ihre moralischen Ansprüche 
nicht Andersgläubigen aufdrängen will, läuft am wenigsten Gefahr, 
in einen Wertkonflikt verwickelt zu werden.“ [ebenda S. 23] 
61 Neben Konflikten bezüglich unterschiedlicher Wertvorstellungen 
(„das, was sein sollte“), existieren auch Konflikte über das, was 
„ist“: „Tatsachen, Informationen, Wissen und Realitätsanschauun-
gen. Die Konflikte können etwas betreffen, was so offen und direkt 
ist wie die Wahrnehmung zweier Menschen, die denselben Gegen-
stand betrachten. (…) Nicht alle Abweichungen von Überzeugun-
gen führen zum Konflikt. (…) Ein Konflikt wird sich jedoch erst dann 
ergeben, wenn beide gemeinsam im Hinblick auf ihre Überzeugun-
gen handeln müssen, wenn einer oder beide beschließen, dass 
seine oder ihre Überzeugung dominieren wird und von dem ande-
ren akzeptiert werden sollte, und wenn die Überzeugung des einen 
so fundamental für seine Anschauung bzw. Gesellschaftlich so 
gerechtfertigt ist, dass er die Herausforderung durch den anderen 
ablehnt.“ [ebenda S. 23 f.] 
62 Aufgrund entgegengesetzter Meinungen und Wünsche in ihrer 
Beziehung können zwei Parteien in Konflikt geraten: „Beide können 
den Wunsch haben zu dominieren oder beherrscht zu werden; 
einer kann mehr Wert auf „Beisammensein“ legen als der andere 
usw. Manchmal ist es zu schwierig, sich mit einem Beziehungskon-
flikt auseinander zu setzen; folglich bleibt er verborgen, wird verla-
gert oder falsch zugeordnet.“ [ebenda S. 24] 
Kunden…] abspielen. Dies ist grundsätzlich immer 
dann potentiell möglich, wenn zwei Nutzungssphä-
ren miteinander unvereinbar scheinen – dann, wenn 
eine Nutzergruppe durch Art und Weise der Nut-
zung eine andere in ihrer Freiheit begrenzt. 
 
 
5.1.2 Kategorisierung von Streitgegenstän-
den in unterschiedlichen Dimensionen 
 
Die inhaltlich-thematische Definitionsachse von 
Konflikten setzt sich mit den unterschiedlichen Di-
mensionen bzw. Themen eines Konfliktes ausei-
nander. Im folgenden wird der Versuch unternom-
men, potentiell auftretende Konflikte in nutzungs-
gemischten Gebieten nach deren Streitgegenstän-
den in Gruppen zusammenzufassen:   
 
- Konflikte aufgrund von Störungen  
[sensorische Dimension von Konflikten] 
 
- Konflikte aufgrund von Raumkonkurrenzen 
[räumlich-territoriale Dimension v. Konflikten] 
 
- Konflikte aufgrund unterschiedlicher  
Bewertungen und Einstellungen 
[psycho-soziale Dimension von Konflikten] 
 
- Konflikte aufgrund wirtschaftlicher Rahmen-
bedingungen / ökonomische Verdrängung  
[ökonomische Dimension von Konflikten ] 
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 Konflikte aufgrund von Störungen  
[Sensorische Dimension von Konflikten] –  
Immissionskonflikte in nutzungsgemischten 
Quartieren 
 
Überschneiden sich Aktivitäten oder Geschmacks-
richtungen einer Person oder Gruppe mit den Vor-
lieben, Empfindsamkeiten oder Empfindlichkeiten 
einer anderen, können daraus Konflikte resultieren. 
Morton Deutsch nennt diese Gruppe von Konflikten 
„Prioritäten und Ärgernisse“: „Die Streitfrage liegt 
hier nicht in dem abstrakten Recht des anderen auf 
seine Vorlieben und Aktivitäten, sondern darin, ob 
er auch dann auf seinen Rechten bestehen bleibt, 
wenn er damit Ärger und Störungen verursacht.“ 
[Deutsch 1976, S. 23] Nach Deutsch werden Kon-
flikte dieser Art oft schnell bereinigt durch Vermei-
dung oder Trennung, so dass die einander entge-
gengerichteten Sensibilitäten oder Vorlieben nicht 
am gleichen Ort oder zur gleichen Zeit ins Spiel 
kommen.  
 
Im Städtebau spricht man in diesem Zusammen-
hang, wenn eine Nutzergruppe durch die Einwir-
kungen anderer Nutzungen beeinträchtigt wird, von 
„Immissionskonflikten“. Diese Immissionskonflikte 
lassen sich nach den jeweils betroffenen Sinnesor-
ganen des Menschen weiter differenzieren. Im 
Rahmen dieser Arbeit soll zwischen Beeinträchti-
gungen des akustischen, optischen, Geruchs-, Ge-
schmacks- und Tastempfindens unterschieden 
werden, wobei letztere zwei vernachlässigbar 
scheinen und daher zunächst nicht weiter ausge-
führt werden sollen.  
 
Das ExWoSt-Forschungsvorhaben „Nutzungsmi-
schung“ im Städtebau hat nachgewiesen, dass 
Wohnen und Arbeiten „heute in hohem Maße ver-
träglich (sind). Von den Betrieben selbst gehen (nur) 
noch in geringem Maße Störungen aus. Dies bele-
gen auch im Zusammenhang mit dem ExWoSt-
Forschungsvorhaben „Nutzungsmischung im Städ-
tebau“ erstellte Auswertungen der Rechtsspre-
chung63. Wichtiger sind dagegen Störungen durch 
den Verkehr, durch Infrastruktur- und Freizeitein-
richtungen sowie Störungen zwischen Bewohnern.“ 
[BBR 2000, S. 25] Nur noch ein geringer Teil der 
Betriebe ist nicht mischungsverträglich mit Wohnen 
und anderem Gewerbe: „Diese Betriebe haben 
spezialisierte Standortanforderungen, die die räum-
liche Nähe zu anderen Nutzungen ausschließen.“ 
[ebenda, S. 25] 
  
Große Schwierigkeiten bestehen dabei, in nut-
zungsgemischte Quartiere publikumsorientierte 
Einrichtungen zu integrieren, da diese oftmals ein 
hohes Verkehrsaufkommen zur Folge haben, was 
wiederum Störungen hervorruft. „Bei größeren pro-
duzierenden Betrieben handelt es sich bei dem An- 
und Ablieferverkehr häufig auch noch um Schwer-
verkehr.“ [ebenda, S. 26] Besonders schwierig sind 
vor allem Nutzungen, die in den Abend- oder 
Nachtstunden intensiv frequentiert werden. Kleine 
und mittlere Betriebe eignen sich dagegen beson-
ders gut für nutzungsgemischte Quartiere, da sie 
sich mit kleinteiligen Baustrukturen vertragen und 
wenig Verkehr erzeugen. Gleichzeitig entsteht bei 
                                                 
63 Eine Auswertung der Rechtsprechung zu Nachbarschafts- und 
Nutzungskonflikten macht deutlich, „dass Konflikte zwischen 
Wohnen und Gewerbe unbedeutend sind gegenüber Konflikten 
zwischen Wohnen und Sport-/Spielstätten oder Asylbewerberhei-
men.“ [BBR 2000, S. 36]. [Anm. d. Verf.: Dies könnte jedoch auch 
daran liegen, dass es einfach wenig nutzungsgemischte Quartiere 
gibt, d.h. solche Konflikte erst relativ selten auftreten.] 
Auch in gewachsenen Gemengelagen [§ 34 BauGB-Gebiete] ist 
die Zahl der vor Gericht ausgetragenen Streitfälle rückläufig. Sie 
werden offenbar dadurch vermieden, dass konfliktträchtige Ge-
mengelagen durch die langjährige städtebauliche Praxis der 
Funktionstrennung kaum noch entstehen, dass die Planung Unver-
träglichkeiten vermeidet oder dass in Konfliktfällen eine außerge-
richtliche Einigung erfolgt. [ebenda S.36] 
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ihnen durch ihre Investitionen in die Gebäude und 
die Betriebsausstattung eine hohe Bindung an ihr 
Quartier. 
 
Wie aus Bewohnerbefragungen in Bestandsgebie-
ten deutlich wird, sind Beeinträchtigungen durch 
betriebliche Emissionen geringer als häufig ange-
nommen: „Sie haben keinen Einfluss auf die Bewer-
tung der Wohnqualität und auf das Wanderungsver-
halten der Bewohner. Dies ist ein Anzeichen dafür, 
dass klassische Gemengelagen selten geworden 
sind. Störende Betriebe haben entweder freiwillig an 
geeignetere Standorte verlagert oder sie wurden 
durch den Druck von Planungs- und Umweltschutz-
auflagen und durch finanzielle Förderung zur Verla-
gerung veranlasst. Die Widrigkeiten von gewachse-
ner Nutzungsmischung werden von den Nutzern in 
Bestandsgebieten leichter in Kauf genommen wer-
den als in vorstädtischer Umgebung am Siedlungs-
rand. Gegenüber Immissionen, Verkehrsengpässen 
oder Einschränkungen bei der Nutzungsausübung 
gibt es eine gewisse Gewöhnung. Es gibt zudem 
zunehmend Bevölkerungsgruppen, die Nähe zu 
anderen Funktionen tolerieren oder als Qualität 
suchen.“ [ebenda, S. 27] 
 
Laut den Ergebnissen des ExWoSt-Forschungs-
vorhabens sind Beschwerden der Bewohner über 
störende Betriebe selten, genauso wie Auflagen der 
Umweltämter an Betriebe, wie etwa Nachtarbeits-
verbot oder zusätzliche Maßnahmen zum Schall-
schutz. In der Regel werden diese bereits von den 
Betrieben erfüllt, so dass Konflikte sich auf wenige 
Extremfälle reduzieren. 
 
Das ExWoSt-Forschungsvorhaben kommt zum 
Ergebnis, dass es bei den „kapitalanlageorientierten 
Brachenprojekten“ aus Rentabilitätsgründen not-
wendig ist, „einen höheren Anteil an Gewerbe, ins-
besondere Büronutzung, zu realisieren. Deshalb 
sind in diesen Quartieren größere Teilbereiche oder 
einzelne Blöcke für Büronutzungen vorgesehen. 
Dies wird planungsrechtlich überwiegend durch 
MK64-, seltener auch durch MI65-Ausweisungen 
gesichert“ [ebenda], womit aufgrund der Zulässig-
keit höherer betrieblicher Emissionen zwangsläufig 
mehr Störungspotentiale verbunden sind als in 
reinen oder allgemeinen Wohngebieten. Erstaunli-
cherweise gibt es in diesen Gebieten keine Proble-
me mit der Vermarktung. „Mit der Ausweisung von 
MI- bzw. MK-Gebieten wird zukünftigen Bewohnern 
signalisiert, dass es sich bei ihrem Wohnort um 
einen lebendigen Standort handelt, an dem keine 
absolute Störungsfreiheit zu erwarten ist. Umfragen 
in den Modellvorhaben zeigen, dass die Strategie 
der privaten Bauträger aufgeht, Vielfalt und Leben-
digkeit in nutzungsgemischten Quartieren offensiv in 
der Vermarktung einzusetzen. Käufer von Immobi-
lien oder Mieter von Wohnungen erwarten an die-
sen innerstädtischen Standorten offenbar kein stö-
rungsfreies Umfeld.66“ [ebenda]  
 
Meist wird in Siedlungserweiterungsprojekten grob-
körnig gemischt, um Konflikte von vornherein zu 
vermeiden. Da Planer und Entwickler davon ausge-
hen, dass Bewohner und Betriebe eine störungs-
freie Nachbarschaft erwarten, werden unterschiedli-
che Funktionen räumlich weitgehend getrennt. Im 
Gegensatz zu den Brachenprojekten wird deshalb in 
Siedlungserweiterungen Gewerbe weitgehend auf 
Wohnfolgeeinrichtungen beschränkt. Aufgabe der 
Mischgebiete ist es somit, als Puffer „Abstand“ zwi-
schen Wohnen und anderen Nutzungen herzustel-
len, um Störungen zu reduzieren. Spezialisierte 
                                                 
64 Kerngebiet [MK] nach § 7 BauNVO 
65 Mischgebiet [MI] nach § 6 BauNVO 
66 Dennoch kann es Konflikte mit Wohnungsbauträgern geben, 
„die ihre Immobilien trotz der Lage in einem Mischgebiet als ruhi-
ges Objekt vermarkten wollen.“ [BBR 2000, S. 27] 
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Zonen sollen Konzentrationen von Arbeitsplätzen 
aufnehmen. Doch die Rechnung geht nicht auf: 
Auch wenn sich die Bewohner in Siedlungserweite-
rungen folgerichtig nicht durch gewerbliche Nutzun-
gen beeinträchtigt fühlen, so fallen jedoch Störun-
gen durch Verkehr, Freizeit- und Gastronomienut-
zungen oder durch die Nachbarschaft zu sozialen 
Infrastruktureinrichtungen wie Schulen oder Kinder-
tagesstätten erheblich ins Gewicht.  
 
In reinen Wohngebieten gibt es erhebliche Wider-
stände gegen die Versuche, Freiflächen nachträg-
lich zu bebauen, wobei es aber weniger um befürch-
tete Emissionen als um Veränderungen des Woh-
numfeldes geht.67 
 
Bewohnerbefragungen im Rahmen des ExWoSt-
Forschungsvorhabens haben eindeutig belegt, 
„dass Störungen durch gewerbliche Emissionen in 
allen Gebietstypen unerheblich sind.“ [ebenda, S. 
28] So können durch das Wohnen selbst stärkere 
Störungen auftreten als durch betriebliche Aktivitä-
ten.68“ 
 
Hauptursache für Beeinträchtigungen des Wohnens 
ist der Verkehr. Dieser wird allerdings nur zum Teil 
von Betrieben erzeugt. „Wichtigere Verursacher von 
Verkehr und von Störungen sind häufig Einrichtun-
gen der sozialen Infrastruktur wie Schulen und Kin-
dertagesstätten, zu denen Kinder und Jugendliche 
mit dem Auto gebracht werden. Auf städtischen 
                                                 
67 So werden in Großwohnsiedlungen Nachverdichtungen und 
Nutzungsergänzungen auf Freiflächen von Bewohnern eher als 
störend empfunden, als die schleichende Umnutzung von Woh-
nungen in Gewerberäume „auf niedrigem Niveau“ („Wohnzimmer-
gewerbe“).“ [ebenda, S. 27 f.] 
68 „Beispielsweise verursacht die Produktion von Software weniger 
Beeinträchtigungen als eine vitale Familie mit mehreren Kindern, 
die zu Hause Musikunterricht nehmen oder Fußball spielen.“ 
[ebenda, S. 28] 
Brachflächen erzeugen Freizeiteinrichtungen, die 
Kunden und Verkehr anziehen, erhebliche Beein-
trächtigungen für das Wohnen.“ [ebenda S.28] Den-
noch bleibt festzuhalten, dass in Misch- und Kern-
gebieten von Betrieben hervorgerufener Verkehr 
eine Ursache für Beeinträchtigungen der Bewohner 
darstellt. Eine der wichtigsten Anforderungen an 
mischungsfördernde Planungskonzepte ist daher 
die Verringerung bzw. möglichst störungsfreie Ab-
wicklung von Verkehrsströmen. 
 
Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren müssen 
nicht zwangsläufig aus der Struktur des Quartiers 
selbst resultieren: „In mehreren Mischungsprojekten 
auf Brachflächen sind Schwierigkeiten aus der 
Nachbarschaft der neuen Funktionen zu bereits 
bestehenden Nutzungen entstanden. Betriebe leh-
nen eine „heranrückende Wohnbebauung“ bzw. 
eine Zunahme des Wohnens in ihrer Nähe ab. Sie 
befürchten Beschwerden der neuen Bewohner und 
Betriebe und die Auflagen, die mit Einschränkungen 
für ihren Betriebsablauf oder mit Kosten für emissi-
onsvermindernde Anlagen verbunden sind. Außer-
dem sehen sie ihre Entwicklungsmöglichkeiten 
eingeschränkt, weil bauliche Veränderungen und 
Erweiterungen erschwert oder verhindert werden. 
Hier ist es in einzelnen Modellvorhaben zu Rechts-
streitigkeiten gekommen.“ [ebenda, S. 29] 
 
Technologische Veränderungen machen Gewerbe 
zunehmend mit dem Wohnen verträglich. Darüber 
hinaus lassen sich die Verträglichkeiten zwischen 
Wohnen und Gewerbe und die Akzeptanz der Nut-
zer durch entsprechende Technik, Bauweise, Infor-
mation und Beratung fördern. In Neubaugebieten 
werden Störungspotentiale durch Planung reduziert 
und in Bestandsgebieten toleriert. „Dadurch ergibt 
sich eine Selektion der Nutzer in neuen Gebieten. 
Die von Planern und Investoren antizipierten Emp-
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findlichkeiten (von Bewohnern und Betrieben) sind 
übertrieben.“ [ebenda, S. 25] 
 
Auch wenn technologische Veränderungen zu einer 
Abnahme der Störungsintensität geführt haben, 
werden nutzungsgemischte Quartiere nach wie vor 
skeptisch bis ablehnend beurteilt. Ein Hauptgrund 
für die geringe Toleranz gegenüber könnte in einer 
zunehmenden Störungsempfindlichkeit unserer 
heutigen Gesellschaft liegen. „Die jahrzehntelange 
Gewöhnung an Funktionstrennung habe zur Zu-
nahme von Empfindlichkeiten und zur Abnahme der 
Toleranz gegenüber Störungen geführt. ‚Eine enge 
Verschränkung von Wohnen und gewerblichen 
Nutzungen wird immer weniger akzeptiert.’69“ 
[ebenda] Diese generelle Skepsis bestätigt sich 
jedoch in den Forschungsergebnissen nicht. So ist 
es bis 1999 in keinem Modellvorhaben zu „nachbar-
rechtlichen Einsprüchen gegen gewerbliche Nut-
zungen innerhalb des Quartiers gekommen“ [eben-
da]  
 
Die vorliegende Arbeit soll anhand dreier Beispiele 
aufzeigen, wie und unter welchen Umständen sich 
in den Modellgebieten die Störungsempfindlichkeit 
bzw. –toleranz weiter entwickelt haben und wie sie 
sich heute im gelebten Alltag darstellen. Zunächst 
sollen jedoch potentielle Störungen anhand dreier 
Gruppen typologisch erfasst, weiter differenziert  
und diskutiert werden: 
 
- Beeinträchtigungen des akustischen Empfin-
dens durch Lärm 
- Beeinträchtigungen des Geruchsempfindens 
durch Gestank 
- Beeinträchtigungen d. optischen Empfindens 
durch Licht/Dunkel/Blendeffekte 
                                                 
69 ExWoSt-Info 5.20 / Städtebau und Wirtschaft, S.8; Bergmann 
1992, In: BBR 2000, S. 25 
Beeinträchtigungen des akustischen Empfin-
dens [Lärm durch Verkehr, Industrie- und Gewerbe-
tätigkeiten] 
 
Problembeschreibung: Was ist Lärm? 
Durch das enge Nebeneinander mehrer Funktionen 
in nutzungsgemischten Strukturen kommt es 
zwangsläufig zu Lärmbelästigungen. So führen 
Gewerbenutzungen meist zu erhöhtem Verkehrs-
aufkommen, was wiederum erhöhte Lärmbelastun-
gen der Wohnbevölkerung nach sich zieht. 
 
Dem Umweltfaktor Lärm wird in letzter Zeit zuneh-
mend Aufmerksamkeit geschenkt. Auch wenn es 
früher - beispielsweise in klassischen Gründerzeit-
quartieren - beinahe selbstverständlich war, in nut-
zungsgemischten Strukturen Lärm zu ertragen, so 
hat mittlerweile die Sensibilität gegenüber Lärm 
stark zugenommen.  
 
Auch wenn in der Bauleitplanung unterschiedliche 
lärmtechnische Regelwerke zur Anwendung kom-
men, werden „deren verschiedene Anwendungsbe-
reiche (…) in der Praxis immer wieder verkannt. 
Dies verwundert nicht, weil diese Regelwerke ihrer 
Struktur nach und in ihren Aussagen sehr unter-
schiedlich sind.“ [Kuschnerus 2001, S. 203f.] Diese 
sind auf unterschiedliche Lärmarten zugeschnitten, 
denn „Lärm ist nicht gleich Lärm“ [ebenda S. 204]. 
Auch wenn sich Schallereignisse in physikalisch 
messbaren Größen ausdrücken lassen, können  
diese alleine weder die belastende Wirkung auf den 
Menschen noch die Lästigkeit bzw. Unzumutbarkeit 
von Lärm ausreichend beschreiben: Ob Geräusche 
als Lärm wahrgenommen werden, hängt neben dem 
objektiv feststellbaren Schallpegel „von einem Bün-
del von Faktoren ab, die vielfach nur unvollkommen 
in einem einheitlichen Messwert aggregierend er-
fasst werden können. Zu nennen sind etwa die 
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Stärke, die Dauer, die Häufigkeit, die Tageszeit des 
Auftretens, die Frequenzzusammensetzung, die 
Auffälligkeit (Lärmart nebst Impulshaftigkeit), die 
Informationshaltigkeit, die Tonhaltigkeit, die (allge-
meine) Ortsüblichkeit, die (individuelle) Gewöhnung, 
die subjektive Befindlichkeit des Betroffenen nach 
physischen und psychischen Merkmalen, seine 
Tätigkeit, die Art und Betriebsweise der Geräusch-
quelle, die subjektiv angenommene Vermeidbarkeit 
des Geräusches und der soziale Sympathiewert der 
Geräuschquelle.“ [BVerwG, Urt. V. 20.10.1989] 
 
Um trotzdem zumindest greifbare Größenordnun-
gen in die Hand zu bekommen, finden unabhängig 
von diesen Tatsachen im Rahmen der lärmtechni-
schen Beurteilungen dB(A)-Werte70 Anwendung. 
Sogenannte Lärmtechnische Regelwerke stellen 
den Versuch dar, „den physikalisch nicht messbaren 
Einflussgrößen bei der Beurteilung von Lärmimmis-
sionen mit verschiedenen – auf die jeweilige Lärm-
kategorie zugeschnittenen Besonderheiten – Rech-
nung zu tragen. Ferner sind in die Regelwerke ver-
schiedene Beurteilungsparameter eingeflossen, um 
der unterschiedlichen sozialen Akzeptanz der Lärm-
immissionen und im Wege des Kompromisses auch 
den Interessen der Lärmverursacher (Emittenten) 
Rechnung zu tragen.“ [Kuschnerus 2001, S. 205]  
                                                 
70 „Die Einheit dB (…) für Schallpegel steht für Dezibel (1/10 Bel), 
benannt nach dem Physiker und Taubstummenlehrer Alexander 
Graham Bell; Der Klammerzusatz (A) kennzeichnet die sog. A-
Bewertung, die den spezifischen Empfindungen des menschlichen 
Gehörs für unterschiedliche Frequenzen Rechnung tragen soll.“ 
[Kuschnerus 2001, S. 204]. Die einzelnen Werte sind logarithmi-
sche Größen. Dies bedeutet, dass die Verdoppelung der Schalle-
nergie durch Zusammentreffen zweier gleich starker Schallquellen 
führt nicht zu einer Verdoppelung des Pegelwerts, sondern nur zu 
einer Erhöhung um 3 dB (A) führt. Der Mensch empfindet solche 
Veränderungen „subjektiv jedoch nur als eben merkbare Erhöhung 
der Lautheit (…). Als Verdoppelung der Lautheit empfindet der 
Mensch erst Erhöhungen von etwa 8-10 dB (A).“ [ebenda S. 204] 
 
Sogenannte Mittelungspegel sollen für zeitlich 
schwankende Geräusche, die über einen bestimm-
ten Zeitraum mit unterschiedlicher Intensität auftre-
ten, einen Wert wiedergeben, „der einem für diesel-
be Zeit konstant einwirkenden Dauerpegel ent-
spricht“ [Kuschnerus 2001, S. 204]. Früher sprach 
man diesbezüglich von einem äquivalenten Dauer-
schallpegel. Für die Planungspraxis sind „im Regel-
fall Mittelungspegel im Bereich von 30 bis über 70 
dB (A) von Bedeutung.“ [ebenda]71 
 
Maßnahmen, Instrumente und Strategien zur Lö-
sung des Problems 
Es existieren mehrere lärmtechnische Regelwerke 
[vgl. Tabelle 2], die jeweils auf bestimmte Lärmka-
tegorien zugeschnitten sind und deren Besonderhei-
ten Rechnung tragen. Ihnen liegen zumeist unter-
schiedliche Ermittlungsverfahren zugrunde. Auch 
die Beurteilungskriterien, an Hand derer ein Wert 
ermittelt wird, der mit dem letztlich maßgebenden 
Orientierungs-, Richt- oder Grenzwert verglichen 
wird, sind unterschiedlich und tragen spezifischen 
Lästigkeitsmerkmalen Rechnung, auf die sich die 
Fachwelt im Wege der Konvention verständigt hat. 
 
Neben den lärmtechnischen Regelwerken bietet das 
geltende Städtebaurecht eine Vielzahl von forma-
len Maßnahmen zum Umgang mit Lärmkonflikten 
[vgl. hierzu Kapitel 8.1].  
 
                                                 
71 Der Mittelungspegel lässt sich nicht linear ermitteln, wie aus 
folgendem Beispiel von Ulrich Kuschnerus deutlich wird: „Treten in 
einem Zeitraum von einer Stunde 54 Minuten lang 60 dB(A) und 6 
Minuten lang 80 dB(A) auf, ergibt das Mittelungsverfahren nicht 
den linearen Durchschnitt von 62 dB(A), sondern den Mittelungs-
pegel von rd. 70 dB(A) für den gesamten Zeitraum. Die Höhe des 
Mittelungspegel wird damit maßgeblich durch – deutlich kürzer 
andauernden – höheren Werte bestimmt.“ [Kuschnerus 2001, S. 
204] 
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Darüber hinaus spielen informelle Maßnahmen 
und Strategien eine wesentliche Rolle dabei, 
Lärmkonflikte in nutzungsgemischten Quartieren in 
den Griff zu bekommen [vgl. hierzu Kapitel 8.2].  
 
 
Insbesondere das subjektive Empfinden von Lärm 
spricht für partizipative Konfliktlösungsstrategien 
unter aktiver Mitwirkung der unterschiedlichen Kon-
fliktparteien vor Ort. 
 
Praxisrelevante Größen für Mittelungspegel  
> 70 dB(A) Absolute Unzumutbarkeitsschwelle 
(Mittelungspegel am Tag) 
Pkw mit 120 km/h in 25 m Abstand 
50 – 55 dB(A) Normale Unterhaltung (innen) 
40 dB(A) Zumutbarer Innenpegel am Tag 
Flüstersprache 
30 dB(A) Zumutbarer Innenpegel in der Nacht 
Leichtes Blätterrauschen, 
hier kann man noch schlafen 
Kenngrößen für absolute (dB)A – Werte  
8 – 10 dB(A) Subjektiv empfundene Verdoppelung der Lautheit 
3 dB(A) Verdoppelung der Schallenergie 
ab 2 dB(A) Merkbarkeitsschwelle für Erhöhungen 
 
Tab. 1: Relevante Aussagen über dB(A)-Werte [Kuschnerus 2001, S. 205] 
 
 
DIN 18005 Orientierungswerte für städtebauliche Planungen, 
Abschätzung von Verkehrs- und Gewerbelärm mit baugebietsbezogenen Abstufungen für anzu-
strebende Werte bei Neuplanungen 
TA Lärm 
[Neufassung 
von 1998] 
Richtwerte für alle Anlagen, die § 22 BImSchG unterliegen, 
Anwendung auf gewerbliche Anlagen bei Grenzwertfestsetzungen 
16. BImSchV Bindende Grenzwerte bei der Errichtung und wesentlichen Änderung von Straßen und Schie-
nenwegen, 
Bindende Anwendung auch in der Bauleitplanung 
18. BImSchV Weitgehend bindende Richtwerte für Sportanlagen, 
Abschätzung der Verträglichkeit geplanter Sportanlagen 
VDI-Richtlinie 
2058 
Richtlinie für Arbeitslärm, 
Keine praktische Bedeutung für die Bauleitplanung nach Neufassung der TA Lärm 
 
Tab. 2: Lärmtechnische Regelwerke, ihr genereller Aufgabenbereich und ihr Einsatz in der Bauleitplanung [Kuschnerus 2001, S. 206] 
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Tab. 3: Berücksichtigung des Verkehrslärms in der Bauleitplanung [Kuschnerus 2001, S. 206]
  
Gebiets- 
kategorie Tagwerte in dB(A) 
2 
 
Nachtwerte in dB(A) 3 
 DIN18005 TA Lärm 16.BImSchV 18.BImSchV DIN18005 TA Lärm 16.BImSchV 18.BImSchV
GI  70       
GE 1 65 65 69 65/60 55/50 50 59 50 
MI/MD 1 60 60 64 60/55 50/45 45 54 45 
WA 55 55 59 55/50 45/40 40 49 40 
WR 50 50 59 50/45 40/35 35 49 35 
Kur  45 57 45/45  35 47 35 
 
1 Kerngebiete (MK) stehen nach der TA Lärm, der 16. BImSchV und der 18. BimSchV den Misch- und Dorfgebieten (MI/MD) gleich; die DIN 
18005 stellt sie Gewerbegebieten (GE) gleich 
2 Von den beiden Tagwerten der 18.BImSchV bezieht sich d. niedrigere auf d. besonderen Ruhezeiten a. Morgen u. Abend sowie Sonntagmittag 
3 Von den beiden Nachtwerten der DIN 18005 ist der höhere für Verkehrslärm maßgeblich, der niedrigere für Gewerbe- und Freizeitlärm 
 
Tab. 4: Übersicht der Orientierungs-, Richt- bzw. Grenzwerte [Kuschnerus 2001, S. 217] 
Neubau oder  
wesentliche Änderung 
von Verkehrswegen 
Neben vorhandener 
Bebauung 
Sicherstellung der Grenzwerte der 16. BImSchV 
 
Primär aktiver Lärmschutz  
Außenwerte der 16.BImSchV 
 
Sekundär passiver Lärmschutz 
Innenpegel 40 dB(A) tags bzw. 30 dB(A) nachts sind einzuhalten 
Neues Baugebiet 
Neben vorhandenem 
oder gleichzeitig 
geplantem Verkehrsweg 
Ausrichtung der Planung an Orientierungswerten der DIN 18005 
Primär Sicherstellung durch aktiven Lärmschutz 
 
Außenwerte können abwägend ggf. etwas überschritten werden 
 
Innenpegel 40 dB(A) tags bzw. 30 dB(A) nachts sind einzuhalten 
Überplanung eines 
vorhandenen Neben- 
einander von  
Baugebiet und 
Verkehrsweg 
Verkehrsweg nicht  
wesentlich gefährdet 
Wenn Orientierungswerte der DIN 18005 nicht eingehalten werden können: 
Städtebauliche Missstände dürfen nicht auftreten 
 
Außenpegel nicht deutlich > 70 dB(A) am Tag, > 60 dB (A) in der Nacht 
 
Innenpegel 40 dB(A) tags bzw. 30 dB(A) nachts sind einzuhalten 
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Beeinträchtigung des Geruchsempfindens  
[Gestank und Geruchsbelästigungen durch Gewer-
be und Verkehr] 
 
Problembeschreibung: Was ist Gestank? 
Noch schwieriger als Lärm sind Geruchsimmissio-
nen zu beurteilen. Auch wenn sich die Wahrnehm-
barkeit von Gerüchen anhand sogenannter „Schnüf-
felproben“ noch mehr oder weniger konkret ermit-
teln lassen, fehlen jedoch objektive Kriterien „insbe-
sondere für die – letztlich nur subjektiv bewertbare – 
qualitative Komponente, ob bestimmte Gerüche 
wegen ihres unangenehmen Charakters oder ihrer 
Intensität auch schon bei nur gelegentlichem Auftre-
ten schlechterdings unzumutbar sind.“ [Kuschnerus 
2001, S. 218] Anhand verschiedener Regelwerke 
wird in der Praxis trotzdem der Versuch unternom-
men, zumindest eine „gewisse Objektivität und 
Kalkulierbarkeit der Beurteilung“ [ebenda] zu erzie-
len. Insbesondere die VDI-Richtlinien bezüglich 
der [landwirtschaftlichen] Tierhaltung sowie die 
Geruchsimmissions-Richtlinie [GIRL] sind dabei 
von Bedeutung. 
 
Maßnahmen, Instrumente und Strategien zur Lö-
sung des Problems 
Die sogenannte Geruchsimmissions-Richtlinie 
[GIRL] wurde vom Länderausschuss für Immissi-
onsschutz erarbeitet. Sie wurde konzipiert „für die 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung und 
Überwachung von emittierenden Anlagen. Sie ist 
demgemäß insbesondere zugeschnitten auf Anla-
gen, die regelmäßig in besonders intensivem Aus-
maß emittieren und ihre Gerüche zumeist über hohe 
Schornsteine weiträumig verbreiten.“ [ebenda, S. 
220] Die GIRL definiert ein Regelverfahren, in des-
sen Rahmen Probanden vor Ort zu unterschiedli-
chen Zeitpunkten systematisch prüfen, ob und in 
welchem zeitlichen Umfang Gerüche wahrzuneh-
men sind [Raster von „Schnüffelproben“]. „Letztlich 
liegt den so gewonnenen Erkenntnissen damit eine 
(gewisse) statistische Wahrscheinlichkeit des Auf-
tretens von Gerüchen zugrunde, die dem in der 
Praxis immer wieder auftretenden Argument entge-
gen gehalten werden kann, dass einzelne Moment-
aufnahmen der (fehlenden) Geruchswahrnehmung 
vor Ort typische Geruchssituationen gerade nicht 
erfasst haben.“ [ebenda, S. 220f.] 
 
Sofern das konkrete Emissionspotential der Ge-
ruchsstörung bekannt ist, kommen als Alternative 
zur GIRL sogenannte Ausbreitungsrechnungen in 
Betracht.72 
 
Eine „erhebliche Belästigung“ ist nach der GIRL 
grundsätzlich dann anzunehmen, „wenn die Ge-
samtbelastung mit „Geruchsstunden“ mehr als 10 % 
der Gesamtzeit beträgt; für Gewerbe- und Industrie-
gebiete beträgt der Wert 15 %.“ [ebenda, S. 221] 
Letztlich erfasst dieser Ansatz „nur das quantitative 
Element der Wahrnehmbarkeit“73, eine qualitative 
Beurteilung von Gerüchen ist zunächst über die 
GIRL nicht abgedeckt. Außergewöhnliche Verhält-
nisse, wie „z.B. das Auftreten von Gerüchen, die 
                                                 
72 Bei Fehlen exakter meteorologischer Daten für den konkreten 
Betriebsstandort bereitet das Ausbreitungsverfahren „jedoch immer 
wieder Probleme, sachgerechte andere Vergleichsdaten für die 
Berechnung der konkreten Ausbreitungsverhältnisse auszuwählen; 
ggf. müssen geeignete meteorologische Grunddaten erst ermittelt 
werden, wenn die Begutachtung nicht angreifbar sein soll.“ [Kusch-
nerus 2001, S.221] 
73 Dabei kann wegen der spezifischen Ermittlung der „Geruchs-
stunden“ im Rahmen von Probandenbegehungen der Immissions-
wert auch schon dann erreicht werden, wenn es tatsächlich in 
weniger als 10 % der Zeit eines ganzen Jahres „riecht“. Die GIRL 
trägt damit dem Erfahrungssatz Rechnung, dass bei gleicher 
absoluter Gesamtdauer eines Geruchs viele kurzzeitige Geruchs-
schwellenüberschreitungen belästigungsrelevanter sind als eine 
länger andauernde Wahrnehmbarkeit. Auch bei den Ausbreitungs-
rechnungen wird letztlich nur die statistische Wahrscheinlichkeit 
der Wahrnehmbarkeit von Gerüchen ermittelt. 
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Ekel oder Übelkeit auslösen, die besondere Intensi-
tät der Geruchseinwirkung oder sonstige atypische 
Verhältnisse“ [ebenda, S. 222] erfordern eine soge-
nannte Sonderfallprüfung. „Die hierfür maßgebli-
chen Beurteilungskriterien erfassen nach Nr. 5 der 
GIRL neben den faktischen und rechtlichen Maß-
stäben für die Umgebungsnutzung auch die spezifi-
schen Komponenten wie tages- und jahreszeitliche 
Verteilung der Geruchseinwirkung, Art der Gerüche 
und Intensität der Geruchseinwirkung.“ [ebenda] 
Zusätzlich findet sich im Anhang 8 der GIRL eine 
Liste mit Geruchsschwellenwerten für Stoffe, die „in 
ganz besonderem Maße geruchsintensiv sind. So 
hat z.B. Schwefelwasserstoff [Geruch fauler Eier] 
einen Schwellenwert von 0,002 ppm; d.h. schon 
geringe Emissionen sind regelmäßig deutlich wahr-
nehmbar. Ist mit einem Ausstoß solcher geruchsin-
tensiver Stoffe zu rechnen, besteht besonderer 
Anlass, die Geruchsimmissionen genauer zu prü-
fen.“ [ebenda] 
 
Eine Begutachtung nach der GIRL kann für die 
Planungspraxis im Einzelfall insbesondere dann 
angebracht sein, „wenn schützenswerte Wohnbe-
bauung an einen bereits existierenden emittieren-
den Betrieb heranrücken soll. Dabei ist eine Pro-
bandenbegehung wegen des hohen Personenauf-
wands und der Vielzahl der notwendigen ‚Schnüf-
felproben’ regelmäßig zeit- und kostenaufwendig.“ 
[ebenda]  Dagegen besteht bei der Alternative einer 
Ausbreitungsrechnung das Risiko, „dass keine aus-
sagekräftigen bzw. gesicherten Wetterdaten vorlie-
gen und ggf. – zur Vermeidung einer Angreifbarkeit 
der Abschätzung -  erst ermittelt werden müssen.“ 
[ebenda] 
 
Als Orientierungshilfe für die Einschätzung von 
Geruchs- und Schadstoffemissionen im Zusam-
menhang mit dem Bau neuer Straßen ist die 23. 
Bundesimmissionsschutzverordnung [BImSchV] 
zusätzlich zu erwähnen. Auch wenn „derzeit weder 
gesicherte Erkenntnisse noch einschlägige techni-
sche Regelwerke über Zumutbarkeits- oder Gefähr-
dungskriterien“ [ebenda. S.22f.] vorliegen, bietet die 
23. BImSchV jedoch eine gewisse Hilfe für die Pla-
nungspraxis. Sie legt „Konzentrationswerte für 
bestimmte Luftverunreinigungen, nämlich Stick-
stoffdioxid [NO²], Ruß und Benzol fest, deren 
Überschreiten Anlass zu Maßnahmen zur Vermin-
derung oder Vermeidung des Entstehens schädli-
cher Umwelteinwirkungen sein soll [vgl. §40 Abs. 2 
Satz 1 BimSchG]“ [Kuschnerus 2001, S. 223].74 
 
Ansonsten werden für die Bebauungsplanung hin-
sichtlich Geruchs- und Schadstoffimmissionen so-
genannte „Abstandslisten“ herangezogen, die für 
bestimmte Arten von Betrieben bestimmte Abstände 
zu Wohngebieten vorsehen. Die Anwendung sol-
cher Abstandlisten ist allgemein anerkannt. Sie 
erfordert aber kein sklavisches Einhalten von „Min-
destabständen“, sondern lässt wie beim Lärmschutz 
durchaus intelligente, flexible Lösungen zu, wie 
beispielsweise bauliche Maßnahmen oder Gliede-
rungen, um Beeinträchtigungen zu minimieren. 
Zusätzlich bietet das geltende Städtebaurecht eine 
Vielzahl von formalen Maßnahmen zum Umgang 
mit Geruchskonflikten [vgl. hierzu Kapitel 8.1]. Dar-
über hinaus spielen noch mehr als beim Lärm in-
formelle Maßnahmen und Strategien eine we-
sentliche Rolle dabei, die subjektiv sehr unter-
schiedlich wahrgenommenen Geruchsbelästi-
gungen in nutzungsgemischten Quartieren in den 
Griff zu bekommen [vgl. hierzu Kapitel 8.2]. 
 
                                                 
74 „Das BVerwG hat anerkannt, dass diese Konzentrationswerte 
als Orientierungshilfe bei der Abschätzung gesundheitlicher Risi-
ken durch Kfz-bedingte Schadstoffe herangezogen werden kön-
nen.“ [Kuschnerus 2001, S. 223] 
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Geruchsimmissions-Richtlinie [GIRL] 
 
Anwendungsbereich 
 
Genehmigung und Überwachung von Anlagen, die Gerüche emittieren 
- Regelprüfung durch „Schnüffeln“ von Probanden vor Ort 
- Alternativ Ausbreitungsrechnung 
Einsatz in der 
Bauleitplanung 
 
 
 
Prüfung nach GIRL angezeigt bei Planung schützenswerter Bebauung im Einwir-
kungsbereich vorhandener emittierender Anlagen 
Bei Einhaltung der Abstände nach VDI-Richtlinien weitere Prüfung nach GIRL 
entbehrlich 
 
Probandenbegehungen sehr zeit- und kostenaufwendig 
 
Alternative Ausbreitungsrechnung setzt genaue Kenntnis der Emissionen und 
Wetterdaten voraus 
 
 
Tab. 5: Die Geruchsemissions-Richtlinie und ihr Anwendungsbereich / Einsatz in der Bauleitplanung [Kuschnerus 2001, S. 221]
 
 
 
23. Bundesimmissionsschutzverordnung [BImSchV] 
 
Anwendungsbereich 
 
Ermittlung Kfz-bedingter Luftschadstoffe 
- Stickstoffdioxid [NO²] 
- Ruß 
- Benzol 
Einsatz in der  
Bauleitplanung 
 
Abschätzung von Schadstoffimmissionen neuer Straßen 
Nur bei hochbelasteten Straßen 
 
Tab. 6: Die 23. BImSchV und ihr Anwendungsbereich/Einsatz in der Bauleitplanung [Kuschnerus 2001, S. 223]
 64
Beeinträchtigung des optischen Empfindens 
[Licht, Dunkel, Blendeffekte...] 
 
Problembeschreibung – Wann liegt eine optische 
Beeinträchtigung vor? 
Eine optische Beeinträchtigung ist keine „Frage des 
Geschmacks“, sondern eine tatsächliche Behinde-
rung durch störende, optische Reize. Auch wenn 
sich kaum wissenschaftliche Abhandlungen oder 
zitierbare Quellen über optische Beeinträchtigungen 
finden75, so sind dennoch Störungen dieser Art in 
nutzungsgemischten Quartieren grundsätzlich vor-
stellbar. Denkbar wäre beispielweise eine Leuchtre-
klame eines Gewerbetreibenden, die nicht nur die 
Straße sondern auch die Wohnung eines Anwoh-
ners nachts hell erleuchtet, oder aber eine das Son-
nenlicht reflektierende Fassade, die den am Mit-
tagstisch sitzenden Nachbarn blendet. Im umge-
kehrten Fall könnte ein vertikal ausgerichteter Ge-
werbebau dem benachbarten Anwohner die ehe-
mals besonnte Terrasse verschatten.  
 
Maßnahmen, Instrumente und Strategien zur Lö-
sung des Problems 
Das geltende Städtebaurecht verfügt nur über sehr 
allgemeine Instrumente und Schutzvorkehrungen 
wie das Nachbarschutzgebot mit der Zumutbar-
keitsklausel, Gebäudehöhen und Baufenster in 
Bebauungsplänen oder dem Tatbestand des Einfü-
gens nach § 34 BauGB. [vgl. hierzu Kapitel 8.1.] Im 
Einzelfall wird jedoch die Toleranzschwelle des 
Nachbarn oftmals die Zumutbarkeitsschwelle unter-
schreiten. Folglich werden sich auch in diesem 
Bereich informelle Maßnahmen, wie das (freiwillige) 
frühzeitige gegenseitige Abstimmen der Nutzer-
gruppen aufeinander, auszahlen. [vgl. Kapitel 8.2.] 
                                                 
75 Optische Beeinträchtigungen durch Blendeffekte werden bei-
spielsweise im Zusammenhang mit Windenergie- oder Solaranla-
gen diskutiert. 
 Räumlich-territoriale Dimension von Konflik-
ten [Raumkonflikte bzw. Territoriale Konflik-
te in nutzungsgemischten Quartieren] 
 
Nachdem die sensorische Dimension von Konflikten 
anhand unterschiedlicher Störungsarten erörtert 
worden ist, wird im folgenden die räumlich-
territoriale Dimension von Konflikten in nutzungs-
gemischten Quartieren untersucht. 
 
Problembeschreibung –  Was sind territoriale Kon-
flikte? 
Nach Schweitzer nehmen „im Zuge der knapper 
werdenden Ressource Raum (…) Konflikte um 
diesen stetig zu. Sowohl auf internationaler und 
nationaler Ebene und insbesondere auf lokaler 
Ebene werden verstärkt konkurrierende Nutzungs-
ansprüche deutlich.“ [Schweitzer 2007, S. 39]76 
Umso mehr gilt dies für nutzungsgemischte Quartie-
re, in denen Bedürfnisse des Wohnens, Arbeitens 
und der Erholung gleichzeitig auf begrenztem Raum 
auftreten und Konflikte nach sich ziehen können. 
 
Morton Deutsch bezeichnet vor diesem Hintergrund 
die „Kontrolle über Mittel“ als mögliche Vorausset-
zung für auftretende Konflikte: „Mittel wie Raum, 
Geld, Eigentum, Macht, Prestige, Nahrung etc. 
können als unteilbar angesehen werden. Wenn sich 
zwei oder mehr Parteien um den ausschließlichen 
Besitz oder Gebrauch der Mittel oder eines Teiles 
davon bemühen, ist ein Konflikt zwischen ihnen 
wahrscheinlich.“ [Deutsch 1976, S. 22] 
 
In nutzungsgemischten Quartieren kann Raum als 
„Mittel“ zur Verwendung für die vielen Nutzergrup-
                                                 
76 Nach Reuber sind territoriale Fragestellungen eng verbunden 
mit politischer Macht (Reuber 2000, S. 32, In: Schweitzer 2007, S. 
39]. Nach Bourdieu ist die „Herrschaft über den Raum (…) eine der 
privilegiertesten Formen von Herrschaftsausübung“ [Bourdieu 
1991, S. 30, In: Schweitzer 2007, S. 39]. 
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pen schnell knapp werden. Es kann zu „territorialen 
Übertretungen“ kommen, „wenn ein Individuum in 
das von einem anderen und für ein anderes Indivi-
duum beanspruchte Reservat eindringt“ [Schubert 
2000, S. 85].  
 
In der Soziologie werden Territorien77 als Räume 
definiert, „in denen Individuen oder Gruppen sich 
über längere Zeit relativ dauerhaft aufhalten; we-
sentliche existenzerhaltende Tätigkeiten verrichten; 
durch symbolische Akte Besitzansprüche anmelden 
und diese im Fall der Bedrohung durch andere 
verteidigen, mindestens minimale Spielräume für 
eigene Gestaltung haben“. [Hamm et al. 1996, S. 
235].78  
 
Das Konzept des territorialen Verhaltens wird von 
zwei theoretischen Ansatzpunkten her entwickelt: 
- „vom personalen Raum, der individuellen 
Raumblase, und damit von der Leiblichkeit des 
Menschen und den physiologischen und sozia-
len Bedingungen sinnlicher Wahrnehmung her; 
- vom sozialen Charakter der physischen Umwelt 
und der darin enthaltenen Sachen her.“ [Hamm 
et al. 1996, S. 271] 
                                                 
77 Auch wenn der Begriff „Territorium“ zunächst in der Tierverhal-
tensforschung verwendet (Howard 1920), dann von der Soziobio-
logie aufgegriffen (Ardrey 1966, Wilson 1975) und immer wieder in 
Verbindung gebracht wurde „mit als instinktiv, genetisch bedingt 
angenommenen Verhaltensformen (Hediger 1968, Lorenz 1966), 
schließe ich mich der Einschätzung Hamm an, dass „diese Debatte 
und ihre überaus problematischen Implikationen wenig überzeu-
gend und für unseren Zweck (…) unnötig“ sind. „In jedem Fall 
werden Territorien in jedem Sinn, der uns hier beschäftigen mag, 
sozial bestimmt.“ [Hamm et al. 1996, S. 235] 
78 Dabei besteht ein enger Zusammenhang zwischen „Territorium“ 
und „Macht“. Dabei wird „Macht“ als die „Möglichkeit (gesehen), 
andere vom Betreten der eigenen Territorien abhalten zu können. 
Mächtig bin ich auch, wenn ich andere zwingen kann, ‚meine 
Territorien’ zu betreten und dort unter meiner Kontrolle in meinem 
Interesse und zu meinem Nutzen Arbeiten zu verrichten (Arbeits-
platz).“ (Hamm et al. 1996, S. 236) 
Territoriales Verhalten resultiert aus der „Leiblichkeit 
des Menschen: Als physische Existenz nimmt der 
Mensch Raum ein – er/sie hat Größe, Umfang, 
Volumen –, und dieser Raum kann nicht gleichzeitig 
von einem anderen Menschen oder einem anderen 
Objekt eingenommen werden.“ [ebenda, S. 232] 
Dabei sind die einzelnen Menschen darum bemüht, 
untereinander „Distanzen“ einzuhalten. Sie sind 
nach Hall [1966, S. 19] von einer „Raumblase“ um-
geben, „die sie zwischen sich und anderen einrich-
ten“ [Hamm et al. 1996, S. 232] und in die sie nor-
malerweise keine anderen Menschen hineinlas-
sen.79 Die Wohnung steht als „Erweiterung des 
Selbst“ der personalen „Raumblase“ am nächsten, 
aber auch das durch „Mauern, Hecken und Zäune“ 
umfriedete Grundstück, „der liebevoll gepflegte 
Vorgarten signalisiert, dass sich hier ‚privates Terri-
torium’ befindet.“ [Hamm et al. 1996, S. 239] Dabei 
spielen die „Spielräume zur aktiven Aneignung, zur 
eigenwilligen Gestaltung, (…) eine bedeutende 
Rolle für das Selbstbild, die Identifikation mit einer 
Wohnung und einem Ort ebenso wie als Erfahrung 
von selbstbestimmtem Handeln, vor allem in der 
Sozialisation.“ [ebenda]  
 
Über sogenannte „Aktionsräume“80 der unterschied-
lichen Nutzergruppen sind unterschiedliche Territo-
rien zeitlich und räumlich miteinander verflochten. 
Dadurch kann es zu territorialen Überlagerungen 
und damit zu Konflikten kommen. Durch Wahrneh-
mung und Interpretation der unterschiedlichen Nut-
zergruppen wird Raum zur Situation: „Wie sich 
                                                 
79 „Die Ausdehnung dieser Raumblase ist nicht bei allen Menschen 
gleich, und sie variiert mit der Situation, der Kultur, in der Ge-
schichte und mit der Art der Beziehung, in der die Beteiligten 
zueinander stehen.“ [Hamm et al. 1996, S. 232] 
80 „Der Aktionsraum eines Individuums ist jener Raum (…), der 
durch die Orte, an denen es Aktivitäten ausübt, gebildet wird“. 
[Sozialwissenschaftliche Arbeitsgruppe Stadtforschung 1979 in 
Hamm et al. 1996, S. 252] 
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Menschen in Räumen verhalten, hängt entschei-
dend davon ab, wie sie Situationen definieren und 
welche Verhaltensregeln ihnen dadurch nahegelegt 
werden.“ [Hamm et al. 1996, S. 258]. Dabei sind 
Situationen „durch mindestens drei Merkmalsbündel 
charakterisierbar: Die Merkmale der anwesenden 
Personen (…), die Ausstattung des Raumes mit 
Sachen (…) und die Merkmale der Zeit (Zeitpunkt, 
Dauer, Häufigkeit, Periode usw.).“ [ebenda]81  
Insbesondere der Sachausstattung kommt dabei 
besondere Bedeutung für die Situationsdefinition zu, 
da Sachen nicht nur benutzt sondern auch unter-
schiedlich interpretiert werden. Oftmals ist die „städ-
tische, die gebaute Umwelt (…) Ausdruck eines 
Denkens und Handelns, das völlig den Kriterien der 
Nützlichkeit und des Profits untergeordnet ist.“ 
[Hamm et al. 1996, S. 260] Die Folge davon sind 
monofunktionale Strukturen, die nur einer Nutzung 
gerecht werden [z.B. ausschließlich auf den Kfz-
Verkehr ausgerichtete Verkehrsflächen] und insbe-
sondere dort, wo wenig Raum zur Verfügung steht, 
zu zusätzlichen Spannungen führen können. 
 
In nutzungsgemischten Quartieren kann es durch 
die Vielzahl von Nutzungen und Nutzergruppen mit 
ihren unterschiedlichen Raumansprüchen zu Kon-
kurrenzen um den begrenzt verfügbaren Raum 
kommen, deren Folge „territoriale Konflikte“ sein 
können. Als solche können beispielsweise Konflikte 
zwischen unterschiedlichen Verkehrsteilnehmern 
verstanden werden. Untersuchungen haben ge-
                                                 
81 Der hier definierte Begriff der Situation, den Hamm et al. durch 
Merkmale der anwesenden Personen, der Sachausstattung und 
der Zeit spezifiziert haben, ist weitgehend identisch mit dem Begriff 
des „Behaviour Setting“, den Barker 1968 benutzt. Dabei ist in 
einer Vielzahl von Einzelstudien nachgewiesen worden, „dass in 
bestimmten räumlich begrenzten und zeitlich fixierten Umfeldern 
(Kirche, Schule, Hochterrasse, Spielplatz usw.) das Verhalten der 
anwesenden Personen immer wieder gleich abläuft, und zwar 
unabhängig von den Persönlichkeitsmerkmalen.“ [ebenda S. 267] 
zeigt, dass nutzungsgemischte Strukturen nur be-
dingt eine „Stadt der kurzen Wege“ erzeugen. „Oh-
ne Funktionsmischung ist verkehrssparsamere 
Alltagsbewältigung unmöglich, mit Funktionsmi-
schung zwar möglich, aber nicht zwangsläufig.“ 
[Floeting et al. 1994, in : Aring et al. 1995, S. 519] 
Auch wenn der Einkaufs- und Freizeitverkehr gerin-
ger als in monostrukturierten Gebieten ist, so ist 
dennoch nicht davon auszugehen, dass Bewohner 
und Arbeiter in den seltensten Fällen die gleichen 
Personen sind. Meist ist dies nicht der Fall, was zur 
Folge hat, dass es zu Verkehrskonflikten zwischen 
den Bewohnern kommt. Damit Nutzungsmischung 
möglich wird, muss eine erhöhte Dichte von Nut-
zungen auf engem Raum vorhanden sein. Dies hat 
zur Folge, dass der begrenzt vorhandene Raum 
knapp wird. Es entstehen Raumkonkurrenzen zwi-
schen den einzelnen Nutzergruppen: Die Gewerbe-
treibenden benötigen Raum für Anlieferung und 
Abtransport der Waren, Lagerflächen etc. Die Be-
wohnergruppen brauchen dagegen je nach Alter 
und Neigung Räume zum Spielen, Erholen und 
Spazierengehen.  
 
Auch wenn sich im Endbericht des ExWoSt-
Forschungsvorhabens „Nutzungsmischung im Städ-
tebau“ in erster Linie Hinweise auf Konflikte durch 
Störungen [insbesondere durch Verkehr] finden, 
werden auch mögliche, territoriale Konflikte auf-
grund von Raumkonkurrenzen beschrieben. So 
werden beispielsweise für die Essener Weststadt 
Parkplatz-Probleme aufgrund des hohen Besucher-
aufkommens der kulturellen Einrichtungen prognos-
tiziert: „Entscheidend für die Akzeptanz von Nut-
zungsmischung wird daher die Lösung von Konflik-
ten zwischen Wohnen und Verkehr sein. Die derzeit 
4.000 Stellplätze in der unmittelbaren Umgebung 
und in der Weststadt sind generell ausreichend. 
Abgesehen von den Spitzen herrscht eher ein 
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Überangebot an Parkplätzen, die außerdem sehr 
unterschiedlich ausgelastet sind. Um auch zu Zeiten 
starker Nachfrage ein Ausweichen auf benachbarte 
Straßen zu verhindern, wären ein verbessertes 
Parkleitsystem sowie eine einheitlich geregelte 
Bewirtschaftung aller Stellplätze wünschenswert.“ 
[BBR 2000, S. 77f.] Für die kleinteilige Nutzungsmi-
schung in Tübingen wird prognostiziert, dass die 
“Kleinheit der Parzelle”, die einer vielfältigen und an 
der Wohnnutzung ausgerichteten Stadtstruktur 
geschuldet ist, “in Konflikt mit erforderlichen Be-
triebsgrößen stehen” [ebenda, S. 89] kann. 
 
Maßnahmen, Instrumente und Strategien  
zur Lösung des Problems 
Stadtplanung schafft Räume für unterschiedliche 
Nutzungen sowie Voraussetzungen für bestimmte 
Situationen. Wir haben Situationen als Kommunika-
tionsprozesse beschrieben, wobei den Gestaltungs-
regeln des Senders die Deutungsregeln des Emp-
fängers gegenüberstehen: „Die ‚Gebrauchsanwei-
sung’, die den Objekten der physischen Umwelt 
anhaftet, kann nur dann angemessen verstanden 
werden, wenn die Codes von Sender und Empfän-
ger eine ausreichende Menge gemeinsamer Zei-
chen enthalten.“ [Hamm et al. 1996, S. 272]. Stadt-
planung, Architektur und Freiraumgestaltung muss 
also eine “Sprache“ finden, die verstanden wird und 
gleichzeitig „Spiel- und Interpretationsräume“ für die 
unterschiedlichen Nutzergruppen freilässt. 
 
Maßnahmen und Strategien zur Lösung bzw. In-
tegration von Territorialkonflikte könnten beispiels-
weise sein: intelligente Verkehrskonzepte, Maß-
nahmen zur Raumdifferenzierung mit ausreichend 
Ausweich- und Rückzugsräumen, Multifunktionale 
Räume mit vielfältigen Spielräumen zur Eigenge-
staltung, die zeitliche Organisation von Raumnut-
zungen… 
Auch das geltende Städtebaurecht bietet eine An-
zahl von formalen Maßnahmen zum Umgang mit 
territorialen Konflikten [vgl. hierzu Kapitel 8.1]. Dar-
über hinaus spielen informelle Maßnahmen und 
Strategien eine wesentliche Rolle dabei, Konflikte 
dieser Art in nutzungsgemischten Quartieren in den 
Griff zu bekommen [vgl. hierzu Kapitel 8.2]. 
 
 
 Sozial-psychologische Dimension – 
Sozial-psychologische Konflikte in  
nutzungsgemischten Quartieren 
 
Problembeschreibung - Was sind sozial-
psychologische Konflikte? 
Die sozial-psychologische Dimension von Konflikten 
umfasst unterschiedliche subjektive „Wertvorstel-
lungen“ und  „Überzeugungen“ zwischen den Par-
teien [Deutsch 1976, S. 23f.] 
 
Bereits das ExWoSt-Forschungsvorhaben „Nut-
zungsmischung im Städtebau“ hat deutlich ge-
macht, dass sich auch zwischen unterschiedlichen 
Wohnformen und Lebensstilen Störungen und Un-
verträglichkeiten entwickeln können, die „einschnei-
dender sind als Störungen durch unterschiedliche 
Nutzungen.“ [BBR 2000, S .28] 
 
Deutsch macht deutlich, dass sich viele Konflikte 
auf das beziehen, was „sein sollte“: So können sich 
Wertkonflikte „auch auf ideologische oder religiöse 
Gebiete erstrecken. In diesem Falle treten die Wert-
systeme in Gegensatz zu einander. Es ist nicht der 
Wertunterschied, der zum Konflikt führt, sondern 
vielmehr der Anspruch, dass ein Wert dominierend 
oder allgemein anwendbar sein sollte.“ [Deutsch 
1976, S. 23] Neben Konflikten über das, was sein 
sollte“, existieren auch Konflikte aufgrund von Über-
zeugungen über das, was „ist“: „Tatsachen, Infor-
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mationen, Wissen und Realitätsanschauungen. Die 
Konflikte können etwas betreffen, was so offen und 
direkt ist wie die Wahrnehmung zweier Menschen, 
die denselben Gegenstand betrachten.“82 [ebenda] 
Konflikte bezüglich unterschiedlicher „Wertvorstel-
lungen“ und „Überzeugungen“ können in nutzungs-
gemischten Quartieren beispielsweise dann auftre-
ten, wenn unterschiedliche Vorstellungen der Nutzer 
hinsichtlich solcher Begriffe wie „Ordnung“, „Sau-
berkeit“, „Sicherheit“ existieren und aufeinander 
prallen. Auch eine potentielle Immission wie z.B. 
„Musik“ kann von ihrer eigentlichen Natur her ein 
sozial-psychologisches Problem darstellen und 
unabhängig von Dezibel-Werten als „Ruhestörung“, 
„Lärm“ oder „angenehme Unterhaltung“ wahrge-
nommen werden. Während beispielsweise der Hea-
vy-Metal-Fan seine Lieblingsmusik in der Rock-
Kneipe in maximaler Lautstärke hören möchte, geht 
sie dem benachbarten Freund volkstümlicher Al-
penmusik schon aus der Entfernung auf die Nerven.  
 
Maßnahmen, Instrumente und Strategien zur Prob-
lemlösung 
Aufgrund der Subjektivität der unterschiedlichen 
Einschätzung von sozial-psychologischen Proble-
men, können nur informelle Instrumente und Strate-
gien zur Problemlösung beitragen. Nur ausreichend 
Kommunikation und gegenseitiger Austausch kann 
dabei helfen, gegenseitiges Verständnis zu erzielen 
und Verhaltensweisen besser aufeinander abzu-
stimmen. [vgl. hierzu Kapitel 8.2]. 
                                                 
82 „Nicht alle Abweichungen von Überzeugungen führen zum 
Konflikt. (…) Ein Konflikt wird sich jedoch erst dann ergeben, wenn 
beide gemeinsam im Hinblick auf ihre Überzeugungen handeln 
müssen, wenn einer oder beide beschließen, dass seine oder ihre 
Überzeugung dominieren wird und von dem anderen akzeptiert 
werden sollte, und wenn die Überzeugung des einen so fundamen-
tal für seine Anschauung bzw. gesellschaftlich so gerechtfertigt ist, 
dass er die Herausforderung durch den anderen ablehnt.“ [ebenda 
S. 23 f.] 
 Ökonomische Dimension von Konflikten – 
Wirtschaftliche Konflikte und Verdrängungspro-
zesse in nutzungsgemischten Quartieren 
 
Problembeschreibung –  
Was sind ökonomische Konflikte ? 
Die Untersuchung der Modellvorhaben des 
ExWoSt-Forschungsvorhabens „Nutzungsmischung 
im Städtebau“ hat gezeigt, dass es eine Nachfrage 
nach nutzungsgemischten Quartieren gibt und dass 
Investoren bereit sind, nutzungsgemischte Quartiere 
zu entwickeln bzw. in nutzungsgemischten Quartie-
ren zu bauen. Mischung kann ein Gebiet profilieren, 
so dass sich Wohn- wie Gewerbeflächen ertragrei-
cher vermarkten lassen. Dennoch können ökonomi-
sche Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren 
auftreten. Sie entstehen immer dann, wenn eine 
Nutzung eine andere wirtschaftlich belastet. Wirt-
schaftliche Belastungen können sowohl für Investo-
ren (im Gewerbe-, wie im Wohnungsbereich), als 
auch für die Gewerbetreibenden und Bewohner 
selbst entstehen. 
 
Beispielsweise ist die Mischung von Nutzungen in 
einem Gebäude bei vielen Investoren unbeliebt, da 
sie höhere Planungs-, Bau- und Bewirtschaftungs-
kosten verursacht, auch wenn die Modellvorhaben 
gezeigt haben, dass auch vertikale Mischung an 
geeigneten Standorten wirtschaftlich tragfähig sein 
kann: Intensivere Grundstücksnutzung, geringere 
Erschließungskosten und höhere Erträge der ein-
zelnen Nutzungselemente können den Mehrauf-
wand ausgleichen. Die Widerstände der Investoren 
gegen Nutzungsmischung sind häufiger auf Spezia-
lisierungen und Routinen als auf ökonomische Kal-
küle zurückzuführen. Oftmals hängen ökonomische 
Konflikte mit Immissionskonflikten zusammen, da 
sich Beeinträchtigungen auch auf den Verkauf aus-
wirken. „Die Angst der Investoren vor rechtlichen 
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Konflikten und ihre Zurückhaltung gegenüber ge-
planter Nutzungsmischung ist dadurch zu erklären, 
dass es schwer vorherzusagen ist, wie Gerichtsent-
scheidungen ausfallen. Diese Unsicherheit lässt 
sich nur schwer abbauen. Sie wird oft durch eine 
falsche Darstellung der rechtlichen Situation durch 
Verbände oder Kammern verstärkt.“ [BBR 2000, S. 
36] 
 
"Zeit" ist ein kritischer Faktor für die Entwicklung von 
Nutzungsmischung. Gemischte Quartiere brauchen 
Zeit zum Wachsen und sind nie „fertig“. Durch Vo-
rinvestitionen und Kreditkosten sind Entwickler und 
Investoren insbesondere in Siedlungserweiterungs- 
und in Brachenprojekten unter Druck, Flächen 
schnell zu vermarkten. Mischungsziele sind dann 
durch kurzfristige Anpassung an die Nachfrage 
gefährdet. Ein längeres Vorhalten von Flächen bis 
zu einem Zeitpunkt, zu dem sich von der Planung 
gewünschte Nutzer finden, ist selten möglich. Nut-
zungsgemischte Quartiere sind vor allem langfristig 
wirtschaftlich – ihre Struktur ist so robust, dass sie 
sich an veränderte soziale und wirtschaftliche An-
forderungen anpassen lässt. Die Flexibilität der 
Bauten ist daher eine entscheidende Bedingung für 
langfristige Wirtschaftlichkeit. [vgl. ebenda] 
 
Aus dem ExWoSt-Forschungsvorhaben „Nut-
zungsmischung im Städtebau“ wird deutlich, dass 
durch nutzungsgemischte Strukturen auch für die 
Gewerbetreibenden wirtschaftliche Nachteile ent-
stehen können: Die räumliche Nähe zur Wohnnut-
zung erfordert höhere Rücksichtnahme und damit 
höheren technischen, und damit auch wirtschaftli-
chen Aufwand, um Störungen zu minimieren. Ein 
weiterer wirtschaftlicher Nachteil für Betriebe in 
nutzungsgemischten Quartieren liegt in den „deut-
lich höheren Kosten als in GE-Gebieten“ [BBR 
2000, S. 89], die „den Kreis gewerblicher Nachfra-
ger“ [ebenda] einschränken können. Aus Sicht der 
Gewerbetreibenden existieren bei den einzelnen 
Branchen unterschiedliche Anforderungen hinsicht-
lich der Zugänglichkeit bzw. Abgeschlossenheit 
ihres Betriebsstandorts, was wiederum die Körnig-
keit gewerblicher Mischung und die Möglichkeit der 
Öffnung für nichtgewerbliche Nutzungen beeinflusst. 
Publikumsorientierte Betriebe sind an einer guten 
Zugänglichkeit für Kunden interessiert, wogegen 
verarbeitende Betriebe diese ablehnen, weil sie 
Störungen im Betriebsablauf und damit ökonomi-
sche Einbußen befürchten. Aus Sicht der Bewohner 
können wirtschaftliche Belastungen durch Anstieg 
des Grundstückspreis- bzw. Mietpreisniveaus auf-
grund wachsender Nachfrage nach Gewerbe- bzw. 
Büroräumen zu ökonomischen Konflikten führen. 
Preisveränderungen können letzten Endes dramati-
sche Verdrängungsprozesse zur Folge haben. 
 
Maßnahmen, Instrumente und Strategien zur  
Lösung des Problems 
Ökonomische Konflikte können meist auch nur 
ökonomisch gelöst werden, d.h. monetäre Verluste 
müssen durch Ausgleichszahlungen oder neue 
Gewinne ausgeglichen werden. Unabhängig davon 
können neue Gewinne auch in nicht-monetären 
Qualitäten gesehen werden [mehr Lebensqualität, 
Urbanität, sicherer öffentlicher Raum etc.]. Die öf-
fentliche Hand besitzt durch das Instrumentarium 
des besonderen Städtebaurechts [vgl. hierzu Kapitel 
8.1.4] einige Möglichkeiten, bezahlbaren Wohn- und 
Arbeitsraum zu sichern und charakteristische Zu-
sammensetzungen der Nutzungsstruktur zu erhal-
ten. Nichts desto trotz werden auch ökonomische 
Konflikte immer informelle Maßnahmen und Strate-
gien im Umgang damit erfordern. [vgl. hierzu Kapitel 
8.2]. 
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5.2 WER streitet mit wem?  
 Die am Konflikt beteiligten Akteure 
 
An jedem sozialen Konflikt haben zwei oder mehre-
re Parteien Anteil, die ihrerseits unabhängig vom 
Streitgegenstand wesentlich die Entstehung und 
Entwicklung des Konfliktes mitbestimmen. Nachdem 
wir dargestellt haben, welche Streitgegenstände in 
nutzungsgemischten Quartieren zu Konflikten füh-
ren können, sollen im folgenden mögliche Konflikt-
parteien und mitwirkende Akteure eines Konfliktes 
dargestellt werden. Dabei wird unterschieden zwi-
schen primären Akteuren, den „unmittelbar streiten-
den“ Parteien und sekundären Akteuren, den indi-
rekt Beteiligten:  
 
Primäre Akteure sind die unmittelbar „streitenden“ 
Parteien, die ein unmittelbares Interesse am Streit-
gegenstand verfolgen. Im Rahmen der vorliegenden 
Arbeit sollen Konflikte betrachtet werden, die sich 
typischerweise für nutzungsgemischte Quartiere 
zwischen heterogenen Nutzergruppen, also zwi-
schen Bewohnern und anderen Nutzern (Gewerbe-
treibende, Kulturschaffende...) abspielen. Konflikte 
zwischen homogenen Nutzergruppen (Wohnen-
Wohnen oder Gewerbe-Gewerbe) können genauso 
in reinen Wohngebieten oder Gewerbegebieten 
auftreten und werden daher nicht weiter untersucht. 
 
Sekundäre Akteure sind zusätzliche, indirekt Betei-
ligte am Konflikt, sogenannte „dritte Personen“. 
Dazu gehören „Nutznießer“ oder „Geschädigte“ des 
Konfliktes, genauso wie neutrale „Beobachter“ und 
„Vermittler“. 
 
Die beteiligten Nutzergruppen sollen weiter differen-
ziert werden, da sich möglicherweise hieraus Rück-
schlüsse auf auftretende oder unterbleibende Kon-
flikte ziehen lassen. 
5.2.1 Primäre Akteure 
 
Zu den primären Akteuren gehören die Bewohner 
des Quartiers, die dort Arbeitenden, sowie Besucher 
des Quartiers (Kunden, Einkaufende, Restaurant-
besucher, sich Erholende, Kulturbesucher). 
 
Bewohner 
Die Bewohner lassen sich nochmals weiter in Ei-
gentümer und Mieter und - sofern vorhanden – in 
Genossenschaftsmitglieder differenzieren. Eine 
Sonderform der Eigentümer bilden sogenannte 
Bauherrengemeinschaften, wie sie beispielsweise in 
Tübingen gebildet wurden.  
 
Arbeitende 
Die Gruppe der im Quartier „Arbeitenden“ beinhaltet 
so unterschiedliche Kategorien wie „freie Berufe“, 
produzierendes Gewerbe, verarbeitendes Gewerbe 
(z.B. Handwerker), Verkauf, Dienstleistungsbetriebe 
oder die Unterhaltungs- und Kulturbranche. Auch 
die Baunutzungsverordnung hat bezogen auf die 
Gebietskategorien und den dort möglichen Störun-
gen eine Typisierung von Betrieben vorgenommen. 
So wird beispielsweise nach „freien Berufen“, nicht 
störenden, störenden und erheblich störenden Be-
trieben unterschieden. [vgl. BauNVO] 
 
Vor dem Hintergrund der Nutzungsmischungsdis-
kussion werden immer wieder „Listen als Planungs-
grundlage gefordert, in denen Betriebe hinsichtlich 
ihrer Verträglichkeit mit Wohnen typisiert werden 
(„Positivlisten“).“ [BBR 2000, S. 26] Die Erfahrungen 
in einzelnen Modellvorhaben des ExWoSt-
Forschungsvorhabens „Nutzungsmischung im Städ-
tebau“ machen jedoch deutlich, dass „aus mehreren 
Gründen Skepsis gegenüber solchen Listen ange-
bracht“ [ebenda] ist. Erstens, es gibt erhebliche 
Unterschiede zwischen den Betrieben innerhalb 
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einzelner Branchen, „so dass eine Typisierung von 
Betrieben nur bedingt Aussagen über Störungen 
zulässt. So kann zum Beispiel eine Tischlerei so-
wohl ein Großbetrieb mit maschineller Fensterpro-
duktion sein, der in drei Schichten mit hohem Mate-
rialumschlag produziert, als auch ein Einpersonen-
Betrieb sein, der sich auf die handwerkliche Aufbe-
reitung von Antiquitäten spezialisiert hat. Die Stö-
rungspotentiale dieser Betriebe sind eher unter-
schiedlich.“ [ebenda] Zweitens, angesichts der dy-
namischen Veränderungen der Produktions- und 
Arbeitsweisen erweisen sich Positivlisten als zu 
starr. Hilfreicher ist es dagegen, „im Einzelfall an 
Hand der Kriterien Betriebsgröße, Emissionen, 
Verkehrsaufkommen und Zeit der Beeinträchtigun-
gen zu bestimmen, welche gewerblichen Nutzungen 
mit Wohnen unverträglich sind.“ [ebenda, S. 27] 
Drittens, die Erfahrung mit dem Einsatz einer Posi-
tivliste in „Bocholt-West“ belegt, „dass es für die 
Entwicklung nutzungsgemischter Quartiere nicht 
ausreicht, wohnungsverträgliche Branchen und 
Betriebsformen festzulegen. Erforderlich ist auch 
eine konkrete räumliche Zuordnung der einzelnen 
Funktionen im Projektgebiet.“ [ebenda] 
 
Besucher 
Zu den Besuchern eines Quartiers können ganz 
unterschiedliche Nutzergruppen gehören, wie die 
Kunden der Gewerbebetriebe, Kultur- und Erho-
lungssuchende, Restaurantgäste etc.. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.2.2 Eigenarten der Konfliktparteien und  
deren frühere Beziehungen 
 
Der Verlauf von Konflikten hängt auch wesentlich 
von früheren Beziehungen zwischen den einzelnen 
Konfliktparteien ab: „Je stärker und hervortretender 
die vorhandenen kooperativen Bindungen im Ver-
gleich zu den konkurrierenden sind, umso wahr-
scheinlicher wird es, dass ein Konflikt kooperativ 
gelöst wird.“83 [ebenda, S. 178] Während viele Kon-
flikte einen unvorhersehbaren, eigenen Charakter 
haben (der Verlauf ist sowohl ein Ausdruck für die 
Qualität der Beziehung unter den Teilnehmern als 
auch für den Charakter der einzelnen Teilnehmer), 
werden einige Konflikte von einer „zweckdienlichen 
Orientierung“ gesteuert, „durch die Handlungsver-
läufe gewissenhaft bewertet“ und „im Hinblick auf 
die Erlangung zufriedenstellender Ergebnisse aus-
gewählt werden.“ Viele Faktoren beeinflussen die 
Erfolgseinschätzung der verschiedenen Konfliktre-
gelungsprozesse.84  
                                                 
83 Die Gesamtstärke der kooperativen Bindungen ist eine Funktion 
ihrer Bedeutung und ihrer Anzahl. Offensichtlich gibt es viele 
verschiedene Arten von Bindungen: außergewöhnliche Ziele, 
förderliche Interessen, gemeinsame Bindungen an Werte, Bindun-
gen an gemeinsame Institutionen und dergleichen mehr. Diese 
Bindungen sind insofern bedeutsam, als sie wichtige Bedürfnisse 
erfolgreich unterstützen. So erhöht die Erfahrung früherer erfolgrei-
cher kooperativer Beziehungen zwischen zwei Individuen oder 
Gruppen die Wahrscheinlichkeit einer in die Gegenwart hereinrei-
chenden Kooperation. Die Erfahrung des Scheiterns und der 
Enttäuschung bei Kooperationsversuchen macht eine solche 
Kooperation unwahrscheinlich.“ [Deutsch 1976, S. 178] 
84 „Diejenigen, die glauben, dass sie eine legale Überlegenheit an 
„Rechten“ besitzen, begünstigen gegnerische Beziehungen, die 
von gesetzmäßigen Institutionen gesteuert werden; diejenigen, die 
sich mit Beziehungen auf lange Sicht befassen, mit der Fähigkeit, 
in Zukunft zusammenzuarbeiten, tendieren zur Begünstigung eines 
kooperativen Prozesses. Jene, die vom kooperativen Prozess 
ausgeschlossen worden sind und erwarten, dass die Einstellungen 
gegen sie gerichtet sind, denken wahrscheinlich an einen Wettbe-
werbsprozess als der einzigen Möglichkeit, zu irgendeiner Genug-
tuung zu gelangen.“ [Deutsch 1976, S. 184] 
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Vor diesem Hintergrund ist anzunehmen, dass es 
eine große Rolle bei der Toleranz von Konflikten 
spielt, welche Beziehungen zwischen „Arbeitenden“, 
„Bewohnern“ und „Besuchern“ bestehen. Möglich-
erweise ist es von Vorteil für mehr Verständnis 
einander gegenüber und gegenseitige Rücksicht-
nahme, wenn die „Arbeitenden“ gleichzeitig „Be-
wohner“ des Quartiers sind. Auch könnte es von 
entscheidender Bedeutung sein, inwiefern die un-
terschiedlichen Nutzergruppen die Möglichkeit hat-
ten, sich frühzeitig [beispielsweise in Baugemein-
schaften] miteinander abzustimmen, und dadurch 
Anpassungen gegenüber anderen Bedürfnissen 
stattgefunden haben. 
 
Auch spielen die Eigenarten der einzelnen Konflikt-
parteien wie „Ideologien, Persönlichkeiten, soziale 
Positionen und persönliche Mittel“ eine entschei-
dende Rolle bei der Entscheidung, ob ein beste-
hender Konflikt einen kooperativen oder einen kon-
kurrierenden Verlauf nimmt: „Einmal können sie 
direkt zu einer günstigeren Beurteilung des einen 
oder anderen Prozesses führen. So können Strate-
gien und Taktiken, die mit einem Wettbewerbs-
kampf verbunden sind, ‚mannhafter’ und interessan-
ter erscheinen als diejenigen, die mit Kooperation 
zu tun haben. (...) Außerdem können diese Auffas-
sungen und Einstellungen zu einem Interaktions-
prozess führen, der in Missverständnisse und nega-
tive Gefühle mündet und so wiederum eine Wettbe-
werbsorientierung des Konflikts anregt. Andererseits 
können die Charaktermerkmale der Parteien einen 
sozialen Prozess entstehen lassen, der ein Gefühl 
gegenseitiger Verständigung und Verträglichkeit 
vermittelt, das wiederum Anlass zu einer kooperati-
ven Orientierung wird.“ [Deutsch 1976, S. 182].  
  
 
 
5.2.3 Sekundäre Akteure – „Dritte“ 
 
Oftmals steht die Entwicklung eines Konfliktes in 
engem Zusammenhang mit dem Eingriffen bzw. der 
Rolle einer „dritten Partei“: „Einstellungen, Stärke 
und Mittel interessierter dritter Parteien sind oft 
entscheidende Determinanten für den Konfliktver-
lauf. Der Konflikt unter den Hauptbeteiligten kann 
von einer dritten Person absichtlich oder unabsicht-
lich angestachelt oder verschärft werden. Wie der 
Ausdruck ‚tertium gaudens’ (der lachende Dritte) 
besagt, können dritte Parteien oft dadurch Macht 
erlangen, dass sie zwei potentielle Rivalen gegen-
einander ausspielen.“ [Deutsch 1976, S. 184] 
 
Oftmals ist die Intervention dritter Parteien aber von 
konstruktiver Wirkung: „Die bloße Intervention eines 
Außenseiters im Konfliktfalle kann dazu beitragen, 
die Konfliktparteien gegen den Außenseiter zu eini-
gen. Beide Konfliktpartner können sich einig sein, 
dass es ihr privater Konflikt ist und beide können 
das Eindringen eines Außenseiters in ihre privaten 
Belange fürchten oder ablehnen.“ [ebenda, S. 184f.] 
 
Deutsch macht deutlich, dass „dritte Parteien, die 
einflussreich, mächtig und geschickt sind, (...) be-
wusst eine konstruktive Konfliktlösung ermöglichen 
(können), indem sie ihr Prestige und ihre Macht 
benützen, um eine solche Lösung zu ermutigen und 
indem sie helfen, problemlösende Mittel, Institutio-
nen, Einrichtungen, Personal, soziale Normen und 
Mittel zugänglich zu machen und allseits zufrieden-
stellende Lösungen zu beschleunigen.“ [ebenda, S. 
185] 
 
Aus dem ExWoSt-Forschungsvorhaben „Nut-
zungsmischung im Städtebau“ wird deutlich, dass in 
nutzungsgemischten Quartieren die Kooperation 
zwischen den unterschiedlichen Akteuren sowie 
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eine gemeinsam getragene Projektsteuerung zent-
rale Bedeutung haben: „Projekte der Nutzungsmi-
schung erfordern begleitende Kooperationsgremien 
und ein Projektmanagement mit eindeutigen Zu-
ständigkeiten, klaren Organisationsstrukturen und 
flexiblen Arbeitsweisen. Das Projektmanagement 
wirkt nach innen und außen. Nach innen sorgt es für 
kontinuierliche Informationsflüsse, initiiert die Kon-
sensbildung, koordiniert die Umsetzungsschritte und 
organisiert eine begleitende Erfolgs- und Qualitäts-
kontrolle. Nach außen betreibt das Projektmanage-
ment Öffentlichkeitsarbeit, Werbung und Vermark-
tung.“ [BBR 2000, S. 43]  In den Modellprojekten 
übernehmen institutionsübergreifende Gremien auf 
Quartiersebene und ressortübergreifende Arbeits-
gruppen in den beteiligten Institutionen die Steue-
rungsfunktion des „neutralen, vermittelnden Dritten“.  
 
 
5.3 WIE äußert sich der Streit?   
Erscheinungsbilder von Konflikten 
 
Nachdem in den vorangegangenen Abschnitten 
bereits zwischen Streitgegenständen und Akteuren 
unterschieden wurde, sollen im Folgenden Konflikte 
nach ihrer „Phänomenologie“, nach ihrem Erschei-
nungsbild klassifiziert werden.  
 
Unter dem Erscheinungsbild eines Konfliktes kann 
man zunächst einmal dessen Charakter bzw. des-
sen Intensität  verstehen. Dabei ist zunächst ein-
mal anzumerken, dass eine solche Charakterisie-
rung sehr schwer objektivierbar ist. Wie „schlimm“ 
oder „harmlos“ ein Konflikt sich darstellt, hängt sehr 
stark von der subjektiven Wahrnehmung der jeweili-
gen Beteiligten ab. Darüber hinaus hängt die Inten-
sität eines Konfliktes jedoch auch stark von dessen 
Entwicklungsstufe ab. 
 
Diesbezüglich stellt Andreas Schweitzer heraus, 
„dass es sich bei raumbezogenen Auseinanderset-
zungen um dynamische Prozesse mit einer eigenen 
Konfliktbiographie handelt. Dabei stellt es sich als 
hilfreich heraus, diesen Prozess in verschiedene 
Phasen zu unterteilen.“ [Schweitzer 2007, S. 40] 
Aufgrund der Individualität von Konflikten gibt es 
hierfür jedoch kein einheitliches Muster. Beispiels-
weise schlagen Ossenbrügge und Sandner [1994, 
S. 682] in ihrem theoretischen Konzept eine Unter-
teilung des Konfliktes in seine Initialphase [Entste-
hung des Konfliktes] und seine Managementpha-
se [Konfliktbewältigung und -lösung] vor. Dagegen 
schlägt Meyer [1997] eine „detaillierte Aufgliede-
rung der Abläufe“ in mehrere, unterschiedliche 
Phasen vor [vgl. Schweitzer 2007, S. 40]. Dement-
sprechend differenziert Friedrich Glasl [1997] sehr 
detailliert den destruktiven Konfliktverlauf nach 
neun Eskalationsstufen [vgl. Kapitel 7.2.1, Abb. 8]. 
Im Gegensatz dazu unterscheidet Morton Deutsch 
[1976] 7 Phasen des konstruktiven Konfliktver-
laufs in Anlehnung an kreative Prozesse [vgl. Kapi-
tel 7.2.2, Abb. 9]. 
  
Eine weitere Differenzierung des Erscheinungsbil-
des von Konflikten lässt sich bezüglich ihrer Häu-
figkeit treffen. So kann es sein, dass Konflikte nur 
ein einziges Mal auftreten und dann für immer ver-
schwinden. Andere tauchen unter Umständen im-
mer wieder auf. Dabei ist in einigen Fällen zu erwar-
ten, dass Konflikte, die immer wieder auftreten mit 
der Zeit an Intensität abnehmen, da sich Beteiligte 
an die Störung gewöhnen und diese dadurch weni-
ger auffällt.85 In anderen Fällen kann es dagegen 
                                                 
85 Dies gilt insbesondere für Konflikte aufgrund von Störungen. So 
kann man sich an Lärm und Geruch in bestimmten Grenzen durch-
aus gewöhnen, so dass Störungen nach einer gewissen Zeit gar 
nicht mehr als solche wahrgenommen werden [vgl. Kapitel 5.1.2]. 
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vorkommen, dass die Intensität eines Konfliktes mit 
seiner Häufigkeit zunimmt.86 
 
Das Erscheinungsbild eines Konfliktes kann aber 
auch nach dessen Zeitpunkt des Auftretens diffe-
renziert werden. Beispielsweise bietet sich an, zu 
unterscheiden, zu welchem Zeitpunkt der Quartiers-
entwicklung Konflikte auftauchen. Demnach sollen 
drei zeitliche Phasen der Entwicklung von nut-
zungsgemischten Stadtteilen unterschieden wer-
den: 
 
 Planungsphase 
Die Planungsphase umfasst den Zeitraum von der 
gedanklichen Konzeption des nutzungsgemischten 
Quartiers bis zur rechtlichen Fixierung in geltendes 
Planungsrecht (Flächennutzungsplan, Bebauungs-
plan). 
 
 Umsetzungsphase 
Die Umsetzungsphase umfasst den Zeitraum der 
konkreten Umsetzung der baulich-räumlichen und 
nutzungsspezifischen Umsetzung.  
 
 Alltagsphase 
Die Alltagsphase beginnt mit dem Einzug der Nutzer 
(Bewohner, Gewerbetreibenden) in das Quartier. 
 
Auch wenn wir uns im Rahmen dieser Arbeit 
schwerpunktmäßig mit Konflikten im Alltag nut-
zungsgemischter Quartiere auseinander setzen 
wollen, so vollzieht sich die Verwirklichung eines 
nutzungsgemischten Quartiers in mehreren Phasen, 
                                                 
86 Dies gilt insbesondere für Konflikte, die aufgrund von fehlender 
Rücksichtnahme entstehen. So kann es beispielsweise vorkom-
men, dass einmalige Konflikte noch als Ausnahmen geduldet 
werden nach dem Motto „Kann ja mal vorkommen!“ Wenn jedoch 
der Lerneffekt oder die Einsicht für die Störung des anderen fehlen, 
können sich Konflikte von mal zu mal hochschaukeln. [vgl. Eskala-
tionsstufen nach Glasl, Kapitel 7.2.1] 
in denen alle unterschiedliche Konflikte auftreten 
und geregelt werden können. Manche Konflikte 
existieren bereits sehr früh, zu Beginn des Verfah-
rens, manche treten erst sehr viel später zu Tage.  
Gleichzeitig ist es durchaus möglich, dass sich ein 
und derselbe ungelöste Konflikte durch alle Phasen 
der Quartiersentwicklung zieht. Die typologische 
Unterscheidung der Phasen schließt nicht aus, dass 
es zu Überschneidungen bzw. Überlagerungen der 
einzelnen, zeitlichen Abschnitte kommt. So ist es in 
der Praxis durchaus möglich, dass Teilbereiche 
bereits umgesetzt werden, bevor die Planungspha-
se endgültig abgeschlossen ist, ebenso kann bereits 
vor Abschluss der gesamten Umsetzung in Teilbe-
reichen der Alltag eingezogen sein. 
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6. Entstehung von Konflikten in  
 nutzungsgemischten Quartieren 
 
Nachdem im vorherigen Kapitel der Versuch unter-
nommen worden ist, potentielle Konflikte in nut-
zungsgemischten Quartieren typologisch zu erfas-
sen, sollen nun allgemeine Kenntnisse über die 
Entstehung von Konflikten zusammengefasst wer-
den. Aus den Ergebnissen des ExWoSt-
Forschungsprogramms „Nutzungsmischung im 
Städtebau“ wird deutlich, dass nutzungsgemischte 
Gebiete niemals vollkommen störungsfrei sein kön-
nen: „Gegenseitige Beeinträchtigungen zwischen 
den unterschiedlichen Funktionen bleiben bestehen, 
auch wenn der wirtschaftliche Strukturwandel und 
technische Innovationen eine Vielzahl von Betrieben 
wohnverträglich machen.“ [BBR 2000, S. 29] Was 
jedoch sind die Gründe dafür, dass soziale Konflikte 
entstehen? Wie kommen Konflikte zwischen den 
unterschiedlichen Beteiligten eines nutzungsge-
mischten Quartiers zustande? Wir wollen versu-
chen, diese Fragen zu beantworten und uns dabei 
zunächst theoretisch mit grundsätzlichen Voraus-
setzungen für die Entstehung von Konflikten ausei-
nandersetzen. 
 
6.1 Voraussetzungen für die Genese von Kon-
flikten 
 
„Nicht jede unwillkommene Gegebenheit muss in 
einen Konflikt münden.“ [Eckert/Willems 1992 in 
Meyer-Oldenburg 2003, S. 90] Auch wenn die Exis-
tenz eines Problems bzw. eines Streitgegenstandes 
für die Genese eines Konfliktes eine wahrscheinli-
che Bedingung ist, so ist sie jedoch keineswegs 
eine notwendige oder gar eine hinreichende Vo-
raussetzung. Nach Meyer-Oldenburg ist die Entste-
hung und Wahrscheinlichkeit der Genese eines 
Konfliktes „von der Art und dem Grad des Interes-
ses, der Werte und des Wollens der Parteien 
abhängig, einen speziellen Zielzustand zu realisie-
ren. Hat eine Partei wenig Interesse an einem be-
stimmten Zielzustand oder nicht den Willen, diesen 
herbeizuführen, wird sie sich mit jedem Ergebnis 
„zufrieden“ geben und dies nicht als Konflikt erle-
ben. Erst wenn zwei Parteien mit zumindest 
scheinbar divergierenden Zielen aufeinander 
treffen, welche sie beide auch realisieren wollen, 
können Konflikte entstehen. Ein Konflikt zeigt damit 
auch an, dass nicht Gleichgültigkeit vorherrscht.“ 
[Meyer-Oldenburg 2003, S. 90] Zwischen Parteien 
wird also erst dann ein Konflikt entstehen, „wenn 
eine das Wollen der anderen Partei als Hindernis 
für die Realisierung eigener Ziele empfindet.“ 
[ebenda] Solange die beteiligten Akteure den je-
weils Anderen in einer schwierigen Situation nicht 
als hinderlich sehen, um die eigenen Ziele realisie-
ren zu können, handelt es sich nicht um einen Kon-
flikt. „Das heißt, nur die beteiligten Parteien selbst 
machen eine zu lösende Situation überhaupt zu 
einem wahrnehmbaren Ereignis, zu einem gemein-
samen Problem oder zu einem Konflikt. Ein Konflikt 
ist nie eine zwangsläufige Folge einer wenn auch 
problematischen Situation.“ [ebenda] Umgekehrt 
lässt sich aus einer unproblematischen Situation 
ebenso wenig zwangsläufig schließen, dass es 
keine Konflikte oder Streitereien geben würde.87 
Intrapersonale Voraussetzungen können also unab-
hängig von der interpersonalen Situation Konflikte 
befördern oder verhindern.88  
                                                 
87 „Eine Situation kann nur die, eventuell sogar willkommene, 
Gelegenheit zum Streit bieten. Ein Streit kann nur ein Zeichen von 
individueller Befindlichkeit wie Müdigkeit, Hunger, Stress, seeli-
scher Belastungen [wie z.B. aufgrund von Angst oder mangelnder 
Wertschätzung der Person und ihrer Tätigkeit], Erschöpfung oder 
Überforderung sein.“ [Meyer-Oldenburg 2003, S. 90] 
88 Ob es zum Streit kommt, hängt nicht nur von der jeweiligen 
Situation ab, sondern auch von der individuellen Stimmung der 
Beteiligten. So kann in manchen Fällen Streit „auch das eigentliche 
Ziel des Aufeinandertreffens darstellen. Denn ein Streit ist ein 
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Wie bereits in Kapitel 2.2 dargestellt, kann nur dort 
ein Konflikt entstehen, „wo tatsächlich Handlungs-
möglichkeiten gegeben sind“ [Bühl 1976 in Reuber 
1999, S. 7] Dagegen sind diejenigen Interessen 
konfliktunfähig, „deren Träger keine systemrelevan-
ten Leistungsverweigerungen durchführen bzw. 
androhen können [Offe 1972 in Reuber 1999, S. 7]. 
Nach Reuber bilden daher „Handlungsstrategien 
von Akteuren und deren institutionelle Regulation 
[…] eine weitere Facette raumbezogener Konflikte, 
zu der auch die Verteilung der Macht im Entschei-
dungsgefüge gehört.“ [1999, S. 7] 
  
Abschließend kann festgestellt werden, dass ein 
Konflikt und insbesondere ein virulenter Konflikt in 
Gestalt eines Streits niemals zwangsläufig Folge 
einer – wie auch immer gearteten – Situation ist. 
Übertragen auf das Untersuchungsgebiet von Kon-
flikten, die in nutzungsgemischten Quartieren auftre-
ten, bedeutet dies, dass erkennbare Konflikte nicht 
zwangsläufig das Resultat von bestimmten Streit-
gegenständen sind. Genauso wenig bedeutet das 
Nicht-Auftreten von Konflikten, dass keine Streitge-
genstände vorhanden sind. Nach Lewis A. Coser 
                                                                       
interessantes soziales Ereignis und bietet ein intensives Erlebnis, 
welches Würze und Abwechslung in einen vielleicht sonst langwei-
ligeren Alltag bringt (Fischer & Brown 1989, S. 70).“ [Meyer-
Oldenburg 2003, S. 90] So kommt Fietkau zu folgender Interpreta-
tion: „Konfrontatives (...) Verhalten, also der Versuch, sich durch 
besonders cleveres (...) Verhalten gegenüber anderen einen Vorteil 
zu verschaffen, ‚macht mehr Spaß’ als konsensuales Handeln.“ 
[Fietkau 2000, S. 239 in Meyer-Oldenburg 2003, S.90] Nach Coser 
ist Streit „eine Form, Kontakt zum Gegenüber aufzunehmen [Coser 
1972, S. 143] und bietet eine mögliche Form auch einer längerfris-
tigen Verbindung.“ [Meyer-Oldenburg 2003, S.91] „So verstärkt der 
Konflikt die Teilnahme am sozialen Leben“ [Coser 1972, S. 150 in: 
Meyer-Oldenburg 2003, S. 91]: „Im Streit erlebt man sich selbst 
und den Gegner sehr intensiv und kann beide auf neue Weise 
kennen lernen. Man kann in einer Auseinandersetzung seine Kräfte 
messen, eigene Stärken demonstrieren oder testen, ob der andere 
einem über- oder unterlegen oder ob er ein gleichrangiger Gegner 
ist. Streiten ist eine Methode, um die sozialen Rangstufen zu 
bestimmen.“ [Meyer-Oldenburg 2003, S. 91] 
und Georg Simmel ist auch eine gewisse Stabilität 
der Beziehung Voraussetzung dafür, dass Konflikte 
überhaupt ausgetragen werden.89 
 
Oftmals sind Konflikte, ihre Gegenstände oder die 
Weise ihrer Erscheinung „Symbole, also Stellvertre-
ter für etwas.“ [Meyer-Oldenburg 2003, S. 91]90  Vor 
diesem Hintergrund ist die Entschlüsselung der 
Bedeutung von Konflikten, Voraussetzung für deren 
Verständnis und Handhabung. 
 
Sofern Konflikte nicht vermieden oder verdrängt 
werden, „sind sie Anlass, sich mit der Welt in inten-
siver Weise auseinander zu setzen. Dabei lassen 
sie die Grenzen der Eignung bisherigen Verhaltens 
erkennen (Eckert/Willems 1992, S. 117) und können 
auf diese Weise unbekanntes Terrain eröffnen und 
neue Kräfte erschließen.“ [Meyer-Oldenburg 2003, 
S. 91] 91  
                                                 
89 So kommt es dazu, „dass Aggressionen, die in einer Beziehung 
entstanden sind, eher geäußert werden, wenn die Partner die 
Stabilität ihrer Beziehung kennen; denn wenn sie ihrer sicher sind, 
werden sie dazu neigen, ihren Gefühlen freien Lauf zu lassen. 
Wenn jedoch die Beziehung so ist, dass die Einzelnen ihre Auflö-
sung befürchten müssen, wenn ein Konflikt auftritt, werden sie 
versuchen, die Aggressionen zu unterdrücken oder zu verschie-
ben. (...) So kann man nach Simmel das Fehlen von Konflikten in 
einer Beziehung nicht zum Zeichen dafür nehmen, dass die Bezie-
hung stabil und sicher oder frei von potentiell auflösenden Span-
nungen ist.“ [Coser 1965, S. 98]  
90 So können Konflikte beispielsweise „Ausdruck von Emotionen 
sein, oder aber als Instrument strategisch eingesetzt werden, um 
etwas Bestimmtes zu erreichen.“ [Meyer-Oldenburg 2003, S.91] 
91 Nach Meyer-Oldenburg kann grundsätzlich jede Schwierigkeit 
konfliktfrei bleiben und jede Situation in Konflikte führen. „Die 
Wahrscheinlichkeit für [destruktiv verlaufende] Konflikte steigt 
jedoch, wenn keine gemeinsame Sprache oder Bereitschaft zur 
Kommunikation vorhanden sind, welche die Differenzen auszu-
räumen erlauben, und je weniger gemeinsame Ziele vorhanden 
sind – also je individualisierter eine Gemeinschaft ist. Erhöht wird 
die Konfliktwahrscheinlichkeit auch, wenn zentrale Interessen 
entgegengesetzt sind, Unkenntnis der Sachlage vorherrscht und je 
weniger die Akteure einander Verständnis oder Sympathie und 
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6.2 „Konflikte zulassen“ versus  
„Konflikte vermeiden“ 
 
Ob sich letzten Endes aus problemhaften Situatio-
nen tatsächlich Konflikte entwickeln, hängt – unab-
hängig von deren Weiterentwicklung - neben den 
dargestellten psychologischen Voraussetzungen 
innerhalb und zwischen den Beteiligten in erster 
Linie einmal davon ab, ob Konflikte von vorn her-
ein vermieden, verlagert oder zugelassen wer-
den. Die bereits in Kapitel 2.2 dargestellten, unter-
schiedlichen „Lager“ von Konflikttheoretikern fordern 
entweder seine Integration oder seine Vermeidung. 
Die vorliegende Arbeit orientiert sich an der „libera-
listischen Konflikttheorie“ mit ihrer „Institutionalisie-
rung“ von Konflikten. Vor diesem Hintergrund wer-
den Entstehung und Entwicklung von Konflikten 
zunächst theoretisch erörtert. Anschließend wird im 
Vergleich dazu in Kapitel 8 der Blick auf geltendes 
Planungsrecht und Planungsalltag gerichtet. Der 
Vergleich von Theorie und Praxis soll dabei helfen, 
besser nachvollziehen zu können, wieso und auf 
welche Art und Weise heute in nutzungsgemischten 
Quartieren soziale Konflikte „zugelassen“ oder 
„vermieden“ werden. 
 
6.3 Die liberalistische Konflikttheorie 
       
Die „liberalistische Konflikttheorie“, wie sie bei-
spielsweise Bühl beschreibt, geht davon aus, dass 
Konflikte innerhalb einer Gesellschaft zwangsläufig 
auftreten und selbstverständlich zum Alltag des 
Menschen gehören.92 Nach Dahrendorf gibt es nur 
                                                                       
mehr sie einander Vorurteile entgegenbringen.“ [Meyer-Oldenburg 
2003, S. 90 f.] 
92 Sie möchte „vor allem zwei Fehler vermeiden: erstens die 
Unterdrückung des Konflikts, und zweitens die endgültige Lösung 
des Konflikts. Erstens darf man Konflikte nicht unterdrücken; denn 
die Unterdrückung von Konflikten ist nicht nur ungesund – sie 
in der Utopie konfliktfreie Bedingungen.93 Die libera-
listische Schule schlägt statt einer Konfliktvermei-
dung die „Institutionalisierung“ des Konfliktes 
sowie dessen „Regelung“ vor.94 Die Institutionalisie-
rung des Konflikts wird auf zweierlei Weise erreicht: 
einmal durch die Errichtung von Institutionen, die 
den gegensätzlichen Gruppen verbindliche Formen 
des Ausdrucks bieten, und zum anderen durch die 
Entwicklung von „Spielregeln“, an die sich die 
Konfliktparteien halten können, ohne dass eine von 
ihnen dadurch bevorzugt oder benachteiligt würde. 
[vgl. Bühl 1972, S. 22 f.] 
                                                                       
schafft Frustrationen -, sondern sie würde auch den gesellschaftli-
chen Fortschritt hindern, wie besonders Coser herausstellt. Für 
Konflikte gibt es zweitens keine „Lösung“ in dem Sinne einer 
zuverlässigen Ermittlung und Behebung der Ursachen.“ [Bühl 
1972, S. 22] 
93  „Es ist eine der Grundfiguren jeder utopischen Konstruktion“, 
schreibt Dahrendorf, „dass sich Bedingungen schaffen lassen, 
unter denen Konflikte gewissermaßen überflüssig werden und die 
daher jene Harmonie begründen, die der Sozialstruktur von Utopia 
Bestand verleiht. In Wirklichkeit gibt es diese Bedingungen nicht. In 
Wirklichkeit geschieht es daher mit der schrecklichen Dialektik des 
Nicht-Rationalen, dass die Utopie die Unterdrückung zuerst fordert 
und alsdann verherrlicht.“  [Dahrendorf in Bühl 1972, S. 22] 
94 „Das bedeutet (...), dass jeder Eingriff in die Konflikte sich auf 
die Regelung seiner Formen beschränkt und auf den vergeblichen 
Versuch der Beseitigung ihrer Ursachen verzichtet.“ [Dahrendorf in 
Bühl 1972, S.22] Dadurch werden Konflikte sicherlich nicht zum 
Verschwinden gebracht – das ist gar nicht das Ziel -aber sie „wer-
den kontrollierbar und in eine produktive Richtung lenkbar.“ [ebd.] 
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7. Entwicklung von Konflikten in  
 nutzungsgemischten Quartieren 
 
Im folgenden Kapitel wollen wir uns mit der mögli-
chen (Weiter-)Entwicklung von einmal aufgetrete-
nen Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren 
auseinandersetzen. Wie wir in den vorangegange-
nen Kapiteln gesehen haben, existieren unter-
schiedliche Problemsituationen in nutzungs-
gemischten Quartieren, aus denen heraus rein 
theoretisch Konflikte entstehen können. Inwiefern 
und in welcher Intensität sich aber einmal aufgetre-
tene Konflikte weiter entwickeln und welchen Ver-
lauf diese Entwicklung nimmt, hängt neben unter-
schiedlicher intra-personeller Voraussetzungen, die 
wir im Rahmen dieser Arbeit nicht weiter vertiefen 
wollen, auch „wesentlich davon ab, welche Art der 
Auseinandersetzung (damit) kultiviert wird.“ [Meyer-
Oldenburg 2003, S. 91] Besonderes Augenmerk 
wollen wir daher den unterschiedlichen Möglichkei-
ten der Konfliktregelung schenken. 
 
7.1 Allgemeine Chancen und Risiken von  
Konflikten 
 
Konflikte können sowohl zerstörerisch als auch 
schöpferisch wirken. „Richtig kontrolliert, kann er 
eine Wohltat sein; zu viel am falschen Platz kann 
(jedoch) zum Problem werden.“ [Ury et al. 1996, 
S.13] Konflikte „per se“ sind also weder „gut“ noch 
„böse“ – sie bergen gleichermaßen Chancen und 
Risiken in sich, auf die im Rahmen dieses Kapitels 
kurz eingegangen werden soll.  
 
Wie bereits in Kapitel 2.3 [S. 31 ff.] dargestellt, he-
ben Ordnungstheoretiker wie Stiehr [1992] in erster 
Linie die potentiellen Risiken und negativen Auswir-
kungen von Konflikten hervor. Konflikte als dysfunk-
tionale Störungen des Normalzustands können 
intakte Systeme und vorhandene Ordnung zerstö-
ren, Chaos anrichten und nicht wiedergutzuma-
chenden Schaden anrichten. Eskalierende Konflikte 
können unnötigerweise eine Menge Energie und 
Engagement verschwenden und die Beteiligten 
davon abhalten, konstruktive Lösungen zu erarbei-
ten. 
 
Dagegen hebt der Sozialpsychologe Morton 
Deutsch „ohne Anspruch auf vollständige Aufzäh-
lung“ die positiven Funktionen des Konflikts hervor, 
weil diesem „in vielen Diskussionen die Rolle des 
Bösewichts zugeschoben wird – als ob der Konflikt 
per se die Ursache von Psychopathologie, sozialen 
Missständen oder Krieg wäre.“[Deutsch 1976, S. 17] 
Nach Deutschs Auffassung kann der Konflikt jedoch 
weder ausgelöscht noch für längere Zeit unterdrückt 
werden und hat gleichzeitig viele positive Auswir-
kungen:95 „Er verhindert Stagnation, regt Interesse 
und Neugierde an; er ist das Medium, durch das 
Probleme aufgezeigt und Lösungen gefunden wer-
den können; er ist die Wurzel persönlicher und 
gesellschaftlicher Veränderungen. Der Konflikt ist 
oft Teil des Prozesses einer Prüfung und Bewertung 
der eigenen Persönlichkeit.“ [ebenda, S.16] Man 
kann dabei die Erfahrung einer vollen und aktiven 
Nutzung der eigenen Fähigkeiten machen. „Außer-
dem grenzt der Konflikt Gruppen voneinander ab 
und hilft auf diese Weise, die persönliche und grup-
penorientierte Identität festzulegen. Äußere Konflik-
te tragen oft zur inneren Festigung bei.“ [ebenda, 
vgl. Abb. 7] 
 
Ebenso weist Lewis A. Coser darauf hin, dass eine 
flexible Gesellschaft vom Konflikt profitieren kann, 
„weil dieser dazu führt, Normen zu schaffen, zu 
modifizieren und damit zum Weiterleben dieser 
Gesellschaft unter veränderten Bedingungen beizu-
                                                 
95 vgl. hierzu auch Simmel 1983, Coser 1972 
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tragen. Starre Systeme haben kaum einen Mecha-
nismus zur Anpassung von Normen: sie unterdrü-
cken den Konflikt, ersticken ein nützliches Warnsig-
nal und erhöhen dadurch die Gefahr eines katastro-
phalen Zusammenbruchs.“ [Coser 1956, S. 154f.] 
Konflikte veranlassen die Parteien zu einer intensi-
ven Auseinandersetzung mit Teilen der Außenwelt, 
die ohne Konflikte häufig nicht stattfände. Eine An-
gelegenheit kommt ins Gespräch und wird Punkt 
einer Auseinandersetzung, die zuvor unbeachtet 
blieb. Dadurch eröffnet sich zumindest eine Chance, 
einen klareren und bewussten Umgang mit dieser 
Angelegenheit zu beginnen. Konflikte zeigen oft-
mals bisher nicht offensichtliche Interessen oder 
andere Sichtweisen und eröffnen auf diese Weise 
auch Potentiale der Zusammenarbeit. [vgl. Meyer-
Oldenburg 2003, S. 87] Dabei hängt es von den 
beteiligten Parteien ab, in welche Richtung sich 
Konflikte entwickeln, und in den seltensten Fällen 
von der Qualität des Konfliktes selbst: „Nicht der 
Konflikt an sich ist disfunktional bzw. funktional, 
sondern das, was die am Konflikt Beteiligten aus 
ihm machen“ [Marr et al. 1979, S. 97] Existiert bei-
spielsweise eine ungenügende Tolerierung und 
Institutionaliserung von Konflikten und Lösungswe-
gen, so neigen Konflikte dazu, dysfunktional zu 
verlaufen [vgl. Coser 1972, S. 184]. Besondere 
Bedeutung kommt daher der „Kunst der Konfliktbe-
arbeitung, also einer guten ‚Streitkultur’ zu.“ [Meyer-
Oldenburg 2003, S. 88]96 
 
Torsten Meyer-Oldenburg macht deutlich, dass 
Konflikte selbstverständlich zum Leben und Alltag 
jedes einzelnen Menschen dazu gehören. „Sie sind 
innerhalb einer Person, in der Familie, im Arbeitszu-
                                                 
96 “Von vielen Autoren wird die Fähigkeit der Gesellschaft, Konflik-
te kommunikativ lösen zu können, als Bedingung für eine funktio-
nierende Ordnung gesehen (z.B. Stierlin 1994, S. 188 / Keupp 
1995, S. 340)“ [Meyer-Oldenburg 2003, S. 88] 
 
sammenhang, in einer Gesellschaft und zwischen 
verschiedenen Gesellschaften zu finden.“ [ebenda, 
S.87] Setzen die Konfliktparteien oder eine dritte 
Partei nicht dem Eskalationsprozess eines Konflik-
tes gezielte Aktivitäten entgegen, können Konflikte 
zu äußerst destruktiven Effekten führen. Gelingt es 
jedoch, die große Energie, welche Menschen in 
Konfliktsituationen mobilisieren können, zu kontrol-
lieren und zu lenken, kann diese auch zur positiven 
Entwicklung genutzt werden: „Konflikte können 
Beteiligte aus der Passivität reißen und wie ein 
Geburtshelfer sozialen und persönlichen Verände-
rungen innerhalb eines Systems zum Durchbruch 
verhelfen.“ [ebenda]97 
 
Übertragen auf den Bereich der städtebaulichen 
Nutzungsmischung und dem planerischen und 
kommunikativen Umgang damit bedeutet dies, dass 
Konflikte nicht nur Probleme darstellen müssen, 
sondern unter bestimmten Rahmenbedingungen 
auch die beschriebenen positiven Effekte zur Folge 
haben können [vgl. Rüttinger 1988].  
 
Nachdem die Vielschichtigkeit von Konflikten mit 
ihren Chancen und Risiken in aller Kürze dargestellt 
wurden, soll im nächsten Kapitel der Frage nach der 
Entstehung von Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren auf den Grund gegangen werden. 
                                                 
97 vgl. hierzu Coser 1972, S. 8, 149 / Glasl 1997, S. 20 
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Abb. 7: Funktionen des Konflikts [nach Deutsch 1976, S. 17] 
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7.2 Destruktive und konstruktive  
 Konfliktverläufe 
 
Der Konfliktpsychologe Morton Deutsch betrachtet 
Konflikte zunächst wertneutral. Je nachdem, ob sie 
destruktiven oder konstruktiven Verlauf nehmen, 
ziehen sie negative oder positive Auswirkungen 
nach sich: „Ein Konflikt hat immer dann destruktive 
Folgen, wenn die Teilnehmer mit dem Ergebnis 
unzufrieden sind und das Gefühl entwickeln, dass 
sie aufgrund des Konflikts verloren haben. Ein Kon-
flikt hat aber produktive Folgen, wenn alle Teilneh-
mer mit dem Ergebnis zufrieden sind und das Ge-
fühl haben, dass ihnen der Konflikt einen Gewinn 
erbracht hat. In den meisten Fällen wird ein Konflikt, 
in dem die Ergebnisse für alle Beteiligten zufrieden-
stellend sind, konstruktiver sein als ein Konflikt, der 
für einige befriedigend und für andere unbefriedi-
gend ist.“ [Deutsch 1976, S. 24] Es geht nach 
Deutsch also nicht darum, den Konflikt „per se“ zu 
verteufeln, sondern darum, auszuschließen, dass 
Konflikte destruktiv werden: „Es geht nicht darum, 
den Konflikt auszuschalten und zu verhindern, son-
dern ihn produktiv zu gestalten.“ [ebenda S. 25] 
 
Im folgenden soll darauf geachtet werden, unter 
welchen Voraussetzungen Konflikte negativen bzw. 
positiven Verlauf nehmen und welche Schlüsse sich 
daraus für die Entwicklung von Konflikten in nut-
zungsgemischten Quartieren ziehen lassen. 
 
7.2.1 Der Verlauf des destruktiven Konflikts 
 
 Die Natur des destruktiven Konfliktes 
Nach Deutsch hat der destruktive Konflikt „die Ten-
denz, sich auszubreiten und hochzuschrauben. 
Deshalb wird ein solcher Konflikt oft von seinen 
anfänglichen Ursachen unabhängig und dauert 
auch dann noch an, wenn sie belanglos geworden 
oder vergessen sind. Die Ausweitung vollzieht sich 
entlang der verschiedenen Konfliktdimensionen: der 
Größe und Zahl der unmittelbar anstehenden Streit-
fragen; der Anzahl der Motive und Teilnehmer auf 
jeder Seite; der Größe und Zahl der Prinzipien und 
Angelegenheiten, die auf dem Spiel stehen; der 
Kosten, welche die Teilnehmer im Verhältnis zum 
Konflikt zu tragen bereit sind; der Anzahl der Nor-
men für moralisches Verhalten, in Absehung von 
dem Verhalten gegenüber der anderen Seite, und 
der Intensität der negativen Einstellungen gegen-
über der anderen Seite.“ [Deutsch 1976, S. 163f.] 
Nach Coleman [1957, S. 14] können die Prozesse, 
die mit der Intensivierung des Konflikts verbunden 
sind, ein sogenanntes „’Gresham’sches Konfliktge-
setz’ schaffen: die schädlichen und gefährlichen 
Elemente vertreiben all diejenigen, die den Konflikt 
in Grenzen halten würden.“ 
 
Morton Deutsch weist darauf hin, dass sich die 
„Tendenz, den Konflikt hochzuschrauben“ aus einer 
Verknüpfung von drei untereinander verbundenen 
Prozessen ergibt: 
 
„(1)  den Wettbewerbsprozessen, die ein Teil des 
Versuches sind, im Konflikt zu gewinnen; 
 
(2)  den Prozessen der Fehleinschätzung und der 
vorteilsbeladenen Einschätzung; und 
 
(3)  den Prozessen der Verpflichtung, die aus 
 dem Druck nach kognitiver und sozialer Über-
einstimmung erwachsen.“ [1976, S. 164] 
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Aus diesen Prozessen ergibt sich ein sich gegensei-
tig verstärkender Kreis von Beziehungen, der Hand-
lungen und Reaktionen erzeugt, die wiederum den 
Konflikt intensivieren98. Übermäßige Spannung 
„reduziert die intellektuellen Möglichkeiten, neue 
Wege der Konfliktlösung zu erreichen. Wenn verein-
fachtes Denken und Polarisation der Gedanken die 
Alternativen der Teilnehmer auf Sieg oder Niederla-
ge einengen, ist eine Vertiefung des Konflikts das 
wahrscheinliche Ergebnis:“ [ebenda, S. 167] 
 
 Konflikteskalation  
Ein destruktiv verlaufender Konflikt lässt sich nach 
seinem „Grad der Eskalation“ weiter differenzieren. 
[vgl. Meyer-Oldenburg 2003, S. 105] So kann auf 
der interpersonellen Ebene “eine Ausweitung der 
Streitfragen und des sozialen Rahmens statt(finden) 
(Glasl 1997, S. 191). Je weiter ein Konflikt eskaliert, 
desto komplizierter und aufwendiger wird es in der 
Regel, ihn wieder lösen zu können.“ [Meyer-
Oldenburg 2003, S. 105] 
 
Nach dem Eskalationsmodell von Friedrich Glasl 
[1997] werden drei Hauptphasen mit je drei Eskala-
tionsstufen differenziert. Dabei lassen sich die drei 
Hauptphasen der Eskalation „durch das Verhältnis 
von kooperativer zu konkurrenzorientierter Verhal-
tensweise unterscheiden (Glasl 1997, S.218, 278).“ 
[ebenda] Ist das Verhalten der Konfliktparteien in 
der ersten Hauptphase noch auf Kooperation aus-
gerichtet, mit dem Ziel, mit Hilfe von Kommunikation 
sachbezogene Lösungen zu erarbeiten, gewinnen in 
der zweiten und dritten Hauptphase schrittweise 
konkurrierende Verhaltensweisen die Oberhand.  
                                                 
98  „Wenn jede Seite in einem Konflikt dazu neigt, ihre 
eigenen Motive und Verhaltensweisen für angebrachter 
und berechtigter zu halten als die der anderen Seite, wird 
sie die Intensität des Konflikts natürlich hochschrauben.“ 
[Deutsch 1976, S. 166] 
„Neben den eigentlichen Sachproblemen werden 
die Beziehungsprobleme Gegenstand des Streits. 
Misstrauen und Respektlosigkeit zwischen den 
Akteuren stehen einer direkten Kommunikation 
sowie einem direkten Kontakt im Wege.“ [Meyer-
Oldenburg 2003, S.106] In der dritten Hauptphase 
wird es schließlich alleiniges Ziel der Akteure, “den 
Feind zu schädigen oder letztlich gänzlich zu zerstö-
ren, selbst um den Preis des eigenen Untergangs.“ 
[ebenda] 
 
Ein Konflikt kann im Laufe seiner Entwicklung meh-
rere dieser Eskalationsstufen durchlaufen. Stark 
eskalierte Konflikte lassen sich nur mehr sehr 
schwer umkehren und in konstruktive Lösungspro-
zesse verwandeln. Dennoch ist festzuhalten, dass 
die Eskalation eines Konfliktes „nicht einem selbst-
ständigen Geschehen“ folgt, sondern „Folge be-
stimmter Verhaltensweisen“ [Meyer-Oldenburg 
2003, S. 106 f.] ist. Wesentlicher Kern aller eskalati-
onsfördernden Handlungsweisen ist „die Herstellung 
einer Situation für den Kontrahenten oder alle Betei-
ligten, die unerfreulich, und einer Problemlage, die 
für sie unlösbar erscheint. Bezüglich der Sachfrage 
wird der Gegner (absichtlich oder unabsichtlich) in 
die Ausweglosigkeit, Ohnmacht oder Irre geführt; 
persönlich wird er auf verschiedene Weisen abge-
wertet.“ [ebenda, S.107] Die unterschiedlichen Vo-
raussetzungen bzw. Verhaltensweisen, die destruk-
tive Konfliktverläufe befördern sollen in Kapitel 7.2.3 
noch ausführlicher erörtert werden.   
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1. Hauptphase / Win-Win - Ebene 
- Stufe 1: Spannung 
Konflikte beginnen mit Spannungen, z.B. gelegentliches Aufeinanderprallen von Meinungen. Es ist alltäglich und wird 
nicht als Beginn eines Konflikts wahrgenommen. Wenn daraus doch ein Konflikt entsteht, werden die Meinungen fun-
damentaler. Der Konflikt könnte tiefere Ursachen haben. 
- Stufe 2: Debatte 
Ab hier überlegen sich die Konfliktpartner Strategien, um den Anderen von ihren Argumenten zu überzeugen. Mei-
nungsverschiedenheiten führen zu einem Streit. Man will den anderen unter Druck setzen. 
- Stufe 3: Taten statt Worte 
Die Konfliktparteien erhöhen den Druck auf den Anderen, um sich oder ihre Meinung durchzusetzen. Gespräche wer-
den z.B. abgebrochen. Es findet keine Kommunikation mehr statt und der Konflikt verschärft sich schneller. 
 
2. Hauptphase / Win-Lose - Ebene 
- Stufe 4: Koalitionen 
Der Konflikt verschärft sich dadurch, dass man Sympathisanten für seine Sache sucht. Da man sich im Recht glaubt, 
kann man den Gegner denunzieren. Es geht nicht mehr um die Sache, sondern darum, den Konflikt zu gewinnen, 
damit der Gegner verliert. 
- Stufe 5: Gesichtsverlust 
Der Gegner soll in seiner Identität vernichtet werden durch alle möglichen Unterstellungen oder ähnlichem. Hier ist 
der Vertrauensverlust vollständig. Gesichtsverlust bedeutet in diesem Sinne Verlust der moralischen Glaubwürdigkeit. 
- Stufe 6: Drohstrategien 
Mit Drohungen versuchen die Konfliktparteien, die Situation absolut zu kontrollieren. Sie soll die eigene Macht veran-
schaulichen. Man droht z.B. mit einer Forderung (10 Mio. Euro), die durch eine Sanktion („Sonst sprenge ich Ihr 
Hauptgebäude in die Luft!“) verschärft und durch das Sanktionspotential (Sprengstoff zeigen) untermauert wird. Hier 
entscheiden die Proportionen über die Glaubwürdigkeit der Drohung.  
 
3. Hauptphase / Lose-Lose - Ebene 
- Stufe 7: Begrenzte Vernichtung 
Hier soll dem Gegner mit allen Tricks empfindlich geschadet werden. Der Gegner wird nicht mehr als Mensch wahr-
genommen. 
- Stufe 8: Zersplitterung 
Der Gegner soll mit Vernichtungsaktionen zerstört werden. 
- Stufe 9: Gemeinsam in den Abgrund 
Ab hier kalkuliert man die eigene Vernichtung mit ein, um den Gegner zu besiegen. 
 
 
Abb. 8: Konflikteskalation [nach Glasl 1997] 
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7.2.2 Der Verlauf des konstruktiven Konflikts 
 
Der Sozialpsychologe Morton Deutsch hat sich mit 
der Frage auseinandergesetzt, „ob es im Prozess 
der Konfliktlösung charakteristische Merkmale gibt, 
die zu konstruktiven Ergebnissen führen. Haben 
lebendige, produktive Auseinandersetzungen ge-
meinsame Strukturen, die sich von denjenigen un-
terscheiden, die für tödliche Streitereien charakteris-
tisch sind?“ [Deutsch 1976, S. 169] 
 
Auch wenn es hierüber wenig Auskunft in der sozi-
alwissenschaftlichen Literatur, z.B. wenig über den 
konstruktiv-produktiven Konflikt bei Abhandlungen 
der Persönlichkeitsentwicklung gibt, so weiß jedoch 
jeder von uns „aus eigener Erfahrung und aus Bio-
graphien über Männer wie Freud, Darwin und dem 
Hl. Augustinus, dass ein starker innerer Konflikt oft 
(aber nicht notwendigerweise) das Vorspiel zu be-
deutendem emotionalen und intellektuellen Wachs-
tum darstellt. (…) Es ist nicht zu leugnen, dass die 
lange währende negative Sicht des sozialen Kon-
flikts einer Auffassung Platz gemacht hat, die die 
sozialen Funktionen des Konflikts betont.“ [ebenda 
S.169 f.] 
 
Kommt es zu einer Konfliktsituation, so streben die 
Konfliktbeteiligten nach Veränderung. Nach Deutsch 
kann sich diese Veränderung „jedoch durch einen 
Prozess der Konfrontation vollziehen, der für die 
Konfliktgruppen kostspielig ist; sie kann aber auch 
über einen Problemlösungsprozess erzielt werden, 
der sich für die Konfliktparteien lohnt.“ [ebenda S. 
170] In Abhängigkeit davon, kann es zu konfrontati-
ven, destruktiven Konfliktverläufen kommen. Es ist 
jedoch auch möglich, dass sich konstruktiv-
produktive Konfliktverläufe einstellen. 
 
Deutsch vertritt die Auffassung, dass „die Haupt-
merkmale einer produktiven Konfliktlösung auf der 
sozialen Ebene den Prozessen des kreativen Den-
kens ähnlich sind.“ [ebenda] Demnach besteht der 
konstruktiv-produktive Konfliktverlauf ähnlich dem 
kreativen Prozess aus mehreren, ineinandergrei-
fenden Phasen: 
 
Phase 1 
Eingangsperiode, die zum Erfahren und Erkennen 
eines Problems führt, das genügend erregend ist, 
um Bemühungen zur Lösung zu motivieren. 
Phase 2 
Periode konzentrierter Anstrengung, um das Prob-
lem durch leicht verfügbare Routine oder Gewohn-
heitshandlungen zu lösen. 
Phase 3 
Erfahrung der Frustration, der Spannung und des 
Unbehagens, die auf das Versagen der üblichen 
Problemlösungsprozesse folgt und zu einem vo-
rübergehenden Rückzug von den Problemen führt. 
Phase 4 
Wahrnehmung des Problems aus einer anderen 
Perspektive und seine Umformulierung, die neue 
Orientierungen in Richtung einer Lösung aufkom-
men lässt. 
Phase 5 
Aufkommen einer vorläufigen Lösung in einem 
Augenblick der Einsicht, der oft von freudiger Erre-
gung begleitet ist. 
Phase 6 
Ausarbeitung der Lösung und ihre Erprobung ge-
genüber der Wirklichkeit. 
Phase 7 
Mitteilung der Lösung an einschlägige Interessen-
ten. 
 
Abb. 9: Sieben Phasen des konstruktiven Konfliktverlaufs  
[nach Deutsch 1976, S. 170] 
 88
Innerhalb des kreativen Prozesses existieren drei 
psychologische Schlüsselelemente, von denen 
jedes die sozialen Bedingungen und die Persönlich-
keit des Problemlösers beeinflusst: 
 
Schlüsselelement 1 
Das Zustandekommen einer angemessenen Moti-
vationsebene zur Problemlösung. 
Schlüsselelement 2 
Die Entwicklung der Bedingungen, welche die Um-
formung des Problems gestatten, wenn ein toter 
Punkt erreicht worden ist. 
Schlüsselelement 3 
Die gleichlaufende Verfügbarkeit verschiedener 
Gedanken, die flexibel in neue und unterschiedliche 
Muster zusammengefügt werden können. 
 
Abb. 10: Schlüsselelemente innerhalb des kreativen Pro-
zesses [nach Deutsch 1976, S. 170] 
 
Optimale Motivation zur Problemlösung „setzt eine 
stets wache Bereitschaft voraus, mit dem gegen-
wärtigen Stand der Dinge unzufrieden zu sein, und 
eine Freiheit, der eigenen Umgebung ohne über-
triebene Furcht zu begegnen. Hinzu kommt das 
Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten, mit Hinder-
nissen fertig werden zu können. Die Intensität einer 
optimalen Motivation verändert sich je nach der 
Wirksamkeit, mit der sie bewusst gesteuert werden 
kann: je wirksamer diese Steuerung, umso intensi-
ver werden die Motivation und ihre positiven Folgen 
sein.“ [ebenda, S. 171]  
 
Nach Morton Deutsch besteht somit eine der kreati-
ven Funktionen des Konflikts „in seiner Fähigkeit, 
Motivationen zur Lösung eines Problems zu we-
cken, das sonst unbeachtet bliebe. (...) Obgleich für 
kreative Lösungen akute Unzufriedenheit mit den 
bestehenden Verhältnissen und die Motivation zum 
Erkennen der Probleme und der Arbeit an ihnen 
nötig sind, ist dies nicht ausreichend. Die Umstän-
de, die zu einem kreativen Durchbruch bei ausweg-
losen Situationen führen, sind verschiedener Art, 
aber sie haben gemeinsam, dass „sie das Individu-
um in eine Umgebung versetzen, in der es sich 
nicht bedroht und unter Druck fühlt. Es ist ent-
spannt, aber auf der Hut.“ (Stein 1968)“ [ebenda 
S.171] Grundlegende Voraussetzungen für neue 
Ideen, die zuerst untergeordnet oder gar unglaub-
würdig erscheinen, sind nach Deutsch entspre-
chende Freiheit und Mut des Individuums, „sich 
ohne Furcht vor Tadel ausdrücken zu können. Dar-
über hinaus muss es sich genügend von seinem 
ursprünglichen Standpunkt distanzieren, um den 
Konflikt aus einer neuen Perspektive zu betrachten.“ 
[Deutsch 1976, S. 171 f.]   
 
Deutsch führt weiter aus, dass „auf der interperso-
nalen Ebene (...) die meisten von uns ein beachtli-
ches Training in der Bewältigung oder Unterdrü-
ckung von Konflikten (erhalten); wir haben reich 
ausgestattete Institutionen, die sich mit feindseligen 
Beziehungen und mit der Überwachung der 
Rechtsbelange im interpersonalen Konflikt befas-
sen.“ [ebenda, S. 172] Dagegen gibt es nach 
Deutsch nur „wenig formales Training in den Tech-
niken der konstruktiven Konfliktlösung; und instituti-
onelle Einrichtungen, die den Menschen bei der 
Konfliktlösung helfen, sind selten zu finden.“ [eben-
da] In Kapitel 5.2.3 ist diesbezüglich bereits die 
wichtige Bedeutung von vermittelnden, moderieren-
den Institutionen und kommunikativen Runden beim 
konstruktiven Umgang mit Konflikten dargestellt 
worden. In Kapitel 7.2.3 wird dieser Aspekt wiede-
rum aufgegriffen und durch weitere Voraussetzun-
gen für den konstruktiven Konfliktverlauf ergänzt.  
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7.2.3 Voraussetzungen für destruktive und 
konstruktive Konfliktverläufe  
 
Konflikte, die in nutzungsgemischten Strukturen 
zustande kommen, können sich auf unterschiedli-
che Art und Weise fortentwickeln. Inwiefern ein 
Konflikt destruktiven oder konstruktiven Verlauf 
nimmt, hängt von einer Summe von Faktoren ab. Im 
folgenden sollen Rahmenbedingungen und Voraus-
setzungen dargestellt werden, die destruktive oder 
konstruktive Konfliktverläufe befördern. 
 
 Rahmenbedingungen, die destruktive Kon-
fliktverläufe unterstützen 
 
Folgende Aspekte können dazu beitragen, dass 
Konflikte destruktiven Verlauf nehmen: 
 
Verdrängung und Verlagerung von Konflikten 
Morton Deutsch betont, dass „Taktiken der Selbst-
täuschung“ und damit im Zusammenhang stehende 
„Abwehrmechanismen“, wie z.B. Verdrängungsver-
suche, die „Verarbeitung der ursprünglichen Kon-
fliktsituation“ und damit „die Entstehung einer ko-
operativen Konfliktlösung“ [Deutsch 1976, S.47] 
verhindern. Darüber hinaus kann es zu einer Verla-
gerung verdrängter Konflikte kommen, so dass 
diese an anderer Stelle wieder auftauchen und dann 
umso schwerer in den Griff zu bekommen sind.99 
„Ein unterdrückter Konflikt hat nicht nur für die un-
terdrückte Partei schlechte Konsequenzen, sondern 
auch für die dominierende. Zusätzlich zum passiven 
Widerstand und zur beständigen Drohung eines 
heftigen Ausbruchs der angestauten Wut von Seiten 
des Unterdrückten, fördert er bei der dominierenden 
Partei die Entwicklung von Überheblichkeit, die – 
wenn der Konflikt erst einmal hochgekommen ist – 
                                                 
99 vgl. hierzu „Frustration-Aggression-Verdrängungs-Theorie“ nach 
LeVine und Campbell 1972, in Deutsch 1976, S. 75 
eine kooperative Konfrontation der Streitfragen 
verhindert.“ [ebenda, S.182] 
 
Mangelnde Kommunikationsstrukturen 
Konflikte bedürfen der Erklärung und gemeinsamen 
Erörterung. „Reduzierte Kommunikation erhöht die 
Möglichkeit des Irrtums und der falschen Informati-
on auf eine Weise, dass sie die bereits vorher exis-
tierenden Orientierungen und Meinungen im Hin-
blick auf den anderen befestigt.“ [ebenda, S.165] 
 
Konfliktregelung, die  nicht nachvollziehbare „top-
down“-Entscheidungen hervorbringt 
In Kapitel 4.1 wurde dargestellt, dass Konflikte sub-
jektiv konstruiert sind. Sie kommen durch Wahr-
nehmung, Interpretation, Aktion und Reaktion der 
Beteiligten in Situationen zustande. [vgl. hierzu 
Reuber 1999, S. 35] Vor diesem Hintergrund 
braucht erfolgreiche Konfliktregelung mindestens 
die Akzeptanz, das Verständnis und damit die „Be-
folgung“ [Deutsch 1976, S. 187] aufgestellter Re-
geln. Nicht nachvollziehbare „Top down“-Ent-
scheidungen haben Unverständnis und Eskalation 
zur Folge. 
 
Starre und unflexible Raumstrukturen, die ohne 
Alternativen sind 
In Kapitel 4.1 haben wir dargestellt, dass „räumliche 
Strukturen (…) Anlass und Objekt eines Konfliktes 
sein können“. Sie stellen „allokative“ und „autoritati-
ve Ressourcen“ dar und die „einzelnen Akteure 
versuchen, sich die Kontrolle darüber anzueignen, 
und zwar entsprechend ihren Bedürfnissen und 
Möglichkeiten.“ [Reuber 1999, S. 29]. Insbesondere 
in nutzungsgemischten Quartieren, wo Wohnen, 
Arbeiten und Freizeit nahe beieinander liegen, ist 
die Ressource Raum knapp. Die unterschiedlichen 
Akteure sind gezwungen, den zur Verfügung ste-
henden Raum, entsprechend ihren Vorstellungen zu 
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interpretieren und sich anzueignen. Dort, wo Raum-
strukturen starr, unflexibel und lediglich auf eine 
Funktion zugeschnitten sind, sind keine Alternativen 
möglich. Die benachteiligten Nutzergruppen können 
den Konflikt nicht dadurch reduzieren, indem sie 
den Raum ihren Nutzungsbedürfnissen entspre-
chend interpretieren. Fronten verhärten sich und 
Konflikte eskalieren. 
 
Unkommunikative Raumstrukturen, die keinen 
Rückzug ermöglichen und das Aufeinanderzugehen 
nicht anbieten 
Kommunikation lässt sich nicht erzwingen. „Kom-
munikation entsteht am leichtesten da, wo die Betei-
ligten einander jederzeit ausweichen können.“ 
[Grzimek et al. 1983, S. 79] Dort, wo jedoch keiner-
lei Rückzugsmöglichkeiten existieren, werden die 
unterschiedlichen Nutzergruppen unvermittelt und 
unfreiwillig miteinander konfrontiert. Die Differenzie-
rung von öffentlichen und privaten Räumen wird seit 
H.P. Bahrdt [1974] als das wichtigste Merkmal sei-
ner soziologischen Definition von Stadt verwendet. 
Goffman unterscheidet diesbezüglich zwischen 
„Vorderbühne“ als den „Ort darstellenden Verhal-
tens“ und „Hinterbühne“, auf der „das Individuum als 
Darsteller entspannen, die Maske fallen lassen und 
aus der Rolle fallen“ [Goffman in Schubert 2000, S. 
28] kann. 
 
Konkurrierende Entscheidungsprozesse 
Destruktive Konfliktverläufe können durch konkurrie-
rende Entscheidungsprozesse stark befördert wer-
den. Harmonische Beziehungen und damit koopera-
tive Prozesse sind immer dann gefährdet, „wenn 
eine oder beide Seiten das Gefühl haben, dass ihre 
Existenz oder ihre Rechte von der anderen Seite 
bedroht werden“ [Deutsch 1976, S.189] Ein solcher 
Wettbewerb führt dazu, dass die Kommunikation 
zwischen den Parteien unzuverlässig wird und ver-
armt. „Der Wettbewerbsprozess legt die Ansicht 
nahe, dass die Lösung des Konflikts von der einen 
oder anderen Seite nur durch überlegene Kraft, 
Täuschung oder Cleverness erzielt werden kann. 
(…) Der Versuch jeder der Konfliktparteien, einen 
für ihre Seite günstigen Machtunterschied zu schaf-
fen oder aufrechtzuerhalten, weitet den Konflikt von 
einer unmittelbaren zur Debatte stehenden Streit-
frage zu einem Konflikt über Machtbefugnisse aus.“ 
[ebenda S.165] Gleichzeitig führt der Wettbewerb zu 
einer „argwöhnischen, feindseligen Haltung, die die 
Wahrnehmung für Unterschiede und Drohungen 
erhöht und für Ähnlichkeiten vermindert.“ [ebenda] 
Solcherlei Konflikte schrauben sich nach oben. Es 
geht nicht mehr um die Sache, sondern nur noch 
um den eigenen Sieg bzw. die Vernichtung des 
Gegenüber. [vgl. Eskalation nach Glasl, Abb. 8] 
 
 
 Rahmenbedingungen, die konstruktive Kon-
fliktverläufe unterstützen 
 
Folgende Aspekte können dazu beitragen, dass 
Konflikte konstruktiv-kreativen Verlauf nehmen: 
 
Frühzeitiges Erkennen von potentiellen oder tat-
sächlich vorhandenen Konflikten 
Es wurde bereits dargestellt, dass der verdrängte, 
„nicht eingestandene oder unbewusste Konflikt 
schwerer zu lösen ist als der Konflikt, der von den 
betroffenen Parteien nicht anerkannt wird.“ [Deutsch 
1976, S.181] Demnach ist es „unproduktiv (…), sich 
mit einem zutage liegenden Konflikt zu befassen, 
wenn nicht der zugrunde liegende Konflikt an die 
Oberfläche gebracht und der Konfrontation ausge-
setzt wird.“ [ebenda] Auch wenn eine erfolgreiche 
Bewältigung der an der Oberfläche wahrnehmbaren 
Konflikte dazu führen kann, dass die Konfliktpartei-
en den Mut fassen, sich auch mit dem zugrunde 
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liegenden, „tiefer sitzenden“ Konflikt auseinander zu 
setzen, so ist eine frühzeitige Auseinandersetzung 
mit diesem Ursprungs-Konflikt letzen Endes uner-
lässlich, „wenn er nicht zu einer Brutstätte für ver-
schiedene neue manifeste Konflikte werden soll.“ 
[ebenda]  
 
Gemeinsame, gründliche Analyse des Konfliktes 
unter Mitwirkung der Konfliktparteien 
Es ist bereits erörtert worden, dass Konflikte stets 
individuellen Charakter haben und wesentlich von 
der Wahrnehmung und Interpretation der beteiligten 
Personen abhängen [vgl. Kapitel 4.1]. Insofern ist es 
unerlässlich, dass die Konfliktparteien bei der Ana-
lyse der Konfliktsituation aktiv beteiligt sind. Nur 
über partizipative Prozesse kann eine gründliche 
und zielführende Konfliktanalyse gelingen, als 
Grundvoraussetzung für erfolgreiche Konfliktlö-
sungsprozesse.  
 
Konfliktmanagement durch eine neutrale, kompe-
tente „dritte“ Person 
Oftmals können unabhängige, „dritte“ Parteien 
durch intelligentes Management dazu beitragen, 
dass konstruktive Konfliktverläufe zustande kom-
men [vgl. Motamedi 1999, Müller-Fohrbrodt 1999]. 
„Dritte Parteien, die einflussreich, mächtig und ge-
schickt sind, können bewusst eine konstruktive 
Konfliktlösung ermöglichen, indem sie ihr Prestige 
und ihre Macht benützen, um eine solche Lösung zu 
ermutigen und indem sie helfen, problemlösende 
Mittel, Institutionen, Einrichtungen, Personal, soziale 
Normen und Mittel zugänglich zu machen und all-
seits zufriedenstellende Lösungen zu beschleuni-
gen.“ [Deutsch 1976, S.185]100 
                                                 
100 Bezüglich einer Konfliktregelung von „außen“ stellt sich die 
Frage, „wie kann eine dritte Partei therapeutisch intervenieren, 
wenn Verhandlungen festgefahren oder unproduktiv sind aufgrund 
von Missverständnissen, fehlerhafter Kommunikation, der Entwick-
lung feindseliger Einstellungen oder der Unfähigkeit, eine allseits 
Multioptionale/multifunktionale Raumstrukturen, die 
unterschiedliche Alternativen zulassen 
Die unterschiedlichen Nutzergruppen in nutzungs-
gemischten Quartieren interpretieren die vorhande-
nen Raumstrukturen auf unterschiedliche Art und 
Weise. Wie dargestellt führen monofunktionale, 
ausschließlich auf eine Nutzung zugeschnittene 
Raumstrukturen dazu, dass andere Nutzungen und 
Nutzergruppen außen vor bleiben. [vgl. hierzu terri-
toriale Konflikte, S. 64ff.] Dort, wo jedoch Raum 
knapp ist, führt dies zu erheblichen Engpässen und 
Raumkonkurrenzen mit Verdrängungsprozessen. 
Vor diesem Hintergrund können multifunktionale 
Raumstrukturen dazu führen, dass sich mehrere 
Nutzergruppen den selben Raum entsprechend 
ihren Bedürfnissen, zum Beispiel zu unterschiedli-
chen Zeiten aneignen. 
 
Kommunikative Räume, die Rückzug ermöglichen 
und ein Aufeinanderzugehen anbieten 
Wie dargestellt, gibt es kommunikative und weniger 
kommunikative Raumstrukturen. Kommunikation 
lässt sich nicht erzwingen. Wenn jedoch Raumstruk-
turen, den unterschiedlichen Nutzergruppen Rück-
                                                                       
zufriedenstellende Lösung zu finden?“ [ebenda, S.189] Möglichkei-
ten liegen beispielsweise in der Unterstützung der Konfliktparteien 
bei der Erkenntnis ihrer Probleme, bei der Konfrontation mit ihren 
Streitfragen sowie in der Herbeiführung günstiger Umstände und 
Bedingungen zwecks Konfrontation mit den Streitpunkten. Eine 
„dritte Partei“ kann Hilfe anbieten bei der Beseitigung von Sperren 
und Verzerrungen im Kommunikationsprozess, um gegenseitiges 
Verständnis anzubahnen, bei der Aufstellung von Normen für eine 
rationale Interaktion [gegenseitiger Respekt, offene Kommunikati-
on, Gebrauch von Überzeugung anstelle von Zwang und Wunsch 
nach einer zufriedenstellenden Übereinkunft] sowie bei der Festle-
gung von möglichen Lösungen und Vorschläge für mögliche 
Lösungen. Sie kann dazu beitragen, ein brauchbares Überein-
kommen für die Konfliktparteien annehmbar zu machen. Auf diese 
Weise kann das erzielte Übereinkommen für alle interessierten 
Teilnehmer, besonders für die Gruppen, die von den Vermittlern 
vertreten werden, an Prestige und Attraktivität gewinnen. [vgl. 
hierzu Deutsch 1976, S. 189ff.] 
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zugsräume sichern und ein freiwilliges Aufeinander-
zugehen ermöglichen, so kann Kommunikation 
entstehen als Grundvoraussetzung für konstruktive 
Konfliktverläufe. Voraussetzung ist eine klare Diffe-
renzierung zwischen Öffentlichkeit und Privatheit, 
wie sie beispielsweise Bahrdt in seinen Überlegun-
gen zur „Modernen Großstadt“ beschreibt. [1974] 
 
Kooperative Entscheidungsprozesse 
Nach Deutsch nimmt eine Konfliktorientierung eher 
einen konstruktiven Verlauf, wenn sie „die gemein-
samen Interessen betont, eine Vergrößerung der 
gegenseitigen Macht anstrebt und die Konflikte als 
beiderseitiges Problem darstellt“, als wenn sie 
„feindselige Interessen betont, Machtunterschiede 
zu vergrößern versucht und den Konflikt im Sinne 
von Gewinn-Verlust definiert.“ [Deutsch 1976, S. 
177] „Verhandlungen, die Interessenkonflikte betref-
fen, führen in dem Maße zu angemessenen Ergeb-
nissen, in dem sie im Rahmen kooperativer Bezie-
hungen stattfinden.“ [ebenda, S.189]  
 
Nach Meyer-Oldenburg verbindet „kooperative Kon-
fliktlösung (…) zwei widersprüchliche soziologische 
Theorien der Gesellschaft. Die konsensorientierte 
These besagt, dass der Zusammenhalt der Gesell-
schaft durch Einheit, Harmonie und Konsens getra-
gen werden müsse. Der Verlust dieser Stabilität und 
Einheit wurde vielfach konstatiert: die Gesellschaft 
individualisiere sich, soziale Systeme differenzieren 
sich bis zur absoluten Vereinzelung, daher sei Kon-
sens unerreichbar. Die konfliktorientierte These 
sieht den „Kampf“ als grundlegend für die Interakti-
on von Individuen und Gesellschaften und als not-
wendig für ihre Entwicklung. Konflikte sind nach 
dieser Anschauung Dreh- und Angelpunkt gesell-
schaftlichen Seins.“ [Meyer-Oldenburg 2003, S. 88] 
Nach Meyer-Oldenburg verbindet die sogenannte 
„kooperative Konflikthandhabung“ beide Theorien 
zu Teilen: „Der Diskurs über den Konflikt eröffnet 
den Raum, in dem Trennenden Verbindendes zu 
finden und aus den Gegensätzen auch eine neue 
Gemeinsamkeit zu erzeugen.“ [ebenda] 
 
Morton Deutsch führt eine Reihe von Gründen auf, 
weshalb ein kooperativer im Gegensatz zu einem 
konkurrierenden Prozess eher zu einer produktiven 
Konfliktlösung führt: So verhilft der kooperative 
Prozess zur offenen und ehrlichen Kommunikation 
relevanter Informationen unter den Teilnehmern. 
Die Freiheit, Informationen untereinander auszutau-
schen, ermöglicht es den Parteien, über die offen-
liegenden Streitfragen im Konflikt zu den zugrunde-
liegenden Problemen vorzudringen und dadurch die 
zentrale und genaue Definition der Probleme zu 
ermöglichen, denen sie gemeinsam gegenüberste-
hen. Der kooperative Prozess ermutigt die Aner-
kennung berechtigter Interessen des anderen und 
die Notwendigkeit der Suche nach einer Lösung, die 
den Nöten beider Seiten gerecht wird. Gleichzeitig 
führt der kooperative Prozess zu einer vertrauens-
vollen, wohlwollenden Einstellung, welche die Sen-
sitivität gegenüber Ähnlichkeiten und gemeinsamen 
Interessen erhöht und die Bedeutung der Verschie-
denheit vermindert. Somit schafft er viele Voraus-
setzungen für kreative Problemlösungen – Offen-
heit, reduzierte defensive Einstellungen und volle 
Nutzungsmöglichkeiten vorhandener Quellen. Ko-
operation als solche bedeutet jedoch noch nicht, 
dass die Problemlösungsversuche erfolgreich sein 
werden. Andere Faktoren wie Einfallsreichtum, 
Erfahrung und Flexibilität der Parteien sind ebenfalls 
bestimmend. Wenn der Konflikt gar nicht gelöst 
werden kann, dann werden kooperative Beziehun-
gen dabei helfen, ihn so zu regeln, dass die Ausei-
nandersetzung bezüglich der Überlegenheit unter 
vereinbarten Spielregeln erfolgen kann. [vgl. 
Deutsch 1976, S. 33ff.] So kann nach Deutsch „in 
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einer kooperativen Umgebung (…) ein Konflikt als 
ein gewöhnliches Problem angesehen werden, in 
dem Konfliktparteien das gemeinsame Interesse 
haben, eine allseits zufriedenstellende Lösung zu 
finden.“ [ebenda S. 172] 
 
Aktive Mitarbeit aller Beteiligten an der Konfliktlö-
sung - Konfliktbeteiligte zu Akteuren machen!  
In Kapitel 3 wurde der handlungstheoretische An-
satz einer raumbezogenen Konflikttheorie nach 
Reuber beschrieben, welcher Grundlage der vorlie-
genden Arbeit ist. Dabei wurde dargestellt, inwiefern 
sich Konflikthandeln im „Spannungsfeld von Indivi-
duum, Gesellschaft und Raum“ [Reuber 1999, S.12] 
entwickelt. Auch wenn gesellschaftlich-strukturelle 
Komponenten, wie soziale Institutionen und Regeln, 
und objektiv-räumliche Komponenten, wie physisch-
materielle Strukturen, das Konflikthandeln mit beein-
flussen, so sind Konflikte in erster Linie subjektive 
Konstruktionen der beteiligten Akteure [vgl. 
ebenda, S. 297] selbst. Nur die Konfliktbeteiligten 
selbst wissen, was sie „stört“ oder was sie zur Erfül-
lung ihrer eigenen Bedürfnisse brauchen. Folglich 
ist auch die Erarbeitung von tragfähigen Konfliktlö-
sungen zwingend auf das aktive, mitgestaltende 
Engagement der Konfliktakteure angewiesen, das 
über bloße passive Beteiligung deutlich hinausgeht. 
Nach Bischoff, Selle und Sinning sind diesbezüglich 
Kooperation und Beteiligung „zwei paar Stiefel. 
Beteiligung unterstellt einen zentralen Entschei-
dungsprozess innerhalb des politisch-admini-
strativen Systems, an dem Dritte teilhaben. Koope-
ration ist ein Aushandlungs- und Entscheidungspro-
zess zwischen zahlreichen Akteuren aus den Sphä-
ren von Markt, Staat und privaten Haushalten. Sie 
gemeinsam gestalten – natürlich mit unterschiedli-
chen Rollen und Gewichten – den kooperativen 
Prozess.“ [Bischoff, A. / Selle, K. / Sinning, H. 2005, 
S. 172] 
Institutionalisierung und Regelung eines Konfliktes 
Wie bereits dargestellt verneint die liberalistische 
Konflikttheorie sowohl die vollkommene Konflikt-
vermeidung als auch dessen vollkommene Lösung. 
Stattdessen schlägt sie eine „Regelung“ und die 
„Institutionalisierung“ des Konfliktes vor: „Das 
bedeutet (…), dass jeder Eingriff in die Konflikte 
sich auf die Regelung seiner Formen beschränkt 
und auf den vergeblichen Versuch der Beseitigung 
ihrer Ursachen verzichtet.“ [Dahrendorf in Bühl 
1972, S. 22] Dadurch werden Konflikte sicherlich 
nicht zum Verschwinden gebracht, was auch nicht 
Ziel ist. Sie werden jedoch „kontrollierbar und in 
eine produktive Richtung lenkbar. Die Institutionali-
sierung des Konflikts wird auf zweierlei Weise er-
reicht: einmal durch die Errichtung von Institutionen, 
die den gegensätzlichen Gruppen verbindliche For-
men des Ausdrucks bieten, und zum anderen durch 
die Entwicklung von ‚Spielregeln’, an die sich die 
Konfliktparteien halten können, ohne dass eine von 
ihnen dadurch bevorzugt oder benachteiligt würde.“ 
[Bühl 1972, S. 22f.]  
 
Luhmann spricht in diesem Zusammenhang vom 
„institutionalisierten Konflikt“, in dem „über das 
Recht zum Streiten kein Streit und daher auch kein 
Streit über die Vertretbarkeit kontroverser Selbst-
darstellungen“ [Luhmann 1997, S. 105] besteht. Auf 
diese Art und Weise wird der Konflikt „weniger ver-
wickelt und weniger folgenschwer, weil dem Gegner 
das Recht zu streiten nicht mit Hilfe von Generali-
sierungen des Konfliktes abgestritten werden muss“ 
[Meyer-Oldenburg 2003, S. 88], um „im Grenzfall 
nicht nur die physische, sondern auch die morali-
sche Tötung“ des Gegners zu erwirken [Luhmann 
1997, S. 104f.].  
 
Nach Luhmann können im „institutionalisierten Kon-
flikt“ die Konfliktbeteiligten „ihr Recht nicht mehr in 
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der reinen Behauptung, in der Intensität des Durch-
haltens ihrer Erwartung darstellen; sie müssen es 
moralisieren, das heißt: es mit einer Projektion der 
Möglichkeiten weiteren gesellschaftlichen Zusam-
menlebens verbinden.“ [ebenda, S.105] Mit dieser 
„Institutionalisierung des Dissenses“ werden nach 
Meyer-Oldenburg „widerstrebende Wirklichkeiten 
zur Kenntnis genommen“ und es eröffnet sich der 
Weg „Revision zur bisherigen Sicht und Praxis ein-
zulegen, ohne zuvor das bestehende System zer-
stören zu müssen.“[Meyer-Oldenburg 2003, S. 88] 
 
Der Konfliktpsychologe Morton Deutsch nennt eine 
Fülle von Instrumenten und Strategien zur Konflikt-
regelung. So kann der Konflikt beispielsweise be-
grenzt und kontrolliert werden von institutionellen 
Einrichtungen (z.B. Tarifverhandlungen, Gerichts-
verfahren), sozialen Rollen (Vermittler, Schlichter, 
Schiedsrichter, Polizisten), sozialen Normen (Fair-
ness, Gerechtigkeit, Gleichheit, Gewaltlosigkeit, 
Ehrlichkeit in der Kommunikation...), Regeln zur 
Verhandlungsführung (Eröffnung, Beendigung, 
Festsetzung einer Tagesordnung, Vorbringen von 
Forderungen etc.), bestimmten Verfahrensweisen 
(Andeutung versus ausdrückliche Kommunikation, 
öffentliche versus private Sitzungen...) [vgl. Deutsch 
1976, S. 185]. 
 
Deutsch nennt einige Vorbedingungen auf dem 
Weg zur Entwicklung einer Konfliktregelung. Dem-
nach müssen die Konfliktparteien selbst organisiert 
sein. Jede Partei muss bereit sein, die Rechtmäßig-
keit der anderen Partei anzuerkennen und sich 
verpflichten das Ergebnis der Konfliktregelung an-
zunehmen, selbst wenn es ihren eigenen Interessen 
zuwiderlaufen sollte. Am ehesten gelingt die Kon-
fliktregelung, wenn die Konfliktparteien zu einer 
Gemeinschaft 101 gehören. [vgl. ebenda, S.185f.] 
 
Dabei ist „das Festhalten an den Regeln (…) eine 
notwendige, aber keine zureichende Bedingung für 
eine produktive Konfliktregelung.“ So kann nach 
Deutsch „sowohl eine begrenzte Kriegführung als 
auch ein kooperatives Tauschgeschäft von Regeln 
geleitet werden.“ [ebenda, S. 188) Das tatsächliche 
Befolgen aufgestellter Regeln ist von einer Reihe 
unterschiedlicher Rahmenbedingungen und Vo-
raussetzungen abhängig.102 
  
                                                 
101 Mitglieder einer Gemeinschaft fühlen sich einem gewissen 
Kodex verpflichtet; dieser Kodex setzt auch gesellschaftliche 
Regeln und Verhaltensweisen voraus, die innerhalb der Gemein-
schaft sorgfältig artikuliert worden sind und dazu beitragen, die 
Handlungen des Gegners zu begrenzen und genauer vorzuschrei-
ben. [vgl. Deutsch 1976, S. 187] 
102 Nach Deutsch ist eine Befolgung aufgestellter Regeln dann 
wahrscheinlich, 
- wenn die Regeln bekannt sind, 
- wenn die Regeln klar, eindeutig und konsequent sind, 
- wenn man feststellt, dass die Regeln nicht gegen die eigenen 
Interessen gerichtet sind, 
- wenn sich der andere an die Regeln hält, 
- wenn Übertretungen schnell von wichtigen anderen Partnern 
erkannt werden 
- wenn beachtliche soziale Anerkennung für die Befolgung und 
beachtliche Missbilligung für die Übertretungen zu erwarten 
sind, 
- wenn eine Befolgung der Regeln sich in der Vergangenheit  
schon gelohnt hat, 
- wenn man die Regeln auf die Zukunft anwenden könnte . 
[vgl. Deutsch 1976, S. 187f.] 
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8.  Formale und Informelle Maßnahmen und  
 Strategien zum Umgang mit Konflikten in  
  nutzungsgemischten Quartieren 
 
Aus den vorangegangenen Abhandlungen wurde 
deutlich, dass einmal aufgetretene Konflikte kon-
struktiven wie destruktiven Verlauf nehmen können. 
Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren können 
eskalieren und destruktiven Verlauf nehmen. Sie 
können aber auch in konstruktive Prozesse inte-
griert werden und auf produktive Art und Weise zu 
positiven Ergebnissen führen. Im Wesentlichen 
hängt dies davon ab, auf welche Art und Weise mit 
Konflikten umgegangen wird. Im Rahmen der vor-
liegenden Arbeit soll zwischen formalen und infor-
mellen Möglichkeiten des Umgangs mit Konflikten 
unterschieden werden. Während formelle Instru-
mente in erster Linie der Vermeidung oder der Re-
gulierung von Konflikten durch die Definition von 
Rahmenbedingungen dienen, initiieren informelle 
Maßnahmen in erster Linie „Kooperative Prozesse“ 
zur Konfliktintegration und Lösungsfindung. Nach 
Klaus Selle schließen Kooperationen „harte“ Instru-
mente nicht aus: Schließlich handelt es sich dabei 
„um eine zentrale Ressource für das Handeln öf-
fentlicher Akteure. Erst hieraus speist sich ihre Ver-
handlungsmacht in Kooperationen.“ [Selle 2000, S. 
59] Vor diesem Hintergrund kommt es also auf 
einen gelungenen „Instrumenten-Mix“ [ebenda] an, 
in dem formelle und informelle Maßnahmen und 
Strategien sinnvoll ineinander greifen. 
 
Im folgenden sollen formale und informelle Instru-
mente und Strategien zum Umgang mit Konflikten in 
nutzungsgemischten Quartieren dargestellt werden. 
Dabei erhebt die Auflistung nicht den Anspruch auf 
Vollständigkeit. Stattdessen soll sie die Bandbreite 
und Vielfalt existierender Möglichkeiten verdeutli-
chen. 
8.1 Formale Möglichkeiten des Umgangs mit  
 Konflikten 
 
Formale Möglichkeiten des Umgangs mit Konflikten 
sind vom Gesetzgeber vorgesehene Ansätze bzw. 
vorgefertigte Handlungsmuster zur Konfliktvermei-
dung, -regelung oder -lösung. Das ExWoSt-
Forschungsvorhaben „Nutzungsmischung im Städ-
tebau“ kam zu dem Ergebnis, dass die „Erhaltung 
und Neuentwicklung fast jeder Art von Nutzungsmi-
schung (…) heute mit dem geltenden Recht möglich 
(ist). In allen Modellvorhaben konnte die von der 
Planung beabsichtigte Nutzungsmischung rechtlich 
gesichert werden. Die Gliederungsmöglichkeiten in 
den Baugebietstypen, die kleinteilige und vertikale 
Funktionsmischung ermöglichen sollen, werden in 
einigen Modellvorhaben angewandt [Zonierungen 
innerhalb von Gebieten, Nutzungsinseln, Festset-
zungen von Nutzungen für Gebäudeteile]. Die Best-
immungen des Bauplanungsrechts sind darüber 
hinaus hinreichend flexibel, um das Ziel der Nut-
zungsmischung an unterschiedliche Standortbedin-
gungen und Marktentwicklungen anzupassen.103“ 
[BBR 2000, S. 31] 
 
Dies impliziert auch vielfältige Möglichkeiten zum 
planerischen Umgang mit Konflikten. So kann über 
die Stadtplanung der [rechtliche] Rahmen ge-
setzt werden, innerhalb dessen dann entweder 
Konflikte gar nicht erst auftreten oder aber die Mög-
lichkeit erhöht ist, dass diese, sobald sie auftreten, 
produktiv ausgetragen werden können. In erster 
Linie ist die Stadtplanung über das öffentliche Städ-
tebaurecht reglementiert. Rechtliche Grundlage ist 
in erster Linie das Baugesetzbuch, welches zwi-
schen dem Allgemeinen und dem Besonderen 
                                                 
103 Nutzungsmischung erfordert daher keine grundsätzlichen 
Änderungen oder Ergänzungen im Bauplanungsrecht.“ [BBR 2000, 
S. 31] 
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Städtebaurecht unterscheidet. Im engen Zusam-
menhang mit dem Baugesetzbuch, steht die 
Baunutzungsverordnung [BauNVO], welche die 
notwendigen Grundlagen für die Bauleitplanung 
[Flächennutzungsplan, Bebauungsplan] definiert. 
[vgl. Albers 1996, S. 110 ff.] 
 
Darüber hinaus existieren im sogenannten Baune-
benrecht zusätzliche Ansätze und Regelungen zum 
Umgang mit Konflikten, die ebenfalls kurz darge-
stellt werden sollen. 
 
Schließlich sollen auch Verträge öffentlich-
rechtlicher und privatrechtlicher Art sowie För-
derinstrumente hinsichtlich ihrer Auswirkungen 
und Möglichkeiten im Umgang mit Konflikten Er-
wähnung finden. 
 
8.1.1 Der Umgang mit Nutzungskonflikten in  
der Bauleitplanung:  
Gebote, Grundsätze, Prinzipien 
 
Innerhalb des Allgemeinen Städtebaurechts ist 
insbesondere die Bauleitplanung gesetzlich gere-
gelt, also die Möglichkeit für die öffentliche Hand, 
über vorbereitende [Flächennutzungsplanung] und 
verbindliche Bauleitplanung [Bebauungsplanung] 
Bebauungs- und Nutzungsstrukturen eines Ge-
meindegebietes zu definieren. Während der Flä-
chennutzungsplan lediglich behördenverbindlich ist, 
stellt der Bebauungsplan als Satzung allgemein 
gültiges kommunales Recht dar [vgl. Stüer 2001] 
 
„Im Flächennutzungsplan ist für das ganze Gemein-
degebiet die sich aus der beabsichtigten städtebau-
lichen Entwicklung ergebende Art der Bodennut-
zung nach den voraussehbaren Bedürfnissen der 
Gemeinde in den Grundzügen darzustellen.“ [§ 5 (1) 
BauGB]. Im Gegensatz zum Bebauungsplan, der 
Festsetzungen trifft, enthält der Flächennutzungs-
plan [FNP] nur Darstellungen. Welche Darstellun-
gen ein FNP inhaltlich umfassen kann, hat der Ge-
setzgeber  mit § 5 (2) BauGB erläutert. Dabei han-
delt es sich jedoch lediglich um eine beispielhafte 
Aufzählung, so dass auch andere Darstellungen, die 
sich innerhalb des durch § 5 (1) Satz 1 vorgegebe-
nen inhaltlichen Rahmens bewegen und mithin auf 
eine beabsichtigte städtebauliche Entwicklung ab-
zielen, prinzipiell zulässig sind. Dagegen werden in 
§ 9 BauGB abschließend die möglichen Festset-
zungen eines Bebauungsplans aufgezählt. „Die 
Festsetzungen eines Bebauungsplans können nicht 
nur in positiver Richtung, d.h. zulassend, sondern 
auch in negativer, d.h. ausschließend, wirken.“ 
[Hoppe et al. 2002, S. 128] Dabei ist zu beachten, 
dass ein Bebauungsplan [B-Plan] unbeschadet der 
vorerwähnten Festsetzungsmöglichkeiten, keine 
reine Negativplanung darstellen darf. Ein B-Plan 
„darf nicht das alleinige Ziel verfolgen, unerwünsch-
te Nutzung zu verhindern, ohne – positiv – städte-
bauliche Ziele zu formulieren.“ [ebenda, S. 129] 
 
 Das Abwägungsgebot und städtebauliche 
Nutzungskonflikte in der Bauleitplanung  
§ 1 (7) BauGB enthält das sogenannte Abwägungs-
gebot, nach dem „bei der Bauleitplanung private 
und öffentliche Belange gegeneinander und unter-
einander gerecht abzuwägen“ [Hoppe et al. 2002, S. 
223] sind. Diese „Sammlung und Gewichtung der zu 
berücksichtigen Belange, des sog. Abwägungsma-
terials“ [Kuschnerus 2001, S. 122], führt zu einem 
Ausgleich „zwischen den betroffenen Belangen, das 
sich in den konkreten Planfestsetzungen mit ihren 
vielfältigen Folgen niederschlägt.“ [ebenda] Vor 
diesem Hintergrund sind auch bezüglich potentieller 
Nutzungskonflikte private und öffentliche Belange 
sorgfältig untereinander abzuwägen. 
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 Der „Grundsatz der Konfliktbewältigung“ 
versus den „Grundsatz der planerischen Zu-
rückhaltung“  
In der Stadtplanung steht nach geltendem Städte-
baurecht beim planerischen Umgang mit Konflikten 
der „Grundsatz der Konfliktbewältigung“ dem 
„Grundsatz der planerischen Zurückhaltung“ entge-
gen. Keiner der beiden Grundsätze wirkt absolut, 
sie ergänzen sich jeweils gegenseitig und relativie-
ren einander. [vgl. Hoppe et al. 2002, S. 296] 
 
Nach dem Baugesetzbuch besteht bei einer vor-
handenen Konfliktsituation, die nicht anders als 
durch Planung bewältigt werden kann, Planungs-
pflicht.104 Konflikte dürfen innerhalb der Bauleitpla-
nung nicht durch eine willkürliche, zu enge Begren-
zung des Plans ausgeklammert werden.105 Der 
sogenannte „Grundsatz der Konfliktbewältigung“ 
verpflichtet Gemeinden dazu, bei den durch die 
Planung aufgeworfenen Konflikten nach geeigneten 
Lösungsmöglichkeiten zu suchen sowie die Konflik-
te und Lösungen in den Planungsunterlagen [Erläu-
terungsbericht bzw. Begründung] in angemessener 
                                                 
104 „Hierfür verlangt das aus den Planungsgrundsätzen abzulei-
tende Gebot der planerischen Konfliktbewältigung, dass die Eig-
nung festgesetzter Flächen für die festgesetzte Nutzungsart nicht 
offen bleibt. Soll die Planung vor Art. 14 GG Bestand haben, muss 
sie, weil Eigentum die wichtigste Schranke ist, u.a. entweder 
nachbarschädliche Auswirkungen einer Festsetzung durch hinrei-
chend wirksame und planerische Maßnahmen auf ein zumutbares 
Maß reduzieren oder andernfalls die betroffenen Grundstücke 
durch Aufhebung oder Änderung ihrer zulässigen Nutzung aus-
drücklich in Anspruch nehmen und dadurch die Voraussetzungen 
für eine Entschädigung des Eigentümers schaffen.“ [Fi-
ckert/Fieseler 2002, S. 47] 
105 „Das ist nämlich häufig der Fall, um dadurch der Konfliktbewäl-
tigung vermeintlich entgehen zu können. Ist die Konfliktbewältigung 
nur in verschiedenen Bauleitplänen (auch FN-Planänderungen für 
größere Stadtteilbereiche) möglich, so muss deren sachlicher und 
rechtlicher Zusammenhang auf der Grundlage eines Gesamtkon-
zepts (z.B. Stadtteil-Entwicklungsplan) hergestellt werden, z.B. 
durch Abhängigkeit ihres Inkrafttretens voneinander.“ [ebenda, S. 
47] 
Form darzulegen und zu bewerten. Dabei kann 
„Konfliktbewältigung nicht mit völliger Konfliktbesei-
tigung oder gar Konfliktvermeidung gleichgesetzt 
werden.“ [Hoppe et al. 2002, S. 294] Eine Planung 
wird dem Grundsatz der Konfliktbewältigung 
„grundsätzlich dann gerecht, wenn sie zu einer 
Milderung des Konflikts beiträgt und damit die be-
stehende Konfliktsituation verringert.“ [ebenda]  
 
Nach Kuschnerus verlangt der „Grundsatz der Kon-
fliktbewältigung“ als eine spezifische Variante des 
Abwägungsgebotes, „dass der Planer durch seine 
Festsetzungen keine Problemlagen schaffen darf, 
die weder im Plan selbst gelöst sind noch sich durch 
andere – nachfolgende – Regelungen lösen lassen.“ 
[Kuschnerus 2001, S. 179] So gibt es „im Planungs-
recht selbst Mittel der Konfliktlösung wie z.B. die 
Festsetzung von baulichen und technischen Vor-
kehrungen zum Schutz vor schädlichen Umweltein-
wirkungen oder zu deren Vermeidung und Vermin-
derung.“ (Hoppe et al. 2002, S. 304 f.] Durch Fest-
setzungen dieser Art, wie zum Beispiel passive 
Schallschutzmaßnahmen, „wird ein sich anbahnen-
der und abzeichnender Konflikt bereits durch Mittel 
der Bauleitplanung gelöst.“ [ebenda, S. 305] Sind  
jedoch sachgerechte Lösungen außerhalb des 
Plans (…) möglich und sichergestellt, kann der 
Plangeber auf deren Realisierung auch vertrauen 
und sich einer abschließenden Konfliktbewältigung 
im Plan selbst enthalten.“ [Kuschnerus 2001, S. 
179]106   
                                                 
106 Grundlegend hierfür sind folgende Ausführungen des BVerwG: 
„Macht der Bebauungsplan zur Verwirklichung der von ihm verfolg-
ten planerischen Ziele Festsetzungen erforderlich, die sich in ihrer 
Auswirkungen auf Nachbargrundstücke nach ihrer Schwere wie 
eine Enteignung darstellen, so darf der darin zum Ausdruck kom-
mende Interessenkonflikt nicht einfach unbewältigt bleiben oder auf 
dem Weg des geringsten Widerstands zu Lasten des derart schwer 
betroffenen Nachbarn gelöst werden.“ [BVerwG, Urt. v. 1.11.1974] 
„Diese Entscheidung des BVerwG war für die Normenkontrollge-
richte Anlass, die generelle Forderung aufzustellen, der Plangeber 
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Die Bauleitplanung hat mit dem städtebaulichen 
Instrumentarium des BauGB nur eine beschränkte 
Konfliktlösungskapazität, die sich nur auf die der 
Bauleitplanung zuzurechnenden Konflikte beziehen 
kann. Dem „Grundsatz planerischer Zurückhal-
tung“ folgend, kann der Plangeber „den Konkreti-
sierungsgrad und die Regelungsdichte seiner Fest-
setzungen selbst wählen und z.B. künftige Nutzun-
gen (…) auch nur generell umschreiben. Je dichter 
die Regelungen im Plan selbst sind, desto mehr 
müssen sie schon im Planaufstellungsverfahren 
abgewogen werden und umso geringer sind die 
Möglichkeiten, auf Konfliktlösungen bei der Plan-
verwirklichung zu vertrauen.“ [Kuschnerus 2002, S. 
182] Planerische Zurückhaltung kann für die Pla-
nungspraxis den Planungsprozess erheblich verein-
fachen. Gleichzeitig entsteht ein größerer Spielraum 
für die Feinsteuerung im Genehmigungsverfahren. 
„Die Möglichkeiten der Feinsteuerung außerhalb 
des Planverfahrens, insbesondere in nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren, sind umso geringer, je 
detaillierter die Planfestsetzungen sind. Demgemäß 
müssen detaillierte Festsetzungen im Plan, auch 
wenn sie nicht zwingend notwendig sind, schon im 
Planverfahren vollständig abgewogen werden“ 
[ebenda, S.183].107 
 
                                                                       
müsse alle Konflikte, die er durch den Plan schafft, auch abschlie-
ßend mit den ihm zur Verfügung stehenden planerischen Mitteln, 
d.h. durch Festsetzungen im Plan, selbst lösen. So scheiterten 
Bebauungspläne in der Normenkontrolle immer wieder daran, dass 
Defizite bei der Konfliktlösung gesehen und damit Verstöße gegen 
das Abwägungsgebot angenommen wurden. Diese Entwicklung 
der Rechtsprechung war für das BVerwG in der Folgezeit Anlass, 
die Anforderungen an den Grundsatz der Konfliktbewältigung unter 
verschiedenen Aspekten zurückzunehmen. Dem Plangeber wurde 
zugestanden, im Rahmen seiner Abwägung auch darauf vertrauen 
zu dürfen, dass sich ein von der Planung hervorgerufener Konflikt 
anderweitig – ohne abschließende Regelungen im Plan selbst – 
lösen lassen wird.“ [Kuschnerus 2001, S. 180] 
107 vgl. auch Hoppe et  al. 2002, S. 293ff. 
Es ist daher zu überprüfen, inwiefern „Konflikte 
bereits in anderen Verfahren (Baugenehmigung 
bzw. immissionsschutzrechtliche Genehmigung) 
befriedigend gelöst werden können und insoweit 
‚planerische Zurückhaltung’ (...) möglich ist oder ob 
noch Defizite verbleiben, die nur durch Bauleitpla-
nung lösbar sind.“ [Fickert/Fieseler 2002, S. 47 f.] 
Leitschnur dafür, unter welchen Bedingungen eine 
abschließende Konfliktlösung im Bebauungsplan 
selbst unterbleiben darf, ist die Frage, ob eine an-
derweitige sachgerechte Lösung außerhalb des 
Planverfahrens möglich und sichergestellt ist. Aller-
dings wird „das Vertrauen auf das ‚Prinzip Hoffnung’ 
- nach dem Motto ‚irgendwie wird sich das Problem 
schon lösen lassen’ – den Anforderungen des Ab-
wägungsgebot nicht mehr gerecht“ [Kuschnerus 
2001, S. 181]. Die „von der jeweiligen Sache her 
gegebenen Lösungsmöglichkeiten (müssen) im 
Wege des Planvollzugs (…) realistisch eingeschätzt 
und bedacht werden. Generell darf schon bei der 
Planung nicht vernachlässigt werden, ob und wie 
der Plan sich auch sachgerecht umsetzen lässt.“ 
[ebenda] 
 
 
 Grundsatz der räumlichen Trennung unver-
träglicher Nutzungen / Grundsatz der Ver-
meidung von Immissionen 
Nach dem grundlegenden Urteil des BVerwG von 
1974 [sog. Flachglasurteil] gilt der Grundsatz der 
räumlichen Trennung sich gegenseitig beeinträchti-
gender Nutzungen. Nach Fickert / Fieseler [2002] ist 
dieser Grundsatz „verschiedentlich unmittelbar aus 
§ 50 BImSchG hergeleitet worden. Diese Auffas-
sung hat die Aufstellung von B-Plänen für Konflikt-
bereiche erheblich erschwert. § 50 BImSchG fordert 
jedoch nicht die räumliche Trennung, sondern die 
Zuordnung der Flächen derart, dass schädliche 
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Umwelteinwirkungen ‚soweit wie möglich’ vermie-
den werden.“ [Fickert et al. 2002, S. 68 f.] 
 
Nach Fickert / Fieseler ist „das Wort ‚soweit’ (…) 
(jedoch) nicht räumlich, sondern als Relativierung 
des Möglichen zu verstehen; § 50 BImSchG ist also 
kein Trennungsgrundsatz, sondern ein Grundsatz 
der Vermeidung von Immissionen. Diese können 
nämlich auch durch andere Maßnahmen als nur 
durch die räumliche Trennung vermieden werden.“ 
[ebenda, S. 69] Denkbar sind beispielsweise Maß-
nahmen wie die Einschränkung von Emissionen auf 
der emittierenden Fläche, die Abschirmung von 
Emissionen an der Quelle / am Rand der emittie-
renden Fläche, durch die Verringerung von Immis-
sionen auf dem Ausbreitungsweg durch Hindernisse 
oder die Abschirmung von Immissionen an der 
betroffenen schutzwürdigen Nutzung. 
 
 Verursacher- und Veranlasserprinzip, 
Grundsatz der Rücksichtnahme, Berück-
sichtigung von Vorbelastungen 
Genehmigungsbedürftige Anlagen sind nach § 5 
BImSchG „so zu errichten und zu betreiben, dass 
(…) (insbesondere) schädliche Umwelteinwirkungen 
und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile und 
Belästigungen für die Allgemeinheit und die Nach-
barschaft nicht hervorgerufen werden können“ und 
dafür entsprechende Vorsorgemaßnahmen vorge-
sehen werden. Dies bedeutet, dass der emittierende 
Betrieb, der Beeinträchtigungen verursacht, grund-
sätzlich immer für die Folgen der Immissionen haftet 
[Immissionsschutzrechtliches Verursacherprin-
zip].  
 
Dieses Prinzip gilt jedoch nicht, wenn der Immissi-
onskonflikt von anderer Seite veranlasst ist, also 
wenn beispielsweise eine heranrückende Nutzung 
erst den Anlass für einen Konfliktfall schafft. Nach 
dem Gebot der Rücksichtnahme müssen die heran-
rückenden Anwohner auch höhere Immissionen in 
Kauf nehmen. [Immissionsschutzrechtliches 
Veranlasserprinzip] 
[vgl. hierzu Fickert/Fieseler 2002, S.78] 
 
 Bestandsschutz; Grundsatz der gegenseiti-
gen Rücksichtnahme; Verbesserungsgebot 
Vorhandene, rechtmäßig errichtete Anlagen genie-
ßen Bestandsschutz, wenn sie dem Stand der 
Technik entsprechen und insoweit legal emittieren. 
[Anspruch auf Entschädigung §§ 40 ff. BauGB]. Vor 
diesem Hintergrund folgt die Planung im Bestand 
[insbesondere in Gemengelagen] zum einen dem 
Grundsatz der gegenseitigen Rücksichtnahme aller 
vorhandenen Beteiligten, zum anderen dem Ver-
besserungsgebot [§ 1 (5) BauGB] durch Verminde-
rung der vorhandenen Konflikte. [Betriebsstandort-
sicherung, Kompromiss]  
[vgl. hierzu Fickert/Fieseler 2002, S.80 ff.] 
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8.1.2 Die Baunutzungsverordnung -  
Art und Maß der Nutzung 
 
Zusätzlich werden über die sogenannte Baunut-
zungsverordnung [BauNVO] unterschiedliche Ge-
bietstypen und deren Festsetzungsmöglichkeiten 
benannt. Die BauNVO, die 1962 erstmals erlassen 
worden ist, wurde sehr schnell zum maßgebenden 
Planungsinstrument der Kommunen. Sie enthält in 
ihrem ersten Abschnitt neben den allgemeinen 
Vorschriften für Bauflächen und Baugebiete in § 1 
BauNVO einen Baugebietskatalog [§§ 2 bis 9 
BauNVO]. 
 
Die BauNVO legt Art und Maß der Baulichen Nut-
zung fest. Im Flächennutzungsplan können dem-
nach die für die Bebauung vorgesehenen Flächen 
nach der allgemeinen Art ihrer baulichen Nut-
zung [Bauflächen] dargestellt werden als Wohnbau-
flächen [W], gemischte Bauflächen [M], gewerbliche 
Bauflächen [G] und Sonderbauflächen [S]. Im Be-
bauungsplan können die für die Bebauung vorgese-
henen Flächen nach der besonderen Art ihrer 
baulichen Nutzung [Baugebiete] dargestellt wer-
den als Kleinsiedlungsgebiete [WS], reine Wohnge-
biete [WR], allgemeine Wohngebiete [WA], beson-
dere Wohngebiete [WB], Dorfgebiete [MD], Misch-
gebiete [MI], Kerngebiete [MK], Gewerbegebiete 
[GE], Industriegebiete [GI] und Sondergebiete [SO]. 
 
Neben der Art der Nutzung kann im Flächennut-
zungsplan das allgemeine Maß der baulichen 
Nutzung anhand der Angabe der Geschossflä-
chenzahl, der Baumassenzahl oder der Höhe bauli-
cher Anlagen dargestellt werden. Dagegen kann im 
Bebauungsplan das Maß der baulichen Nutzung 
bestimmt werden durch Festsetzung der Grundflä-
chenzahl oder der Größe der Grundflächen der 
baulichen Anlagen, der Geschossflächenzahl oder 
der Größe der Geschossfläche, der Baumassezahl 
oder der Baumasse, der Zahl der Vollgeschosse 
sowie der Höhe baulicher Anlagen. Die Baugebiets-
ausweisungen eines Bebauungsplans legen fest, 
welche Arten von baulichen Nutzungen in den je-
weiligen Baugebieten zulässig sind. Hierzu muss 
sich der Plangeber nach § 1 (3) Satz 1 BauNVO der 
in den §§ 2 bis 11 BauNVO bereitgestellten Bauge-
bietstypen bedienen. (Typenzwang). Durch Auswahl 
eines bestimmten Baugebietstyps werden gem. § 1 
(3) Satz 2 BauNVO grundsätzlich die in der BauN-
VO für den jeweiligen Gebietstyp zulässigen Nut-
zungsarten erfasst und Gegenstand der Planfest-
setzungen.  
 
Dieser Typenzwang ist jedoch in mehrfacher Hin-
sicht durchbrochen: Zum einen lässt die BauNVO 
unter bestimmten Bedingungen sogenannte „Sons-
tige Sondergebiete“ [SO] zu, die sich von den Bau-
gebieten nach den §§ 2 bis 10 wesentlich unter-
scheiden und für die Zweckbestimmung und die Art 
der Nutzung vom Plangeber darzustellen und fest-
zusetzen ist. Ferner kann der Plangeber bei den 
übrigen Baugebieten die zulässigen Nutzungsarten 
mit dem Instrumentarium des § 1 (4) – (9) BauNVO 
einschränken und modifizieren, sowie gem. § 1 (10) 
BauNVO auch nach der Gebietstypik an sich unzu-
lässige Nutzungen in dem betreffenden Gebiet auf 
Dauer planungsrechtlich absichern. (Fremdkörper-
festsetzung) [vgl. hierzu Kuschnerus 2001, S.250 ff., 
Hoppe et al. 2002, S. 196 ff.] 
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Abb. 11: Inhalt und Aufbau der Baunutzungsverordnung [Kremer 1999, S. 100]  
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Generell muss die allgemeine Zweckbestimmung, 
der planerische „Gebietscharakter“ des jeweiligen 
Baugebiets jedoch gewahrt bleiben. Dieser planeri-
sche Gebietscharakter ergibt sich aus den jeweili-
gen Umschreibungen in der BauNVO (jeweils im 
ersten Absatz des Paragraphen), die auch vorge-
ben, „mit welcher Zielsetzung die einzelnen Bauge-
biete festgesetzt werden müssen. Wird diese Ziel-
setzung in Wahrheit nicht angestrebt oder lässt sie 
sich – insbesondere bei der Überplanung bereits 
vorhandener Gebiete – faktisch nicht erreichen, 
stellt sich die Frage des sog. Etikettenschwindels.“ 
[Kuschnerus 2001, S. 250 f.] Ein solcher liegt insbe-
sondere dann vor, „wenn eine bestimmte Gebietsart 
nur aus Gründen des Immissionsschutzes gewählt 
wird, obwohl das Gebiet in Wahrheit einen anderen 
Gebietscharakter hat bzw. haben soll.“ [ebenda, S. 
251]  
 
Die Baunutzungsverordnung [BauNVO] ist in den 
1960er Jahren entstanden und als Kind seiner Zeit 
dem Leitbild der „gegliederten und aufgelockerten 
Stadt“ geschuldet. Im Laufe der Zeit kam es jedoch 
immer wieder zu Modifizierungen der BauNVO und 
ihrer Gebietskategorien. Heute erlaubt das geltende 
Baurecht die Festsetzung ganz unterschiedlicher 
Gebiete. Für feinkörnige Mischung werden MI und 
MK bevorzugt, für grobkörnige Nutzungsmischung 
wird eine Gliederung durch WA, GE, MI oder SO 
bevorzugt. Nach Darstellung des ExWoSt-Endbe-
richts sind die Bestimmungen des Bauplanungs-
rechts und damit auch der Baunutzungsverordnung 
hinreichend flexibel, um das Ziel der Nutzungsmi-
schung an unterschiedliche Standortbedingungen 
und Marktentwicklungen anzupassen. Dabei existie-
ren große qualitative Unterschiede zwischen den 
einzelnen Gebietskategorien hinsichtlich ihrer tat-
sächlichen Funktionsmischung. Beispielsweise ist 
nach Andreas Feldtkeller „Vielfalt“ im eigentlichen 
Sinne nur erreichbar, wenn der von der BauNVO 
vorgegebene Rahmen für das „Mischgebiet“ ausge-
schöpft wird. [vgl. Feldtkeller 1998 [2]]. 
 
Die BauNVO enthält bereits durch die Staffelung 
und Aufgaben der Katalogbaugebiete und deren 
besondere Differenzierungsmöglichkeiten eine weit-
gehende Vorwegnahme der Konfliktbewältigung, 
einen sog. „antizipierten Immissionsschutz“ [Fi-
ckert/Fieseler 2002, S. 75]. Nach Feldtkeller haben 
Planung und Politik infolgedessen das in der Bau-
gesetzgebung vorgesehene Mischgebiet zu einer 
„minderwertigen Art der Nutzung“ degradiert. Das 
Mischgebiet wird gerade noch verwendet als „Puf-
ferzone zwischen Wohnen und Arbeiten“ und für die 
planungsrechtliche Festlegung „untergeordneter“ – 
man kann auch sagen „unordentlicher“ – Strukturen. 
Früher entstanden öffentliche Räume fast von allei-
ne, weil die Städte auf dem größten Teil ihrer Flä-
che gemischt genutzt waren. Heute ist es gerade 
umgekehrt. Die „Mischung“, also auch das Misch-
gebiet wurden durch den Funktionalismus abge-
schafft. „Wenn wir uns einig sind, dass die Gesell-
schaft der Zukunft die Stadt noch braucht, dann 
muss das ‚qualifizierte’ Mischgebiet wieder den 
dominierenden Stellenwert bekommen, den es 
einmal hatte. Das Mischgebiet muss wieder die 
Normalität werden, ’allgemeine’ und ‚reine’ Wohn-
gebiete die Ausnahme.“ [Feldtkeller 1996, S. 85] 
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8.1.3 Planungsrechtliche Festsetzungs- 
 instrumente für die Immissionsschutz- 
vorsorge in der Bauleitplanung 
 
Im Folgenden werden vielzählige Möglichkeiten 
planungsrechtlicher Festsetzungen beschrieben. 
„Es ist jedoch nicht immer erforderlich, das gesamte 
zur Verfügung stehende Instrumentarium der Bau-
leitplanung einzusetzen, wenn sich der verfolgte 
Zweck auch mit flankierenden Maßnahmen außer-
halb der Bauleitplanung erreichen lässt.“ [Fi-
ckert/Fieseler 2002, S. 75f.] Beispielsweise ist es 
möglich, dass die Gemeinde vorbeugenden Immis-
sionsschutz außer durch Bauleitplanung auch mit 
Mitteln der standortbezogenen gewerblichen Investi-
tionsförderung [Kommunale Wirtschaftsförderung] 
verfolgt.108 Hinsichtlich Regelungsumfang und –tiefe 
der Festsetzungen im Bebauungsplan ist anzumer-
ken, dass nur städtebaulich begründete und eindeu-
tig bestimmte Festsetzungen zulässig sind.  
 
Das Städtebaurecht spricht in diesem Zusammen-
hang von „Maßnahmen des vorbeugenden Immissi-
onsschutzes“, die im Rahmen der Bauleitplanung 
durchgeführt werden können. Dabei steht die jewei-
lige Maßnahme weitgehend im Planungsermessen 
der Gemeinde. „Sie hängt von verschiedenen Fak-
toren ab, insbesondere von anderen, ggf. überwie-
genden Belangen, von der Intensität und Zumutbar-
keit der Umwelteinwirkungen, von der Art der emit-
tierenden und betroffenen Nutzung, den Kosten 
sowie der Realisierungsmöglichkeit der Maßnah-
men unter Beachtung des Gebots der Verhältnis-
mäßigkeit.“ [ebenda, S. 75] 
 
Dabei kommen folgende Maßnahmen in Betracht: 
 
                                                 
108 vgl. hierzu Fickert/Fieseler 2002, S. 76 
 „ausreichend große Abstände zwischen Emit-
tent [Anlage] und Akzeptor [immissionsbe-
troffene Nutzung] ohne besondere Maßnahme 
[Grundsatz der räumlichen Trennung]“ 
[Fickert/Fieseler 2002, S. 75] 
 
In sogenannten Abstandserlassen sind auf Landes-
ebene aus Immissionsschutzgründen erforderliche 
Schutzabstände von gewerblichen Betrieben zu 
Wohnbaugebieten genannt, die bei Neuplanungen 
einzuhalten sind. [z.B. Abstandserlass Nordrhein-
Westfalen]. Soweit ausreichende Schutzabstände 
nicht zur Verfügung stehen, kommen andere Maß-
nahmen in Betracht [vgl. nachfolgende Beispiele]. 
 
 „anlagenbezogene Maßnahmen  
[Einschränkung der Emissionen beim  
Emittenten], 
 akzeptorenbezogene Maßnahmen  
[Einschränkungen oder Schutzmaßnahmen bei 
der betroffenen Nutzung], 
 transmissionsbezogene Maßnahmen 
[Schutz- oder immissionsmindernde Maßnah-
men auf dem Ausbreitungsweg], sowie 
 verschiedene Kombinationen dieser Maß-
nahmen, und als ‚ultima ratio’ die 
 Entflechtung durch Verlagerung einer Nut-
zung.“ [ebenda, S. 75] 
 
Im Rahmen der Bauleitplanung stehen für Immissi-
onsschutzmaßnahmen verschiedene Möglichkeiten 
der Darstellung im Flächennutzungsplan und der 
Festsetzung im Bebauungsplan zur Verfügung. [vgl. 
BauGB 2007 (40. Auflage), Fickert/Fieseler 2002, 
Kuschnerus 2001, Hoppe/Bönker/Grotefels 2002]. 
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So werden in den Absätzen 4 ff. des § 1 BauNVO 
vielfältige Möglichkeiten genannt, durch planerische 
Feinsteuerung Emissionen einzuschränken bzw. zu 
vermeiden. Die Bandbreite der Möglichkeiten reicht 
von der Gliederung von Baugebieten bis zum Aus-
schluss wenig verträglicher Nutzungen [vgl. Kusch-
nerus 2001, S. 261 ff.]: 
 
 Gliederung von Baugebieten [§1(4) BauNVO, 
sog. „horizontale“ Gliederung] 
Unter § 1 (4) der BauNVO werden unterschiedliche 
Möglichkeiten einer sogenannten horizontalen Glie-
derung benannt. Dabei wird nach folgenden Aspek-
ten unterschieden [vgl. hierzu Fickert / Fieseler 
2002, S. 136 ff.]: 
 nach Art der Nutzungen bzw. Betriebe und 
Anlagen 
 nach den besonderen Bedürfnissen der Betrie-
be und Anlagen 
 nach besonderen Eigenschaften der Betriebe 
und Anlagen 
 derart, dass in bestimmten Gebietszonen nur 
weniger störende Betriebe und Anlagen zuläs-
sig sind 
 derart, dass eine Einschränkung mittels Fest-
setzung eines Grenzwertes einzelner Emissio-
nen erfolgt („Emissionsrate“) 
 derart, dass bei Lärm „Zaunwerte“ am Rand 
des emittierenden Gebiets bestimmt werden 
[jedoch nur unter bestimmten Voraussetzun-
gen, wenn die Zaunwerte keine Summenpegel 
verschiedener Betriebe sind] 
 derart, dass ein „immissionswirksamer flächen-
bezogener Schallleistungspegel“ [IFSP]109 fest-
gesetzt wird 
                                                 
109 Mit dem immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleis-
tungspegel (IFSP) wird der Versuch unternommen, „die (Emissi-
ons-) Anteile der einzelnen Emittenten an dem Gesamtpegel der 
zulässigen Immissionen, der in bestimmten schützenswerten 
Bereichen nicht überschritten werden darf, bezogen auf die von 
 nach Betrieben und Anlagen gleichen Abstand-
serfordernisses durch Zonierung der Gebiete 
nach Abstandsklassen der Abstandsliste des 
Abstandserlasses NRW [ähnlich in anderen 
Ländern mit Abstandserlass] 
 
 Ausschluss weniger verträglicher Arten der 
baulichen Nutzung oder deren Umwandlung 
in Ausnahmen [§ 1 (5) BauNVO] 
Mit Ausnahme von reinen Wohngebieten [WR] und 
Sondergebieten [SO] können bestimmte Arten von 
allgemein zulässigen Nutzungen, insbesondere 
weniger verträgliche oder aus städtebaulichen 
Gründen unerwünschte Nutzungen oder Anlagen, 
durch Festsetzung ausgeschlossen oder in Aus-
nahmen umgewandelt werden, sofern die allgemei-
ne Zweckbestimmung des Baugebiets [jeweils in 
den Absätzen 1 der §§ 2 bis 11 BauNVO] gewahrt 
bleibt. [vgl. Fickert / Fieseler 2002, S. 151 ff.] 
 
 Ausschluss von Ausnahmen oder deren 
Umwandlung in allgemein zulässige Nut-
zungen [§ 1 (6) BauNVO] 
Analog zu § 1(5) BauNVO können unter Berücksich-
tigung der allgemeinen Zweckbestimmung des 
Baugebiets Ausnahmen110 ausgeschlossen werden 
oder diese in allgemein zulässige Nutzungen um-
gewandelt werden. [vgl. Fickert/Fieseler 2002, S. 
155 ff.] 
                                                                       
den jeweiligen Emittenten eingenommene Teilfläche des gesamten 
Emissionsgebiets, gleichsam zu kontingentieren.“ [Kuschnerus 
2001, S. 307] 
110 „Der hier verwendete Begriff ‚Ausnahmen’ knüpft an die Vor-
schrift des § 31 (1) BauGB an, nach der solche Ausnahmen zuge-
lassen werden können, die im B-Plan nach Art und Umfang aus-
drücklich vorgesehen sind.“ [Fickert / Fieseler 2002, S. 155] 
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 Schichtenweise Festsetzung in Baugebieten 
/ „Vertikale“ Gliederung [§ 1 (7) BauNVO] 
Aus besonderen städtebaulichen Gründen kann 
festgesetzt werden, dass in bestimmten Geschos-
sen, Ebenen oder Teilen von Anlagen einzelne oder 
mehrere der in dem Baugebiet allgemein zulässigen 
Nutzungen zulässig/unzulässig oder als Ausnahmen 
zulassungsfähig sind. Darüber hinaus kann festge-
setzt werden, dass alle oder einzelne Ausnahmen 
nicht zulässig sind, bzw. alle oder einzelne Aus-
nahmen allgemein zulässig sind, wenn die allge-
meine Zweckbestimmung der Gebietstypen gewahrt 
bleibt. [vgl. Fickert / Fieseler 2002, S. 158 ff.] 
 
 Ausschluss / Einschränkung von Anlagen 
als Unterart einer Nutzung [§ 1 (9) BauNVO] 
Nach § 1(9) BauNVO können Anlagen ausge-
schlossen oder eingeschränkt werden. Dabei muss 
es sich jedoch um Anlagentypen handeln, die klar 
als Unterarten einer Nutzung abgrenzbar sind. [vgl. 
Fickert / Fieseler 2002, S. 166 ff.] „Damit kann ei-
nerseits die Planung flexibler gestaltet werden, 
indem mehr auf die tatsächlichen Erfordernisse 
eingegangen werden kann als bei den groberen 
Regelungen der Abs. 4 bis 7, andererseits bedeutet 
dies für den (negativ) betroffenen Eigentümer einen 
weitgehenden Eingriff in die Bau- und Gewerbefrei-
heit, insbesondere, wenn etwa im Bereich der Wirt-
schaft und des Handels durch entsprechende Ein-
schränkungen eine Einwirkung auf den Wettbewerb 
erfolgen kann.“ [ebenda, S. 166] 
 
 Die Gemengelagenregelung des § 1 (10) 
BauNVO [sog. „Fremdkörper-Festsetzung“ 
Unter der sogenannten „Fremdkörper-Festsetzung“ 
versteht man die legitime Standortsicherung eines 
bei einer Überplanung unzulässig werdenden vor-
handenen Betriebs durch die Festsetzung, dass 
Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsänderungen 
und Erneuerungen desselben zulässig sind oder 
ausnahmsweise zugelassen werden können. Dabei 
sollte der Plangeber allerdings nähere Bestimmun-
gen über die Zulässigkeit treffen. Gleichzeitig muss 
das sogenannte „Verbesserungsgebot“ eingehalten 
werden, was bedeutet, dass vorhandene Konfliktsi-
tuationen entschärft werden müssen. In diesem 
Zusammenhang können auch anlagenbezogene 
Anforderungen (Schließen von Öffnungen, Verle-
gung von Einfahrten) gestellt werden. [vgl. Fickert / 
Fieseler 2002, S. 171 ff.]  
 
 
Auch in den §§ 5, 9 und 12 des BauGB gibt es Mög-
lichkeiten des vorbeugenden Immissionsschutzes: 
 
 Darstellung von Flächen für Nutzungsbe-
schränkungen oder für Vorkehrungen zum 
Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkun-
gen [§ 5 (2), Nr. 6 BauGB] 
Anhand des § 5 (2), Nr. 6 BauGB können bereits in 
der Flächennutzungsplanung Flächen für Nut-
zungsbeschränkungen oder für Vorkehrungen zum 
Schutz gegen schädliche Umwelteinwirkungen im 
Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes dar-
gestellt werden. „Entscheidend ist, dass sich aus 
den Darstellungen des Flächennutzungsplans die 
Festsetzungen der ihn konkretisierenden Bebau-
ungspläne (…) ‚entwickeln’ lassen.“ [Kuschnerus 
2001, S. 13] 
 
 Kennzeichnung von Flächen, die besondere 
bauliche Vorkehrungen zum Immissions-
schutz erfordern [§ 5 (2) und § 9 (5) Nr. 1 
BauGB] 
Sowohl in der Flächennutzungs- als auch in der 
Bebauungsplanung ist es möglich, Flächen zu 
kennzeichnen, bei deren Bebauung besondere 
bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen 
erforderlich sind, z.B. Belastungsgebiete. Hierbei ist 
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jedoch festzuhalten, dass die „Kennzeichnung eines 
Wohngebietes in einem Bebauungsplans als ‚lärm-
vorbelastet’ (…) eine ordnungsgemäße Abwägung 
in Bezug auf aktive und passive Schallschutzmaß-
nahmen nicht“ [Hoppe et al. 2002, S. 133] ersetzt. 
 
 Gebiete m. Ausschluss / Beschränkung der  
Verwendung luftverunreinigender Stoffe [§ 9 
(1) Nr. 23 BauGB] 
Liegen besondere städtebauliche Gründe vor, offe-
riert § 9 (1) Nr. 23 BauGB eine unmittelbare Fest-
setzungsmöglichkeit im B-Plan, mit der Gebiete 
bestimmt werden können, in denen „zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen i.S. des BIm-
SchG“ bestimmte luftverunreinigende Stoffe nicht 
oder nur beschränkt verwendet werden dürfen. [vgl. 
Kuschnerus 2001, S. 303 f.] 
 
 Freizuhaltende Schutzflächen, Flächen für 
Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen sowie 
bauliche und sonstige technische Vorkeh-
rungen zum Schutz vor solchen Einwirkun-
gen oder zur Vermeidung oder Minderung 
solcher Einwirkungen [§ 9 (1) Nr. 24 BauGB] 
Diese Festsetzungsmöglichkeiten dienen einer 
Abschirmung von Emissionen bzw. Immissionen 
durch Emissions- bzw. Transmissionshindernisse 
(auf dem Ausbreitungsweg) oder unempfindliche 
Zwischenzonen. Hiermit lassen sich beispielsweise 
technische Maßnahmen wie Lärmschutzwände 
planerisch fixieren. [vgl. Kuschnerus 2001, S. 304 f.] 
 
 Stellung / Höhe von Baukörpern als Schutz 
bzw. Abschirmungsmaßnahmen, Bauweise 
[§ 9 (1) Nr. 2 BauGB, § 16 (2) Nr. 3/4, § 22 
BauNVO] 
Zur Abschirmung von Immissionen können im B-
Plan bauliche Anlagen mit unempfindlicher Nutzung, 
z.B. Baukörper nach ihren Formen wie Stellung, 
Länge, Höhe und Bauweise (geschlossene Bauwei-
se) festgesetzt werden. Die Festsetzungen (wie 
Schließung von Baulücken zur Lärmabwehr) sind 
ggf. durchsetzbar mit einem Baugebot (§ 176 
BauGB), soweit sie als „zwingend“ festgesetzt wur-
den [z.B. Zahl der Vollgeschosse oder Höhe der 
baulichen Anlagen]. 
 
 „Wenn-dann-Verknüpfung“ in § 9 (2) BauGB 
Seit der BauGB-Novelle von 2004 existiert eine 
neue Regelungsmöglichkeit, dass bestimmte Nut-
zungen nur für bestimmten Zeitraum zulässig oder 
bis zum Eintritt bestimmter Umstände zulässig oder 
unzulässig sind. Hiermit werden „Wenn-Dann-
Verknüpfungen“ in den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans möglich. Beispielsweise kann auf diese 
Art und Weise planungsrechtlich abgesichert wer-
den, dass in einem ersten Abschnitt eine Lärm-
schutzbebauung zu erfolgen hat, bevor in einem 
zweiten Abschnitt Gebäude im rückwärtigen Bereich 
errichtet werden dürfen. 
 
Die Fülle von Festsetzungsmöglichkeiten macht 
deutlich, dass das geltende Planungsrecht eine 
Vielzahl von Handlungsstrategien zum Umgang mit 
Konflikten offeriert, ohne Nutzungen per se mög-
lichst weit voneinander zu entfernen. 
 
 Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
[Vorhaben- und Erschließungsplan, § 12 
BauGB] 
Eine Sonderform der Bauleitplanung stellt der vor-
habenbezogene Bebauungsplan dar. Hierbei ist die 
Gemeinde nicht an die Festsetzungen des § 9 
BauGB und der BauNVO [somit auch nicht an die 
Voraussetzung „aus städtebaulichen Gründen“ des 
§ 9 (1) BauGB] gebunden. Danach können zur 
Konfliktbewältigung auch darüber hinausgehende 
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dem Umweltschutz dienende anlagenbezogene 
Festsetzungen getroffen werden, soweit diese nur 
eindeutig bestimmt und vollziehbar sind, der Vorha-
benträger in dem mit der Gemeinde abzustimmen-
den Vorhaben- und Erschließungsplan solche Fest-
setzungen akzeptiert und sich in dem Durchfüh-
rungsvertrag zu deren fristgerechten Durchführung 
und Kostentragung verpflichtet. [vgl. Kuschnerus 
2001, S. 34 ff.] 
 
 
8.1.4 Möglichkeiten des Umgangs mit 
Nutzungskonflikten im Besonderen 
Städtebaurecht 
 
Neben dem Allgemeinen Städtebaurecht gibt es das 
Besondere Städtebaurecht, das im Zweiten Kapitel 
des BauGB in den §§ 136ff. geregelt ist. Es umfasst 
u.a. die Städtebauliche Sanierungsmaßnahme, die 
Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme sowie den 
Stadtumbau. Städtebauliche Sanierungs- und Ent-
wicklungsmaßnahmen sind als städtebauliche Ge-
samtmaßnahmen insbesondere dadurch gekenn-
zeichnet, dass sie von der Gemeinde in eigener 
Verantwortung einheitlich vorbereitet und durchge-
führt werden, dass Genehmigungsvorbehalte für 
Vorhaben und Rechtsvorgänge in den förmlich 
festgelegten Sanierungs- und Entwicklungsgebieten 
bestehen und dass sanierungs- und entwicklungs-
bedingte Bodenwertsteigerungen durch die Erhe-
bung von Ausgleichsbeträgen abgeschöpft werden. 
Diese besonderen Instrumente des Städtebaurechts 
können auch dabei helfen, die erfolgreiche Umset-
zung von Nutzungsmischung zu fördern und daraus 
resultierende Nutzungskonflikte besser in den Griff 
zu bekommen. Insbesondere auf städtischen Brach-
flächen und für Stadterweiterungen ermöglicht die 
städtebauliche Entwicklungsmaßnahme ein kom-
munales Flächenmanagement und eine gezielte 
Einflussnahme auf die anzusiedelnden Nutzer. 
Dagegen offeriert die städtebauliche Sanierungs-
maßnahme in Bestandsgebieten, insbesondere mit 
dem Instrument des sanierungsrechtlichen Geneh-
migungsvorbehalts gute Voraussetzungen, Mi-
schungsziele planerisch zu sichern und erfolgreich 
mit auftretenden Konflikten umzugehen. Auch das 
Instrument der Stadtumbaumaßnahme bietet genü-
gend Möglichkeiten an, neben stadträumlichen und 
sozialen Zielen, auch das Ziel der Nutzungsmi-
schung erfolgreich zu begleiten. [vgl. Hoppe et al. 
2002, S. 554 ff.  / Kremer 1999, S. 115 ff.] 
 
 
8.1.5 Konfliktbewältigung durch städtebau- 
liche und privatrechtliche Verträge 
 
Der Abschluss städtebaulicher und privatrechtlicher 
Verträge kann dazu beitragen, Konflikte, die aus 
Nutzungsmischung resultieren, besser in den Griff 
zu bekommen [vgl. Scharmer 1998]. So kann der 
städtebauliche Vertrag nach § 11 BauGB als In-
strument der Lastenverteilung eigenständige Funk-
tionen der Konfliktbewältigung übernehmen. So 
kann etwa der städtebauliche Vertrag planbeglei-
tend sicherstellen, dass die planerische Konzeption 
auch wirklich umgesetzt wird. Die Bauleitplanung 
unterbreitet zwar ein städtebauliches Angebot, sie 
verpflichtet jedoch grundsätzlich nicht zu dessen 
Umsetzung. Bauleitplanung ist aber auf Umsetzung 
angewiesen. So kann nicht ausgeschlossen wer-
den, dass lediglich einzelne Teile des Bebauungs-
plans realisiert werden, während andere Teile nicht 
verwirklicht werden. Hieraus können sich ganz kon-
krete Probleme ergeben. Man denke zum Beispiel 
an eine städtebauliche Konzeption, bei der ein neu 
entstehendes Parkhaus gleichzeitig den Lärm an-
grenzender Gewerbebauten abschirmen soll. Hier 
kann der städtebauliche Vertrag Abhilfe schaffen. Er 
 110 
ermöglicht nicht nur, die zeitnahe Realisierung eines 
Vorhabens zu gewährleisten, sondern auch, zwi-
schen verschiedenen Teilen eines als Einheit begrif-
fenen Vorhabens eine verbindliche Klammer herzu-
stellen. Städtebauliche Verträge nach § 11 und § 12 
BauGB sowie privatrechtliche Kaufverträge können 
darüber hinaus geeignete Instrumente sein, Nut-
zungsmischungsziele zu sichern und mögliche Kon-
flikte erfolgreich zu integrieren. Beispielsweise kön-
nen privatrechtliche Kaufverträge festschreiben, 
dass der zukünftige Eigentümer im Erdgeschoss 
des Gebäudes einen Gewerbebetrieb unterzubrin-
gen hat. Auch um die darüberliegenden Wohnungen 
besser verkaufen zu können, wird der Eigentümer 
darum bemüht sein, einen verträglichen Betrieb in 
das Gebäude zu integrieren bzw. entsprechende 
bautechnische Lösungen [Schallschutz etc.] zur 
Störungsminderung vorzusehen. [vgl. Hoppe et al. 
2002, S. 509 ff.] 
 
 
8.1.6 Baunebenrecht, 
Ordnungsverfügungen nach Fachgesetz  
 
Das Baunebenrecht gibt mit unterschiedlichen 
Fachgesetzen und Richtlinien der Planung notwen-
dige Orientierung [Definition von Grenzwerten, kriti-
schen Situationen, Handlungsnotwendigkeiten]. 
Darüber hinaus können von Behörden Ordnungs-
verfügungen zur Abwehr von konkreten Gefahren 
für die öffentliche Sicherheit und Ordnung erlassen 
werden. Eine Ordnungsverfügung gehört zu den 
belastenden bzw. befehlenden Verwaltungsakten, 
den Verfügungen. Diese „verpflichten durch voll-
streckungsfähiges Gebot oder Verbot zu einem 
bestimmten Verhalten“ [Battis 2002, S. 130]. Bei-
spielsweise kann eine städtische Umweltbehörde 
eine Ordnungsverfügung erlassen, dass ein Gewer-
bebetrieb seine Anlagen technisch nachrüstet, wenn 
diese Immissionsgrenzwerte überschreiten. 
8.2 Informelle Möglichkeiten des Umgangs  
mit Konflikten 
 
Wie dargestellt, können formale Planungs-
instrumente nur Rahmen setzen. Der Glaube, man 
könne „Stadt“ vollständig planerisch steuern, gehört 
längst der Vergangenheit an. Vor diesem Hinter-
grund muss Planung neu gedacht werden. Neue 
Ansätze sind erforderlich, welche die unterschiedli-
chen Akteursgruppen vor Ort aktiv miteinbeziehen 
und mit diesen gemeinsam, auf kooperative Weise 
Konzepte erarbeiten [vgl. Selle 2006 [1], [2]]. In 
nutzungsgemischten Quartieren treten zwangsläufig 
Konflikte auf, so dass im Umgang damit insbeson-
dere informelle Instrumente eine entscheidende 
Rolle spielen. Diese erfordern im Gegensatz zu den 
formalen Möglichkeiten, mehr aktives Engagement 
und Einsatz der Beteiligten. Dafür implizieren sie 
aber für die (Konflikt)Parteien die Chance, die für 
den jeweiligen Einzelfall beste Lösung zu finden und 
den Konflikt als produktiv-kreative Kraft zu nutzen.  
 
Der erfolgreiche Umgang mit der Komplexität und 
Individualität von Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren erfordert konsequente Methoden der 
Projektsteuerung und des –managements, die 
nach innen wie nach außen wirken: „Nach innen 
sorgen sie für kontinuierliche Information und Kom-
munikation, entwickeln Konzepte weiter, initiieren 
die Konsensbildung, koordinieren die Umsetzungs-
schritte und organisieren eine begleitende Erfolgs- 
und Qualitätskontrolle. Nach außen akquiriert das 
Projektmanagement ideelle, fachliche und finanziel-
le Unterstützung, betreibt Öffentlichkeitsarbeit, Wer-
bung und Vermarktung und sorgt dadurch für Inves-
titionen im Projektgebiet.“111 [BBR 2000, S. 48] 
                                                 
111 „In den Modellvorhaben ohne verankerte Projektleitung hatten 
die Projektforschungen Aufgaben der konzeptionellen Mitentwick-
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 Informelle Planungsinstrumente 
Bereits aus den Ergebnissen des ExWoSt-
Forschungsvorhabens „Nutzungsmischung im Städ-
tebau“ wird deutlich, dass informelle Planungsin-
strumente vielfältige Gestaltungsmöglichkeiten 
eröffnen. Sie werden „in allen Mischungsprojekten 
eingesetzt“ und „sie sind wichtig, um realistische 
Planungsgrundlagen zu entwickeln und Nutzungs-
mischung als Ziel in der Öffentlichkeit zu verankern. 
Die Formen der informellen Planungsinstrumente 
sind sehr vielfältig. Ideenwettbewerbe, Leitbildstu-
dien und städtebauliche Entwürfe können nut-
zungsgemischte Planungskonzepte fördern und den 
kommunalen Konsens unterstützen, Nutzungsmi-
schung als städtebauliches Ziel zu verfolgen.“ [BBR 
2000, S.39] Damit tragen informelle Planungsin-
strumente direkt oder indirekt zur Konfliktintegration 
und –regelung bei. „Nutzungs- und Machbarkeits-
studien, Investorenwettbewerbe dienen der Über-
prüfung der wirtschaftlichen Tragfähigkeit des Nut-
zungskonzepts. Städtebauliche Wettbewerbe und 
Entwürfe, Werkstattverfahren oder Rahmenpläne 
konkretisieren die Planungsziele.  
 
 Frühzeitige Information und Beratung 
In historisch gewachsenen, nutzungsgemischten 
Quartieren mit engen Verflechtungen zwischen 
Wohnen und Arbeiten existierte oftmals eine hohe 
Akzeptanz benachbarter Betriebe, da diese gleich-
zeitig die ökonomische Basis der Bewohner darstell-
ten. Durch die „Entkoppelung von Wohnen und 
Arbeiten“ ist dies jedoch heute kaum mehr der Fall, 
so dass Toleranz gegenüber anderen Nutzungen 
neu entwickelt werden muss. Frühzeitige Informa-
tion und Beratung bringen mögliche Konflikte 
rechtzeitig auf den Tisch, zu einem Zeitpunkt, zu 
dem sich die Betroffenen noch darauf einstellen 
                                                                       
lung, der Vermittlung und Implementierung von Nutzungsmi-
schung.“ [ebenda, S.48] 
können, bzw. entsprechende Konsequenzen ziehen 
können. Man soll wissen, was einen erwartet bzw. 
was auf einen zukommt. Gezielte Öffentlichkeits-
arbeit kann dazu beitragen, dass die Vorteile einer 
nutzungsgemischten Quartiersstruktur den Betroffe-
nen deutlich werden.112 „Über die konkreten Stand-
ortvorteile hinaus sollten auch die ökonomischen 
Vorteile von Nutzungsmischung – insbesondere die 
der Risikostreuung – als Werbe- und Verkaufsar-
gument eingesetzt werden.“ [BBR 2000, S. 50] 
 
 Kommunikation zwischen den Beteiligten – 
Foren des gegenseitigen Austauschs 
Die gezielte und aktuelle Information ist Vorausset-
zung und erster Schritt einer funktionierenden, offe-
nen Kommunikation zwischen den unterschiedli-
chen Akteuren eines Quartiers. Foren des gegen-
seitigen Austauschs fördern das konstruktive „Mitei-
nander Reden“ [Schulz von Thun 1991, 1997, 
1998], wie auch aus den Ergebnissen des ExWoSt-
Forschungsvorhabens „Nutzungsmischung im Städ-
tebau“ deutlich wird: „Diese projektinterne Kommu-
nikation wurde in den meisten Fällen durch die 
Projektarbeitsgruppen organisiert. In einigen Mo-
dellvorhaben sind eigens Informations- und Diskus-
sionsforen eingerichtet worden (Runder Tisch, Ab-
stimmungsrunde). In anderen Projekten sind dar-
über hinaus spezielle Angebote zur Kommunikation 
zwischen bestimmten Akteuren (Trägerrunde) und 
                                                 
112 „Im Rahmen der Werbung für Nutzungsmischung sind in den 
Modellvorhaben z.T. eher allgemeine Informations- und Werbemit-
tel herausgegeben worden wie z.B.: Projektdokumentationen und –
prospekte, Plakate sowie Informationen im Internet. Diese Formen 
sind für die Öffentlichkeitsarbeit im weiteren Sinne gut geeignet. 
Für die Gewinnung potentieller Träger und Investoren ist jedoch 
eine gezielte Ansprache in adäquater Form erforderlich. So wurden 
in einigen Modellvorhaben spezielle Anzeigen in einschlägigen 
Fachinformationen geschaltet, gezielte Mailing-Aktionen gestartet, 
gesonderte Bauträgerinformationen herausgegeben oder Gewer-
beraum- und Baubörsen (z.B. in Viernheim) durchgeführt.“ [ebenda 
S.50 f.] 
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für den Dialog mit den Nutzern und Betroffenen 
funktionsgemischter Strukturen (Vor-Ort-Büro, Aus-
kunfts- und Ansprechfunktion von Hausmeistern 
und Gebäudeverwaltung) geschaffen worden. Wei-
ter wurden Orts- und Bürgerbeiräte als Informations- 
und Diskussionsforen genutzt.“ [BBR 2000, S.49] 
Solche Foren des gegenseitigen Kennenlernens 
und Austausches, zu denen auch Stadtteilfeste und 
informelle „Stammtische“ gehören fördern gegensei-
tige Akzeptanz und Diskussionsbereitschaft. Es gilt 
die Regel: „Es passt zueinander, was sich versteht.“ 
Toleranz entsteht nicht von alleine, sondern ist das 
Ergebnis entsprechenden Managements und initiier-
te Kommunikationsprozesse, die gegenseitiges 
Verstehen ermöglichen [vgl. Keller 1996]. 
 
 Vermittlung / Moderation 
Gleichzeitig kommt projektbezogenen Kommunika-
tionsansätzen über die Funktion der Information, 
Transparenz und Diskussion hinaus die wichtige 
Aufgabe der Vermittlung und des Managements zu 
[vgl. Schwarz 1990]. Es kommt darauf an, „in Kon-
fliktsituationen zwischen den unterschiedlichen 
Interessen zu vermitteln und im Sinne des Gesamt-
projekts eine Verzögerung oder gar einen Stillstand 
zu vermeiden. Der gezielte Einsatz einer Konflikt-
mittlung kann im günstigsten Fall über win-win-
Ergebnisse sogar zur Konfliktlösung führen. Für den 
Fall notwendiger Konfliktmittlung wird vorgeschla-
gen, eine neutrale Moderation einzuschalten. Dem-
gegenüber sollten bei Konflikten zwischen Trägern 
und Nutzern bzw. Betroffenen von Nutzungsvielfalt 
eher Bürgerbeauftragte oder Ombudsleute einge-
setzt werden.“ [BBR 2000, S.49] 
 
 Kooperation und Partizipation 
Erfolgreiche Nutzungsmischung kann nur über ei-
nen nachhaltigen partizipativen Prozess entste-
hen, der das aktive Engagement aller Beteiligten 
abverlangt.  „Das traditionelle Denken der Planung 
beruht auf der Annahme, Prozesse in Stadt und 
Land seien weitgehend steuerbar. Und zwar durch 
öffentliche Akteure: Staat, Kommunen etc.“ [Selle 
2000, S.54] Nach Selle spricht jedoch „viel dafür, 
dass das nicht so war und nicht so ist. Öffentliche 
Akteure steuern nicht, sie gestalten mit.“ [ebenda]  
 
Vor diesem Hintergrund sind nach Selle kooperati-
ve Arbeitsweisen „schlicht alternativlos, also not-
wendige Bestandteile eines Prozesses, der auf die 
Umsetzung von Qualitäten zielt, die sich über 
Marktprozesse allein nicht herstellen lassen.“ [Selle 
2000, S. 63] Sollen neue Siedlungen mit besonde-
ren ökologischen oder sozialen Qualitäten gebaut 
werden, so kann dies nach Selle nur mit den Akteu-
ren, den Landnutzern, Eigentümern und Investoren 
selbst realisiert werden: „Soll die öffentliche Mitwir-
kung an der räumlichen Entwicklung also über 
Rahmensetzungen hinausgehen und Qualitäten der 
Umsetzung direkt beeinflussen, muss kooperiert 
werden.“ [ebenda] Jede Situation ist anders und um 
optimale Ergebnisse für alle Beteiligten zu erzielen, 
sind „lokale Partnerschaften, Organisationsformen 
und Arbeitsweisen für kooperative Problembearbei-
tung vor Ort“ [Selle 1994] zwingend notwendig. Wer 
„den Lebenslagen der Bewohnerinnen und Bewoh-
ner gerecht werden will, muss eine andere Politik 
entwickeln. Sie ist integrativ, kooperativ und aktivie-
rend.“ [Selle 1996 [2]] 
 
Dabei geht Kooperation deutlich über den Begriff 
der Beteiligung hinaus: „Bei einer Beteiligung (wie 
z.B. Auslegung von Plänen, Anhörung, Zukunfts-
werkstatt und Planungszelle) bleibt der zentrale 
Entscheidungsprozess innerhalb des politisch-
administrativen Systems. Dritte werden lediglich im 
Sinne von Information oder Anhörung beteiligt. 
Kooperation im engeren Sinne beinhaltet jedoch 
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eine gemeinsame Entscheidungsfindung.“ [Meyer-
Oldenburg 2003, S. 62] Nach Selle bringt der „Run-
de Tisch“, an dem niemand mehr „am Kopfende 
sitzt, Definitionsmacht hat und entscheidet, was das 
Problem sei und wie es anzugehen ist“ [Selle 1996 
(2), S. 83] dies bildhaft zum Ausdruck. „Über all dies 
muss ein gemeinsames Verständnis herbeigeführt 
werden“ [ebenda] und dazu ist die aktive und 
selbstbestimmte Handlung der Akteure vor Ort not-
wendig. Dies gilt in besonderer Weise für die quali-
tätvolle Umsetzung von nutzungsgemischten Quar-
tieren und dabei insbesondere für den integrativen 
Umgang mit auftretenden Konflikten. Zwingende 
Voraussetzung ist die gemeinsame Entwicklung 
klarer Konzepte mischungsfähiger Nutzungen und 
erfolgreicher Konfliktintegration. Es reicht also nicht, 
„Betroffene zu Beteiligten zu machen“ [vgl. Rosen-
stiel 1987], sie müssen zu aktiv gestaltenden, 
selbstbewussten Akteuren werden. Dies ist nicht 
einfach, da viele Gruppen von Akteuren erst zur 
Mitwirkung ermutigt werden müssen. „Dabei kann 
die konkrete Ausgestaltung des Aktivierens und 
Befähigens unterschiedliche Formen annehmen und 
von der aktivierenden Befragung über die Entwick-
lung konkreter Projekte bis zur fachlichen und me-
thodischen Schulung der Bürgerinnen und Bürger 
reichen.“ [Selle 2005, S. 488] 
 
 Regelung / Organisation 
Die Zahl der Beteiligten und ihre unterschiedlichen 
Interessen erfordern einen hohen Abstimmungs- 
und Koordinationsaufwand sowie quartiersbezoge-
ne Kooperations- und Steuerungsgremien. Die 
Einführung eines effektiven, internen oder externen 
Projektmanagements zur Strukturierung und effekti-
veren Gestaltung des notwendigen Organisations-
bedarfs kann dabei wesentliche Unterstützung leis-
ten. Hierbei kann es zu Konflikten mit den meist 
konventionellen Linienstrukturen bei der öffentlichen 
Verwaltung kommen. Das ExWoSt-Forschungs-
vorhaben kommt allerdings zu dem Ergebnis, dass 
zur erfolgreichen Umsetzung von Mischungsprojek-
ten, Projektdenken auch in Kommunalverwaltungen 
erforderlich ist. [vgl. BBR 2000, S.4] 
 
 Weitere informelle Strategien 
Weitere Vorteile für ein erfolgreiches Projektma-
nagement in nutzungsgemischten Quartieren erge-
ben sich aus dem Einbezug spezieller Fachleute 
bzw. –institutionen. Beispielsweise wurden im 
ExWoSt-Modellvorhaben in Offenbach Banken und 
Steuerberater mit in die Vermarktung einbezogen, 
„um deren Informationskanäle, Fachwissen und –
erfahrungen nutzbar zu machen. Aber auch im 
Bereich der Projektbewerbung sind Spezialisten aus 
der Werbebranche eingeschaltet worden, die 
Imagekampagnen und –produkte gestaltet haben.“ 
[ebenda, S. 51]  
 
Neben der gezielten „Vermarktung von Projekten 
der Nutzungsmischung gegenüber Trägern und 
Betreibern“ kommt auch der „allgemeinen Öffent-
lichkeitsarbeit“ [ebenda] besondere Bedeutung zu. 
„Zu diesem Zweck sind neben obligatorischen Mit-
teln wie Informationsblätter, Projektbroschüren und 
Pressegespräche auch Planungs- und Stadtteilzei-
tungen herausgegeben, Informationsstände und 
Ausstellungen, Bürgerveranstaltungen und Stadtteil-
feste durchgeführt worden.“ [ebenda] 
 
Um über positive wie negative Entwicklungen inner-
halb nutzungsgemischter Quartiere laufend im Bilde 
zu sein, bieten sich regelmäßige Erfolgs- und 
Qualitätskontrollen an. So sind in mehreren Mo-
dellvorhaben des ExWoSt-Forschungsvorhabens 
„Nutzerbefragungen und Expertengespräche mit 
Akteuren der Nutzungsmischung durchgeführt wor-
den“ [ebenda]. 
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9 Zusammenfassung –  
Ableitung von Hypothesen zur Entstehung 
und Entwicklung von potentiellen Konflikten 
in nutzungsgemischten Quartieren 
 
In Kapitel 4 wurden zunächst Vorüberlegungen für 
eine theoretische Auseinandersetzung mit sozialen 
Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren ange-
stellt. Dabei wurde der vorliegenden Arbeit der 
handlungstheoretische Ansatz einer raumbe-
zogenen Konflikttheorie zugrunde gelegt. Dem-
nach sind raumbezogene, soziale Konflikte mensch-
liches Handeln „im Spannungsfeld von Individuum, 
Gesellschaft und Raum“ [Reuber 1999, S. 12] Dies 
bedeutet, dass Konflikte stets individuell-subjektive, 
gesellschaftsstrukturelle und räumliche Komponen-
ten implizieren. 
 
Dabei ist ein „konstruktivistisches“ Grundver-
ständnis von Raum für den handlungstheoreti-
schen Ansatz von Konflikten von entscheidender 
Bedeutung. Dies bedeutet, dass die „Basis des 
Handelns – das von einem Akteur wahrgenommene 
Szenario sozialer Netzwerke, Regeln und Institutio-
nen sowie die physisch-materiellen Strukturen – 
immer (nur) eine subjektive Konstruktion ist“ [eben-
da, S. 297] Dies bedeutet, erst die subjektive In-
terpretation von Situationen durch die Akteure 
selbst, also deren individuelle Einschätzung, 
Bewertung und Reaktion darauf, konstruiert den 
jeweiligen Konflikt. Ein integrierter Raumbegriff, 
der sein „Interesse auf die soziale Produktion von 
Raum“ [Dangschat 1996, in Reuber 1999, S.31] 
richtet und physikalisch-planerische mit sozial-
wissenschaftlichen Paradigmen verknüpft, kann 
dabei helfen, der subjektiv-konstruktivistischen 
Natur von Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren gerecht zu werden. „Denn nur die kon-
struierten, subjektiven Raumbilder in den Köpfen 
der Akteure können für ihre Handlungen (in Konflik-
ten) wirklich von Bedeutung sein.“ [Reuber 1999, S. 
31] 
 
Da jedoch die in Abschnitt C ausgewerteten Inter-
views mit Konfliktbeteiligten der drei Modellvorha-
ben auch nicht „in die Köpfe der Handelnden hin-
einblicken können“ [ebenda, S. 37], wird sich die 
vorliegende Arbeit in erster Linie auf die deskriptive 
Ebene von Konflikten reduzieren müssen und 
dabei den Versuch unternehmen, „Sequenzen von 
Handlungsstrategien zu rekonstruieren und damit 
einen Teil des Konfliktablaufs plausibel zu machen“ 
[ebenda S. 37f.]. Auf diesem Verständnis aufbau-
end, wurde der Versuch unternommen, „verschie-
dene Konflikte (systematisch) unterscheiden, ihre 
Ursachen und die Veränderungen ihrer Erschei-
nungsformen im Eskalationsprozess erkennen und 
verstehen zu können.“ [Meyer-Oldenburg 2003, S. 
87]. Um „gezielt Konflikte zu vermeiden, zu initiieren 
oder zu bearbeiten und zu lösen“ [ebenda], bedarf 
es der systematischen, deskriptiven Erfassung 
unterschiedlicher Konfliktarten, die deren Indivi-
dualität und Vielschichtigkeit gerecht wird, sowie 
der Kenntnis von Entstehungs- und Entwick-
lungsmechanismen.  
 
Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden ent-
lang der eingangs benannten, vier erkenntnisleiten-
den Fragestellungen zusammenfassend theoretisch 
abgeleitete Hypothesen als vorläufige Antworten 
hierzu formuliert. Diese theoretisch begründeten 
Hypothesen sollen in Abschnitt C dieser Arbeit an-
hand empirischer Untersuchungen auf ihre Gültig-
keit weiter überprüft werden.  
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9.1 Welche Arten von sozialen Konflikten treten 
in nutzungsgemischten Quartieren auf? –  
Ein typologisches Modell zur Klassifizierung  
 potentieller Konflikte 
 
Kein Konflikt ist wie der andere. Um der Vielschich-
tigkeit und Individualität von Konflikten gerecht zu 
werden, wurde der Versuch unternommen, anhand 
einer Typologie die unterschiedlichen Arten von 
potentiellen Konflikten in nutzungsgemischten Quar-
tieren systematisch zu erfassen.  Dieses Typologi-
sche Modell differenziert Konflikte nach ihren 
Streitgegenständen [WAS ist umstritten?], beteilig-
ten Akteuren [WER streitet mit wem?] und äußeren 
Erscheinungsbildern [WIE äußert sich ein Konflikt?]. 
Diese modellhafte Konflikttypologie soll dabei hel-
fen, im Rahmen der qualitativen Interviews zu Kon-
flikten in Abschnitt C in den ausgewählten Stadt-
quartieren systematisch nachfragen und die gewon-
nenen Erkenntnisse besser strukturieren zu können. 
 
Die Streitgegenstände von Konflikten [WAS ist 
umstritten?] werden anhand von vier Dimensionen 
weiter kategorisiert: 
 
Die sensorische Dimension von Konflikten erfasst 
potentielle Konflikte aufgrund von Störungen, wie 
sie durch Lärm, Geruch oder optische Beeinträchti-
gungen entstehen können. Auch wenn Störungen in 
ihrer Intensität von Individuum zu Individuum sehr 
unterschiedlich wahrgenommen werden, existieren 
für die Bereiche Lärm und Geruch unterschiedliche 
Regelwerke, Richtlinien und Vorschriften, die 
Grenzwerte und Handlungsnotwendigkeiten be-
schreiben, und damit Orientierung geben für räumli-
che Planung sowie für technische Maßnahmen zur 
Störungsminderung. 
 
 
Die räumlich-territoriale Konfliktdimension fasst 
Konflikte zusammen, die möglicherweise aufgrund 
von Raumkonkurrenzen der unterschiedlichen 
Nutzergruppen zustande kommen, wenn sich deren 
Aktionsräume überschneiden. Das enge Nebenei-
nander von Wohnen, Arbeiten und Erholen bei be-
grenzt zur Verfügung stehendem Raum kann in 
nutzungsgemischten Quartieren unter Umständen 
zu solcherlei Konflikten führen. Räumliche Planung 
und Organisation kann dabei helfen, individuelle 
Rückzugsräume zu sichern und gemeinsamen 
Raum in Anspruch nehmende Nutzungen zu ent-
flechten. 
 
Die psycho-soziale Dimension von Konflikten 
bringt solche Konflikte zur Sprache, die Folge un-
terschiedlicher Bewertungen und Einstellungen 
sind. So sind in nutzungsgemischten Quartieren 
aufgrund der vielfältigen Nutzergruppen und deren 
widersprüchlichen Ansprüchen an Raumqualität 
auch unterschiedliche Vorstellungen hinsichtlich 
„Ordnung“, „Sauberkeit“ oder „Sicherheit“ und dar-
aus resultierende Konflikte vorstellbar. 
 
Konflikte aufgrund wirtschaftlicher Rahmenbedin-
gungen und ökonomischer Verdrängungspro-
zesse werden schließlich in der ökonomischen 
Dimension von Konflikten systematisch erfasst. 
Durch das gleichzeitige Nebeneinander von Wohn- 
und Arbeitsräumen können sich in nutzungsge-
mischten Quartieren andere finanzielle Belastungen 
als in reinen Gewerbegebieten ergeben, beispiels-
weise durch höhere Raummieten für Gewerbetrei-
bende. Hieraus können Konfliktsituationen entste-
hen.  
 
Die unterschiedlichen Konfliktbeteiligten [WER 
streitet mit wem?] werden aufgeteilt in primäre und 
sekundäre Akteure. Erstere sind die unmittelbar 
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„streitenden“ Parteien, deren Interessen im Rah-
men eines Konfliktes aneinander stoßen. Sie lassen 
sich weiter differenzieren in Bewohner des Quar-
tiers [Eigentümer/Mieter], Gewerbetreibende [von 
produzierenden Betrieben bis hin zu freien Berufen] 
und Besucher von außen [Kunden und Partner der 
Gewerbetreibenden, Freizeit- und Kultursuchende, 
Erholungssuchende] des Quartiers. Sekundäre 
Akteure können Nutzergruppen sein, die indirekt 
von Konflikten anderer profitieren oder nachteilig 
beeinflusst werden. Nach Deutsch können sie je-
doch, mit Macht und Einfluss ausgestattet, auch als 
neutrale „Dritte“ und Moderatoren bei der kon-
struktiven Konfliktlösung einen wesentlichen Beitrag 
leisten, „indem sie ihr Prestige und ihre Macht be-
nützen, um eine solche Lösung zu ermutigen und 
indem sie helfen, problemlösende Mittel, Institutio-
nen, Einrichtungen, Personal, soziale Normen und 
Mittel zugänglich zu machen und allseits zufrieden-
stellende Lösungen zu beschleunigen.“ [Deutsch 
1976, S. 185] 
 
Von wesentlicher Bedeutung für den Konfliktverlauf 
sind neben den Eigenarten der Konfliktparteien 
selbst, deren [frühere] Beziehungen untereinan-
der. „Je stärker und hervortretender die vorhande-
nen kooperativen Bindungen im Vergleich zu den 
konkurrierenden sind, umso wahrscheinlicher wird 
es, dass ein Konflikt kooperativ gelöst wird.“ 
[Deutsch 1976, S. 178] 
 
Das äußere Erscheinungsbild eines Konfliktes 
[WIE äußert sich der Konflikt?] ist einmal von des-
sen Charakter bzw. dessen Intensität abhängig. 
Auch wenn wie bereits dargestellt die Einschätzung, 
wie „schlimm“ oder „harmlos“ ein Konflikt ist, in 
erster Linie eine subjektiv-konstruierte Wahrheit 
ist, unterscheiden Konflikttheoretiker wie Glasl und 
Deutsch grundsätzlich zwischen destruktiven und 
konstruktiven Konfliktverläufen, die sich zumin-
dest theoretisch in unterschiedlichen Phasen 
schrittweise entwickeln und negative wie positive 
Intensitäten von Konflikten beschreiben. [vgl. 9 
Eskalationsstufen nach Glasl / 6 Phasen des pro-
duktiven Konfliktverlaufs in Anlehnung an kreative 
Prozesse nach Deutsch] 
 
Neben der Intensität von Konflikten gehören auch 
deren Häufigkeit und deren Zeitpunkt des Auftre-
tens innerhalb der Quartiersentwicklung zum 
äußeren Erscheinungsbild. Letzterer lässt sich in 
Planungsphase, Umsetzungsphase und Alltagspha-
se weiter differenzieren. 
 
9.2 Unter welchen Rahmenbedingungen entste-
hen soziale Konflikte in nutzungsgemisch-
ten Quartieren? - Theoretische Erkenntnisse 
zur Entstehung von potentiellen Konflikten 
 
Wir haben gesehen, dass Konflikte erst dann ent-
stehen können, wenn zwei Parteien mit zumindest 
scheinbar divergierenden Zielen aufeinander 
treffen, welche sie beide auch realisieren wollen. 
Positiv formuliert bedeutet dies, dass bei Konflikten 
niemals Gleichgültigkeit vorherrscht. Konflikte 
erfordern Einsatz und Engagement, das bei ent-
sprechender Konfliktregelung auch hin zu produkti-
ven Prozessen gelenkt werden kann [vgl. Kapitel 
7.1]. Dies bedeutet aber auch, dass nur die betei-
ligten Parteien selbst eine zu lösende Situation 
überhaupt zu einem wahrnehmbaren Ereignis, zu 
einem gemeinsamen Problem oder zu einem Kon-
flikt machen. Ein Konflikt ist nie eine zwangsläufi-
ge Folge einer wie auch immer gearteten Situa-
tion bzw. eines Streitgegenstandes. Genauso we-
nig bedeutet das Nicht-Auftreten von Konflikten, 
dass keine Streitgegenstände vorhanden sind. Kon-
flikte können nur dort entstehen, wo „tatsächlich 
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Handlungsmöglichkeiten gegeben sind“ [Bühl 
1976 in Reuber 1999, S.7] Darüber hinaus wurde 
deutlich, dass auch eine gewisse Stabilität der 
Beziehung Voraussetzung dafür ist, dass Konflikte 
offen ausgetragen werden und dadurch überhaupt 
erst wahrnehmbar werden. 
 
9.3 Wie entwickeln sich soziale Konflikte in 
nutzungsgemischten Quartieren in Abhän-
gigkeit von bestimmten Rahmenbedingun-
gen weiter? - Theoretische Erkenntnisse zur 
Entwicklung potentieller Konflikte 
 
Kein Konflikt ist per se „gut“ oder „schlecht“. Konflik-
te tragen Risiken, aber auch Chancen in sich. 
Entscheidend ist, inwiefern Konflikte destruktiven 
oder konstruktiven Verlauf nehmen. Hierbei ste-
hen die 9 möglichen Eskalationsstufen nach Glasl 
den 7 Phasen des konstruktiv-kreativen Konfliktver-
laufs nach Deutsch gegenüber. Welchen Weg ein 
Konflikt einschlägt, hängt von einer Reihe von 
Rahmenbedingungen, in erster Linie aber von der 
Art und Weise des Umgangs damit ab. 
 
Verdrängung und Verlagerung von Konflikten kön-
nen ebenso wie fehlende Kommunikation dazu 
beitragen, dass Konflikte destruktiven Verlauf 
nehmen und eskalieren. Gleiches gilt für nicht nach-
vollziehbare „top-down“-Entscheidungen oder starre 
und unflexible Raumstrukturen, die keinerlei Alter-
nativen zulassen. Fehlende Differenzierung zwi-
schen privatem und öffentlichem Raum sowie un-
kommunikative Raumstrukturen ermöglichen keinen 
Rückzug und erschweren das freiwillige Aufeinan-
derzugehen der unterschiedlichen Nutzergruppen. 
Schließlich tragen konkurrierende Entscheidungs-
prozesse, die Gewinner und Verlierer hervorbringen 
dazu bei, dass labile und für einige der Beteiligten 
unzufriedenstellende Situationen entstehen, die 
ihrerseits wieder neue, umso heftigere Konflikte 
hervorbringen und Eskalation befördern. 
 
Dagegen tragen kooperative Entscheidungsprozes-
se wesentlich dazu bei, dass es zu konstruktiven 
Konfliktverläufen kommt und sich dabei kreative, 
gestaltende Kraft entfalten kann. Nur wenn es ge-
lingt, einmal entstandene Differenzen zwischen 
unterschiedlichen Beteiligten in „win-win-
Situationen“ weiterzuentwickeln, können sich Kon-
flikte produktiv auflösen. Voraussetzung hierfür ist 
das frühzeitige Erkennen von potentiellen oder 
tatsächlich vorhandenen Konflikten und deren ge-
meinsame Analyse unter aktiver Mitwirkung aller 
Konfliktparteien. Unabhängige dritte Personen kön-
nen mit entsprechender Kompetenz und Macht 
ausgestattet Konfliktverläufe positiv beeinflussen 
und kreativ-konstruktive Prozesse anstoßen. Die 
liberalistische Konflikttheorie schlägt diesbezüglich 
die Institutionalisierung und Regelung des Konfliktes 
vor, wobei sich jeder Eingriff in die Konflikte nur auf 
die Regelung seiner Formen beschränkt. „Die Insti-
tutionalisierung des Konflikts wird auf zweierlei 
Weise erreicht: einmal durch die Errichtung von 
Institutionen, die den gegensätzlichen Gruppen 
verbindliche Formen des Ausdrucks bieten, und 
zum anderen durch die Entwicklung von „Spielre-
geln“, an die sich die Konfliktparteien halten können, 
ohne dass eine von ihnen dadurch bevorzugt oder 
benachteiligt würde.“ [Bühl 1972, S. 22 f.] Nach 
Deutsch kann in diesem Sinne der Konflikt u.a. 
durch institutionalisierte Einrichtungen [z.B. Tarif-
verhandlungen], soziale Rollen [Vermittler, Schlich-
ter, Stadtteil-Moderatoren], soziale Normen [Fair-
ness, Gerechtigkeit, Gewaltlosigkeit] oder bestimm-
te Verfahrensweisen [z.B. öffentliche versus private 
Sitzungen] geregelt werden. Analog zum destrukti-
ven Konfliktverlauf tragen multioptionale, kommuni-
kative Raumstrukturen, die unterschiedliche Alterna-
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tiven zulassen, für Differenzierung sorgen, Rückzug 
ermöglichen und ein Aufeinanderzugehen anbieten 
wesentlich dazu bei, dass Konflikte konstruktiv ver-
laufen und nachhaltige, für alle Beteiligten zufrie-
denstellende Lösungen zustande kommen können. 
 
9.4 Welche formalen und informellen Maßnah-
men und Strategien existieren zum Umgang 
mit Konflikten in nutzungsgemischten Quar-
tieren? – Theoretische Erkenntnisse zu forma-
len und informellen Möglichkeiten der Konfliktin-
tegration 
 
Wie dargestellt, existiert eine Vielzahl von formalen 
und informellen Möglichkeiten des Umgangs mit 
Konflikten in nutzungsgemischten Stadtteilen. Keine 
davon ist das „Allerheilmittel“. Da Konflikte vielfältig 
und vielschichtig sind, bedarf es individueller Stra-
tegien und Konzepte.  
 
Während das geltende Städtebaurecht in erster 
Linie formale Instrumente definiert, um einen 
[rechtlichen] Rahmen zu setzen, innerhalb dessen 
Nutzungskonflikte entweder erst gar nicht auftreten 
oder minimiert werden [insbesondere Bauleitpla-
nung], gibt es eine große Anzahl von notwendigen, 
informellen Methoden und Strategien, um mit 
auftretenden Konflikten integrativ umzugehen. 
 
Im Rahmen der vorbereitenden [Flächennut-
zungsplan] und verbindlichen Bauleitplanung 
[Bebauungsplan] steht der „Grundsatz der Kon-
fliktbewältigung“ dem „Grundsatz der planerischen 
Zurückhaltung“ entgegen. Dabei darf „der Planer 
durch seine Festsetzungen keine Problemlagen 
schaffen, (…) die weder im Plan selbst gelöst sind, 
noch sich durch andere – nachfolgende – Regelun-
gen lösen lassen.“ [Kuschnerus 2001, S. 179] Dem 
Plangeber steht mit dem BauGB in Verbindung mit 
der Baunutzungsverordnung [BauNVO] ein ausführ-
liches Instrumentarium zur vorbeugenden Vermei-
dung unnötiger Konflikte und zur Feinsteuerung 
von Nutzungsstrukturen zur Verfügung. Dabei 
besteht grundsätzlich die Möglichkeit, über Misch- 
oder Kerngebiete ganz bewusst nutzungsgemischte 
Quartiere zu entwickeln.  
 
Das besondere Instrumentarium des besonderen 
Städtebaurechts [Städtebauliche Entwicklungs-
maßnahme, Städtebauliche Sanierungsmaß-
nahme, Soziale Stadt…] bietet zusätzliche Mög-
lichkeiten der gezielten Einflussnahme auf die 
Nutzungsstruktur des Quartiers und die daraus 
resultierenden Konflikte. Gleiches gilt für städte-
bauliche Verträge und Kaufverträge, die Nut-
zungsziele im Vorfeld der Realisierung festschrei-
ben können und potentielle Beeinträchtigungen 
bereits frühzeitig ankündigen. 
 
Das Baunebenrecht [z.B. BImschG] erschwert 
zwar oftmals die Umsetzung nutzungsgemischter 
Konzepte. Fachgesetze, Richtlinien und Verord-
nungen zum Schutz vor schädlichen Beeinträchti-
gungen [Immissionen] geben jedoch der Planung 
Orientierung und definieren anhand von Grenz-
werten die Notwendigkeit technischer Maßnah-
men zur Störungsminderung. 
 
Aufgrund der „subjektiven Konstruktion“ von Konflik-
ten und deren Individualität und Vielschichtigkeit 
sind jedoch informelle Maßnahmen unter aktiver 
Mitarbeit der beteiligten Akteure unerlässlich. Nur 
die „streitenden“ Parteien selbst kennen die wesent-
lichen Aspekte ihres Konfliktes und nur sie selbst 
können zu einer nachhaltigen, alle Beteiligten zu-
friedenstellenden Konfliktlösung beitragen [Foren 
des Austauschs und der aktiven Mitwirkung, Koope-
rative Planungsprozesse…] 
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9.5 Stichpunktartiges Fazit der Auswertung wissenschaftlicher Erkenntnisse 
 
 
 
Welche Arten von sozialen Konflikten treten in nutzungsgemischten Strukturen auf? 
Differenzierung nach dem Streitgegenstand  [WAS ist umstritten?] 
 
 sensorische Dimension von Konflikten [Konflikte aufgrund von Störungen] 
- Beeinträchtigung des akustischen Empfindens  
[Lärm durch Verkehr, Industrie- und Gewerbetätigkeiten] 
- Beeinträchtigung des Geruchsempfindens 
[Gestank durch Industrie- und Gewerbetätigkeiten] 
- Beeinträchtigung des optischen Empfindens 
[Licht, Dunkel, Blendeffekte…] 
 
 räumlich-territoriale Dimension von Konflikten [Konflikte aufgrund von Raumkonkurrenzen] 
- knapper Raum für Anwohner durch Flächenansprüche [Verkehrs- und Lagerflächen]  
der Betriebe im Quartier  Fehlender nutzbarer öffentlicher Raum 
- knapper Raum für Betriebe im Quartier durch Flächenansprüche [Freiräume]  
der Bewohner im Quartier  Fehlende Verkehrs- und Lagerflächen 
- mangelnde Wahrnehmung von Betrieben gegenüber potentiellen Kunden von Außen 
- knapper Raum und Orientierungsschwierigkeiten für Besucher [z.B. Kunden] des Quartiers 
 Fehlende Parkmöglichkeiten und schwierige Orientierung 
 
 psycho-soziale Dimension von Konflikten  
- Konflikte aufgrund unterschiedlicher Bewertungen und Einstellungen 
 
 ökonomische Dimension von Konflikten  
- Konflikte aufgrund wirtschaftlicher Rahmenbedingungen 
- ökonomische Verdrängungsprozesse 
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Differenzierung nach Konfliktparteien und - beteiligten [WER streitet mit wem?] 
 
 Primäre Akteure 
- Genauere Differenzierung von Bewohnern 
[Unterschiedliche Bindungen zum Quartier: Eigentümer, private Baugemeinschaften, Mieter…] 
- Genauere Differenzierung von Betrieben 
[Produzierendes/Verarbeitendes Gewerbe, Handel, Dienstleistungen, Freizeiteinrichtungen] 
 
 Sekundäre Akteure 
- indirekt Beteiligte, die von Situationen indirekt profitieren oder benachteiligt werden 
- unabhängige „Dritte“, die als Moderatoren, Manager, neutrale Ansprechpartner eine wichtige Funktion bei 
der Konfliktregelung übernehmen können 
 
Differenzierung nach dem äußeren Erscheinungsbild [WIE zeigt sich ein Konflikt?] 
 
 Differenzierung nach Entwicklungsphasen des Quartiers, in denen Konflikte auftreten können 
[Planungsphase, Bauphase, Alltagsphase] 
 
 Differenzierung nach Konfliktphasen 
[Initialphase, Managementphase] 
 
 Differenzierung nach Charakter und Intensität eines Konfliktes 
- Genauere Differenzierung eines destruktiv verlaufenden Konflikts  
nach 9 Eskalationsstufen [von Stufe 1 „Spannung“ bis Stufe 9 „Gemeinsam in den Abgrund“] 
- Genauere Differenzierung eines produktiv verlaufenden Konflikts  
nach 7 Phasen eines kreativen Prozesses [von Phase 1, dem Erfahren und Erkennen des  
Problems bis zu Phase 7, der Mitteilung der Lösung] 
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Unter welchen Rahmenbedingungen entstehen soziale Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren?  
 
Problemsituationen, die aus nutzungsgemischten Strukturen resultieren, müssen nicht zwangsläufig zu 
Konflikten führen. Umgekehrt weisen auftretende Konflikte nicht zwangsläufig auf vorhandene Problemsitu-
ationen hin. 
Wie in Kapitel 6 dargestellt, sind Konflikte nicht zwangsläufig Folge bestimmter (Problem)Situationen. Genauso 
wenig weisen auftretende Konflikte zwangsläufig auf vorhandene Problemsituationen hin. Konflikte sind vielfältig und 
vielschichtig - neben äußeren Einflüssen und Rahmenbedingungen spielen v.a. die Beziehungen der Beteiligten 
untereinander sowie intrapersonale Zustände und Voraussetzungen eine wesentliche Rolle dabei, ob es zu Konflik-
ten kommt. 
 
Damit ein Konflikt entsteht, müssen mindestens zwei Parteien gleichzeitig nicht miteinander zu vereinba-
rende Ziele verfolgen. 
Ein Konflikt setzt stets zwei Parteien voraus, die zur selben Zeit Ziele verfolgen, die sich nicht gleichzeitig realisieren 
lassen. Erst durch die Überlagerung der (zumindest zunächst) nicht kompatiblen Interessenssphären kommt es zum 
Konflikt. 
 
Ein Konflikt setzt aktives Interesse und Engagement voraus. 
Aus Gleichgültigkeit heraus entstehen keine Konflikte. Konflikte sind die Folge aktiver Interessensbekundungen. Sie 
erfordern Einmischung und aktives Engagement der Akteure. In diesem aktiven Engagement liegt das Potential 
einer möglicherweise „gestaltenden“ Kraft. 
  
Ein Konflikt kann nur dort entstehen, wo tatsächlich Handlungsoptionen gegeben sind. 
Nur dann, wenn für die Betroffenen auch tatsächlich Handlungsmöglichkeiten existieren, kann es zu einem Konflikt 
kommen. Dagegen sind diejenigen Interessen konfliktunfähig, „deren Träger keine systemrelevanten Leistungsver-
weigerungen durchführen bzw. androhen können“ [Offe 1972 in Reuber 1999, S .7].  
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Einige der im Alltag nutzungsgemischter Strukturen auftretenden Konflikte sind das Resultat von Fehlern in 
der Planung, in der Umsetzung und/oder im Alltags-Management der Quartiere und wären daher vermeidbar. 
Wie in Kapitel 6 ausgeführt, sind nicht alle Konflikte, die in nutzungsgemischten Quartieren auftreten auch das 
zwangsläufige Ergebnis nutzungsgemischter Quartiere. Einige davon wären vermeidbar gewesen und sind die Folge 
von Fehlern in Planung, Organisation und Management nutzungsgemischter Quartiere. Ursachen für Planungsfehler 
liegen beispielsweise in einer falschen Anwendung des geltenden Planungsrechts oder in Fehleinschätzungen von 
Situationen. 
 
Einige der im Alltag nutzungsgemischter Strukturen auftretenden Konflikte gehören „zwangsläufig“ zu nut-
zungsgemischten Quartieren. Nutzungsgemischte Strukturen sind nicht vollkommen störungsfrei und ha-
ben Problemsituationen zur Folge, die ihrerseits zu Konflikten führen können. 
Nutzungsgemischte Quartiere können nicht vollkommen störungsfrei sein. Dort, wo unterschiedliche Lebenssphären 
wie Wohnen, Arbeiten, Einkaufen, Erholen eng nebeneinander liegen und sich überlagern, kommt es auch zwangs-
läufig hin und wieder zu Konflikten. Solche Konflikte, die nicht aus „Fehlern“ resultieren, gehören selbstverständlich 
mit zum Alltag nutzungsgemischter Stadtteile. Sie können nicht vermieden werden, stattdessen schlägt Deutsch die 
Institutionalisierung und Regelung dieser Konflikte vor (vgl. hierzu Kapitel 6 und 7). 
 
 
 
 124 
  
Folgende Aspekte können dazu beitragen, dass Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren destruktiv ver-
laufen und eskalieren (vgl. Kapitel 7.2.3): 
Verdrängen von Konflikten 
Werden Konflikte verdrängt oder unterdrückt, kann es passieren, dass sie an anderer Stelle um so stärker hervor-
brechen. Konflikte können auf Situationen oder Zustände hinweisen, die ein Handeln erforderlich machen – sie las-
sen sich nicht einfach „totschweigen“, sie erfordern eine Auseinandersetzung damit.  
 
Konkurrierende Entscheidungsprozesse 
Konkurrierende Entscheidungs- oder Konfliktlösungsprozesse, die einzelne Beteiligte zu Gewinnern, andere aber zu 
Verlierern machen, führen dazu, dass sich Konflikte verschärfen. Mit dem „Rücken zur Wand“ wird bis aufs letzte 
gestritten, da es keine Alternativen gibt, die allen Beteiligten Perspektiven offerieren. 
 
Nicht nachvollziehbare „top-down“-Entscheidungen zur Lösung von Konflikten 
Produktive Konfliktlösung kann sich nur auf einer Ebene zwischen den unterschiedlichen Beteiligten vollziehen. 
Entscheidungen müssen transparent und nachvollziehbar vollzogen, im besten Fall gemeinsam erarbeitet, zumin-
dest jedoch durch einen von allen Beteiligten akzeptierten „Schiedsrichter“ getroffen werden. Einseitig getroffene, 
nicht transparente „top-down“-Entscheidungen werden bei den benachteiligten Beteiligten keine Akzeptanz finden 
 
Wie entwickeln sich einmal aufgetretene, soziale Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren in Abhängig-
keit von bestimmten Rahmenbedingungen weiter? 
Konflikte können sich negativ oder positiv weiterentwickeln. Ob Konflikte destruktiven oder konstruktiven 
Verlauf nehmen, hängt von einer Reihe von Faktoren und Rahmenbedingungen ab. 
In Kapitel 7 haben wir uns mit der Entwicklung von Konflikten auseinander gesetzt, die in nutzungsgemischten Quar-
tieren auftreten. Dabei wurde deutlich, dass Konflikte destruktiven oder konstruktiven Verlauf nehmen können. Dies 
hängt von wesentlichen Faktoren und Rahmenbedingungen und insbesondere der Art und Weise des Umgangs 
damit ab. Kooperative Prozesse, die den Beteiligten die Chance geben, ihr Gesicht zu wahren und an für sie verträg-
lichen Lösungen selbstständig mitzubauen, haben im Gegensatz zu konkurrierenden Prozessen (mit Gewinnern und 
Verlierern) bessere Aussichten, produktive Konfliktverläufe zu befördern. 
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Mangelnde Kommunikationsstrukturen 
Das Austragen von Konflikten erfordert das Vorhandensein von kommunikativen Strukturen. Nur wenn die Möglich-
keit gegeben ist, über Konfliktinhalte zu diskutieren und zu verhandeln, kann die Eskalation von Konflikten verhindert 
und gemeinsam nach produktiven Lösungen gesucht werden. 
 
Starre „behaviour settings“: unflexible Strukturen ohne Alternativen 
„Behaviour settings“ sind (Raum)Strukturen, die bestimmte Verhaltensweisen der Beteiligten provozieren. Starre 
„behaviour settings“ lassen keine Alternativen zu: Unflexible Raumstrukturen lassen den unterschiedlichen Nutzer-
gruppen keine Wahl. Folglich lassen sie sich bei auftretenden Konflikten auch nur schwerlich so umbauen, dass alle 
Beteiligten für ihre Bedürfnisse zufriedenstellende Teilräume vorfinden. 
 
Unkommunikative „behaviour settings“, die keinen Rückzug ermöglichen und das Aufeinanderzugehen 
nicht anbieten 
Konflikte erfordern kommunikative Strukturen, um sie produktiv auflösen zu können – dies gilt auch für den öffentli-
chen Raum. Produktive Kommunikation lässt sich jedoch nicht erzwingen. Sie entsteht nur da, wo man einander 
ausweichen, sich gegebenenfalls zurückziehen und freiwillig, schrittweise aufeinander zugehen kann. Gerade in 
nutzungsgemischten Quartieren mit ihrer hohen Nutzungsdichte und –vielfalt kommt dem öffentlichen Raum diesbe-
züglich   besondere Bedeutung zu. 
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Folgende Aspekte können dazu beitragen, dass Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren produktiv-
konstruktiv verlaufen und kreative Kraft entfalten (vgl. Kapitel 7.2.3): 
Frühzeitiges Erkennen von potentiellen oder tatsächlich vorhandenen Konflikten 
Voraussetzung dafür, dass Konflikte produktiv ausgetragen werden können, ist dass sie frühzeitig als solche erkannt 
werden. Nur wenn schwelende Kontroversen offengelegt und Konflikte nicht aufgeschoben oder unterdrückt werden, 
können erfolgreiche Strategien für den Umgang damit entwickelt werden und deren positive Weiterentwicklung wird 
möglich. 
 
Gemeinsame, gründliche Analyse des Konfliktes unter Mitwirkung der Konfliktparteien 
Der Individualität und Vielschichtigkeit von Konflikten (Jeder Konflikt ist anders!) kann nur durch entsprechende, 
gründliche Analyse begegnet werden. Dabei ist entscheidend, dass die Konfliktparteien hierbei unmittelbar mitwir-
ken, nur sie alleine wissen, „wo der Schuh drückt“. 
 
Konfliktmanagement durch eine neutrale, kompetente „dritte Person“ 
Institutionelle Einrichtungen und soziale Rollen wie Vermittler, Schlichter oder Schiedsrichter, die als neutrale, kom-
petente und von den streitenden Parteien akzeptierte, „dritte Personen“ Patt-Situationen auflösen, können bei der 
erfolgreichen Konfliktintegration eine wichtige Rolle spielen. Durch ihre Neutralität und ihren Abstand zum Gesche-
hen können diese neuen Wege aufzeigen und zu konstruktiv-produktivem, kreativem Handeln ermuntern. In nut-
zungsgemischten Quartieren können beispielsweise Stadtteilmoderatoren oder Stadtteilbüros solche Funktionen 
übernehmen. 
 
 Multioptionale / multifunktionale „behaviour settings“, die Alternativen zulassen 
Wie bereits oben dargestellt, haben multioptionale, multifunktionale „behaviour settings“ gegenüber starren, mono-
funktionalen hinsichtlich zu lösender Konflikte klare „Standortvorteile“. Flexible Raumstrukturen, die Alternativen 
zulassen, können während eines gemeinsamen Konfliktregelungsprozesses leichter „umgebaut“ bzw. uminterpretiert 
werden, so dass neue, bessere Raumangebote entstehen, die alle Beteiligten zufrieden stellen. [„Stabilität durch 
Flexibilität.“] 
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Kommunikative Räume, die Rückzug ermöglichen und Aufeinanderzugehen anbieten 
Öffentliche Räume in nutzungsgemischten Quartieren sind erheblichem Nutzungsdruck durch die unterschiedlichs-
ten Nutzergruppen (Bewohner unterschiedlichen Alters, Gewerbetreibende, Freizeit- und Erholungssuchende, Ein-
käufer...) ausgesetzt und erfordern ein großes Maß an Abstimmung und Kommunikation untereinander. Kommunika-
tion und gegenseitiges Aufeinanderzugehen kann aber nur freiwillig entstehen. Infolgedessen muss der öffentliche 
Raum auch Rückzugsmöglichkeiten und Nischen für die unterschiedlichen Nutzergruppen und Freiräume ausrei-
chender Größe anbieten, in denen man noch einander ausweichen und Annäherung schrittweise erfolgen kann, 
 
Kooperative Entscheidungsprozesse 
Im Gegensatz zu konkurrierenden bringen kooperative Entscheidungsprozesse keine Verlierer hervor. Win-Win-
Situationen bringen allen Beteiligten neue Vorteile. 
 
Aktive Mitarbeit aller Beteiligten an der Konfliktlösung - Konfliktbeteiligte zu Akteuren machen!  
Die „subjektive Konstruktion“ raumbezogener Konflikte macht die aktive Mitarbeit aller Akteure bei der Konfliktlösung 
unumgänglich. Echte Kooperation macht Beteiligte zu Akteuren - vom zu beteiligenden Objekt zum agierenden, 
gestaltenden Subjekt.  
 
Institutionalisierung und Regelung eines Konfliktes 
Die liberalistische Konflikttheorie verneint sowohl die vollkommene Konfliktvermeidung als auch dessen vollkomme-
ne Lösung. Stattdessen schlägt sie zwei Dinge vor: einmal die Errichtung von Institutionen, die den gegensätzlichen 
Gruppen verbindliche Formen des Ausdrucks bieten, und zum anderen die Entwicklung von „Spielregeln“, an die 
sich die Konfliktparteien halten können, ohne dass eine von ihnen dadurch bevorzugt oder benachteiligt wird. Auch 
wenn Konflikte dadurch nicht vollkommen aufgehoben oder gar gegen Null reduziert werden, so werden sie doch 
besser kontrollierbar und können in konstruktiv-produktive Bahnen gelenkt werden.  
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Welche formellen und informellen Maßnahmen und Strategien existieren zum Umgang mit Konflikten in 
nutzungsgemischten Quartieren? 
Formelle Maßnahmen und Strategien 
 
 Allgemeines Städtebaurecht [§ 1 bis § 135 c BauGB, BauNVO] 
- Anwendung der Gebietstypen und Festsetzungsmöglichkeiten der BauNVO: 
Für feinkörnige Mischung werden MI und MK bevorzugt, für grobkörnige Nutzungsmischung wird eine Glie-
derung durch WA, GE, MI oder SO bevorzugt 
- Planungsrechtliche Festsetzungsinstrumente für die Immissionsschutzvorsorge  
in der Bauleitplanung 
 Einhalten von Mindestabständen [z.B. gemäß Abstandserlass Nordrhein-Westfalen] / 
Schutzmaßnahmen bei nicht ausreichenden Abständen 
 Gliederung von Baugebieten [§ 1(4) BauNVO, sog. „horizontale“ Gliederung] 
 Ausschluss weniger verträglicher Arten der baulichen Nutzung oder deren Umwandlung in Ausnahmen 
[§ 1(5) BauNVO] 
 Ausschluss von Ausnahmen od. d. Umwandlung in allgem. zul. Nutzg. [§ 1(6) BauNVO] 
 Ausschluss od. Einschränkung von Anlagen als Unterart einer Nutzung [§1(9) BauNVO] 
 „Vertikale“ Gliederung von Nutzungen [§ 1(7) BauNVO] 
 Die Gemengelagenregelung des § 1(10) BauNVO [sog. „Fremdkörper-Festsetzung“] 
 Der vorhabenbezogene Bebauungsplan [Vorhaben- u. Erschließungsplan, § 12 BauGB] 
 Gebiete mit Ausschluss / Beschränkung der Verwendung luftverunreinigender Stoffe  
[§ 9(1) Nr. 23 BauGB] 
 Freizuhaltende Schutzflächen, Flächen für Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen sowie bauliche und sonstige technische Vorkehrungen zum Schutz vor solchen 
Einwirkungen oder zur Vermeidung oder Minderung solcher Einwirkungen (§ 9 (1) Nr. 24 BauGB) 
 Stellung und Höhe von Baukörpern als Schutz- bzw. Abschirmungsmaßnahmen, Bauweise (§ 9 (1) Nr. 
2 BauGB, § 16 (2) Nr. 3 und 4, § 22 BauNVO) 
 „Wenn-dann-Verknüpfung“ in § 9(2) [BauGB-Novelle 2004] 
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 Besonderes Städtebaurecht [§ 136 bis § 191 BauGB] 
ergänzende Instrumente, die die Umsetzung von Nutzungsmischung fördern:  
- auf städtischen Brachflächen und für Stadterweiterungen ermöglicht die städtebauliche Entwicklungs-
 maßnahme ein kommunales Flächenmanagement und eine gezielte Einflussnahme auf die  
anzusiedelnden Nutzer 
- in Bestandsgebieten offeriert die städtebauliche Sanierungsmaßnahme insbesondere mit dem 
Instrument des sanierungsrechtlichen Genehmigungsvorbehalts gute Voraussetzungen, 
Mischungsziele planerisch zu sichern. 
- zusätzlich bietet das Instrument der Stadtumbaumaßnahme genügend Möglichkeiten an, neben stadt-
räumlichen und sozialen Zielen, auch das Ziel der Nutzungsmischung umzusetzen und erfolgreich zu be-
gleiten. 
 
 Baunebenrecht 
Unterschiedliche Fachgesetze und Richtlinien geben der Planung notwendige Orientierung. Sie definieren 
Grenzwerte und beschreiben kritische Situationen, die wiederum Handlungsnotwendigkeiten zur Folge haben. 
 
 Verträge 
Im Umsetzungsprozess von geplanter Nutzungsmischung sind öffentliche oder privatrechtliche Verträge von 
großer Bedeutung für die Sicherung der Planungsziele. Darüber hinaus können Verträge dazu beitragen, dass 
die zwangsläufig zwischen unterschiedlichen Nutzergruppen auftretenden Konflikte besser in den Griff zu be-
kommen sind. 
Informelle Maßnahmen und Strategien 
 Informelle Planungsinstrumente [Wettbewerbe, Kooperative Planungsverfahren, Rahmenplanung] 
 Frühzeitige Information und Beratung 
 Offene Kommunikation zwischen den Beteiligten – Foren des gegenseitigen Austauschs 
 Vermittlung / Moderation 
 Kooperation und Partizipation 
Vielfältige Beteiligungsformen aller beteiligten Akteure (Bürgersprechstunden, Bürgerbeteiligungen von runden 
Tischen bis hin zu konkreten Umsetzungen, Baugemeinschaften (Konflikte werden von Anfang an integriert) 
 Regelung / Organisation 
 Weitere informelle Strategien 
Einbezug spezieller Fachleute bzw. –institutionen, gezielte Vermarktung von Nutzungsmischung gegenüber 
Trägern und Betreibern, allgemeine Öffentlichkeitsarbeit, regelmäßige Erfolgs- und Qualitätskontrolle 
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Abschnitt C – Empirische Untersuchung ehemaliger ExWoSt-Modellprojekte zum 
Thema „Nutzungsmischung im Städtebau“ 
 
Nachdem in Teil B dieser Arbeit die Entstehung und 
Entwicklung potentieller Konflikte in nutzungsge-
mischten Quartieren theoretisch untersucht und 
anhand eines typologischen Modells systematisch 
erfasst worden ist, sollen diese begründeten Hypo-
thesen nun an der Praxis überprüft werden. Anhand 
qualitativer Interviews wurden ausgewählte Schlüs-
selpersonen dreier Modellprojekte nach tatsächli-
chen Konflikten und deren Entstehung und Entwick-
lungsdynamik befragt. Dabei sollte auch deutlich 
werden, welche Konflikte „hausgemacht“ sind [z.B. 
durch Fehlplanung] und welche zwangsläufig in 
nutzungsgemischten Quartieren vorkommen, und 
wie selbstverständlich mit dazu gehören [vermeid-
bare und unvermeidbare Konflikte]. Genauso ent-
scheidend war dabei, welche potentiellen Konflikte 
nicht zustande gekommen sind, bzw. warum diese 
nicht entstanden sind. 
 
10. Methodik der empirischen Untersuchung – 
Durchführung qualitativer Interviews 
 
Für die empirische Untersuchung der Fallbeispiele 
wurde die Methode des qualitativen, leitfadenge-
stützten Interviews von Schlüsselpersonen gewählt. 
Dabei wurden unmittelbare Aussagen der Ge-
sprächspartner ebenso ausgewertet wie die von den 
Befragten ausgehändigten Materialien [Broschüren 
oder Pläne]. „Interview“ kommt ursprünglich von 
„entrevue“ [französisch], das „verabredete Zusam-
menkunft“ bzw. sich „kurz begegnen“ bedeutet. Das 
davon abgeleitete anglo-amerikanische Wort „Inter-
view“ konnte sich im Laufe des 20. Jahrhunderts 
auch im deutschen Sprachraum durchsetzen. Ein 
Interview ist eine gezielt herbeigeführte Gesprächs-
situation, die in der Regel durch eine Asymmetrie 
gekennzeichnet ist. Dies bedeutet, der Interviewer 
stellt die Fragen, der Befragte antwortet und hat 
keine Gelegenheit, Gegenfragen zu äußern [vgl. 
Fronhoff 1999]. Die bekannteste Form des Inter-
views ist das journalistische Interview, zum Zwecke 
der publizistischen Verwertung. In der qualitativen 
Sozialforschung wird das Interview als "ein planmä-
ßiges Vorgehen mit wissenschaftlicher Zielsetzung 
(gesehen), bei dem die Versuchsperson durch eine 
Reihe gezielter Fragen oder mitgeteilter Stimuli zu 
verbalen Informationen veranlasst werden soll". 
[Scheuch 1973 in Bredenkamp et al. 1983, S. 302f.] 
 
10.1  Das qualitative Interview in der empiri-
schen Sozialforschung 
 
Die Methodik, die in der vorliegenden Arbeit ange-
wandt wird, beruht auf der empirischen, qualitativen 
Sozialforschung. Wir haben in Abschnitt B, Kapitel 
3.1. bereits dargestellt, dass die Wirklichkeit räumli-
cher Konflikte ein konstruktivistisches Grundver-
ständnis von Raum und Handlung im Raum erfor-
dert. Diese Wirklichkeit räumlicher Konflikte ist in 
erster Linie immer eine soziale, subjektiv konstruier-
te Wirklichkeit. Die qualitative Sozialforschung geht 
davon aus, dass diese „soziale Wirklichkeit (…) 
zureichend nur als sinnhaft durch Kommunikation 
und Interaktion der Menschen konstituiertes Gebilde 
begriffen werden (kann); und sie kann nur auf dem 
Wege der Rekonstruktion kollektiver Deutungsmus-
ter verstanden werden.“ [Flick et al. 1995, S. 7] 
 
Die „aus der qualitativen Forschungstradition stam-
mende Kritik an der einseitig experimentell-
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quantitativ verfahrenden Forschung“ hat gezeigt, 
dass die „Zerteilung des Subjekts in einzelne Ver-
haltenssegmente zur realitätsfernen und damit auch 
für praktische Zwecke illusionsfördernden Konstruk-
tion eines ‚Reaktionsdeppen’ führt. Dieses Bild der 
Individuen als Reaktionsautomaten und der Gesell-
schaft als Summe individueller Verhaltensweisen 
weist mit dem konkreten Handeln der Menschen in 
der Alltagswelt nur noch sehr wenige Gemeinsam-
keiten auf.“ [Flick et al. 1995, S.7f.] Durch die „Be-
obachtung von Verhalten im ökologischen Kontext 
und seine Interpretation durch die Akteure („Trian-
gulation“)“ [ebenda] wirkt die qualitative Sozialfor-
schung diesem Missstand entgegen. 
 
Heute versteht sich die qualitative Sozialforschung 
als Alternative und/oder Ergänzung zu der etablier-
ten "quantitativen", standardisierten und zumeist auf 
Verfahren der Statistik zurückgreifenden Sozialfor-
schung. Dabei ist wesentliches Merkmal der Quali-
tativen Sozialforschung, das Prinzip der Offenheit: 
Dieses Prinzip besagt, dass im Allgemeinen der 
"Zugang" zum Thema, zu den Untersuchungsper-
sonen und auch zu den Daten möglichst wenig 
Vorentscheidungen enthalten sollte. Eine qualitative 
Untersuchung dient der „prozessualen Hypothesen-
generierung auf Basis dessen, was die Daten im 
Verlauf der Untersuchung zutage gebracht haben“ 
[Lamnek 1995 / Glaser & Strauss 1967, in: Dabi-
ri/Helten 1998, S. 48]. Die Vorteile des qualitativen 
Interviews kommen dort zur Geltung, wo wir uns 
nicht für Häufigkeiten, sondern für eine inhaltliche 
Phänomenanalyse interessieren. Dies ist insbeson-
dere dann relevant, wenn es um die Aufdeckung 
komplexer Strukturen in Bezug auf hochgradig sub-
jektive, emotional stark besetzte Gegenstände geht, 
bei denen womöglich noch widersprüchliche bzw. 
ambivalente Aussagen zu erwarten sind. [vgl. hierzu 
Kleining 1995, in: Flick et al. 1995, S. 11 ff.] In Be-
zug auf die vorliegende Arbeit kann daher nur eine 
qualitative Untersuchung der Frage nach der Ent-
stehung und Entwicklung von Konflikten gerecht 
werden, da Konflikte zweifelsohne emotional stark 
besetzt und stets von subjektiver Natur sind. 
 
10.2 Formen des qualitativen Interviews 
 
Die Bezeichnung 'qualitatives Interview' stellt den 
Oberbegriff für verschiedene, in der Sozialforschung 
angewandte Befragungsmethoden dar, die in der 
Literatur nach dem Grad ihrer Strukturierung in das 
standardisierte, das halbstandardisierte und das 
unstrukturierte Interview unterschieden werden [vgl. 
Fronhoff 1999]. 
 
Das halb- oder teilstandardisierte Interview wird 
auch als Leitfaden-Interview bezeichnet. „Entschei-
dend für die Abgrenzung zu standardisierten Inter-
views ist, dass es im (teilstandardisierten) Interview 
keine Antwortvorgaben gibt und dass die Befragten 
ihre Ansichten und Erfahrungen frei artikulieren 
können.“ [Hopf 1995 in Flick et al. 1995, S. 177]. Ein 
Gesprächsleitfaden dient lediglich der Orientierung, 
muss jedoch nicht sklavisch abgearbeitet werden.  
 
Eine Variante des Leitfaden-Interviews ist das prob-
lemzentrierte Leitfaden-Interview. Damit bezeichnet 
Witzel [1982] „eine Interview-Variante, die eine sehr 
lockere Bindung an einen knappen, der themati-
schen Orientierung dienenden Leitfaden mit dem 
Versuch verbindet, den Befragten sehr weitgehende 
Artikulationschancen einzuräumen und sie zu freien 
Erzählungen anzuregen.“ [Hopf 1995 in Flick et al. 
1995, S. 178]. Der Leitfaden ist dabei behilflich, das 
vergleichsweise freie Gespräch immer wieder auf 
die zentralen Problem- und Fragestellungen des 
Interviews zurückzuführen. 
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Für die im Rahmen der vorliegende Arbeit zu füh-
renden Gespräche ist es zum einen erforderlich, 
den Befragten ausreichend Raum für die persönli-
chen Erfahrungen beim Auftreten und im Umgang 
mit Konflikten zu lassen. Zum anderen ist es Ziel, 
die Aussagen der Befragten untereinander und 
miteinander zu vergleichen, so dass eine gewisse 
Strukturierung der Fragen notwendig ist.  
 
Vor diesem Hintergrund wurden im Rahmen der 
vorliegenden Arbeit problemzentrierte Leitfaden-
Interviews durchgeführt. Dabei war der Leitfaden 
behilflich, die Gespräche immer wieder zurückzu-
führen zur zentralen Problemstellung der Entste-
hung und Entwicklung von Konflikten in nutzungs-
gemischten Quartieren. Trotzdem wurde der Leitfa-
den in Abhängigkeit vom Interviewverlauf möglichst 
flexibel gehandhabt und nicht zum Anlass genom-
men, die verschiedenen Themen der Reihe nach 
„abzuhaken [keine „Leitfadenbürokratie“, vgl. Hopf 
1978]. Stattdessen geht es darum, für die Perspek-
tive der befragten Person, sowie für Neues oder gar 
Ungereimtheiten offen zu sein. 
 
Im halbstandardisierten Interview können von Zeit 
zu Zeit Äußerungen der Befragten [auch früher 
Befragter] zusammengefasst oder als These wieder 
aufgegriffen und dabei nachfragt werden, ob die 
Interviewten dies so gemeint haben bzw. ob man 
sie mit dieser oder jener Zusammenfassung richtig 
interpretiert hat. Wichtig hierbei ist allerdings, dass 
man suggestive Fragen vermeidet, die den Befrag-
ten von Anfang an in eine bestimmte Richtung 
drängen. Vor diesem Hintergrund war es Ziel der 
Gespräche, im ersten Schritt auch offen gegenüber 
Interpretationen der Befragten zu sein, um dann erst 
im zweiten Schritt nochmals zu erläutern, wohin 
genau die Fragestellung zielt. 
 
10.3 Aufbau eines Gesprächs-Leitfadens 
 
Während ein klassischer Fragebogen ausschließlich 
aus geschlossenen Fragen besteht, die keine Struk-
turierung durch die Informanten erlauben und eine 
hohe Strukturierung durch die Interviewenden erfor-
dern, bewirken dagegen leitfadengesteuerte Inter-
views auf beiden Seiten eine mittlere Strukturie-
rungsqualität.  
 
Ein Gesprächsleitfaden strukturiert den möglichen 
Gesprächsverlauf anhand unterschiedlicher Frage-
stellungen. Einerseits sollen die Fragen sicherstel-
len, dass bestimmte Themenbereiche bzw. zentrale 
Problemstellungen angesprochen werden. Anderer-
seits sollen die Fragen jedoch so offen formuliert 
werden, dass die Gesprächspartner zu eigenen 
Erzählungen motiviert werden und die „narrativen 
Potenziale des Informanten“ nutzbar werden kön-
nen. [vgl. Hopf 1978] Daher sollte der Interview-
Leitfaden nicht zu umfangreich sein, sondern ledig-
lich sicherstellen, dass interessante Aspekte auch 
wirklich angesprochen werden. Gleichzeitig werden 
durch den gemeinsamen Gesprächsleitfaden die 
unterschiedlichen Interviews miteinander vergleich-
bar. Voraussetzung für einen guten Leitfaden sind 
gute Kenntnisse der Thematik und des konkreten 
Untersuchungsraums, so dass sich die Leitfragen 
an den vorher als relevant ermittelten Themenkom-
plexen orientieren können. Während des Gesprächs 
erfolgt die Leitfaden-Handhabung flexibel, so dass 
die Möglichkeit einer Schwerpunktsetzung oder 
auch Abweichung innerhalb des thematischen 
Rahmens durch die Interviewpartner offen bleibt. 
Dabei hat der Leitfaden insgesamt eher die Funkti-
on einer Gedächtnisstütze und eines Orientierungs-
rahmens innerhalb der allgemeinen Sondierung. 
Somit dient der Leitfaden als Gerüst für die Daten-
erhebung mit ausreichend Spielraum für neue The-
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men oder Fragestellungen innerhalb des Ge-
sprächs.113  
  
Der Aufbau eines Leitfadens sieht im Allgemeinen 
folgendermaßen aus: Am Anfang steht eine Ein-
stiegsfrage zur Klärung des thematischen Hinter-
grunds und des Anliegens des Interviews. Gleich-
zeitig wird die befragte Person in das Gespräch 
eingeführt. Im Anschluss daran werden mehrere 
Hauptfragen, die nach Themenbereichen geordnet 
sind, angesprochen. Detaillierungsfragen gehen 
schließlich den Dingen ausführlicher auf den Grund. 
Sie ermöglichen eine genauere Beschreibung der 
Hintergründe und Rahmenbedingungen sowie der 
Stimmungen, Gedanken, Gefühle, Vorstellungen 
und Einstellungen. Die Detaillierungsfragen helfen 
dabei, das Gesagte besser nachvollziehen zu kön-
nen und in der späteren Auswertung Einzelantwor-
ten besser in den Gesamtzusammenhang einzu-
ordnen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
113 vgl. hierzu Marotzki 2003 
10.4  Auswahl von Schlüsselpersonen 
 
Die qualitativen Interviews im Rahmen der vorlie-
genden Arbeit wurden mit ausgewählten Schlüssel-
personen geführt.  Als Schlüsselpersonen gelten 
Personen, die entweder aufgrund ihrer Position oder 
ihrer langjährigen Erfahrung über einen guten Über-
blick über das Projekt verfügen. Gleichzeitig wurde 
darauf geachtet, dass durch die Auswahl der Ge-
sprächspartner unterschiedliche Perspektiven auf 
die Thematik erfasst werden [Perspektive der Pla-
ner, Bewohnerperspektive, Gewerbetreibenden...]. 
Insgesamt wurden im Rahmen der drei Untersu-
chungsstandorte ca. 30 Gespräche mit ausgewähl-
ten Interviewpartnern geführt [jeweils 1bis 1,5-
stündige Gespräche]. 
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Tübingen-Südstadt 
 
(1) Herr S.   Handwerksbetrieb [Nabendynamo] und Bewohner 
(2)  Herr S.   Inhaber Schreinerei und Bewohner 
(3) Frau W.   Stadtsanierungsamt Tübingen 
(4) Herr S.   Stadtsanierungsamt Tübingen 
(5)  Herr S.   Architekt, Bewohner und Berater von Baugemeinschaften 
(6)  Herr W.   Architekt, Bewohner und Berater von Baugemeinschaften 
(7)  Herr M.   Landschaftsarchitekt und Bewohner 
(8)  Frau B.   Inhaberin Weinladen 
(9)  Frau E.   Bewohnerin und Vertreterin einer Bewohnerinitiative 
(10)  Herr G.   Restaurantbesitzer und Bewohner 
(11)  Herr S.   Gast des Restaurants und Veranstalter in Tübingen 
(12)  Herr B.   Wohnungsbauunternehmen GWG Tübingen 
Essen-Weststadt 
 
(1)  Herr K.   LEG Standort- und Projektentwicklung Essen GmbH, Essen 
(2)  Herr O.   Essener Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH, Essen 
(3)  Herr Z.    Geschäftsführer Seniorenresidenz  
(4)  Herr G.    Zentrum für Türkeistudien 
(5)  Frau F.    Veranstaltungszentrum Weststadt-Halle 
(6)  Frau K.    Geschäftsführerin Hotel 
(7)  Herr V.    Geschäftsführer Musikschule 
(8)  Frau S.   Mitarbeiterin Projektentwicklungsbüro 
(9)  Herr N.    Geschäftsinhaber Curry-Wurst-Bude 
(10)  Herr W.    Inhaber Möbelgeschäft 
Berliner Altbau-Quartier Komponistenviertel 
 
(1)  Frau R.   Mitarbeiterin Stadtplanungsbüro complan GmbH  
(2)  Herr S.   Inhaber Schreinerei A 
(3)  Herr W.   Inhaber Schreinerei B 
(4)  Herr H.    Inhaber Gasthaus Alte Fleischerei 
(5)  Frau T.   Inhaberin Zahntechnik-Praxis 
(6)  Herr B.    Mitarbeiter Mieterberatung SPAS 
(7)  Frau S.    Inhaberin Werkstatt Frauen im Bauhandwerk 
(8)  Frau S.    Leiterin der Betroffenenvertretung Komponistenviertel  
(9)  Frau N.    Bewohnerin 
(10)  Frau C.   Bewohnerin 
(11)  Herr P.   Bewohner 
(12)  Frau W.    Historikerin 
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10.5 Gesprächsleitfaden für die qualitativen  
Interviews zur Entstehung und Entwick- 
lung von Konflikten in nutzungsge- 
mischten Quartieren 
 
Die im Rahmen der vorliegenden Arbeit durchge-
führten Interviews nahmen in etwa 1 – 1,5 Stunden 
pro Gesprächspartner in Anspruch. Dabei orientier-
ten sich die Gespräche an folgendem Leitfaden: 
 
1) Einführung – Anlass des Gesprächs 
Dabei wurde nach einer persönlichen Begrüßung 
und Vorstellung kurz das Thema der vorliegenden 
Dissertation erläutert, ohne etwaige Thesen oder 
Annahmen bereits vorweg zu nehmen. 
 
2) Kurze Vorstellung des Gesprächspartners 
Im Anschluss daran wurde der Gesprächspartner 
gebeten, sich ebenfalls kurz vorzustellen, und dabei 
insbesondere zu erwähnen, welche Funktionen [z.B. 
Gewerbetreibender, Bewohner etc.] dieser seit 
wann im Quartier wahrnimmt. 
 
3) Welche Konflikte sind aus Ihrer Sicht im  
Quartier aufgetreten? 
Der Gesprächspartner darum gebeten, von sich aus 
den Konfliktbegriff zu interpretieren, indem dieser 
unvorbereitet beschreiben sollte, welche Konflikte 
aus seiner Sicht im Viertel aufgetreten sind. 
Anschließend wurde dann von meiner Sicht der 
Konfliktbegriff entsprechend der vorliegenden Arbeit 
definiert und anschließend nochmals nachgefragt:  
Welche Konflikte dieser Art haben Sie in Tübingen 
kennen gelernt? 
An welchen sind Sie selbst beteiligt gewesen? 
Welche haben Sie beobachtet? 
Von welchen haben Sie gehört? 
4) Beschreibung der aufgetretenen Konflikte 
Im Anschluss daran wurde nochmals genauer 
nachgefragt und der Befragte sollte die genannten 
Konflikte entsprechend der im Rahmen dieser Arbeit 
definierten Typologie genauer beschreiben und 
anschließend genauer auf die Entstehung und Ent-
wicklung der Konflikte eingehen. 
 
a) Welche Streitgegenstände kamen vor? 
- Störungen [Lärm/ Geruch/Optik 
(Licht, Dunkel, Blendeffekte…) 
-   Raumkonkurrenzen 
-  unterschiedliche Bewertungen / Einstellungen 
-  ökonomische Verdrängungsprozesse 
Dabei sollte auch darauf eingegangen werden, 
welche [Handlungs-]Optionen die Beteiligten hatten, 
bzw. hätten haben können. Das heißt, welche Mög-
lichkeiten gab es für die Beteiligten zu reagieren? 
 
b) Welche Beteiligten gab es in dem Konflikt? 
Zwischen welchen Akteuren spielt sich der Konflikt 
ab? 
-   primäre Akteure  
Bewohner: Mieter, Eigentümer / externe Vermieter 
Arbeitende: emittierende Gewerbe / nicht emittie-
rende Gewerbe / große und kleine  Betriebe /  
tagsaktive und nachtaktive… / Kulturbetriebe… 
-  sekundäre Akteure 
Vermittler / Moderatoren / Planer / Stadtteilmanager 
Wer ist in welcher Weise beteiligt?  
Wem entstehen aus dem Konflikt welche  
Schwierigkeiten, welcher Schaden oder Nutzen? 
Welchen individuellen und sozialen  
Bedingungen unterliegen die Akteure?  
Wie sind Beziehungen und Verhältnisse  
zwischen den Akteuren beschaffen?  
Welche Koalitionen gibt es?  
Inwiefern prägt die „soziale Arena“ des Konflikts die 
Handlungen der Personen? 
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c) Beschreibung des Konfliktverlaufs 
- [Ausgangs]Situation – Wie und in welchen 
Situationen kam es zum Konflikt?  
- Häufigkeit – Wie oft kam es zu dem Konflikt? 
- Stil, Intensität – Wie heftig war der Konflikt? Hat 
er sich zugespitzt? ist er eskaliert? 
       Wenn ja, wodurch? 
- Zeitlicher Verlauf – Wann kam es zum Konflikt? 
Wie ist der Konflikt zeitlich verlaufen? 
[Planungs- / Umsetzungs- / Alltagsphase] 
evtl. nochmals zusammenfassende  
Nachfragen: Wieso kam es zum Konflikt?  
Was waren die Gründe des Konfliktes? 
 
5) Genaueres Nachfragen –  
Den Konflikten weiter auf den Grund gehen 
Nach der ausführlicheren Beschreibung wurden 
weiter konkretisierende Nachfragen gestellt, um der 
Entstehung und Entwicklung von Konflikten noch-
mals genauer auf den zu Grund gehen und etwaige 
Abhängigkeiten zur Art und Weise der Auseinan-
dersetzung bzw. des Umgangs damit herauszuar-
beiten: 
 
a) Wäre der Konflikt Ihrer Meinung nach ver-
meidbar gewesen? Wenn ja, wodurch? 
 
b) Wie wurde mit den einmal aufgetretenen Kon-
flikten umgegangen? 
[Methoden, Maßnahmen, Strategien, bestimmte 
Verhaltensweisen…] 
 
c) Wie haben sich die Konflikte weiter entwi-
ckelt? Was war Ergebnis des Konfliktes? 
 
d) Hing der Verlauf des Konfliktes ihrer Erfah-
rung nach vom Umgang damit ab? 
 
e) Von welchen Rahmenbedingungen kann der 
Verlauf von Konflikten noch abhängen? 
[z.B. best. Raumstrukturen (behaviour settings)] 
 
6) Zusammenfassendes Fazit – Resumé 
Abschließend wurden im Rahmen der Gespräche 
nochmals zusammenfassend einige Fragen gestellt, 
die in einer Art Zusammenschau der Problematik 
nochmals grundsätzliche Aussagen hervorbringen 
sollten. 
 
a) Wie bewerten Sie generell das Auftreten der 
besprochenen Art von Konflikten?  
Verweist das auf Probleme im Planungsprozess/ 
der Nutzungsmischung selbst? Denken Sie, dass 
Konflikte zum Alltag in der Stadt gehören?… 
 
b) Welche aus Ihrer Sicht zu erwartenden Kon-
flikte sind nicht aufgetreten? Wieso nicht ? 
 
c) Abschluss und evtl. Zusammenfassung 
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11. Untersuchungsraum –  
 drei ausgewählte Stadtquartiere 
 
In den ExWoSt-Modellvorhaben wird die Mischung 
von Funktionen sehr unterschiedlich verstanden und 
vielfältige Konzepte und Strategien kommen zur 
Anwendung: „Angestrebt werden sowohl grobkörni-
ge Mischungen auf Block- und Quartiersebene als 
auch feinkörnige Mischungen auf der Parzelle oder 
im Gebäude.“ [BBR 2000, S. 9] 
 
Im Rahmen des ExWoSt-Forschungsvorhabens 
werden drei Gebietskulissen differenziert: 
 
Die erste Gruppe von Modellprojekten umfasst 
Bestandsquartiere mit bereits vorhandener, fein-
körniger Mischung von Wohnen und Arbeiten. Diese 
historisch gewachsenen Stadtteile „bieten insbe-
sondere kleinen und mittleren Betrieben sowie Exis-
tenzgründern gute Standortbedingungen, und sie 
bleiben ein wichtiger Wohnungsteilmarkt.“ [ebenda, 
S. 10] Sie stehen für lebendige Nutzungsmischung 
im Alltag mit gutem Versorgungsangebot für die 
Bewohnerschaft. Durch ökonomische Entwicklun-
gen, wie z.B. Großbetriebe, betriebliche Konzentra-
tionsprozesse oder Filialisierung werden die traditi-
onellen, feinkörnigen Mischungen jedoch zuneh-
mend bedroht. Aus der Untersuchung der ExWoSt-
Modellvorhaben wird jedoch deutlich, dass gemisch-
te Bestandsquartiere „durch den Einsatz planungs-
rechtlicher Instrumente, durch Information und Bera-
tung stabilisiert und modernisiert werden können.“ 
[ebenda, S. 11]  
 
Eine weitere Gruppe umfasst innenstadtnahe Bra-
chen, die ebenfalls gute Voraussetzungen für die 
Entwicklung neuer Nutzungsmischung bieten. „Ihre 
Lage macht sie für viele verschiedene Nutzer attrak-
tiv. Für kommerzielle Nutzungen gibt es in der 
Nachbarschaft oder auf der Brachfläche selbst bau-
liche und funktionale Anknüpfungspunkte für eine 
Profilierung, die Nutzungsmischung auch hier wirt-
schaftlich attraktiv macht.“ [ebenda] Planung kann 
dazu beitragen, unnötige Nutzungskonflikte zu ver-
meiden. 
 
Schwieriger verhält es sich jedoch bei der Entwick-
lung neuer Siedlungen am Stadtrand. „Erweite-
rungsgebiete werden vorrangig als Wohngebiete 
oder als Gewerbestandorte entwickelt und vermark-
tet.“ [ebenda] Die starke Ausrichtung an einer 
Hauptfunktion erschwert die Ansiedlung anderer 
Nutzungen. Im Vordergrund steht die „Vermeidung 
von Störungen“. Hinzu kommt, dass „die für Versor-
gungseinrichtungen notwendige Größe“ [ebenda] 
der Siedlungserweiterungen nur selten erreicht wird 
und die Konkurrenz naher Großeinrichtungen ein 
großes Problem für neue Betriebe darstellt. 
 
Im Rahmen der vorliegenden Arbeit wurden aus den 
beiden erst genannten Quartiersgruppen drei ge-
eignete Stadtteile ausgewählt: das gründerzeitliche 
Bestandsquartier „Berlin-Komponistenviertel“ und 
die beiden innerstädtischen Brachflächenentwick-
lungen „Essen-Weststadt“ und „Tübingen-Südstadt“. 
Die Essener Weststadt ist hauptsächlich von mittel-
körnigem Mischungsgrad [Nutzungsmischung auf 
Blockebene], während das Berliner Komponisten-
viertel und die Tübinger Südstadt zu großen Teilen 
feinkörnig [auf Parzellenebene] gemischt sind. Alle 
drei ausgewählten Stadtquartiere sind heute soweit 
abgeschlossen, dass sich der gelebte Alltag in die-
sen Gebieten gut untersuchen lässt. Dabei ist es vor 
dem Hintergrund der vorliegenden Arbeit von be-
sonderem Interesse, welche Konfliktarten tatsäch-
lich in nutzungsgemischten Quartieren vorkommen, 
wie diese zustande kommen und auf welche Art und 
Weise sich diese Konflikte weiterentwickeln.  
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11.1   Berlin - Komponistenviertel  
 
 Projektdaten [vgl.  BBR 2000, S. 103 ff.] 
 
ExWoSt-
Themenschwerpunkt 
Nutzungsmischung im Bestand 
Entwicklungsziel 
 
Stabilisierung und Weiterentwicklung feinkörniger Nutzungsmischung, 
Aufwertung des Wohnungsbestands 
Ausgangssituation 
 
historisch gewachsenes Gründerzeitquartier mit heterogenen Bebauungsstrukturen und 
feinkörniger Nutzungsmischung, 
Beginn von Entmischung, Filialisierung, Verdrängung von Wohnnutzungen, Ladenge-
werbe und traditionellem Handwerk 
Größe 
 
ca. 40 ha 
Zielformulierung 
Wohnen 
[Prognose 1996] 
Modernisierung der ca. 3.800 vorhandenen Wohnungen, 
darüber hinaus Potential für ca. 1.000 Neubauwohnungen 
Zielformulierung 
Arbeiten 
[Prognose 1996] 
Erhalt und Weiterentwicklung der historisch gewachsenen, kleinteiligen Gewerbestruktur 
[ca. 2300 Arbeitsplätze] 
 
Städtebauliches 
Instrumentarium 
Städtebauliche Sanierungsmaßnahme, z.T. Bebauungspläne [WA] 
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 Lage im Raum / Historische Entwicklung 
 
Im Süden des Ortsteils Weißensee, zehn Straßen-
bahnminuten vom Alexanderplatz entfernt, liegt das 
Berliner Komponistenviertel. Ursprünglich hieß 
dieses Quartier „das Französische Viertel, weil die 
Straßen nach markanten Orten des siegreichen 
Feldzuges gegen Frankreich benannt worden waren 
oder nach Gebieten, die Frankreich nach dem Krieg 
von 1870/71 an Deutschland abtreten musste.“ 
[Püschel 1998, S. 33] Seit 1951 prägen jedoch 
Komponistennamen wie Chopin, Brahms, Puccini, 
Smetana oder Bizet das Straßenbild, wodurch das 
heutige Komponistenviertel sein Namen erhielt. 
 
Durch die hohen Reparationszahlungen, die das 
besiegte Frankreich an das Deutsche Reich zahlen 
musste, setzte ein starker wirtschaftlicher Auf-
schwung ein, der mit einer regen Bautätigkeit ein-
herging. Vor diesem Hintergrund ist im Übergangs-
bereich zwischen der dicht bebauten Innenstadt und 
dem Stadtrand das Berliner Komponistenviertel als 
typische, gründerzeitliche Vorstadt mit hoher Nut-
zungsmischung entstanden. [vgl. Bezirksamt Wei-
ßensee, Berlin 1999 / Zwickert et al. 1998] 
 
 
 Bebauungsstruktur 
 
Die Lage des Berliner Komponistenviertels zwi-
schen Innenstadt und Stadtrand bildet sich auch in 
dessen Bebauungsstruktur ab. Das Komponisten-
viertel ist eine typische Vorstadt der Gründerzeit mit 
sehr heterogener Bebauung. Dabei ist die „Bebau-
ungsdichte im Gebiet (…) weit geringer als in der 
Innenstadt, da hier sowohl 4-geschossig gründer-
zeitliche Bebauung als auch 1- bis 3-geschossige 
Vorstadthäuser das Gebiet prägen.“  
[www.stadtentwicklung.berlin.de,11.04.2011] 
Die wesentliche, verkehrliche und stadträumliche 
Verknüpfung der gründerzeitlichen Vorstadt mit der 
Berliner Innenstadt stellt die Berliner Allee dar, die 
mit der Entwicklung des Viertels angelegt worden 
ist. Noch heute besitzt diese Verkehrsache eine 
wichtige Funktion als Hauptgeschäftsstraße des 
Quartiers sowie als gesamtstädtische Ausfallstraße. 
Am nordöstlichen Ende des Komponistenviertels 
führt sie am Park am Weißen See vorbei, eine der 
schönsten Grünanlagen der Stadt. Den Mittelpunkt 
des Quartiers bildet der Antonplatz, der im Zuge der 
städtebaulichen Sanierungsmaßnahme neugestaltet 
worden ist und an dem wesentliche Verbindungs-
straßen des Viertels zusammenlaufen. 
[vgl. www.stadtentwicklung.berlin.de,11.04.2011] 
 
Am südlichen Rand des Quartiers liegt der von 
1876-80 angelegte, große Friedhof der Jüdischen 
Gemeinde. Hinzu kommen zahlreiche, weitere 
Denkmale innerhalb des Stadtteils, welche die 
ehemals wirtschaftliche Bedeutung des Komponis-
tenviertels belegen. Beispiele hierfür sind die ehe-
malige Gummifabrik in der Puccinistraße oder die 
ehemalige Stoffdruck- und später Schuhfabrik in der 
Gounodstraße. 
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 Nutzungsmischung im Quartier 
 
Das Viertel ist in großen Teilen durch eine für Grün-
derzeit-Vorstädte typische „feinkörnige Mischung 
von Wohn- und Gewerbeflächen auf Parzellen- und 
Blockebene sowie durch eine heterogene Bebauung 
geprägt.“ [BBR 2000, S. 103] Im Laufe der Zeit 
haben jedoch Entmischungstendenzen mit Ver-
drängung der Wohnnutzung sowie des ansässigen 
Ladengewerbes und traditionellen Handwerks ein-
gesetzt. 
 
Vor diesem Hintergrund war es Ziel des Modellvor-
habens „Berlin-Komponistenviertel“, vorhandene 
„Mischungsstrukturen zu erhalten bzw. weiterzu-
entwickeln.“ Hierzu sollten „Wohn- und Gewerbe-
räume umfassend instandgesetzt und modernisiert, 
wohnverträgliches Gewerbe zur Stärkung der 
Mischstruktur neu angesiedelt sowie Wohnungen 
und öffentliche Einrichtungen neu gebaut werden.“ 
[ebenda] Dabei lag die städtebauliche Herausforde-
rung in der Stabilisierung und Anpassung feinkörni-
ger Nutzungs- und Bebauungsstrukturen an verän-
derte Rahmenbedingungen und Anforderungen. Um 
diese Ziele zu erreichen, lagen die Handlungs-
schwerpunkte neben der Schaffung von qualitätvol-
lem Wohnraum vor allem in der „Sicherung und 
Qualifizierung von gewerblichen Standorten und der 
Beratung von Betriebseigentümern.“ [ebenda] 
 
Von 1994 bis 2010 wurde für das Berliner Kompo-
nistenviertel eine städtebauliche Sanierungsmaß-
nahme durchgeführt. Neben der privat finanzierten 
Erneuerung der Wohn- und Gewerbegebäude lag 
der Schwerpunkt der Sanierungsmaßnahmen „in 
der weiteren Verbesserung der Infrastruktur und der 
Aufwertung des öffentlichen Raumes durch die 
Neuanlage und Gestaltung öffentlicher Grünflächen, 
Spielplätze und der Straßenräume. Das Stadtteil-
zentrum Berliner Allee sollte für die Versorgung mit 
Einzelhandel und Dienstleistungen weiter entwickelt 
und gestärkt werden. Bei der weiteren Sanierung 
der Wohnsubstanz waren der Schutz der Bewohner 
vor Verdrängung, die Schaffung familiengerechten 
Wohnraums und die Verbesserung der Grün- und 
Freiflächenausstattung wichtige Ziele.“ 
 [www.stadtentwicklung.berlin.de, 11.04.2011] 
 
Mittlerweile ist das Komponistenviertel zu einem 
„beliebten Wohnort mit stetigem Bevölkerungs-
wachstum geworden. Das Wohnumfeld hat sich für 
Familien mit Kindern verbessert.“ [ebenda] So wur-
den seit Beginn der Sanierungsmaßnahme 2.266 
Wohnungen saniert und 1.087 Wohnungen neuge-
baut [davon 230 WE in Dachgeschossen]. [vgl. 
ebenda] Hinzu kommen einige Verbesserungen des 
Wohnumfelds und der sozialen Infrastruktur [z.B. 
Neubau von Sporthalle, Spielplätzen und Jugend-
einrichtungen]. 
 
Einige der ehemaligen Gewerbegebäude wurden 
zugunsten attraktiver Wohnkonzepte umgenutzt. So 
wurde aus der ehemaligen Gummifabrik in der Puc-
cinistraße nach deren Stilllegung in den 1990er 
Jahren das Wohnkonzept „Puccini Hofgärten“. Die 
denkmalgeschützten Fabrikgebäude wurden saniert 
und für Wohnzwecke umgenutzt. „Nach Abriss der 
desolaten Hallenbauten und Entsiegelung des Are-
als sind auf einigen Flächen (…) Eigentumswoh-
nungen in Form von Stadtvillen und Appartment-
häusern neu errichtet und großzügige Freiflächen 
angelegt worden. Auf zwei Drittel der Fläche befin-
den sich zahlreiche Privatgärten sowie zwei Hofgär-
ten.“ [ebenda] Auf diese Weise wird in städtischer 
Umgebung individuelles Wohnen mit eigenem Gar-
ten möglich. 
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Gleichzeitig ist es in vielen Bereichen gelungen, die 
historisch gewachsene, kleinteilige Nutzungsmi-
schung des Quartiers zu erhalten. Dabei lagen die 
größten Schwierigkeiten im Erhalt gewerblicher 
Nutzungen. „Diese sind weniger auf Konflikte mit 
Bewohnern zurückzuführen, sondern auf beengte 
räumliche Verhältnisse, den baulichen Zustand der 
Gebäude, die ungünstige Verkehrssituation, stei-
gende Mietpreise und Informationsdefizite bei den 
Gewerbebetreibenden.“ [BBR 2000, S. 104] Für die 
Sicherung von Betrieben im Quartier werden formel-
le und informelle Instrumente eingesetzt, die unter-
schiedlich erfolgreich sind. Sie reichen vom Sanie-
rungsrecht mit der Anwendung eines Orientierungs-
rahmens für Gewerbemieten, über Betriebsberatung 
bis hin zum aktiven Gewerbeflächenmanagement. 
[vgl. BBR 2000, S. 105 f.] 
 
Einige Traditionsbetriebe konnten sich trotz verän-
derter Rahmenbedingungen im Viertel halten und 
tragen nach wie vor wesentlich zu dessen Leben-
digkeit bei. So gibt es auch in den Nebenstraßen 
nach wie vor einige Eckkneipen und auch einige, 
kleinere Handwerksbetriebe konnten sich trotz der 
Umstrukturierungen behaupten. Da viele der kleine-
ren Betriebe enge Beziehungen zum Quartier ha-
ben, blieben auch in den engen Hinterhöfen der ein 
oder andere Betrieb, wie zum Beispiel eine kleine 
Schreinerei, erhalten.  
 
Hinzukommt die erfolgreiche Reaktivierung histori-
scher Handwerkerhäuser für neue innovative Pro-
jekte. Ein gutes Beispiel hierfür ist der Umbau des 
ehemaligen Handwerkerhauses in der Mahlerstraße 
als Kinder- und Jugendhaus sowie als Kiezwerk-
statt, in der sich auch Anwohner über ökologische 
Werkstoffe und Baumaterialien informieren und 
experimentieren können.  
 
In einigen Gebäuden, in denen früher stark emittie-
rende Betriebe am produzieren waren, konnten 
wohnverträgliche Gewerbebetriebe untergebracht 
werden. Ein gutes Beispiel hierfür ist die denkmal-
geschützte Fabrikanlage in der Meyerbeerstraße, 
die bis 1995 als Produktionsstandort für die Herstel-
lung von chemischen Reinigungsmitteln und Schu-
hen genutzt wurde. Im Zuge der Sanierung konnten 
in den Hallenbauten kleinere, nicht störende Ge-
werbebetriebe, wie zum Beispiel eine Ausstellungs-
firma untergebracht werden. 
[vgl. www.stadtentwicklung.berlin.de,11.04.2011] 
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 Projektziele und deren Realisierung114 
                                                 
114 vgl. BBR 2000, S. 106 / www.stadtentwicklung.berlin.de, 17.4.2011 / eigene Beobachtungen und Interviews in Berlin 2006 und 2008 
 
 
Ursprüngliches Ziel Zustand Juni 1999 Zustand 2010 
Mischungsziel 
 
Erhaltung und Weiterentwicklung 
eines feinkörnig gemischten 
Altbauquartiers unter besonderer 
Berücksichtigung der gewerbli-
chen Belange, u.a. durch 
- umfassende Instandsetzung und 
Modernisierung von Wohn- u. 
Gewerbegebäuden 
- Neuansiedlung von wohnver-
träglichem Gewerbe 
- Neubau von Wohnungen und 
öffentlichen Einrichtungen 
Weitgehende Erhaltung der vor-
handenen, kleinteiligen Mischungs-
Struktur 
Weitgehende Erhaltung und Weiter-
entwicklung der vorhandenen, klein-
teiligen Mischungs-Struktur. 
Auch wenn der Fokus der Quartiers-
entwicklung in den letzten Jahren der 
Sanierung zunehmend auf das The-
ma Wohnen gerichtet war, konnte 
durch funktionale und räumliche 
Neuorganisation vorhandener Gewer-
bestruktur sowie durch die Neuan-
siedlung nicht störender Betriebe die 
typische Nutzungsmischung des 
Viertels erhalten bleiben. 
Arbeiten 
 
Stabilisierung der kleinteiligen, 
vielfältigen Gewerbestruktur, 
insbesondere unter den Leitge-
danken der Mischung von Ge-
werbe und Wohnen 
Zunahme von Gewerbebetrieben, 
hauptsächlich Dienstleistungen, 
geringe Veränderungen bei der 
Anzahl von Einzelhändlern und 
Handwerkern, 
Rückgang des produzierenden 
Gewerbes, 
starke Fluktuation im Einzelhandel 
und Gewerbe,  
Zunahme von Filialbetrieben des 
Einzelhandels in attrakt. Geschäfts-
lagen / in attraktiven Lagen zuneh-
mende Verdrängung von Wohnen 
u. Gewerbe durch Dienstleistungen 
- zunehmender Leerstand (Angebot 
an Gewerbeflächen durch Neubau- 
und Sanierungsmaßnahmen) 
Zustand ähnlich wie in 1999, dabei 
weitestgehender Erhalt und Weiter-
entwicklung vorhandener, kleinteiliger 
Gewerbestruktur (ca. 2.300 Arbeits-
plätze),  
Verlagerung und räumliche wie funk-
tionale Neuorganisation von stören-
den Betrieben,  
Neuansiedlung von nicht störendem 
Gewerbe und Dienstleistungen, 
starke Filialisierung und Ansiedlung 
von Billig-Läden entlang der Berliner 
Allee, 
trotzdem Erhalt einiger Traditionsbe-
triebe im Quartier, die in enger Bezie-
hung zur Bevölkerung stehen 
 
Wohnen 
 
Modernisierung von bestehenden 
Wohngebäuden, 
Neubau von ca. 1.000 neuen 
Wohnungen 
fortlaufende Neubau- und Moderni-
sierungstätigkeit mit verschiedenen 
Fördermitteln 
Modernisierung und Neuerrichtung 
einer Vielzahl von Wohnungen im 
Rahmen der Städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahme [ca. 4.645 (2010) 
gegenüber 3.800 Wohnungen (1996).]
Viele dieser Wohnungen wurden 
durch Umnutzungen ehemaliger 
Gewerbegebäude möglich, sowie 
durch Ausbau von Dachgeschossen. 
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11.2  Essen - Weststadt 
 
 Projektdaten [vgl.  BBR 2000, S. 75 ff.] 
 
ExWoSt- 
Themenschwerpunkt 
Reaktivierung innerstädtischer Brachflächen 
Entwicklungsziel 
 
Entwicklung eines hochwertigen, lebendigen Quartiers mit vielfältigen Nutzungen (Woh-
nen, Freizeit, Kultur, Dienstleistungen, Handel) unter Einbeziehung der benachbarten 
gewerblichen Nutzungen und der denkmalgeschützten Gebäude 
Ausgangssituation 
 
Industriebrache mit denkmalgeschützten Gebäuden; Produzierende Betriebe mit Be-
standsschutz; Büroflächen und Großkino in Neubauten 
Größe 
 
ca. 11 ha 
Zielformulierung 
Wohnen 
[Prognose 1996] 
Neubau von 300 – 400 Wohnungen 
Zielformulierung 
Arbeiten 
[Prognose 1996] 
Umnutzung und Neubau von Gebäuden für die Bereiche Gewerbe, Einzelhandel, Freizeit  
und Verwaltung/Dienstleistungen auf ca. 86.000 m², 
Vorgesehene Arbeitsplätze 1996: rund 2.700 
Städtebauliches 
Instrumentarium 
Bebauungsplan: MK (90%), SO (10%), Baugenehmigungen nach § 34 BauGB 
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 Lage im Raum / Historische Entwicklung 
 
Lange Zeit wurde die Essener „Weststadt“ durch die 
industrielle Entwicklung der Stadt und der Region 
geprägt: „Im östlichen Teil der damaligen ‚Krupp-
Stadt’ gelegen, befand sich hier bis zum Ende des 
zweiten Weltkrieges die Krupp`sche Gussstahlfab-
rik. Nach der Demontage der Fabrikanlagen nach 
1945 wurde die Fläche von der Firma AEG-Kanis 
genutzt. Die Firma produzierte und reparierte hier 
bis 1988 Turbinengehäuse und elektrische Groß-
maschinen.“ [Schelte 1999, S. 60] Durch die Verla-
gerung des Unternehmens AEG-Kanis im Zuge des 
wirtschaftlichen Strukturwandels, ergab sich für die 
Stadt Ende der 1980er Jahre die Gelegenheit einer 
kompletten Neuordnung des innerstädtischen In-
dustrieareals. „Im Jahr 1988 erwarb die Stadt Essen 
das 10,8 ha große AEG-Kanis Grundstück und 
verkaufte es 1994 an die Landesentwicklungsge-
sellschaft NW GmbH weiter.“ [ebenda] 
 
Zu Beginn des Planungsprozesses wurde ein Stan-
dortentwicklungskonzept interdisziplinär erarbeitet, 
das städtebauliche wie nutzungsbezogene Ziele 
formuliert und Grundlage der gesamten Ent-
wicklung ist. „Dieses Konzept wurde Bestandteil des 
Kaufvertrages zwischen der Stadt und der Landes-
entwicklungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen (…), 
die als Flächeneigentümerin zugleich die Ver-
antwortung für die Entwicklung und Vermarktung 
des Geländes übernommen hat.“ [www.werkstatt-
stadt.de, 10.04.2011] Die LEG wurde durch die 
Essener Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH 
[EWG] unterstützt, deren Hauptaufgabe insbeson-
dere in der Abstimmung mit der Stadt lag. „Seit 
1995 wird auf der ehemaligen Industriebrache ein 
hochwertiges Stadtquartier durch Mischung unter-
schiedlicher Funktionen entwickelt. Das Projekt 
wurde für ca. 600 – 1.000 Bewohner und etwa 
2.700 Arbeitsplätze geplant.“ [ebenda] Nach Osten 
ist das Weststadt-Areal über einen Fußgängerweg 
direkt mit einem neuentstandenen Shopping-Center 
[Limbecker Platz] und der Innenstadt verknüpft. 
 
 Bauliche Struktur 
 
Bis 1997 wurde bis auf die unter Denkmalschutz 
gestellten Gebäude der gesamte Gebäudebestand 
abgebrochen. Aus der denkmalgeschützten VIII. 
Mechanischen Werkstatt an der Altendorfer Straße 
wurde das Musical-Theater „Colosseum“, das un-
mittelbar im Norden angrenzende, ehemalige Press- 
und Hammerwerk von Krupp wurde zum Parkhaus 
des dort entstehenden IKEA-Möbelhauses umge-
nutzt. Das AEG-Kanis-Gelände wurde schrittweise 
mit einer neuen Blockstruktur revitalisiert, die Er-
gebnis eines städtebaulichen Wettbewerbs war. 
„Die klar zugeschnittenen Blöcke für Büro- und 
Wohnnutzung gruppieren sich in einem inneren 
Ring um die neue Grünfläche, die den zentralen 
Bereich ausmacht. Die sich anschließenden Bau-
blöcke im äußeren Ring können überwiegend ge-
werblich genutzt und über die Hauptstraßen er-
schlossen werden.“ [Schelte 1999, S. 62]  
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 Nutzungsmischung im Quartier 
 
Übergeordnetes Ziel des Modellvorhabens Essen-
Weststadt ist die Reaktivierung einer Industriebra-
che durch Nutzungsmischung [vgl. BBR 2000, S. 
77f.]. Das ehemals von der Firma Krupp genutzte 
Industriegelände soll zu einer attraktiven Erleb-
nisstadt mit hoher Nutzungsvielfalt umgebaut wer-
den. 
 
Im Gegensatz zur Tübinger Südstadtentwicklung 
wird in der Essener Weststadt die Stadtstruktur in 
erster Linie auf Ebene des Blocks entwickelt und 
weniger auf Ebene der Parzelle. Dies korreliert mit 
der in erster Linie vollzogenen Entwicklung über 
großformatige Bauträgerkonzepte und hat sowohl in 
architektonisch-städtebaulicher Gestalt als auch in 
der funktionalen Nutzungsstruktur eine gröbere 
Körnung als in Tübingen zur Folge. In der Essener 
Weststadt „wird Wohnen mit Großeinrichtungen für 
Freizeit und Kultur, mit Büroarbeitsplätzen und mit 
Handel gemischt.“ [BBR 2000, S. 77] Es entstehen 
jedoch „nur geringe Verflechtungen“ und damit 
keine „Stadt der kurzen Wege“ im eigentlichen Sin-
ne. Die gewerblichen Einrichtungen, insbesondere 
im Veranstaltungs- und Freizeitbereich, rekrutieren 
ihre Besucher in erster Linie von außerhalb. Das 
ExWoSt-Forschungsprogramm „Nutzungsmischung 
im Städtebau“ kommt diesbezüglich bereits im Jah-
re 2000 zu der Einschätzung, dass „die Art der 
Mischung (…) eher Verkehr für das Quartier (erzeu-
gen wird) als ihn zu verringern, da viele Einrichtun-
gen im Bereich Kultur/Freizeit/Gastronomie zu ei-
nem erhöhten Pkw-Aufkommen führen werden.“ 
[ebenda] Hieraus ergibt sich die Prognose, dass „für 
die Akzeptanz von Nutzungsmischung (…) daher 
die Lösung von Konflikten zwischen Wohnen und 
Verkehr“ [ebenda] von entscheidender Bedeutung 
sein wird. „Ein verbessertes Parkleitsystem sowie 
eine einheitlich geregelte Bewirtschaftung aller 
Stellplätze“ [ebenda] wären aus damaliger Sicht 
wünschenswert. Diese Einschätzung deckt sich 
auch mit den Ergebnissen der im Rahmen der vor-
liegenden Arbeit in 2006 und 2008 geführten Inter-
views [vgl. hierzu u.a. die Auswertung der Gesprä-
che zum Thema „Territoriale Konflikte zwischen 
Bewohnern und Gewerbetreibenden“, S. 177 ff.] 
 
Das avisierte Nutzungsmischungskonzept für die 
Essener Weststadt ist in unterschiedliche Bereiche 
gegliedert: „Um einen zentralen, grünen Platz grup-
pieren sich zwei Ringe von Baublöcken. Unmittelbar 
an den Platz angrenzend ist überwiegend Wohn- 
und Freizeitnutzung vorgesehen, daran anschlie-
ßend befinden sich gewerbliche Nutzungen.“ 
[www.werkstatt-stadt.de, 10.04.2011] Hierbei blei-
ben vorhandene Betriebe im Quartier, wie z.B. eine 
Druckerei und ein Elektronikbetrieb erhalten und 
werden mit in die Mischkonzeption integriert [vgl. 
Schelte 1999, S. 63].  
 
Für die Essener Weststadt wurden sehr genaue 
Vorstellungen über die gewünschte Nutzungszu-
sammensetzung formuliert. So konkretisiert das 
Nutzungskonzept der Essener Weststadt die „quan-
titative Aufteilung der Flächen. (…) Der innenstadt-
bezogene Nutzungs-Mix teilt sich wie folgt auf: 
30.000 m² für Wohnen (300-400 Wohneinheiten, 
Mix aus Eigentums- und Mietwohnungen), 11.000 
m² für Hotel und Gastronomie, 9.000 m² für Kultur- 
und Freizeiteinrichtungen, 6.000 m² für Einzelhan-
del.“ [Schelte 1999, S. 63] Für Teile des Quartiers 
werden die Wohnnutzungen „im Bebauungsplan 
(…) über prozentuale Anteile vorgeschrieben und 
sind zum Teil auch geschossweise spezifiziert.“ 
[BBR 2000, S. 77] 
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Um diese ambitionierten Ziele zu realisieren, wurde 
zu Beginn des Planungsprozesses ein Entwick-
lungskonzept als Grundlage aller weiteren Überle-
gungen interdisziplinär erarbeitet. Dieses Konzept, 
in dem städtebauliche und nutzungsbezogene Ziele 
enthalten waren, wurde Bestandteil des Grund-
stückskaufvertrages zwischen der Stadt Essen und 
der LEG. Aufgrund dieses Kaufvertrags konnte die 
LEG „kein Grundstück ohne die Zustimmung der 
Stadt, vertreten durch die Essener Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft, verkaufen.“ [Schelte 1999, S. 64] 
 
Trotz geeigneter rechtlicher Rahmenbedingungen 
[Bebauungsplan als „rahmensetzender Angebots-
plan“ (ebenda) und eines intensiven Projektmana-
gements, waren die konkreten Vorstellungen bezüg-
lich der gewünschten Nutzungsstruktur in der Praxis 
nur teilweise umsetzbar. Beispielsweise gibt es 
heute „an Stelle der gewerblichen Nutzungen über-
wiegend Verwaltung bzw. Dienstleistungen.“ 
[www.werkstatt-stadt.de, 10.04.2011] Auch kommt 
schon das ExWoSt-Forschungsvorhaben zu der 
Einschätzung, dass in der Essener Weststadt „die 
Vermarktung der für Wohnen vorgesehenen Grund-
stücke (…) schwieriger (ist) als die anderer Nut-
zungsarten, da das Gebiet traditionell kein Wohn-
standort ist.“ [ebenda]  
 
Ziel der Weststadt-Entwicklung war „keine ‚ruhige 
Nutzungsmischung’, sondern ein urbanes und viel-
fältig genutztes Stadtquartier.“ [ebenda, S. 78] Auch 
wenn mittlerweile einige Wohnprojekte sowie eine 
Seniorenresidenz realisiert wurden und die Kultur-
einrichtungen wie das Colosseum oder die West-
stadthalle erfolgreich sind, macht die Essener 
Weststadt im Alltag nach wie vor nicht den Eindruck 
eines lebendigen Quartiers. Trotz dem Vorhanden-
sein unterschiedlicher Funktionen (Wohnen, Arbei-
ten, Freizeit), gibt es kaum Beziehungen oder Ver-
flechtungen zwischen diesen Bereichen. Nach wie 
vor gilt die Einschätzung des ExWoSt-
Forschungsvorhabens von 1999: „Um das Quartier 
für Wohnen in der City attraktiv zu gestalten, ist ein 
Wohnanteil notwendig, der für ein lebendiges Quar-
tier sorgt und für den geplanten Einzelhandel eine 
ausreichende Tragfähigkeit bietet.“ [BBR 2000, S. 
77] So gibt es nach wie vor  sehr wenige Versor-
gungseinrichtungen für den alltäglichen Bedarf. Die 
Bewohner und Beschäftigten des Quartiers nutzen 
stattdessen in erster Linie das neuentstandene, 
unmittelbar an die Essener Weststadt angrenzende 
Shopping-Center „Limbecker Platz“ mit seinem 
breiten Angebot.  
 
 
 151
 Projektziele und deren Realisierung 115 
 
 Ursprüngliches Ziel 
 
Zustand Juni 1999 Zustand 2010 
Mischungsziel Entwicklung eines hochwertigen 
Quartiers mit vielfältigen Nutzun-
gen; überwiegend Blockmi-
schung, 
z.T. auch Geschossmischung, 
angestrebte Nutzungsanteile:  
35 % Gewerbe, 
25 % Wohnen, 
15 % Büro / Dienstleistungen, 
25 % Einzelhandel / Gastronomie 
/ Kultur / Freizeit 
Nutzungs- und Mischungskonzept 
wird mit geringen Änderungen 
realisiert; 
überwiegend Blockmischung, 
z.T. auch Geschossmischung; 
angestrebte Nutzungsanteile: 
40 % Gewerbe, 
25 % Wohnen, 
15 % Büro / Dienstleistungen, 
20 % Einzelhandel / Gastronomie 
/ Kultur / Freizeit 
Existierendes Nutzungs- und Mi-
schungskonzept überwiegend auf 
Blockebene mit deutlich höherem 
Dienstleistungsanteil als ursprüng-
lich angestrebt. Die im Quartier 
vorhandenen Funktionen Wohnen, 
Arbeiten und Freizeit existieren 
nebeneinander ohne wesentliche 
Beziehung zueinander oder gar 
Verflechtung miteinander. Es 
existieren wenig Angebote zur 
Belebung / Versorgung des Quar-
tiers aus sich heraus im Alltag. 
Fazit: kein eigener „Stadtteil der 
kurzen Wege“ mit eigener Identität, 
sondern neu hinzukommender 
Bestandteil der bestehenden Es-
sener Innenstadt 
Arbeiten 2.500 Arbeitsplätze geplant Bisher wurden bzw. werden vor 
allem kulturelle, gastronomische 
und freizeitbezogene Einrichtun-
gen verwirklicht. Das Smart-
Centrum ist fertiggestellt. 
Neben kulturellen, gastronomi-
schen und freizeitbezogenen 
Einrichtungen wurden in erster 
Linie Dienstleistungsarbeitsplätze  
realisiert. Innerhalb des Quartiers 
existieren kaum Angebote zur 
alltäglichen Versorgung der Be-
wohnerschaft. Stattdessen existiert 
diesbezüglich eine weitgefächerte 
Angebotspalette im nahegelege-
nen, neuentstandenen Shopping 
Center „Limbecker Platz“. 
Wohnen 400 WE für 600 bis 1.000 Be-
wohner geplant, „Citynahes Woh-
nen“ 
Einige Wohnungen befinden sich 
derzeit in Bau. Die zentrale Grün-
fläche einschließlich des Biergar-
tens ist fertiggestellt. 
Der Großteil der Wohnnutzungen 
incl. einer Seniorenresidenz ist 
fertiggestellt. Im Gegensatz zur 
individuellen Parzellen-Entwicklung 
der Tübinger Südstadt wurden die 
Wohnkonzepte in Essen über 
Bauträger blockweise realisiert. Die 
zentrale Biergartennutzung exis-
tiert nicht mehr. 
                                                 
115 vgl. hierzu BBR 2000, S. 78 / LEG et al. 1996 / Odenthal et al. 1998 / Tappe 1997 / www.werkstatt-stadt.de, 10.04.2011 / eigene Beobachtun-
gen und Interviews in Essen in 2006 und 2008 
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11.3 Tübingen - Südstadt 
 
 Projektdaten [vgl.  BBR 2000, S. 87] 
 
ExWoSt-
Themenschwerpunkt 
Reaktivierung innerstädtischer Brachflächen 
Entwicklungsziel 
 
Entwicklung eines kompakten und vielfältigen, urbanen Stadtteils mit feinkörniger Nut-
zungsmischung 
Ausgangssituation 
 
Wiedernutzung eines brachliegenden, ehemaligen Kasernengeländes  
 
Größe 
 
ca. 60 ha 
 
Zielformulierung 
Wohnen 
[Prognose 1996] 
Erhalt und Weiterentwicklung des vorhandenen Wohnraums für rund 1.300 Bewohner, 
Umnutzung und Neubau von Wohnungen für weitere 2.500 bis 3.500 Bewohner 
Zielformulierung 
Arbeiten 
[Prognose 1996] 
Umnutzung und Neubau von Gebäuden für unterschiedlichste Gewerbebetriebe und 
Dienstleistungen, vorgesehene Arbeitsplätze: 2.000 bis 2.500 
Städtebauliches 
Instrumentarium 
Städtebauliche Entwicklungsmaßnahme, Rahmenplan, Bebauungspläne: MI [100%] 
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 Lage im Raum / Historische Entwicklung 
 
Die Tübinger Südstadt galt lange Zeit als das unge-
liebte „Jenseits“ der Stadt. Das Gebiet war „zum 
‚Abstellviertel’, zum Stiefkind unter den Stadtteilen 
verkommen.“ [Stadtsanierungsamt Tübingen 1999, 
S. 11] Mit dem Abzug der französischen Garnison 
stehen Anfang der 1990er Jahre jedoch 60 ha 
Brachfläche zur Verfügung, um ein neues Stück 
Stadt eigener Qualität zu bauen. Da zu diesem 
Zeitpunkt eine starke Nachfrage nach preisgünsti-
gem Wohnraum und Gewerbeflächen in städtischer 
Umgebung zu verzeichnen ist und die Tübinger 
Topographie die Ausweisung von Wohn- und Ge-
werbegebieten erschwert, sind beste Vorausset-
zungen für die Revitalisierung des Kasernengelän-
des gegeben. 1992 wird ein städtebaulicher Wett-
bewerb für die Tübinger Südstadt durchgeführt und 
der Gemeinderat beschließt eine städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme für das Areal. 1994 erwirbt 
die Stadt das Gelände der Hindenburgkaserne 
(heute: Französisches Viertel), das Lorettoareal und 
die Französische Schule vom Bund. Seitdem wird 
die Entwicklung der Tübinger Südstadt schrittweise 
vollzogen [vgl. Pätz et al. 2001]. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Bauliche Struktur 
 
„Im Tübinger Süden sollen Strukturen entstehen, die 
Bewohner und Gewerbetreibende selbst gestalten 
können und die sich unterschiedlichen Ansprüchen 
anpassen.“ [Stadtsanierungsamt Tübingen 1999, S. 
14] Dabei ist die Grundeinheit der Tübinger Süd-
stadt die Parzelle, deren Addition nach dem Vorbild 
gründerzeitlicher Stadtquartiere eine geschlossene 
Blockrandbebauung ergibt. Dabei legt der Bebau-
ungsplan „die Größe der Parzellen nicht fest: diese 
wird gemeinsam mit den Käufern ausgehandelt.“ 
[ebenda] Auch belassen die Bebauungspläne im 
Hinblick auf das Maß der Nutzung eine relativ hohe 
Gestaltungsfreiheit für den Bauherren, was dessen 
Verantwortung und Identifikation mit dem Quartier 
stärken soll. Die hieraus sich ergebende Heteroge-
nität der Gebäudestruktur ist gewollt und spiegelt 
das enge Nebeneinander vieler unterschiedlich 
genutzter Eigentumseinheiten wider, die in erster 
Linie über private Baugemeinschaften realisiert 
werden. Bestandsgebäude wie Kasernen, Pferde-
ställe und Lagerhallen werden in die Tübinger Süd-
stadt miteinbezogen und erhöhen zusätzlich deren 
bauliche Vielfalt und Lebendigkeit. 
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 Nutzungsmischung im Quartier 
 
Auf dem Gelände der ehemaligen französischen 
Kasernen ist ein sehr lebendiger, feinkörnig nut-
zungsgemischter Stadtteil entstanden [vgl. Kunze 
2001]. So werden die „alten wie die neuen Gebäude 
(…) für Wohnen, verarbeitendes Gewerbe, Büros 
und Werkstätten, Dienstleistungen verschiedenster 
Art, Läden, Verwaltungseinrichtungen, kulturelle und 
soziale Einrichtungen genutzt.“ [BBR 2000, S. 87] 
 
Die Tübinger Südstadt versteht sich als „Stadt der 
kurzen Wege“, in der Wohnen und Arbeiten eng 
miteinander verzahnt sind. Das gesamte Entwick-
lungsgebiet ist nach Baunutzungsverordnung als 
Mischgebiet [MI] ausgewiesen. Dabei reicht das 
Nutzungsmischungskonzept bis in die einzelnen 
Gebäude und Parzellen hinein. Nach dem Ver-
ständnis der Tübinger Stadtplaner bietet Planung 
lediglich „räumliche Strukturen (…) (an), in denen 
die Menschen – die Bewohner, die Geschäftsleute 
und Betriebsinhaber, die Beschäftigten, die Kinder 
und Jugendlichen wie die Älteren – mit eigener 
Phantasie und Kraft städtisches Leben aufbauen 
können.“ [Feldtkeller in Christ et al. 2000, S. 35] 
Eine solche Entwicklung wird in der Tübinger Süd-
stadt konsequent aus der individuell zu nutzenden 
und gestaltenden Parzelle entwickelt. Dabei werden 
die Grundstücke bevorzugt an kleine Gruppen 
selbstnutzender Bauherren, insbesondere an pri-
vate Baugemeinschaften, vergeben. Hier hinter 
steckt die Überzeugung, dass Kleinteiligkeit und 
lebendige Nutzungsmischung mit individuellen Bau-
gruppen wesentlich besser zu realisieren sind als 
mit großen Bauträgern [vgl. Stadtsanierungsamt 
Tübingen 1998]. Zwingende Vorgabe ist die Integra-
tion eines Gewerbebetriebs im Erdgeschoss, 
wodurch zusätzliche eine alltägliche Belebung des 
öffentlichen Raums gewährleistet ist. 
Das kleinteilige Nutzungsmischungskonzept der 
Tübinger Südstadt ist eng verknüpft mit einem posi-
tiven Begriff „urbaner Dichte“: Demnach braucht 
lebendige Nutzungsmischung eine „Dichte von 
Kontakten, Einrichtungen und Möglichkeiten, als 
Grundlage eines Stadtteils der kurzen Wege.“ 
[Stadtsanierungsamt Tübingen 1999, S. 15] Durch 
das enge Nebeneinander von Wohnen und Arbeiten 
kommt es jedoch zwangsläufig zu Platzproblemen. 
Daher soll „der Individualverkehr (…) auf Kunden- 
und Lieferverkehr der Unternehmen beschränkt 
sein, um Straßen als öffentliche Räume zu nutzen. 
Stellplätze werden in Parkierungsanlagen am Ran-
de des Quartiers bereitgestellt, die von den Bewoh-
nern, Beschäftigten und Besuchern genutzt wer-
den.“ [BBR 2000, S.87] 
 
Ein großer Vorteil bei der sukzessiven Entwicklung 
des nutzungsgemischten Quartiers, war das Vor-
handensein leerstehender Bestandsgebäude, die 
sich für die Unterbringung unterschiedlicher Gewer-
bebetriebe eigneten. „Noch bevor im Entwicklungs-
bereich die ersten Wohnungen entstanden sind, 
haben sich in den alten Gebäuden kleine Unter-
nehmen angesiedelt, ein Netzwerk gegenseitiger 
Unterstützung gebildet und sich für ihren Standort 
engagiert.“ [Stadtsanierungsamt Tübingen 1999, S. 
25] Durch Erwerb und Umbau alter Gebäudesub-
stanz haben sich diese Pioniere mittlerweile am 
Standort etabliert. Viele von ihnen wohnen auch im 
Quartier, und auch die neu hinzugezogenen Be-
wohner akzeptieren die Gewerbetreibenden als 
selbstverständlichen Bestandteil der Tübinger Süd-
stadt. Waren die ersten Betriebe noch „vorwiegend 
handwerklich orientiert“, folgten anschließend „ver-
stärkt Unternehmen aus dem Dienstleistungssek-
tor.“ [ebenda] 
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Nutzungsmischung wird in der Tübinger Südstadt 
als Qualitätsmerkmal eines lebendigen Stadtteils 
gesehen und offensiv vermarktet: „Ein gemischtes 
Quartier ist durchgängig belebt. Diese Belebung 
ermöglicht Kontakte und erleichtert den Alltag nicht 
nur für die Bewohner: auch die Beschäftigten und 
Unternehmen profitieren von den Standortfaktoren, 
die ein lebendiger Stadtteil bietet.“ [Stadtsanie-
rungsamt Tübingen 1999, S.13] 
 
Das ExWoSt-Forschungsvorhaben kam aufgrund 
der Erfahrungen mit der Tübinger Südstadtentwick-
lung bereits Ende der 1990er Jahre zu dem Ergeb-
nis, „dass feinkörnige Nutzungsmischung auch 
heute gelingen kann.“ [BBR 2000, S. 88] Um dieses 
ambitionierte Ziel zu erreichen, war der kommunale 
Grundbesitz durch die Städtebauliche Entwick-
lungsmaßnahme von großem Vorteil. Ein überge-
ordneter Rahmenplan beschreibt die gemeinsam 
avisierten, städtebaulichen Ziele für das Quartier 
und ist Grundlage für die daraus entwickelten Be-
bauungspläne [Stadt Tübingen 1994]. Durch „Kauf-
optionen mit festgelegten Nutzungen und baulichen 
Anforderungen für gewerbliche Nutzungen im Erd-
geschoss (…) (wurden) Anreize für unterschiedliche 
Nutzungen geschaffen“ [BBR 2000, S. 88]. Wesent-
liche Erfolgsbedingung ist ein städtisches Projekt-
management mit Vorort-Büro, das vor allem diejeni-
gen Akteure fördert, die zur Nutzungsvielfalt beitra-
gen. Intensive Öffentlichkeitsarbeit und Moderation 
zwischen den unterschiedlichen Nutzergruppen 
schaffen gegenseitige Akzeptanz, fördern Bezie-
hungen untereinander und werben für das gemein-
same Anliegen. Gelebte Nutzungsmischung, wie sie 
in der Tübinger Südstadt gewollt ist, braucht die 
aktive Mitwirkung aller Akteure. „Die Stadt muss 
nicht alles machen – alle zusammen machen die 
Stadt.“ [Steffen 1995, In: Stadtsanierungsamt Tü-
bingen 1999, S. 20] Dabei werden Konflikte in der 
Tübinger Südstadt nicht ausgeschlossen, sondern 
selbstverständlich in den Entwicklungsprozess inte-
griert. „Wer in der Südstadt investiert, muss davon 
ausgehen, das Mischung nicht reibungslos ist, son-
dern auch zu Konflikten zwischen Bewohnern und 
Unternehmen führen kann – Konflikte, die ganz 
selbstverständlich zur Kultur eines lebendigen und 
vielfältigen Stadtteils dazugehören.“ [Stadtsanie-
rungsamt Tübingen 1999, S. 13] 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 157
 Projektziele und deren Realisierung 116  
 
 Ursprüngliches Ziel 
 
Zustand Juni 1999 Zustand 2010 
Mischungsziel Schaffung eines kompakten und 
urbanen Stadtteils mit hoher 
Durchmischung unter Einbezie-
hung ehemaliger Kasernenge-
bäude, 
Überlagerung verschiedener 
Mischungstypen (Stadtteilmi-
schung, blockweise Mischung, 
Gebäude- und Geschossmi-
schung) 
Zwei Teilgebiete (Französisches 
Viertel, 1.Teil und Loretto-Areal, 
1.Teil) sind entsprechend der 
Zielsetzung vermarktet und weit-
gehend realisiert; zwei weitere 
Teilgebiete in Vorbereitung 
Die beiden Stadtquartiere „Fran-
zösisches Viertel“ und „Loretto-
Areal“ sind mehr oder weniger 
vollständig fertiggestellt und 
vermarktet. Damit ist nahezu die 
Hälfte der Südstadtentwicklung 
abgeschlossen. Die weitere Ent-
wicklung des Gebietes wird nach 
wie vor durch den Verlauf der 
Bundesstraße B27 behindert, 
deren seit langer Zeit diskutierte 
Verlegung noch nicht umgesetzt 
werden konnte. Das Ziel eines 
kompakten und urbanen Stadtteils 
mit vielfältiger Durchmischung auf 
Parzellen-Ebene und hoher Le-
bendigkeit konnte auf überzeu-
gende Weise realisiert werden. In 
einigen Bereichen [insbesondere 
im stark auf Wohnqualitäten 
ausgerichteten Loretto-Areal] 
existieren Konflikte hinsichtlich 
der PKW-Erreichbarkeit für die 
Unternehmen im Quartier. 
Wohnen 2.500 – 3.500 WE  
für 6.000 – 7.000 Einwohner, 
Wohnen für unterschiedliche 
Haushalte, Hausgemeinschaften,  
Wohnprojekte 
Veräußerung der Grundstücke in 
den ersten beiden Teilbereichen 
weitgehend abgeschlossen, 
deutliche Baufortschritte, teilweise 
Gebäude bereits bezogen 
Entwicklung vielfältiger Wohnkon-
zepte im Französischen Viertel 
und im Loretto-Areal nahezu ab-
geschlossen, Großteil der Reali-
sierung über Baugemeinschaften 
Arbeiten - 2.000 – 2.500 Arbeitsplätze 
- Ansiedlung verschiedenster 
Gewerbebetriebe: kleinteiliger 
Einzelhandel, Dienstleistunge, 
öffentliche / kulturelle und soziale 
Einrichtungen,Handwerksbetriebe, 
Künstlerateliers 
Veräußerung der Grundstücke in 
den ersten beiden Teilbereichen 
weitgehend abgeschlossen, 
bei Neu- und Altbauten deutliche 
Baufortschritte, einige Gebäude 
bereits bezogen 
Entwicklung vielfältiger Wohnkon-
zepte im Französischen Viertel 
und im Loretto-Areal nahezu 
abgeschlossen, 
große Bandbreite: innovative 
Kleinunternehmer, Dienstleister, 
Handwerker, Kneipen, Künstler… 
 
                                                 
116 vgl. hierzu BBR 2000, S. 90 / IAW  Tübingen 1999 / Steffen 1998 / Wackerl 2001 / www.tuebingen-suedstadt.de, 10.04.2011 / eigene Be-
obachtungen und Interviews in Tübingen in 2006 und 2008 
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12.  Darstellung der empirischen  
 Untersuchungsergebnisse 
 
Im folgenden Kapitel werden nach einer kurzen 
Darstellung der Gesprächseinführung bei den Inter-
views [Kapitel 12.1.] und der unterschiedlichen 
Interpretationen des Konfliktbegriffs [Kapitel 12.2.] 
die Ergebnisse der empirischen Untersuchung ent-
lang der erkenntnisleitenden Fragestellungen [Kapi-
tel 12.3. ff.] ausgebreitet. 
 
12.1 Einführung –  
Hinführung zum Gesprächsthema und 
Vorstellung des Gesprächspartners 
 
Die Interviews mit den Schlüsselpersonen wurden 
alle in Gesprächsform als Leitfaden-Interviews ge-
führt. Zu Beginn der Gespräche wurde kurz der 
Hintergrund der Arbeit und der Anlass des Ge-
sprächs im Rahmen der Dissertation erläutert. Da-
bei wurden bewusst noch keine Details erörtert, die 
im Laufe des Gesprächs vertiefend diskutiert wer-
den sollten. Gleichzeitig wurde bewusst vermieden, 
Tendenzen oder gar erste Ergebnisse der Arbeit an 
den Anfang des Interviews zu stellen, um das Ge-
spräch offen zu halten und den Befragten keine 
Antworten in den Mund zu legen. 
 
Im Anschluss daran wurden die Befragten darum 
gebeten, eingangs kurz etwas über ihre Person und 
ihre Rolle im Quartier zu erzählen. Aufgrund der 
Vorauswahl von Schlüsselpersonen, bestätigte sich 
in den meisten Fällen, dass die Befragten nicht nur 
für ihre ganz persönlichen Erfahrungen sprechen 
konnten, sondern stellvertretend für eine Gruppe 
von Personen des Quartiers stehen. Einige der 
Befragten konnten sowohl von ihren Erfahrungen 
als Bewohner als auch als Arbeitende im Quartier  
erzählen. Andere wiederum hatten aufgrund ihrer 
Funktion als Sprecher für eine Gruppe oder Media-
tor, Planer, Stadtteilmanager einen gewissen Über-
blick über bestimmte Typen oder Arten auftretender 
Konflikte im Quartier. 
 
Auch wenn der in Kapitel 11 dargestellte Leitfaden 
die Grundlage der Interviews bildete, entwickelten 
sich doch die meisten Gespräche relativ schnell frei 
davon.  Der Leitfaden war dabei jedoch sehr hilf-
reich, die Gespräche immer wieder zurück zu den 
Kernfragen zu führen. Alle Interviews bis auf eines 
wurden auf Tonband aufgezeichnet, so dass im 
Nachgang dazu eine detaillierte Auswertung des 
Gesagten möglich wurde. Viele Erkenntnisse konn-
ten in Form plausibler Annahmen indirekt aus dem 
Gesagten gezogen werden, ohne dass explizit da-
nach gefragt wurde.  
 
12.2  Interpretation des Konfliktbegriffs  
 
In der Gesprächseinführung wurde zu Beginn ganz 
bewusst eine Definition des Konfliktbegriffs vermie-
den. Die Befragten sollten zunächst unvoreinge-
nommen und auf ihre Art und Weise darstellen, 
welche Arten von Konflikten ihnen im Quartier auf-
gefallen sind. Dabei wurde deutlich, dass der Kon-
fliktbegriff sehr unterschiedlich interpretiert wird.  
 
Einige von den Befragten betrachten erst eskalie-
rende Probleme als Konflikt. Kleinere Störungen 
oder Unannehmlichkeiten werden oftmals noch 
nicht als Konflikte wahrgenommen.117 
                                                 
117 „Es gab kleinere Probleme, aber als Konflikt würde ich das nicht 
bezeichnen.“ Tübingen (2), Herr S. 2006 
„Nein, eigentlich habe ich überhaupt keine Konflikte gehabt und 
habe auch nichts gehört.“ Essen (4), Herr G. 2008 
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Ein Teil der Befragten interpretiert jedoch den Kon-
fliktbegriff ähnlich der im Rahmen der Arbeit ge-
wählten Definition [vgl. Kapitel 2.3] und betrachtet 
bereits kleinere Problemsituationen zwischen den 
unterschiedlichen Nutzergruppen eines Quartiers 
als Konflikt, ohne diesen direkt zu dramatisieren 
oder zu verteufeln.118 Dabei wird aus den Schilde-
rungen der Gesprächspartner bereits die große 
Bandbreite und Vielschichtigkeit von Konflikten 
deutlich, sowie sie die unter Abschnitt B entwickelte 
Typisierung von Konflikten bereits insistierte [vgl. 
hierzu Kapitel 12.3ff.]. Viele der Interviewpartner 
benennen dabei explizit die unter Abschnitt B be-
schriebenen Kategorien, wie z.B. Störungskonflikte 
oder Infrastrukturkonflikte [Raumkonflikte]. Einige 
greifen sogar die im Rahmen der Arbeit vorwegge-
nommene Typisierung auf, noch bevor diese explizit 
von meiner Seite dargestellt worden ist.119 Teilweise 
werden auch solche Konflikte genannt, die nicht 
zwangsläufig Folge eines nutzungsgemischten 
Quartiers sind und genauso in einem reinen Wohn-
gebiet auftreten könnten.120 Einige der befragten 
                                                 
118 „Also es sind sehr viele Konflikte. Das haben Sie ja mitgekriegt. 
Die sind mit den Tagen aufgetreten.“ Tübingen (3), Frau W. 2006 
119 Herr S. vom Stadtsanierungsamt Tübingen unterscheidet von 
sich aus zwischen „Konflikten, die mit (…) Infrastruktur zu tun 
haben“, „Konflikten, die (…) mit Störungen zu tun haben“ und 
Konflikten aufgrund von Wertvorstellungen / Einschätzungen 
gegenüber der „Gestaltung oder Inhalten des Hauses und des 
Quartiers“ Tübingen (4), Herr S. 2006 
120 vgl. hierzu Tübingen (2), Herr S. 2006: Hierbei wird ein Lärm-
Konflikt zwischen Familien und einer studentischen WG beschrie-
ben.   
„Da sind Konflikte, die haben nicht immer etwas mit Gewerbe zu 
tun, das können auch Jugendgruppen sein, die sich an öffentlichen 
Plätzen treffen oder sonst irgendwas.“ [Tübingen (4), Herr S. 2006]  
„Da ist ein Konflikt mit dem Kampfhund: ‚Was können wir tun, damit 
der Kampfhund nicht im Garten herum läuft, während meine 
2jährige Tochter da ist?’ So was gibt’s schon. Auch Lärm durch 
andere Wohnnachbarn, [...] z.B.: ‚Der trampelt nachts!’ (oder) 
nachts, wenn das Klo gespült wird. Lauter solche Geschichten, was 
es halt gibt, wenn Nachbarn nebeneinander in einem Haus woh-
nen.“ [Berlin (6), Herr B. 2006]  
Personen weisen in diesem Zusammenhang darauf 
hin, dass auch diese homogenen Wohnquartiere 
nicht frei von Konflikten wären. Auch die Reduzie-
rung von Emissionen gegen Null könnte Konflikte 
nicht vollständig ausschließen.121 
 
Auch Beschwerden über Baustellenbeeinträchti-
gungen werden in den Interviews als Konflikte be-
schrieben.122 Auch wenn Belästigungen dieser Art in 
nutzungsgemischten Quartieren aufgrund sich öf-
ters verändernder Strukturen unter Umständen 
häufiger vorkommen, so existieren Konflikte dieser 
Art selbstverständlich auch in Quartieren mit homo-
gener Nutzungsstruktur. Im Rahmen der vorliegen-
den Arbeit möchten wir uns jedoch auf die Konflikte 
konzentrieren, die das Resultat nutzungsgemischter 
Strukturen darstellen, also solche Konflikte, die 
durch das enge Nebeneinander von Wohnen und 
Arbeiten zustande kommen. In erster Linie kamen in 
den Interviews nur solche Konflikte zur Sprache, die 
auch tatsächlich aufgetreten sind. Erst auf Nachfra-
ge wurde aus einigen Gesprächen deutlich, dass 
manchmal Konflikte nicht zu Tage treten, da sich 
potentielle Konfliktbeteiligte beispielsweise durch 
Wegzug frühzeitig konkreten oder möglichen Prob-
lemsituationen entzogen haben.123 
                                                                       
Oder es „streiten sich die Nachbarn, wenn der Baum überhängt. 
Da gibt es verschiedene Lebensrhythmen. Der eine ist eher nacht-
aktiv, der andere steht früh auf und wenn der eine um 22.00 Uhr 
noch Musik laut hört und die Musik um halb elf ausmacht und der 
andere sagt: ‚Der hat schon wieder die ganze Nacht Musik gehört!’ 
Das bedingt die Nähe.“ [Berlin (6), Herr B. 2006] 
121 „Letzten Endes gibt es immer irgendwas, was man da hören 
kann. Am Schluss ist es die panische Stille, die sehr belastend ist.“ 
[Tübingen (2), Herr S. 2006] 
122 Anwohner „beschweren sich über Baustellen [...], regelmäßig 
wenn Handwerker zugange sind. (Die Bauarbeiter) (...) bauen ein 
Gerüst auf, dann flattert die Plane.“ [Berlin (6), Herr B. 2006] 
123 „Es gibt (...) Leute, die ziehen einfach weg. Das gibt es auch. 
Das sind dann Leute, denen ist es zu dicht und zu städtisch.“ 
[Tübingen (3), Frau W. 2006] 
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12.3  Welche Arten von sozialen Konflikten 
treten in nutzungsgemischten Quartie-
ren auf? - Typisierung 
 
Wie bereits ausgeführt, wurden im Rahmen der 
Interviews auch solche Konflikte erwähnt, die nicht 
das Ergebnis nutzungsgemischter Quartiere sind 
und genauso gut auch in reinen Wohn- oder Ge-
werbegebieten auftreten können. Im Folgenden 
sollen jedoch nur solche Arten von Konflikten dar-
gestellt werden, die das Resultat von nutzungsge-
mischten Strukturen sind.  
 
Die bereits in Abschnitt B, Kapitel 9.1. formulierte 
Hypothese, dass kein Konflikt wie der andere ist, 
lässt sich auch in der Auswertung der empirischen 
Untersuchung sehr gut nachvollziehen. Aufgrund 
der Individualität und Vielschichtigkeit von Konflik-
ten, die aus den Gesprächen deutlich wird, werden 
im Folgenden entsprechend der in Teil B dieser 
Arbeit vorgenommenen Typisierung nach Streitge-
genstand, Streitbeteiligten und äußerem Erschei-
nungsbild die unterschiedlichen Aspekte der in den 
Interviews diskutierten Konflikte beschrieben. 
 
12.3.1 WAS ist umstritten? 
Streitgegenstände von Konflikten 
 
Der Streitgegenstand bezeichnet das Thema bzw. 
den Inhalt des Konfliktes, also das, worum sich’s 
dreht. Wie in Kapitel 12.4  noch ausführlicher erläu-
tert wird, entstehen Konflikte nur dann, wenn der 
Streitgegenstand für die Beteiligten wirklich von 
Interesse ist. 
 
Streitgegenstände lassen sich entsprechend Teil B 
anhand mehrerer Dimensionen nochmals weiter 
differenzieren: Die sensorische Dimension bezeich-
net Konflikte aufgrund von Störungen, die räumliche 
Dimension Konflikte aufgrund von Raumkonkurren-
zen, die psycho-soziale Dimension beinhaltet Kon-
flikte aufgrund von Stimmungen, Eindrücken oder 
Atmosphären und schließlich werden anhand der 
ökonomischen Dimension Konflikte beschrieben, die 
sich aufgrund von wirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen oder Verdrängungsprozessen ergeben. 
Diese bereits in Teil B dieser Arbeit vorgenommene 
Differenzierung soll soweit möglich auch bei der 
systematischen Auswertung der Interviews ange-
wendet werden. 
 
 Konflikte aufgrund von Störungen  
[sensorische Dimension] 
 
Eine Gruppe von Konflikten lässt sich unter dem 
Oberbegriff „Störungen“ zusammenfassen. Bevor 
die unterschiedlichen Störungsarten wie Lärm, Ge-
ruch etc. im Einzelnen aufgefächert werden, sollen 
zunächst allgemeine Erkenntnisse aus den Gesprä-
chen angesprochen werden, die für alle Störungsar-
ten in gleicher Art und Weise gelten.  
 
Insgesamt ist aufgrund der geführten Interviews zu 
sagen, dass offenbar viele der ehemals in nut-
zungsgemischten Quartieren relevanten Störun-
gen an Bedeutung verloren haben. Gesetzliche 
Vorschriften zwingen Gewerbetreibende dazu, 
Grenzwerte einzuhalten124, der heutige Stand der 
Technik125 trägt erheblich zur Störungsminderung 
bei und die störungsfreien Berufe der Dienstleis-
tungsgesellschaft, insbesondere Freie Berufe126, 
erzeugen keinerlei Emissionen mehr, die Anwohner 
                                                 
124 „Das würde nicht genehmigt werden, weil hier im Prinzip nur 
sogenannte nicht störende Gewerbe zugelassen sind mit ganz 
klaren Schallobergrenzen.“ Tübingen (5), Herr S. 2006  
125 „Wir hatten das Geruchsproblem ja auch, doch unsere Lackie-
rerei, die hat ja schon eine Absaugung.“ Berlin (7), Frau S. 2008 
126 „Unser Büro macht keinen Krach, stört also andere nicht.“ 
Tübingen (7), Herr M. 2006 
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belästigen könnten. So wurde aus mehreren Ge-
sprächen deutlich, dass Störungen durch Emissio-
nen generell kein großes Problem mehr darstellen. 
 
Unabhängig davon ist der Grad der Störung einmal 
von der Erheblichkeit der Störungsquelle (z.B. 
Dezibelgrad von Lärm) abhängig. Darüber hinaus 
hängt er aber auch wesentlich von der Störungsto-
leranz des Empfängers ab. Beide Pole hängen 
wiederum von mehreren Aspekten ab. 
 
Die Erheblichkeit der Störungsquelle lässt sich in 
vielen Fällen heute durch Planung sowie techni-
sche oder organisatorische Maßnahmen ganz 
gut in den Griff bekommen:  
 
Planerische Maßnahmen zur Störungsminimie-
rung, die in den Gesprächen erwähnt werden, sind 
beispielsweise das Einhalten von Mindestabständen 
oder räumliche Gliederungen von Gebäuden.127 
 
Das geltende Planungsrecht [BauGB] mit seiner 
gesetzlich vorgeschriebenen Bebauungsplanung 
hält vielfältige Möglichkeiten vor, diese Sachverhalte 
zu regeln. In allen drei Modellprojekten gibt es bei-
spielhafte Anwendungen des gültigen allgemei-
nen und besonderen Bauplanungsrechts, um 
Nutzungsmischung und die damit im Zusammen-
                                                 
127 vgl. Veranstaltungshalle „Colosseum“ in der Essen-Weststadt: 
„Der Theatersaal liegt im inneren des Gebäudes und ist umgeben 
von Nutzflächen drumherum. Da dringt nichts nach draußen. Das 
ist baulich so eingerichtet, das praktisch gar nichts nach draußen 
kommt.“  Essen (2), Herr O. 2006  
vgl. Südstadt Tübingen: Ein Restaurantbetreiber beschreibt die 
unterschiedlichen Konfliktintensitäten zweier Restaurants in erster 
Linie als die Folge unterschiedlicher räumlicher Situationen:  „Es 
war dort ein bisschen einfacher, weil es lief da irgendwie anders. 
Die Leute, die gegenüber gewohnt haben - es gab ja keine ande-
ren Wohnhäuser - die schlafen auf der Rückseite und die haben 
da, wenn sie geschlafen haben nichts damit zu tun gehabt. Und 
hier hat man direkt damit zu tun. Wenn da 30-40 Leute sitzen, ist 
das sehr wohl laut.“ Tübingen (10), Herr G. 2006 
hang stehenden, potentiellen Störungen in den Griff 
zu bekommen [vgl. hierzu Kapitel 12.6] 
 
Technische Maßnahmen zur Störungsminde-
rung existieren grundsätzlich auf zwei Seiten. Ein-
mal direkt an der Emissionsquelle und zum andern 
auf der Seite des Empfängers. Zusätzlich können 
Maßnahmen zur Störungsminderung entlang des 
Ausbreitungsweges erfolgen. Der effektivste Einsatz 
ist deutlich direkt an der Emissionsquelle möglich, 
noch bevor die Störung unkontrolliert diffundiert. 
Beispiele hierfür finden sich in allen drei Modellpro-
jekten: Nachrüstungen von technischen Anlagen 
gehören genauso in diese Kategorie wie Lärm-
schutzwände oder Pflanzungen, um Staub zu bin-
den.128 
 
Auf der anderen Seite hängt der Grad der Störung 
auch von der Empfindlichkeit des Gestörten bzw. 
von dessen Störungstoleranz ab. Diese ist wiede-
rum abhängig davon, inwiefern der Gestörte von der 
emittierenden Einrichtung in irgendeiner Art und 
Weise profitiert129, ob er davon wusste, was auf 
ihn zukommt130, oder ob sich bereits eine Gewöh-
                                                 
128 Beispielsweise konnte bei einer Tübinger Schreinerei die 
Störung durch eine technische Anlage einer Lackabsaugung 
behoben werden. [Tübingen (2), Herr S. 2006] 
129 Dies wird beispielsweise bei einem etablierten, beliebten Cafe 
in der Südstadt deutlich: „Da habe ich wirklich noch nichts gehört. 
Ist aber auch nicht wirklich laut dort. Im Gegenteil, da sitzen die 
Leute gern. Da gibt es 3-4 Tische. Die Leute erzählen sich was. 
Wir hatten ganz selten mal Probleme bei uns im Innenhof. Also, 
wenn man zum Innenhof hin schläft und die unten die Tür auf 
haben von dem Cafe und da ist es lauter, dass man was hört, 
wenn man das Fenster auf hat. Das war aber nie wirklich ein 
Konflikt. Da hat man mal gesagt, das war zu laut und dann war das 
ok. Das war nie wirklich schwer.“ [Tübingen (9), Frau E 2006 zur 
Lärmbelästigung des Cafe Paris im Loretto-Areal in Tübingen] 
130 „Wer sich im Französischen Viertel für eine Wohnung interes-
siert, Miet- oder Eigentumswohnungen, der hat sich vorinformiert. 
(…)Man muss davon ausgehen, dass sich Kapitalanleger und 
Eigennutzer sehr eingehend dann mit den Rahmenbedingungen, 
die den Standort betreffen, befassen und wissen, auf was sie sich 
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nung beispielsweise über eine längere Zeit hinweg 
vollzogen hat131. 
 
Diesbezüglich wurde im Rahmen der geführten 
Gespräche auch deutlich, dass ein wesentlicher 
Aspekt für ein mehr oder weniger an Störungstole-
ranz im Faktor „Zeit“ liegt: Dies bedeutet zum 
einen, dass es wesentlich davon abhängt, in wel-
cher Reihenfolge sich Nutzungen angesiedelt ha-
ben. So ist es beispielsweise von Vorteil, wenn 
emittierende Betriebe von Anfang an existieren und 
neu hinzuziehende Bewohner wissen, worauf sie 
sich einlassen.132  
                                                                       
da einlassen und auch wissen, dass dort ganz bewusst eine 
Nutzungsmischung stattfindet und dass eine vierspurige Bun-
desstrasse an dem Wohngebiet vorbei führt, dass man gewissen 
Lärmemissionen auch ausgesetzt ist. Aber dass dieses Viertel 
natürlich auch etwas Neues bietet, dann auch einiges an Sozial-
struktur aufweist, wie das in traditionellen Wohngebieten bspw. in 
der Stadt der Fall ist. (…) Die gehen ganz bewusst in dieses 
Viertel.“ [Tübingen (12), Herr B. 2006] 
131 Beispielsweise beschreibt Herr V. von der Folkwang Musik-
schule in Essen, dass sich die Bewohner der angrenzenden Senio-
renresidenz im Laufe der Zeit besser an die Geräusche der Musik-
schule gewöhnen werden: „Auch das Altersheim, die alten Men-
schen werden ja vielleicht mit der Zeit auch großzügiger mit der 
Sache oder auch anders mit der Sache umgehen, wenn hier 
wirklich mal ein bisschen mehr Leben entsteht.“ [Essen (7), Herr V. 
2008] 
132 Dies wird beispielsweise bei den Handwerksbetrieben in der 
Tübinger Südstadt deutlich. Hierbei resultiert die hohe Störungsto-
leranz der Anwohner unter anderem daraus, „dass viele der Hand-
werksbetriebe, die am Anfang da waren, sich sehr früh schon 
angesiedelt haben, schon bevor die erst gebaut haben, so dass 
die, die drumherum sind, wussten: da sind Handwerksbetriebe. Es 
ist in der Regel auch nicht ein Betrieb, der irgendwo sitzt, sondern 
es ist ein Netz von Betrieben, d.h. jemand, der da was dagegen 
hat, ist im Französischen Viertel nicht ganz gut aufgehoben.“ 
[Tübingen (4), Herr S. 2006] 
Gleiches gilt für das Berliner Komponistenviertel: „Es gibt da einen 
Metallverarbeitungs- und Schrotthändler, der macht einen richtigen 
Radau und Staub auf seinem Grundstück. Aber der ist seit Ewig-
keiten da. Leute, die da hin ziehen, die nehmen das so, wie es ist. 
Wer ewig schon dort wohnt, kennt das schon. [...] Vielleicht hängt 
es auch damit zusammen, dass die Duldungsschwelle bei altein-
gesessenen Weisen höher ist, als das vielleicht in anderen Gebie-
Darüber hinaus wirkt sich die Dauer von Störun-
gen erheblich auf die Störungstoleranz der Be-
troffenen aus, und dies in zweifacher, scheinbar 
widersprüchlicher Hinsicht: Zum einen sind länger 
anhaltendere Störungen wesentlich belästigender 
als kurze, einmalige Zwischenfälle. Allerdings kann 
man sich andererseits an viele Störungen jedoch 
auf die Dauer gewöhnen. Insbesondere Geruch, 
aber auch Lärm wird unter Umständen auf Dauer 
nicht mehr in der gleichen Intensität wahrgenom-
men, wie noch am Anfang, als er neu hinzukam. 
Dies lässt sich aufgrund mehrerer Gespräche bei 
allen drei Modellvorhaben nachweisen.133 
 
Eine große Rolle spielt auch die Tatsache, inwie-
fern erheblichere Störungen schwächere relati-
vieren oder gar unerheblich machen. Beispiels-
weise beschreibt ein Vertreter der SPAS-
Mieterberatung im Berliner Komponistenviertel den 
Fall einer Fischfabrik, von der die Hauptbelastungen 
für das Quartier ausgingen und durch die andere 
Belastungen in den Hintergrund getreten sind.134 
Gleiches gilt für die Verkehrslärmbelastung durch 
eine durch das Berliner Komponistenviertel führen-
                                                                       
ten der Fall ist, weil sie es ewig halt schon kennen.“ [Berlin (6), 
Herr B. 2006]   
133 vgl. hierzu die vergleichsweise hohe Geruchstoleranz gegen-
über einer traditionellen Fischfabrik im Berliner-Komponistenviertel, 
an die sich die Bevölkerung im Laufe der Zeit gewöhnt hatte [Berlin 
(8), Frau S. 2008, Berlin (10), Frau W. 2008], die hohe Lärmtole-
ranz der Obermieter gegenüber dem Tübinger Gewerbebetrieb 
Nabendynamo [Tübingen (1), Herr S. 2006] oder die sich im Laufe 
der Zeit einstellende Lärmtoleranz der Essener Seniorenresidenz 
gegenüber der Folkwang Musikschule [Essen (7), Herr V. 2008]. 
134 So sieht Herr B. einen wesentlichen Grund, dass ihm keine 
einzige Beschwerde eines Mieters wegen Belästigung eines 
angrenzenden Gewerbebetriebes bekannt ist, in der Tatsache, 
„dass die [Anwohner] froh sind, dass die Fischfabrik weg ist, die 
dann noch schlimmer war.“ [Berlin (6), Herr B. 2006] 
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de Schnellstraße, durch die sich andere Störungen 
relativieren.135 
 
Eine weitere Möglichkeit der aktiven Störungsmin-
derung liegt in entsprechenden organisatorischen 
Maßnahmen. Beispielsweise lassen sich Lärmprob-
leme durch Freizeiteinrichtungen durch klare „Lö-
sungsvereinbarungen“ bezüglich Zeitpunkt und 
Häufigkeit von Veranstaltungen hin und wieder sehr 
gut in den Griff bekommen.136  
 
Wesentlich hängt die Lösungsfindung bei Störungs-
konflikten in einem Quartier, das durch das enge 
Nebeneinander von Wohnen und Arbeiten geprägt 
ist, dabei auch von der Rücksichtnahme des Be-
triebsverantwortlichen und dessen Gesprächs- 
oder Kompromissbereitschaft ab.137 Störungsto-
leranz hat also auch immer etwas mit Kommunika-
tionskultur zu tun.138 In allen drei Modellvorhaben 
wird deutlich, dass informelle Maßnahmen und 
                                                 
135 „Im Verhältnis zu den Emissionen der dortigen Gewerbebetrie-
be, also von der (vorhandenen) Struktur (ausgesehen) sind es 
ohnehin wenige, die Lärm oder Gestank imitieren, so dass dann 
die Belastung durch den Straßenverkehr als gravierender wahrge-
nommen werden. Also wäre die Berliner Allee oder die Bizetstraße 
verkehrsberuhigt, dann würde vielleicht in der Stille des fehlenden 
Verkehrs der ein oder andere sagen: ‚Also was jetzt stört, ist der 
Typ mit seinem Hammer!’ Aber so lange die Tram vorbei humpelt 
und so und so viele Autos da morgens und abends da durch 
brettern, (...) kann der mit seinem Hämmerchen da ruhig ein 
bisschen klopfen.“  [Berlin (6), Herr B. 2006] 
136 vgl. Tübingen (5), Herr S. 2006: „Das ist z.B., wenn in einer 
Gaststätte nicht mehr als ein Konzert pro Monat stattfindet .“ 
137 „Ich weiß von Konflikten, die es bei Gaststätten gab. Man muss 
sich dann leider Beschweren.“ [Tübingen (5), Herr S. 2006] / „Also 
hier gibt es ein paar Handwerker in den alten Gebäuden. Die 
müssen halt auch die Türe zulassen. Wer ihnen das vorgegeben 
hat, weiß ich nicht.“ [Tübingen (3), Frau W. 2006] 
138 „Wenn sich die Leute von Anfang an kennen und wissen, wir 
können miteinander oder wer kann’s halt nicht. Ich denke, das 
hängt auch an der Mentalität der Leute, auch der Bewohner. Wie 
lange kann ich mitgehen? Wieviel Gewerbe kann ich vertragen? 
Oder wie sehr belastet es mich, wenn da irgendetwas ist, was mir 
einfach nicht passt?“ [Tübingen (4), Herr S. 2006] 
Strategien wesentlich dazu beitragen, dass Bezü-
ge zwischen den einzelnen Nutzergruppen her-
gestellt werden und dadurch einerseits Rücksicht-
nahme, andererseits Störungstoleranz bei den un-
terschiedlichen Akteuren zunehmen.139 [vgl. hierzu 
auch Kapitel 12.6.2] 
 
Nach dieser allgemeinen Einführung zu Störungen 
sollen nun im Folgenden nochmals genauer unter-
schiedliche Arten von Störungen aufgeführt und 
untersucht werden.  
                                                 
139 Einen wesentlichen Beitrag zur Herstellung von Bezügen zwi-
schen den einzelnen Nutzergruppen stellen  beispielsweise die 
Tübinger Baugemeinschaften dar, in deren Kontext sich unter-
schiedliche Akteure frühzeitig und nachhaltig miteinander arrangie-
ren lernen. [vgl. hierzu Tübingen (6), Herr W. 2006 / Tübingen (5), 
Herr S. 2006] 
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-   Lärm 
[Beeinträchtigungen des akustischen 
Empfindens] 
 
Wie bereits in Kapitel 5.2 genauer ausgeführt, ver-
steht man unter Lärm ein störendes Geräusch. 
Inwiefern ein Geräusch als störend empfunden wird, 
hängt wie dargestellt sowohl von der Intensität des 
Geräuschs [gemessen in Dezibel (db)] als auch 
vom subjektiven Geräuschempfinden bzw. der 
Störungstoleranz des Empfängers ab. 
 
Lärm kann unterschiedliche Ursachen haben. In 
erster Linie würde man in nutzungsgemischten 
Quartieren Lärm von emittierenden Betrieben 
erwarten, wie er beispielsweise durch laute Maschi-
nen oder durch Bewegung von schwerem Material 
zustande kommt. 
 
Wie jedoch bereits erwähnt, kann heute ein Großteil 
potentieller Lärmbelastungen durch planerische, 
technische und organisatorische Maßnahmen in 
Griff bekommen werden. Hinzu kommt, dass viele 
der heutigen Gewerbetreibenden ohnehin kaum 
mehr Lärm erzeugen. 
 
Trotzdem treten einige Lärm-Konflikte nach wie 
vor im produzierenden Gewerbe auf, insbesonde-
re dort, wo auch noch heute lautere Maschinen im 
Einsatz sind. Beispielsweise wurde eine Problemsi-
tuation bei einer Tübinger Schreinerei bezüglich 
deren „Lackabsaugung“ beschrieben, die störende 
Geräusche verursachte. Durch den Einsatz von 
Schallschutzmaßnahmen konnte aber das Prob-
lem behoben werden.140 Hinzu kommen Lärmbe-
                                                 
140 „Bei dem Lärmproblem hatte ich eine Firma da, die solche 
Systeme machen und mich besprochen, was man dagegen tun 
kann und da ist jetzt ein Schallschutzmaterial in den Absaugungen 
drin.“ Tübingen (2), Herr S. 2006 
lastungen insbesondere im Sommer, wenn die 
Hitze die Handwerker dazu zwingt, hin und wieder 
das Fenster zu öffnen.141 Andere Beispiele für 
Lärmemissionen in Tübingen sind ein metallverar-
beitender Betrieb zur Produktion von Fahrradteilen, 
in dem hin und wieder eine lautstarke Metallpresse 
zum Einsatz kommt142, sowie eine Bäckerei mit 
eigener Mühle.143 
 
Ziel der Sanierungsbemühungen im Berliner Kom-
ponistenviertel war es einerseits, die gewachsene 
Nutzungsmischung im Quartier zu erhalten und 
andererseits, Beeinträchtigungen des Wohnens 
beispielsweise durch räumliche Neugliederung und 
technische Nachrüstung zu reduzieren.144 Unab-
hängig davon haben insbesondere nach der Wende 
vor allem aus wirtschaftlichen Gründen viele produ-
zierende und verarbeitende Gewerbe des Kompo-
nistenviertels ihren Betrieb eingestellt. Dennoch 
                                                 
141„Wenn es so warm ist, machen die Schreiner das Fenster auf. 
Das ist dann auch schon an der Grenze. (…) Da gab es dann auch 
schon mal Konflikte, dass wir die Fenster zu machen mussten. 
Damit kann man aber umgehen.“ [Tübingen (2), Herr S. 2006] 
142 „Wenn die Presse arbeitet, dann merkt man das im Dachge-
schoss genauso wie in der Werkstatt.“ [Tübingen (1), Herr S. 2006] 
143 Bei der Tübinger Bäckerei handelt es sich um  „ein produzie-
rendes Gewerbe. Die machen z.B. ziemlich viel Krach mit ihrer 
Mühle. Die mahlen selbst und das ist ein ziemlich hoher Ton und 
im Sommer müssen die die Fenster aufmachen, sonst kriegen die 
die Abdämpfe der Motoren nicht weg.“ [Tübingen (2), Herr S. 2006] 
144 Die Ausgangssituation zu Beginn der Sanierung war ein sehr 
enges Nebeneinander bzw. oftmals auch ein relativ ungeregeltes 
Durcheinander von Wohnen und Arbeiten in den meist sehr kleinen 
Hinterhöfen: „Vorderhaus Wohnen und Hinterhaus sogar 4-Etagen-
Tischlerei, da können Sie sich ja vorstellen, was so was an Konflik-
ten gibt.“ [Berlin (1), Frau R. 2008] Trotzdem wollte man weiterhin 
„Arbeitsplätze im Quartier haben. Das war ein Schlüsselthema und 
es sollte aber auf jeden Fall die Richtung annehmen, dass es sich 
nicht um störendes Gewerbe handelt. Wir hatten im Blick vielfach 
all die kleineren Einrichtungen, Einzelhandel und Geschäfte. Mal 
raus aber z.B. Tischlereien: Die machen Lärm, Krach, Dreck und 
da haben wir es natürlich schon mit dem Umweltentlastungspro-
gramm geschafft, dass die dann eine Absauganlage, Filter etc. dort 
hinbekommen haben“. [Berlin (1), Frau R. 2008]  
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kann sich nach wie vor eine große Bandbreite von 
kleineren Gewerbebetrieben unterschiedlicher Art 
im Quartier behaupten. Trotz vollzogener räumlich-
architektonischer Veränderungen und technischer 
Nachrüstungen bleiben aufgrund des engen Ne-
beneinanders von Wohnen und Arbeiten kleinere 
Lärmbelästigungen nicht aus. Dies gilt insbesondere 
für die Bereiche, wo sich nach wie vor Anwohner 
und Gewerbetreibende einen gemeinsamen Hof 
teilen, z.B. einige, kleinere Schreinereien, die in den 
Hinterhöfen der Gründerzeitblöcke ihre Werkstätten 
haben.145 Trotzdem genießen die traditionellen 
Handwerksbetriebe in dem gewachsenen, seit jeher 
nutzungsgemischten Quartier eine große Akzeptanz 
bei der Wohnbevölkerung 146. Dies gilt auch für neu 
hinzugekommene Gewerbeeinrichtungen, wie bei-
spielsweise eine Praxis für Zahntechnik, insbeson-
dere wenn diese durch technische Maßnahmen 
oder bauliche Gliederungen von vornherein Lärmbe-
lästigungen minimieren.147 
 
In der Essener Weststadt sind produzierende oder 
verarbeitende Gewerbebetriebe, abgesehen von 
einer vorher schon am Standort situierten Druckerei, 
nicht vorhanden, wodurch auch Gewerbelärm kaum 
vorkommt.148 Durch geschickte räumliche Einbin-
                                                 
145 „Wir haben ja hier die Späneabsaugung auf dem Hof. Der 
Lüftermotor dazu ist im Keller. Aber er macht natürlich trotzdem 
Geräusche und der Nachbar hier auf der linken Seite, der hat dann 
schon mal gemeckert.“ [Berlin (2), Herr S. 2008] 
146 „Beschwert hat sich bisher noch nie jemand. Ich glaube, Du 
kannst hier um acht oder neun abends noch sägen oder mit der 
Absauganlage arbeiten.“ [Berlin (3), Herr W. 2008]  
147 „Ich hab mich damals um den Hinterhof hier beworben, um 
einfach mit meinem Gewerbe keine Lärmbelästigung zu machen. 
Bei uns laufen natürlich Maschinen. Maschinen sind aber Handstü-
cke, also rotierende Instrumente, die genauso schnurren wie beim 
Zahnarzt, nicht dass es irgendwo eine Lärmbelästigung wäre. So 
gesehen sind wir auch ein bisschen weg vom Schuss.“ [Berlin (5), 
Frau T. 2008] 
148 „Es wäre ja hier extremer geworden, wenn hier sich mehr 
Gewerbe angesiedelt hätte, als jetzt Dienstleistung oder Büro. (…) 
dung und gute Kontakte zwischen der Druckerei 
und einem naheliegenden Hotel treten trotz der dort 
auftretenden Produktions-, An- und Ablieferungsge-
räusche mehr oder weniger keine Konflikte auf.149 
 
Größere Lärmbelästigungen als durch Gewerbelärm 
entstehen in nutzungsgemischten Quartieren oft-
mals durch Freizeitnutzungen, die vor allem in 
den Abendstunden ein Hauptproblem darstellen. 
Hier helfen bauliche Maßnahmen nur bedingt, da 
insbesondere die Besucher, die noch dazu in den 
seltensten Fällen direkt aus dem Quartier kommen, 
eine schwer kalkulierbare Störgröße darstellen.  
 
Probleme dieser Art werden beispielsweise allge-
mein in Berlin deutlich, wo es immer wieder zu 
neuen Freizeiteinrichtungen kommt.150 Konkret im 
                                                                       
Da wäre der Konflikt viel größer gewesen, weil wir auch wenig 
bspw. LKW-Verkehr haben. Wenn also jetzt dauernd Anlieferungen 
wären, wenn jetzt beispielsweise ein Supermarkt morgens früh 
anliefert, dann brauchen Sie morgens keinen Wecker mehr zu 
stellen, weil ein 30 Tonner ganz normal hin und her setzt und die 
Reifen quietschen und wenn das Tor offen ist, dann stehen die 
Leute senkrecht im Bett. (…) Oder wenn die ihre Müllpressen 
draußen hin stellen, das ist auch nicht so lustig vom Anblick her 
und vom Geräusch.“ [Essen (2), Herr O. 2006]  
149 „Von Geräuschen oder Gerüchen her bekommt man von der 
Druckerei nichts mit. Direkt neben der Druckerei ist ein Hotel neu 
gebaut worden. Der Druckereibesitzer sagt mir: ‚Wir haben beste 
Kontakte zu dem Hotel, unsere Kunden, die übernachten da.’ Das 
Hotel hat keinen Anlass, sich bei dem Druckereibesitzer zu be-
schweren. Die sind auch dahin gekommen, als die Druckerei schon 
da war. Die Druckerei hat schon LKW-Verkehr, aber die kommen in 
einen Innenhof, der abgeschottet ist, dem Hotel abgewandt.“ 
[Essen (2), Herr O. 2006] 
150 Dies wird beispielsweise aus folgenden Anmerkungen eines 
Berliner Mieterberaters deutlich: „Einer der Hauptkonfliktherde, der 
in Berlin immer wieder auftritt bei der Nähe von Gewerbe und 
Wohnen ist letztendlich die Gastronomie, Kneipen. Da sind immer 
wieder bestimmte Straßenzüge, (…) die dann irgendwann mal „in“ 
werden, wo plötzlich ein Restaurant nach dem anderen aufmacht. 
(…) Draußen sitzen unter Heizplätzen ist ja „in“ geworden. (…) 
Dann (ergeben sich) plötzlich einerseits Lärmemissionen, zum 
anderen auch (Geruchsemissionen) durch Küche und sonst was 
(…). Klar gibt’s die Regelung um 22.00 Uhr ist eigentlich Ruhe (…). 
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Komponistenviertel dagegen, gibt es diesbezüglich 
kaum Konflikte, da die wenigen dort ansässigen 
Gastronomie- und Kulturbetriebe entweder un-
mittelbar an der Hauptstraße „Berliner Allee“ lie-
gen151 – dort dominiert der Verkehrslärm des 
Durchgangsverkehrs152 und die Anwohner sind 
einiges an Geräuschkulisse gewohnt –, oder aber 
eng mit dem Quartier und der dort ansässigen 
Bevölkerung verwurzelt sind.153 
 
Dagegen ist die Essener Weststadt stark geprägt 
durch ihre dauerhaften, über das Quartier hinaus 
bedeutenden Freizeitangebote wie die WestStadt 
Halle, das Colosseum oder das Cinemaxx. Diese 
Einrichtungen erzeugen insbesondere in den 
Abendstunden naturgemäß Lärm, der sowohl 
unmittelbar durch die Veranstaltung selbst [z.B. 
laute Musik], als auch indirekt durch die Besu-
cher zustande kommen kann, die sich beispielswei-
se vor und nach der Veranstaltung im Umfeld des 
Veranstaltungsortes versammeln, sich im Freien 
unterhalten und amüsieren oder mit ihren Autos 
lautstark abfahren. Vor diesem Hintergrund kommt 
                                                                       
Aber es ist auch so, wer über eine Kneipe zieht, der ist selber 
schuld.“ [Berlin (6), Herr B. 2006] 
151 Dies gilt beispielsweise für das Kulturhaus „Peter Edel“ und 
das Kino „Toni“, die beide unmittelbar an der Berliner Allee liegen.  
152 „Also wäre die Berliner Allee oder die Bizetstraße verkehrsbe-
ruhigt, dann würde vielleicht in der Stille des fehlenden Verkehrs 
der ein oder andere sagen: ‚Also, was jetzt stört, ist der Typ mit 
seinem Hammer!’ Aber so lange die Tram vorbei humpelt und so 
und so viele Autos da morgens und abends da durch brettern, 
dann kann der mit seinem Hämmerchen da ruhig ein bisschen 
klopfen.“ [Berlin (6), Herr B. 2006]  
153 Ein sehr gutes Beispiel dafür ist das Traditionsgasthaus „Alte 
Fleischerei“, in dem „natürlich das Problem auftreten (könnte), dass 
spätestens dann, wenn mal eine Veranstaltung mit Musik stattfin-
det, (…) sich natürlich einige gestört fühlen. Aber dem ist bei uns 
überhaupt nicht so. Zuerst, weil wir auch darauf achten, dass das 
nicht diskothekenartig ausartet und zum zweiten, weil wir auch so 
verständnisvolle Nachbarn haben (…) und auch viele hier aus dem 
Umkreis ja selber Gäste sind und dementsprechend hier auch 
selber hier Veranstaltungen machen. [Berlin (4), Herr H. 2008] 
es vor allem an warmen Sommerabenden, an de-
nen aufgrund der hohen Temperatur hin und wieder 
die Fenster der Veranstaltungsräume geöffnet wer-
den und damit Lärm nach außen dringt, zu kleineren 
Konflikten zwischen der Essener WestStadt Halle 
und der Seniorenresidenz senvital. Seitdem die 
beiden Institutionen jedoch unmittelbar Kontakt 
zueinander aufgenommen haben, hat man den 
Konflikt in den Griff bekommen.154 Ein weiteres 
Beispiel für diese Art von Konflikten ist ein Disko-
theken-Konzept, das sich bislang in der Essener 
Weststadt nicht dauerhaft etablieren ließ, da Beläs-
tigungen der Anwohner nicht ausgeschlossen wer-
den können.155 Ebenso verhält es sich bislang mit 
dem Konzept für „eine kleine Außenbestuhlung und 
einen Gastronomiebetrieb“, dessen Vor-Platz „als 
kleiner Biergarten genutzt wird“ und der als Mitte 
und Treffpunkt eine Bereicherung für das Quartier 
sein könnte.156 
                                                 
154 „Es gab einmal den Fall, da ist der Herr Z. (Geschäftsführer der 
Seniorenresidenz) vorbei gekommen und hat wirklich gesagt: 
‚Haben Sie vielleicht eine Nummer, weil letztes Wochenende war’s 
ein bisschen laut’. Das lag daran, dass die Türen offen waren. 
Seitdem sind wir Freunde.“ [Essen (3), Herr Z. 2008] 
155 „Die Türen sind nicht immer verschlossen, man muss auch mal 
ein Fenster aufmachen können, das [der Lärm] dringt nach drau-
ßen.“ [Essen (2), Herr O. 2006]  
„Da wird der Eingang vorne zur Fläche benutzt und dadurch kam 
halt die Beschwerde des Altersheims. (…) Das wird auch noch mal 
anders, wenn das Rauchverbot eintritt und die Leute draußen 
rauchen müssen. Ich denke, Konflikte gab’s und die gibt es immer 
wieder.“ [Essen (5), Frau F. 2008] 
156 „Das wäre total schön gewesen, weil wir haben hier ja sowieso 
eine Gastronomie im Biergarten für vorgesehen. (...) Das ist also 
auch so ein kleiner Konfliktpunkt, das ist bis heute eben nicht 
etabliert. Das hat nicht stattgefunden, dass das Quartier sich 
entwickelt und auch als In-Treffpunkt in Essen (...), dass man dahin 
geht, um einen Kaffee zu trinken.“ [Odenthal 2006] Dennoch will 
man an dem Konzept festhalten und weiterhin versuchen, Freizeit-
angebote wie den gewünschten Biergarten im Quartier zu etablie-
ren. Die genannten Probleme werden als „Preis der Nutzungsmi-
schung“ gesehen: „Wenn das alles nur Büros wären, dann wäre es 
kein Thema gewesen. Der Preis der Nutzungsmischung, dass wir 
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Ähnliche Probleme gibt es in der Tübinger Südstadt. 
Ein mittlerweile nicht mehr existierendes Lokal, das 
für seine Jazzkonzerte berühmt war, brachte einige 
Störungen der Anwohner mit sich.157 Ein Tübinger 
Restaurantbetreiber beschreibt aus seiner Sicht die 
gleichen Probleme, die durch das enge Nebenei-
nander von Kneipe und Wohnungen entstehen. 
Trotz des gewünschten, urbanen Charakter des 
Quartiers, in dem sich eine lebendige Kulturszene 
etablieren soll, gibt es hin und wieder Akzeptanz-
probleme bei der Anwohnerschaft.158 Dies gilt ins-
besondere dann, wenn die Gastronomie bei beste-
hender Wohnnutzung hinzukommt.159 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                       
hier Wohnen haben und hier Freizeit ist eben der, dass außen 
Freizeitsachen schwierig sein können.“ [Essen (2), Herr O. 2006] 
157 „Da gab es immer Einzelprobleme. (...) Es gab im Brio lange 
Jazzkonzerte. Da gab es immer nachts Konflikte.“ [Tübingen (4), 
Herr S. 2006] 
158 „Wir haben z.B. im Brio früher ein Jazzkonzert veranstaltet - 
von Anfang an. Da gab es noch keine Häuser, weder hinter mir, 
(…) weder links, noch rechts. Und es war irgendwie alles in Ord-
nung. Als die Leute dann kamen, hat es die dann einfach gestört, 
weil man das abends halt einfach hört, da hat man dann einfach 
kein Gehör dafür und sagt: ‚Warum gerade so eine schreckliche 
Musik?’. Und das ist ja dann schon so, wenn Du da so ein bisschen 
nach zehn oder elf regelmäßig Polizei da hast, das ist ja klar. In 
unserem Viertel ist es nicht anders als woanders.“ [Tübingen (10), 
Herr G. 2006] 
159 „Das Hinzukommen von Gastronomie führt zu Akzeptanzprob-
lemen. Die gleichen Probleme hast Du nicht, wenn Du zuerst da 
bist.“ [Tübingen (11), Herr S. 2006] 
Ein weiterer Großteil heutiger Lärmbelästigungen 
entsteht durch Verkehrslärm, der ebenfalls oftmals 
die Folge nutzungsgemischter Strukturen sein kann. 
So beschreiben einige Interviewpartner Lärmbelas-
tungen durch An- und Ablieferung produzieren-
den und verarbeitenden Gewerbes, aber auch 
durch aufkommenden Kundenverkehr, insbeson-
dere bei Freizeiteinrichtungen wie Lokalen etc.. 
 
So spielt in der Essener Weststadt Verkehrslärm in 
Verbindung mit den dort reichlich angesiedelten 
Freizeitangeboten ebenfalls eine gewisse Rolle. 
Auch wenn der Großteil der Verkehrsströme außer-
halb der Wohnquartiere verläuft, so kommt es doch 
insbesondere in den Abendstunden hin und wieder 
zu Lärmbelästigungen der Anwohner beispielsweise 
durch Parksuchverkehr der Konzertbesucher oder 
deren An- und Abfahrt in den Ein- und Ausgangsbe-
reichen. 160 
 
Auch das Berliner Komponistenviertel hat stark mit 
dem Thema Verkehrslärm zu kämpfen. Jedoch 
resultieren die starken Verkehrsströme der Berliner 
Allee, die den Großteil der Lärmbelastungen aus-
macht, nicht aus der nutzungsgemischten Struktur 
des Quartiers, sondern aus dem durch das Gebiet 
                                                 
160 In der Essener Weststadt entsteht aufgrund des Parkplatz-
mangels im Umfeld der Freizeiteinrichtungen immer wieder Park-
suchverkehr, der in den Abendstunden auch zu Lärmbelästigungen 
der Anwohner und Hotelgäste führen kann: „Wir haben für die 
Freizeiteinrichtung hier (…) auf der Fläche keine Stellplätze. D.h., 
die Leute kommen, wenn hier eine Veranstaltung ist, die fahren 
hier durch und stellen sich da hin, wo sie sich hinstellen können. 
Das ist einfach ein Konflikt. (…) Es gibt immer wieder viele Besu-
cher, die hierhin fahren und sagen: ‚Parkhaus schön und gut, aber 
ich gucke erst, ob ich da nicht in der Nähe irgendwo einen Park-
platz finde.“ [Essen (2), Herr O. 2006] 
Ein Diskothekenkonzept in der Essener Weststadt ließ sich auf-
grund der ungünstig gelegenen Eingangssituation und der damit im 
Zusammenhang stehenden, potentiellen Lärmbelästigung bislang 
nicht dauerhaft etablieren: „Hinzu kommt die An- und Abfahrt der 
Autos früh morgens.“ [Essen (2), Herr O. 2006]  
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laufenden Durchgangsverkehr in Richtung Zent-
rum.161 Trotz einer städtebaulichen Neugestaltung 
des Straßenraums mit reduzierten Fahrbahnquer-
schnitten und Haltebuchten konnte das Lärmprob-
lem nicht wesentlich gelöst werden. Sogenannte 
„Lärmminderungspläne“ sollen nun dabei helfen, 
durch unterschiedliche Maßnahmen die Verhältnis-
se schrittweise zu verbessern.162 
 
Oftmals resultieren Lärmprobleme in nutzungsge-
mischten Strukturen auch aus Planungsfehlern, 
die beispielsweise ungünstige räumliche Konstella-
tionen zur Folge haben, und wären daher von An-
fang an vermeidbar gewesen. 
                                                 
161 Ein „Problem ist in diesem Gebiet natürlich der Grenzverkehr 
und zwar sowohl die Berliner Allee raus, als auch wenn die dicht ist 
durch die Bizetstraße, das ist eine Parallelstraße. (…) Dort wird 
dann beklagt, dass dort zuviel Verkehr ist. Der geht zu schnell 
durch, keine Gehwegsvorstreckungen, keine Verkehrsregelungen. 
Die hat man jetzt zum Teil gemacht. Als die Berliner Allee umge-
baut wurde, wurdezn dann auch Fußgängerüberwege geschaffen, 
aber wie gesagt: beklagt wird der Durchgangsverkehr, nicht der 
durch Gewerbe induzierte Verkehr. (…) Oder anders gesagt, das 
Problem, was in dem Gebiet eher besteht, ist eine Folge von 
fehlender Nutzungsmischung (…). Dass die einen, die nämlich 
außerhalb wohnen, mal durchfahren, weil sie in der Stadt arbeiten 
oder am Stadtrand zum Baumarkt fahren und einkaufen. Das 
Problem ist nicht das aus dem Gebiet heraus, dass dort Gewerbe 
für die Nachbarschaft störende Effekte hervorruft.“ [Berlin (6), Herr 
B. 2006] 
162 „Diese großen Verkehrsachsen, darunter leiden eigentlich die 
Quartiere. Die Häuser an der Berliner Allee, die haben uns am 
meisten Sorgen bereitet in den letzten Jahren, weil sie da am 
wenigsten Auswahl an Ruhe haben können und niemand natürlich 
freiwillig an die lärmintensive Berliner Allee gezogen ist.“ Lärmmin-
derungspläne sollen nun dabei helfen, die Verhältnisse zu verbes-
sern. Vorgeschlagen werden neben einer veränderten Straßen-
raumgestaltung beispielsweise bauliche Maßnahmen wie Schall-
schutzfenster und veränderte Wohnungsgrundrisse sowie die 
Verlagerungen von lärmintensiveren Nutzungen an die Berliner 
Allee. Gleichzeitig fungiert die Bebauung an der „Berliner Allee 
(als) der Lärmschutzwall für alles was dahinter ist. (…) Deshalb 
sind wir am Antonplatz für die Neubebauung (…). Das ist seit 
Anfang eins der frühesten Ziele der Sanierung, den südlichen Teil 
des Antonplatzes zu erstrecken mit einer ringsumgebenden Neu-
bebauung.“ [Berlin (1), Frau R. 2008] 
Ein Beispiel hierfür stellt die Tanzhalle im Loretto-
Areal in Tübingen dar, dessen Lärmbelästigung 
insbesondere dadurch verschärft wird, dass die 
zentrale Zugangsachse der Veranstaltungseinrich-
tung mitten durch einen privaten Wohnhof führt. 
Dem privaten Bereich fehlt dadurch ein abgeschirm-
ter, intimer Rückzugsraum. Stattdessen sind die 
Bewohner der Lärmbelastung durch die Veranstal-
tungshalle ungeschützt ausgeliefert. 163 Alle anderen 
Höfe in der Tübinger Südstadt sind geschlossen 
ausgeführt und haben dadurch eine klare Differen-
zierung zwischen privatem und öffentlichem Raum. 
 
Ein weiteres Beispiel für eine Fehlplanung, die un-
nötige Konflikte zur Folge hat, findet sich in der 
Essener Weststadt. Der Zugang in die Weststadt-
Halle liegt ungünstigerweise an der straßenabge-
wandten Seite. Damit ist zum einen der Eingang 
schwerer zu finden, zum andern kommt es zu Stö-
rungen des dahinterliegenden, eigentlich introver-
tierten Stadtraums, an den auch sensiblere Wohn-
bereiche, wie die Seniorenresidenz anschließen.164 
 
 
 
 
 
                                                 
163„Es hat hier beim TAZ bei dieser Sporthalle [Probleme gege-
ben]. Da sind ja diese Sportvereine, die eben abends kommen zum 
trainieren. Tagsüber ist der Schulsport drin und abends kommen 
die Vereinsmitglieder zum trainieren. Oder es sind auch Feste an 
Wochenenden, um eben wieder Geld herein zu bringen für die 
Vereine. Das hat schon zu Konflikten geführt. Vor allem natürlich 
der Lärm, den sie verursacht haben.“ [Tübingen (3), Frau W. 2006] 
164 „Ist eine unglückliche Planung gewesen, die am Anfang falsch 
gelaufen ist, als wir noch nicht involviert waren in die Sanierung. 
Man hätte den Haupteingang eigentlich vom Platz vorne von der 
Thea-Leymann-Straße machen müssen.“ [Essen (5), Frau F. 2008] 
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-      Gestank  
[Beeinträchtigungen des Geruchsempfin-
dens] 
 
Wie bereits in Kapitel 5.1 genauer ausgeführt, ver-
steht man unter Gestank einen störenden Geruch.  
Inwiefern ein Geruch als störend empfunden wird, 
ist noch schwerer objektiv einzuschätzen wie 
beim Lärm. Selbstverständlich gibt es Grenzwerte 
für Schadstoffe in der Luft, die beispielsweise von 
Gewerbetreibenden in nutzungsgemischten Quartie-
ren eingehalten werden müssen. Dennoch kann 
Geruch als störend empfunden werden, auch wenn 
er nicht unmittelbar gesundheitsschädlich ist. Dar-
über hinaus gibt es aufgrund der vielen unterschied-
lichen potentiellen Gerüche keine genauen Mess-
werte, wie beispielsweise Dezibel beim Lärm. We-
sentliche Faktoren für die Belastung durch Gestank 
sind neben der Geruchsintensität, die Windrich-
tung sowie die Störungstoleranz der Empfänger. 
 
In erster Linie würde man in nutzungsgemischten 
Quartieren Gestank von emittierenden Betrieben 
erwarten, wie er beispielsweise durch Abgase und 
Entlüftungen entsteht. 
 
Ein Großteil potentieller Geruchsbelästigungen kann 
heute jedoch durch planerische, technische und 
organisatorische Maßnahmen in Griff bekommen 
werden. Hinzu kommt, dass viele der heutigen Ge-
werbetreibenden ohnehin kaum Geruch erzeugen. 
 
Trotz der schwer objektiv messbaren Geruchsbelas-
tung, gibt es Regeln und Maßnahmen, um störende 
Gerüche insbesondere in nutzungsgemischten 
Quartieren, zu reduzieren. So kann beispielsweise 
bereits bei der Planung von Gebäuden darauf ge-
achtet werden, dass Wohnungen nicht in der 
Hauptwindrichtung von der Geruchsquelle aus 
liegen. Oftmals können geschickte Gebäudestel-
lungen und Wohnungsgrundrisse Probleme a 
priori vermeiden. 
 
Ein Konflikt, der auf Geruchsbelastungen zurück-
geht, wurde beispielsweise in Tübingen anhand 
einer Schreinerei am Fall der „Lackabsaugung“ 
beschrieben: Dabei wird der in der Schreinerei ent-
stehende Lackgeruch nach außen abgeblasen.165 
Bereits mit dem Kaufvertrag des Grundstücks wur-
den von städtischer Seite gegenüber der Schreine-
rei bestimmte Auflagen festgelegt. Dabei wurde von 
Anfang an daran gedacht, dass zusätzliche Betriebe 
und Anwohner hinzukommen werden, und auf diese 
Art und Weise möglichen Konflikten vorgegriffen. 
Vor diesem Hintergrund entschied sich der Schrei-
nereibetrieb ganz bewusst für die Randlage des 
Quartiers mit der Möglichkeit, nach einer Seite stär-
ker zu emittieren.166 
 
In nutzungsgemischten Quartieren kann es bezüg-
lich Geruchsemissionen zu Konflikten zwischen 
Gaststätten und Anwohnern kommen. Ein Bei-
                                                 
165 Das Abgas „wird zwar auch gefiltert, aber [trotzdem] hat man 
Lackgerüche. Da muss man dann auch was machen und das wird 
jetzt komplett überdacht. Das haben wir schon ganz gezielt ge-
wählt, dass die Abflussrohre zum Norden hin raus gehen. Deswe-
gen ist eigentlich die Beschwerde, die da gekommen ist, nicht so 
nachvollziehbar. Wenn da gerade mal lackiert wird, kann das mal 
sein. Ich halte das für ein überschaubares Problem. Wir haben 
dann reagiert und haben hier die Abluftüberdachtung gemacht und 
das hat 20.000 Euro gekostet. Eine relativ teure Maßnahme. Bei 
der Lackabsaugung war es dann so, dass es eine anonyme Anzei-
ge gab. Das wurde anonym angezeigt, deshalb haben wir das 
logischerweise direkt behoben. [...] Das Gewerbeaufsichtsamt hat 
sich bei uns gemeldet, man suchte nach einer Lösung und die 
haben dann nicht die Wahl gelassen. Freiwillig soviel Geld ausge-
geben hätte ich nicht [...], weil ich es auch nicht als unbedingt 
angemessen angesehen habe.“ [Tübingen (2), Herr S. 2006] 
166„Wir haben natürlich ganz gezielt überlegt, um dann ganz gezielt 
auf die Nordseite zu setzen in mind. 3 m Höhe. [...] So gesehen 
bestimmt keine schlechte Lösung. [...] Jetzt blasen wir über Dach 
ab, das ist ja ziemlich hoch.“ [Tübingen (2), Herr S. 2006] 
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spiel hierfür findet sich in der Essener Weststadt. So 
kam es aufgrund des Fettabscheiders eines Restau-
rants zu Geruchsbelästigungen für die Mitarbeiter 
des Zentrums für Türkeistudien. Selbst durch ent-
sprechende technische Nachrüstungen konnte 
dieses Problem bislang nicht gelöst werden.167 
 
Wesentlich erheblichere Geruchsbelastungen exis-
tierten jedoch ursprünglich in dem historisch ge-
wachsenen Berliner Komponistenviertel. Größere 
Industrien, wie z.B. ein großes Gummiwerk 168, und 
geruchsintensive Gewerbebetriebe wie eine Pferde-
schlachterei169, Räucher- und Fischfabriken170 führ-
ten zu erheblichen Geruchsemissionen. Aufgrund 
der engen Verbindung der Produktionsstandorte mit 
                                                 
167 „Es gibt einen Fettabscheider, der von unserem Restaurant 
genutzt wird und von der Kantine oder Restaurant vom Colosseum. 
Es gibt jetzt in dieser Feuerwehrzufahrt (…) die Zugangsschächte 
und irgendwie (…) riecht es manchmal sehr, sehr intensiv, so nach 
Fäkalien. Das ist sehr unangenehm. Normalerweise werden die 
immer gereinigt diese Deckelplatten und die sind auch versiegelt. 
Eigentlich ist das kaum möglich, aber da haben sich schon zig 
Ingenieure und Leute sich den Kopf darüber zerbrochen, warum es 
trotzdem manchmal sehr penetrant riecht. (…) Meines Erachtens 
hat das was mit Wind zu tun, der in die Schächte hinein drückt. Ich 
weiß es nicht. Das Problem lässt sich nie lösen. Man hat versucht, 
den Abzug oben auf das Dach zu legen (…), in 10m Höhe. Aber 
selbst das funktioniert nicht, weil es doch irgendwie immer wieder 
herunter gedrückt wird. Eine Never Ending Story, die irgendwie 
vielleicht auch eine Kleinigkeit ist, aber halt baulich nicht in den 
Griff zu bekommen ist.“ [Essen (4), Herr G. 2008] 
168 „Dieses große Gummiwerk an der Puccini-Straße (…), das 
waren ja große Arbeitgeber. Die waren, als wir angefangen haben, 
noch da. Da hat man noch diese Riesenschornsteine dampfen 
sehen mit den alten Heizungsanlagen. Diese Situation konnte man 
schon als Konflikt beschreiben, auch weil da mit der alten Braun-
kohle und so geheizt worden ist.“ [Berlin (1), Frau R. 2008] 
169 „Hier an der Ecke gab es einen Pferdeschlächter. Den gab es 
noch nach der Wende bis 1995. Da war hinten die Schlächterei, wo 
die armen Pferde da immer angeliefert wurden und dann vorne 
verkauft. Konflikte waren eher der Geruch, und die psychische 
Seite, weil das nicht jeder mag.“ [Berlin (8), Frau S. 2008] 
170 „Dann war noch hier eine Fischfabrik, die ist allerdings auch 
kurz nach der Wende weg.“ Die „hatte auch was mit Geruch zu 
tun.“ [Berlin (11), Herr P. 2008] 
der ortsansässigen Bevölkerung kam es jedoch 
auch in dieser Zeit kaum zu Konflikten. Das gilt 
auch für eine kleinere Fischräucherei, die sich nach 
wie vor im Viertel gehalten hat171, sowie für andere 
kleine Betriebe im Quartier, die meistens nach wie 
vor große Akzeptanz genießen.172 Schon früher 
lieferten die Standorte wichtige Arbeitsplätze für die 
Bewohner der Umgebung und waren deren Bröt-
chengeber.173 Unabhängig davon sind mittlerweile 
die meisten dieser Geruchsbelastungen aus dem 
Viertel verschwunden. Die Schließung der großen 
Industrieanlagen sowie die technische Nachrüstung 
auf modernstem Standard haben dazu geführt, dass 
kaum mehr störende Gerüche im Quartier wahrzu-
nehmen sind.174  
 
                                                 
171 „Es gibt aber auch noch einen Fischladen, der auch verkauft 
und eine alte Räucherei hat. Ein altes Inventar von Weißensee, 80 
Jahre oder noch älter. (…) Wenn der räuchert, das riecht man.“ 
[Berlin (8), Frau S. 2008] 
172 „Ich muss sagen, da muss man auch ein bisschen den Leuten, 
die jetzt in kleinen Fabriken arbeiten, ihre Ruhe lassen. Die haben 
es so schon schwer genug.“ [Berlin (W), Frau W. 2008]  
173 „In der Gegend, wo ich gewohnt habe, da war die GUFA. Wenn 
Schokolade gekocht wurde, roch man das. Aber das hat einen 
damals nicht gestört. Da war das nach dem Krieg eigentlich wichti-
ger, dass die Betriebe, die da arbeiteten, dass die Leute Arbeit 
hatten und die Kinder was Lernen konnten und dass die Menschen 
Geld in der Hand hatten.“ [Berlin (12), Frau W. 2008] 
174 vgl. Berlin (1), Frau R. 2008 / Berlin (8), Frau S. 2008 / Berlin 
(12), Frau W. 2008 
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- Beeinträchtigung des optischen  
Empfindens [Licht/Dunkel] 
 
Beeinträchtigungen des optischen Empfindens, wie 
sie beispielsweise durch Leuchtreklamen oder 
Blendeffekte, die Wohnungen bzw. Schlafzimmer 
nachts ausleuchten, vorkommen können, wurden in 
den Interviews kaum erwähnt. 
 
Ein Beispiel für eine nicht zustande gekommene, 
optische Belastung, wird in Essen bei der West-
stadt-Halle beschrieben. Durch den Denkmalschutz 
des historischen Gebäudes sind auffällige Lichtin-
szenierungen oder Lichtreklame an der Fassade 
verboten, so dass mögliche Störungen der benach-
barten Anwohnerschaft oder der Hotelgäste bei-
spielsweise durch Blendeffekte oder nächtliche 
Zimmerbeleuchtung unterbleiben. Umgekehrt 
müssen natürlich die Veranstalter aufgrund der 
vorgeschriebenen Rücksichtnahme ohne lichtinten-
sive oder auffällige Werbeeffekte zurecht kom-
men.175 
 
Andere „optische Belastungen“ wie „fehlende Sau-
berkeit und Unordnung“ fallen in den Bereich unter-
schiedlicher Wertvorstellungen und Empfindungen 
[vgl. psycho-soziale Dimension von Konflikten] und 
werden dort noch ausführlicher beschrieben. 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
175 „Das ist alles denkmalgeschützt, d.h. den großen Fluter 
können wir eh nicht aufstellen. Das macht für uns Probleme, aber 
nicht für die anderen.“ [Essen (5), Frau F.] 
- Beeinträchtigung des taktilen Empfindens 
[Erschütterung, Haptik von Oberflächen…] 
  
Zusätzlich zu den bereits in Abschnitt B antizipier-
ten, potentiellen Störungsarten in nutzungsgemisch-
ten Quartieren werden in den Interviews auch Be-
einträchtigungen des taktilen Empfindens benannt. 
So werden beispielsweise Erschütterungen ge-
nannt, die durch den Einsatz großer Maschinen in 
einem metallverarbeitenden Betrieb in Tübingen176 
oder die Vorbeifahrt großer, schwerer Fahrzeuge 
zur Belieferung von produzierendem Gewerbe und 
Geschäften177 entstehen können. 
 
Zusätzlich wurde aus den Gesprächen deutlich, 
dass unterschiedliche Nutzer in einem nutzungsge-
mischten Quartier jeweils eigene Ansprüche an die 
Haptik und Materialität von Oberflächen stellen, 
woraus auch Konflikte resultieren können. So hat 
beispielsweise das Stadtsanierungsamt Tübingen 
die Beobachtung gemacht, dass Anwohner und 
Gewerbetreibende unterschiedliche Idealvorstellun-
gen davon haben, welche Materialien im öffentli-
chen Raum zum Einsatz kommen sollen. 178 
                                                 
176 „Es war mal, dass eine Frau, die im selben Gebäude, aber 
ganz oben unter dem Dach wohnte, geklagt hat, dass sie oben was 
hört, so Geräusche, die durch das ganze Haus gehen, so Erschüt-
terungen. Wenn die Presse arbeitet, dann merkt man das im 
Dachgeschoss genauso wie in der Werkstatt.“ [Tübingen (1), Herr 
S. 2006] 
177 „Wenn also jetzt dauernd Anlieferungen wären, wenn jetzt 
beispielsweise ein Supermarkt morgens früh anliefert, dann brau-
chen Sie morgens keinen Wecker mehr zu stellen, weil ein 30 
Tonner ganz normal hin und her setzt (…), dann stehen die Leute 
senkrecht im Bett.“ [Essen (2), Herr O. 2006] 
178 es geht z.B. auch um die Wahl der Materialien. Meistens will 
Gewerbe härtere Materialien haben im Straßenraum, möglicher-
weise in bestimmten Situationen auch ein repräsentativeres Äuße-
res. Bewohner wollen eher weichere Materialien und eher eine 
Gestaltbarkeit der öffentlichen Bereiche, die dort existieren. Diese 
Konflikte steigern sicherlich exponentiell mit der Dichte an in einer 
Struktur. 
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 Konflikte aufgrund von Raumkonkurrenzen 
[Räumlich-territoriale Dimension von Konflikten] 
 
Eine weitere Gruppe von Konflikten hat mit den in 
nutzungsgemischten Quartieren auftretenden 
Raumkonkurrenzen zu tun. Hierbei kommt es immer 
dann zum Konflikt, wenn mehrere Nutzergruppen 
zur gleichen Zeit den gleichen Raum in An-
spruch nehmen und sich auf diese Art und Weise 
gegenseitig Platz wegnehmen. Da diese Gruppe 
von Konflikten innerhalb der geführten Interviews 
einen beträchtlichen Raum eingenommen hat, soll 
anhand folgender Aspekte dieses Thema etwas 
ausführlicher dargestellt werden: 
 
- städtebauliche Dichte und daraus resultieren-
der Platzmangel 
 
- Territoriale Konflikte zwischen Bewohnern und 
Gewerbetreibenden: 
Unterschiedliche Ansprüche von Gewerbe 
und Wohnen an den Öffentlichen Raum, 
„Autoarmes Quartier“ vers. „Belebter Stadtteil“, 
Verkehrskonflikte – Probleme für Anwohner, 
Gewerbetreibende und deren Kunden in nut-
zungsgemischten Quartieren, 
Gleichzeitige Inanspruchnahme von Raum 
durch Gewerbetreibende und Anwohner, 
Verlust an Übersichtlichkeit und Orientierung 
durch das enge Nebeneinander unterschiedli-
cher Nutzungen, 
Gefährdung der Sicherheit durch  
Raumkonkurrenzen 
 
- Territoriale Konflikte zwischen Bewohnern und 
Kunden / Besuchern im Quartier: 
Parkplatzprobleme bei Freizeitnutzungen, 
Parkplatzsuche – unnötiger Verkehr bei 
schlechter Ausschilderung 
- städtebauliche Dichte und daraus resultie-
render Platzmangel 
 
Territoriale Konflikte in nutzungsgemischten Quar-
tieren stehen in engem Zusammenhang mit der in 
diesen Vierteln meistens vorhandenen hohen städ-
tebaulichen Dichte. Dies wurde aus mehreren Ge-
sprächen mit unterschiedlichen Beteiligten deutlich.  
 
Das Beispiel der Tübinger Südstadtentwicklung 
steht für einen konzeptionellen Umgang mit dem 
Dichte-Begriff: „Dichte: ein Begriff, der nicht nur 
positive Assoziationen hervorruft, sondern zunächst 
an enge Hinterhöfe und anonyme Mietskasernen 
erinnert. Aber Dichte lässt sich auch anders verste-
hen: als Dichte von Kontakten, Einrichtungen 
und Möglichkeiten, als Grundlage eines Stadt-
teils der kurzen Wege. Und als ökologische 
Maßnahme: um die steigenden Ansprüche an 
Wohnraum zu erfüllen, können nicht ständig neue 
Siedlungsgebiete ausgewiesen werden. Nicht zu-
letzt sprechen auch finanzielle Gründe für eine 
dichte Bebauung in der Südstadt: nur so bleibt das 
Bauen bezahlbar.“ (Stadtsanierungsamt Tübingen 
1999, S.15) 
 
Der Leiter des Stadtsanierungsamtes Tübingen 
sieht „einen logischen Zusammenhang zwischen 
Dichte und Nutzungsmischung“: Der liegt unter 
anderem daran, „dass nämlich Gewerbe durchaus 
auch nicht nur Leidender unter dieser Dichte ist, 
sondern natürlich auch Profiteur dieser Dichte (...) 
Das bezieht sich insbesondere auf Betriebe, die für 
Nahversorgung interessant sind. In dem Moment, 
in dem ich eine Struktur schaffe, in der es relativ 
unattraktiv ist, mit dem Auto zu fahren und ich rela-
tiv attraktiv Flächen oder Strecken zurücklegen 
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kann, Distanzen zurücklegen kann zu Fuß, haben 
es Nahversorger einfacher.“179 
 
Ein weiterer Vorteil wird in einer besseren Wahr-
nehmung der Betriebe durch mögliche Kunden 
und Partner gesehen: „Viele der Betriebe sind (…) 
in großem Maße darauf angewiesen, durchaus in 
ein Umfeld eingebettet zu sein, wo sie sichtbar sind 
und eine Adresse haben und wo sie Zugänge ha-
ben, zu anderen, oder auch wieder zu einer gewerb-
lichen Infrastruktur.“180  
 
Gleichzeitig profitieren die Betriebe von der Nähe 
zu anderen Betrieben, was am Beispiel von Ko-
operationen innerhalb des Französischen Viertels 
in Tübingen deutlich wird.181 
                                                 
179 „Ist ganz banal: Wenn ich schon mal im Auto sitze, dann sage 
ich natürlich, dann kann ich schon zum Getränkemarkt auf die 
grüne Wiese fahren. (…) Ob ich jetzt dann hier einkaufe, oder ob 
ich dann nach Kusterdingen rüber fahre (…) zum Aldi oder zum 
Real, ist „Wurscht“, wenn ich einmal im Auto sitze. Wenn ich es 
nicht mache, wenn ich diesen Übergang nicht gemacht habe und 
dieser Übergang möglicherweise problematisch ist oder anders 
formuliert, das im Fußgänger-Fahrradfahrersystem komfortabel, 
schnell und einfacher ist, tut sich Gewerbe damit leichter. Das ist 
der eine Vorteil, den Gewerbe in dichten Strukturen hat.“ [Tübingen 
(4), Herr S. 2006] 
180 Machen wir es an einem Beispiel: Wir haben viele Betriebe, die 
in einem normalen Gewerbegebiet gar nichts zu suchen hätten: Die 
haben 80 qm oder 100 qm, die aber auch in der Innenstadt sich 
eine Erdgeschosslage gut leisten könnten und die hier quasi 70 qm 
auf einmal im Erdgeschoss in einer sehr hohen Sichtbarkeit be-
kommen, was durchaus von Vorteil ist. Das ist für einen Psycholo-
gen nicht unbedingt von Vorteil, er macht Gardinen davor. Aber für 
viele andere Betriebe ist diese Sichtbarkeit durchaus attraktiv und 
von Vorteil. (...) Das bringt die Dichte mit sich und das bringt ihnen 
der Standort, den es sonst so gar nicht gäbe, der wird erst quasi 
dadurch erzeugt: nämlich im Erdgeschoss, in einer Situation, wo 
Leute vorbeilaufen, wie in der städtischen Situation und wo man 
nicht über große Parzellen sondern über kleine Parzellen darauf 
geschickt wird.“ [Tübingen (4), Herr S. 2006] 
181 „Dadurch, dass man sich zum einen zusammen tut und zum 
anderen aber einfach die Infrastruktur der anderen Betriebe nutzt. 
Das banalste Beispiel ist, es ist viel Wert, wenn ich Mitarbeiter 
habe, die mittags irgendwo was essen können und die Auswahl 
Aber auch in der Südstadt Tübingen werden die aus 
Dichte resultierenden Problemsituationen er-
kannt: „Mit Dichte sind selbstverständlich auch Ein-
schränkungen verbunden: für großzügige Gärten ist 
in einem städtischen Viertel nur wenig Platz. Dafür 
entstehen im Quartier vielfältig nutzbare Freiräume, 
von den grünen Innenhöfen bis hin zu den öffentli-
chen Straßen und Plätzen.“ [ebenda] 
 
In nutzungsgemischten und damit dichten Quartie-
ren entsteht also Platzmangel. Vor diesem Hinter-
grund ist es beispielsweise Ziel der Tübinger Rah-
menplanung, „die Straßen und Plätze im Entwick-
lungsgebiet in erster Linie als Aufenthaltsräume für 
Menschen und erst in zweiter Linie als Verkehrsträ-
ger zu entwickeln. Die nachindustrielle Gesellschaft, 
die durch den Gebrauch von mehr oder weniger 
anonymen Massenmedien geprägt ist, benötigt 
öffentlichen Bewegungsraum; dies gilt ganz beson-
ders für den Alltag von Kindern und älteren Men-
schen, von Randgruppen und Zuwanderern.“182 Aus 
diesen Zielsetzungen resultieren aber wiederum 
Einschränkungen für die Gewerbetreibenden, die 
wir noch ausführlicher diskutieren werden. 
 
Territoriale Konflikte entstehen also immer dann, 
wenn sich in dichten städtebaulichen Strukturen 
Handlungsräume unterschiedlicher Nutzergruppen 
[Territorien] überlagern.183 
                                                                       
haben. Aber das geht über den Copyshop und andere Geschichten 
noch viel, viel weiter bis hin zu irgendwelchen Gewerbe bezogenen 
Dienstleistungen, die jetzt anfangen, sich anzusiedeln im Französi-
schen Viertel: z.B. ein Buchhalter, der sagt, ich mach Buchhaltung 
für kleine Betriebe, die sich das selber nicht leisten können, wo die 
Leute aber auch eigentlich zu genervt sind, sich da selber drum zu 
kümmern oder keine Zeit dafür haben, z.B. Betriebsgründer.“ 
[Tübingen (4), Herr S. 2006] 
182 Stadt Tübingen 1994 
183 Diese Konflikte steigen „exponentiell mit der Dichte einer Struk-
tur. Das kann man sich auch leicht ausrechnen: In dem Moment, 
wo ich Mischung praktiziere, in dem ich mal ein Gewerbegrund-
 175
Im Folgenden sollen zwei Gruppen von territorialen 
Konflikten unterschieden werden: Räumliche Kon-
flikte zwischen Bewohnern und Gewerbetreibenden, 
wie sie beispielsweise aufgrund von Lager- und 
Betriebsflächen in bewohnten Hinterhöfen zustande 
kommen und territoriale Konflikte zwischen Bewoh-
nern und Besuchern oder Kunden im Quartier, die 
beispielsweise um nicht ausreichend vorhandene 
Parkplätze konkurrieren. 
 
- Territoriale Konflikte zwischen Bewohnern  
und Gewerbetreibenden 
 
Dort wo Wohnen und Arbeiten auf engstem Raum 
nebeneinander stattfinden, kommt es naturgemäß 
zu Raumkonkurrenzen. Ein Beispiel hierfür bieten 
die relativ engen Hinterhöfe, die beispielsweise im 
historisch gewachsenen Berliner Komponistenviertel 
noch teilweise heute als Handwerkerhöfe genutzt 
werden. Lager- und Produktionsflächen konkurrie-
ren mit Wohn-, Erholungs- und Spielflächen der 
Bewohner.184 
 
 
 
                                                                       
stück und dann wieder mal ein luftiges Wohngrundstück habe, ist 
der Druck auf die verbleibende Schnittmenge an Flächen relativ 
gering, da habe ich kein Problem. Aber wenn ich es mache wie bei 
uns, ist der Druck auf alle Flächen sehr sehr hoch.“ [Tübingen (4), 
Herr S. 2006] 
184 Aus Sicht des Berliner Tischlerei-Inhabers kommt es durch das 
enge Nebeneinander von Wohnen und Arbeiten im gemeinsamen 
Hinterhof zu Platzmangel: „Die wollen auch den Hof neu machen, 
neu pflastern und es sollte auch eine kleine Ecke mit einer Bank 
entstehen, aber da sitzt eh niemand.“ Wenn mehr Wohnnutzungen 
rund um den gemeinsamen Hof dazu kommen „ dann wird’s schon 
eng. Die Ecke hier rechts sollte eigentlich mal für die Mülltonnen 
sein, aber da irgendwo haben wir dann doch noch ein paar Fenster 
da, die nicht eingebaut werden konnten, die stehen dann da abge-
deckt und eine Brüstung und was man so hat. Also die Mülltonnen 
bleiben davor stehen. Wie das sein soll, wenn die das richtig 
gestalten im Hof, weiß ich nicht.“ [Berlin (2), Herr S. 2008] 
Unterschiedliche Ansprüche von Gewerbetreiben-
den und Bewohnern an den Öffentlichen Raum 
Oftmals entstehen räumliche Konflikte in nutzungs-
gemischten Quartieren dadurch, dass Bewohner 
und Gewerbetreibende eines Viertels unterschiedli-
che Ansprüche hinsichtlich Funktionalität und 
Materialität an den gemeinsamen öffentlichen 
Raum stellen.185 Ein Beispiel hierfür liefert der Kon-
flikt zwischen einer Berliner Hinterhof-Schreinerei 
und einem angrenzenden Hotel im Komponisten-
viertel. Der relativ kleine Hinterhof mit seinem be-
grenzten Raumangebot führt hin und wieder zu 
Auseinandersetzungen zwischen den beiden Akteu-
ren mit ihren unterschiedlichen Ansprüchen an den 
zur Verfügung stehenden Raum.186 
 
 
 
                                                 
185 Der Gewerbebereich „will meistens eine relativ liberale Parkie-
rungsregelung und (...) geht meistens von einem hohen Flächen-
bedarf aus, den es noch als Zusatzflächen braucht. Er ist in einer 
dichten gemischten Struktur, entweder anderweitig verplant, in dem 
man sagt, das sind einfach Flächen, die sind für die Bewohner 
wichtig und die haben einen ganz hohen Aufenthaltsanspruch an 
diese Flächen oder er ist gar nicht vorhanden, weil die Struktur das 
per se nicht hergibt.“ [Tübingen (4), Herr S. 2006] 
186 „Hier ist jetzt nebenan noch ein Hotel. Die sind seit 2 Jahren 
da. Vorher waren Wohnungen da und dann stand es eine Weile 
leer und dann hat die das gekauft und ein Motel oder Hotel, also 
ein billigeres Hotel draus gemacht. Die hat sich auch nicht richtig 
vorgestellt, die war gleich irgendwie so: ‚Hier und da! Das ist mein 
Hof und so!’ (…) Die hat sich gleich von Anfang an beschwert: ‚Auf 
meinem Hof darf keiner stehen! Ich schlepp’ Euch alle ab!’ und so.“ 
[Berlin (3), Herr W. 2008]  
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„Autoarmes Quartier“ versus „Belebter Stadtteil“ 
Aus einigen der Interviews wurde deutlich, dass bei 
den untersuchten Stadtquartieren oftmals unter-
schiedliche Vorstellungen vom „Leben in der 
Stadt“ aufeinanderprallen, die wiederum manchmal 
schwer miteinander vereinbare Zielsetzungen zur 
Folge haben. 
 
Beispielsweise folgt die Tübinger Südstadtentwick-
lung dem Leitgedanken eines autoarmen und zu-
gleich belebten Quartiers. Trotz möglichst attraktiver 
Lebensräume für die Stadtbewohner, soll die Anlie-
ferung von Waren zu den Wohnungen und Betrie-
ben weiterhin möglich bleiben: „Der Stadtteil soll 
nicht autofrei werden, aber mit deutlich weniger 
Autos auskommen.“ [Stadtsanierungsamt Tübingen 
1999, S. 16] 
 
An die Stelle des uneingeschränkten Individualver-
kehrs treten „intelligentere und damit stadtverträgli-
chere Verkehrskonzepte; in einer Stadt der kurzen 
Wege ist ein großer Teil des alltäglichen Verkehrs 
mit dem Fahrrad und zu Fuß möglich.“ [ebenda] Der 
ÖPNV in der Südstadt wird ausgebaut, ein Mietau-
to-Projekt gehört zur Konzeption. Gleichzeitig sollen 
sich die Freiheiten, die sich aus dem anderen Um-
gang mit dem Auto ergeben, direkt auf die Gestal-
tung des öffentlichen Raums auswirken: „Durch den 
Wegfall von Vorgärten und Stellplätzen wird die 
Straße zum Straßenraum. Häuser, Geschäfte, Be-
triebe und Straßenbäume prägen den Charakter der 
einzelnen Bereiche: mal belebt, dann wieder ruhig, 
großzügig und eng, ein öffentlicher Raum, der aus 
einer Folge unterschiedlicher Einzelräume besteht.“ 
[ebenda, S.16] 
Für die Kraftfahrzeuge von Bewohnern, Beschäftig-
ten und Besuchern stehen „in den Randbereichen 
der Quartiere automatische Parkierungsanlagen zur 
Verfügung. (...) Die Anlagen sind sowohl für Dau-
ernutzer als auch für Kurzparker – ähnlich wie ein 
konventionelles Parkhaus mit Parkgebühren – nutz-
bar. Die Vorteile liegen im Nutzungskomfort, der 
hohen Sicherheit und der platzsparenden Unter-
bringung der Fahrzeuge. Darüber hinaus ermögli-
chen sie eine sinnvolle Mehrfachnutzung der Stell-
plätze: Bewohner, die morgens ihre Fahrzeuge 
ausparken, schaffen Platz für die Autos von Besu-
chern und Beschäftigten der Betriebe.“ [Stadtsanie-
rungsamt Tübingen 1999, S. 29] 
Anders als Erholungsparks oder eingezäunte Kin-
derspielplätze sind Straßen und Plätze offen in ihrer 
Nutzung: im „Wohnzimmer des Quartiers“ ist Platz 
für Spaziergänger und eilige Passanten, für Kinder 
und Ältere, alltägliche Begegnungen und besondere 
Anlässe. Die bis auf die Einzelparzelle nutzungs-
gemischte Siedlungsstruktur soll dazu beitragen, 
den notwendigen Verkehr zu reduzieren.187 
In den Interviews gab es allerdings auch einige 
Stimmen, insbesondere von Gewerbetreibenden, 
die ihrem Unmut über den widersprüchlichen 
Wunsch vieler Bewohner nach einem autofreien 
und zugleich belebten Quartier mit florierenden 
Geschäften Ausdruck verliehen. Diesbezüglich ist 
                                                 
187 „Der Bedarf, Auto zu fahren, entsteht ja weniger durch breite 
Straßen, sondern in erster Linie durch Siedlungsstruktur. Man 
muss sich halt zuerst fragen: „Was soll eigentlich wo stattfinden ?“ 
und nicht „Wie kriege ich den Transport von A nach B reibungslos 
organisiert ?“ Hier sind die Vorgaben eben so, wie sie für uns 
stimmen: kurze Wege, Arbeit, Wohnen und Einkaufen eng beiei-
nander und eine gute Topographie für Radfahrer. Da ist es dann 
eben auch möglich, dass das Auto nicht alles dominiert. Und das 
hat nicht nur mit Ökologie, sondern auch mit Lebensqualität zu tun. 
Wenn die Straße zum Raum für alle wird, kann ich auch auf einen 
großen Garten und eine große Wohnung verzichten, die mich vor 
einem unangenehmen Außen schützen. Wir hoffen, dass der 
Lebensraum hier nicht vor der eigenen Wohnungstür aufhört, 
sondern Straßen und Plätze genauso dazugehören.“ [Tübingen (1), 
Herr S. 2006] 
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beispielsweise das avisierte Konzept der autoarmen 
und zugleich belebten Tübinger Südstadt nach 
Aussage einiger Befragter bislang noch nicht voll-
ständig aufgegangen188, so dass es immer wieder 
zu Konflikten kommt. So führt die für die Bewohner 
des Quartiers vorteilhafte Zielsetzung eines autoar-
men, möglichst verkehrsfreien Viertels oftmals zu 
großen Problemen bei Gewerbetreibenden. Dies gilt 
insbesondere für Betriebe mit hohem Kundenver-
kehr. Hauptsächlich in solchen Gebieten, die vor-
nehmlich an den Bedürfnissen der Bewohner orien-
tiert sind, wie dem Loretto-Areal der Tübinger Süd-
stadt, entstehen Schwierigkeiten für Gewerbe-
treibende und deren Kunden - angefangen bei 
fehlendem Angebot für Lager- und Betriebsflä-
chen, über die Probleme der Kunden bei der 
Orientierung im Quartier sowie beim Auffinden 
von Läden und Angeboten, bis hin zu fehlenden 
Möglichkeiten für Angestellte und Kunden, ein 
Auto abstellen zu können. Oftmals werden auch in 
einer unsachlichen „Ideologisierung des Themas“ 
im Sinne einer übertriebenen Autofeindlichkeit 
Hauptursachen für das Problem gesehen.189 
                                                 
188 „Auf der einen Seite will man hier keine Autos [...] und dann soll 
es aber Gewerbe geben.“ [Weiterschau 2006]. „Auf der einen Seite 
will man das Gewerbe, auf der anderen Seite will man den Bedürf-
nissen, die das Gewerbe hat, nicht entsprechen.“ [Tübingen (5), 
Herr S. 2006] 
189 „Um das überspitzt auszudrücken in Tübingen und insbesonde-
re im französischen Viertel [...] herrscht noch die Meinung vor, man 
muss Autofahrer dafür bestrafen, dass sie immer noch das Auto 
benutzen und noch nicht auf den öffentlichen Nahverkehr umge-
stiegen sind. Also da sind einfach ideologische Geschichten dahin-
ter, die ich als sehr sehr problematisch empfinde. [...] Da hat man 
hier im Französischen Viertel (...) auch sehr idealistische Vorstel-
lungen gehabt von der Geschichte, hat dann viel zu spät oder 
überhaupt nicht gegen gesteuert und hat heute eine, für viele 
unbefriedigende Situation.“ Das Gewerbe ist jedoch  darauf ange-
wiesen, dass „ausreichend und preiswerte Parkmöglichkeiten zur 
Verfügung stehen, für Besucher, für Kunden usw.“ [Tübingen (5), 
Herr S. 2006] 
Verkehrskonflikte – Probleme für Anwohner, Ge-
werbetreibende und deren Kunden in nutzungsge-
mischten Quartieren 
Aus vielen der Gespräche wird deutlich, dass ein 
Großteil der in nutzungsgemischten Quartieren 
auftretenden Territorialkonflikte insbesondere durch 
den anfallenden Verkehr zustande kommen: Die 
Produktionsstätten und Geschäfte im Quartier initi-
ieren Anliefer- und Ablieferverkehr und haben je 
nach Branche unterschiedliche Mengen von Kun-
denverkehr zur Folge.  
Diese Verkehrsströme belästigen nicht nur mit ih-
rem Lärm die Anwohner, sie nehmen diesen auch 
Raum weg. Dies gilt für den fließenden genauso 
wie für den ruhenden Verkehr. Umgekehrt haben 
die Gewerbetreibenden in nutzungsgemischten 
Quartieren oftmals Probleme, ihren Kunden, Liefe-
ranten und Mitarbeitern ausreichend Stellplätze zur 
Verfügung zu stellen, um ihnen lange Fußwege zu 
ersparen. 
Ein Vertreter der SPAS Mieterberatung beschreibt 
Verkehrskonflikte als alltägliches Problem im Berli-
ner Komponistenviertel, auch wenn diese Konflikte 
                                                                       
Ähnliche Aussagen finden sich auch bei einem Tübinger Restau-
rantbesitzer, der von “Ökospießern” spricht, die einseitig ideologi-
sche Vorstellungen vom Leben in der Stadt vertreten: „Die Leute 
ziehen hierher und kommen hierher mit der Philosophie: ‚keine 
Autos, alles grün, alles ruhig, alles paradiesisch, die Kinder auf der 
Straße, keine Gefahr von links, keine von rechts!’ (…) Das ist nicht 
realistisch. In Tübingen im Französischen Viertel befindest Du Dich 
in einem kapitalistischen Land, wo das Auto einfach Auto ist. (…) 
Vielleicht war es auch eine Falschinformation für viele. Die haben 
sich das anders vorgestellt und - das habe ich immer mehr mitbe-
kommen - die (kommen) da nicht damit zurecht (…). Es ist immer 
noch weniger als woanders, aber es ist so wie es ist. Vielleicht wird 
es mal paradiesisch: keine Autos, einfach nur Pferde…!“ [Tübingen 
(10), Herr G. 2006] 
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nicht immer aus der nutzungsgemischten Struktur 
des Quartiers resultieren.190 
In einem dicht bebauten Viertel ist nach der Auffas-
sung des Tübinger Stadtsanierungsamtes „ein an-
derer Umgang mit der Mobilität notwendig: damit 
Bewohner und Beschäftigte den öffentlichen Raum 
als Aufenthaltsraum nutzen können, wird das Auto 
nicht wie anderswo bevorzugt. In den Randberei-
chen der Quartiere entstehen automatisierte 
Parkgaragen, im Viertel selbst stehen nur Parkplät-
ze für Gehbehinderte und bestimmte Gewerbebe-
triebe zur Verfügung. Der Platz, der sonst wo für 
das Parken der Autos notwendig würde, wird zum 
nutzbaren Raum.“  [Stadtsanierungsamt Tübingen, 
S. 15] 
Diese Zielsetzung führt allerdings im Gegenzug zu 
Problemen für die Gewerbetreibenden im Quartier, 
wie Probleme bei der Anlieferung und mangeln-
de Stellplätze für Kunden und Mitarbeiter.191 
                                                 
190 „Das, was z.B. bei den Betroffenen-Vertretung regelmäßig 
thematisiert wird als Konflikt oder als Problem, ist in diesem Gebiet 
natürlich der Grenzverkehr, und zwar sowohl die Berliner Allee 
raus, als auch wenn die dicht ist, durch die Baiserstraße das ist 
eine Einbahnstraße. Auch dort wird dann beklagt, dass dort zuviel 
Verkehr ist, er geht zu schnell durch, keine Gehwegsvorstreckun-
gen, keine Verkehrsregelungen. Die hat man jetzt zum Teil ge-
macht. Als die Berliner Allee gebaut wurde, wurden dann auch 
Fußgängerüberwege herum geschaffen, aber wie gesagt, beklagt 
wird der Durchgangsverkehr, nicht der durch Gewerbegebiet 
induzierte Verkehr. (…) Oder anders gesagt, das Problem, was in 
dem Gebiet eher besteht, ist eine Folge von fehlender Nutzungs-
mischung (in anderen Quartieren): von Segregation. Dass die 
einen, die nämlich außerhalb wohnen, mal durchfahren, weil sie in 
der Stadt arbeiten oder am Stadtrand zum Baumarkt fahren und 
einkaufen. Das Problem ist nicht (…) aus dem Gebiet heraus, (im 
Sinne,) dass dort Gewerbe für die Nachbarschaft störende Effekte 
hervorruft.“ [Berlin (6), Herr B. 2006] 
191 „Ich kenne z.B. einen Laden im Lorettoareal. Die suchen hände-
ringend nach Kurzzeitparkplätzen in direkter Umgebung. Dass die 
Kunden wirklich den Laden anfahren können, das ist sehr schwie-
rig. Es ist nicht gelöst und ist wahrscheinlich auch nicht zu lösen, 
weil der Platzbedarf dafür nicht da ist, aber das ist schiefgegangen 
Ein wesentliches Problem für Gewerbetreibende 
liegt also in dem in nutzungsgemischten Quartieren 
oftmals unzufriedenstellenden Parkplatzangebot. 
Beispiele hierfür finden sich in allen drei Modellpro-
jekten. 
 
Die Tübinger Südstadt organisiert zwar ein enges 
Nebeneinander von Wohnen und Arbeiten, aber aus 
einigen der Interviews wurde deutlich, dass für viele 
der Gewerbetreibende und deren Kunden das vor-
handene Parkplatzangebot nicht ausreichend ist.192  
 
Aufgrund der teilweise vorhandenen Leerstände 
und den ausreichend dimensionierten Straßenräu-
men kommt es im Berliner Komponistenviertel nur 
zu untergeordneten Parkplatzproblemen. Kleinere 
Konflikte existieren im Bereich der Handwerkerhöfe, 
                                                                       
und das ist einfach einer der Konflikte, den wir hier haben. Der 
Vorteil vom Industriegebiet ist wirklich, dass ich ausreichend 
Möglichkeit habe, um zu parken, aber wer will als Gewerbetreiben-
der ins Industriegebiet, wenn er mal gesehen hat, was das für 
einen tollen Charakter gibt. Für mich ist das eigentlich schon fast 
der einzige Konflikt, den es gibt.“ [Tübingen (5), Herr S. 2006] 
„Es gibt immer noch Leute die beweisen wollen, wirtschaften 
funktioniert auch ohne Individualverkehr (...). Das Thema wurde 
meiner Ansicht nach ignoriert oder einfach viel zu schlecht behan-
delt. (...) Die Bewohner hatten an sich das Interesse, ein verkehrs-
freies Viertel zu haben und es hat vielleicht dann die wichtigste 
Rollte gespielt. Ich denke schon, dass es von der planerischen 
Seite her Konzepte gibt: z.B. Parkplätze in Randbereichen, oder 
wenn man z.B. tatsächlich Garagen anbietet, die im Club funktio-
nieren, oder dass es einfach mehr Parkmöglichkeiten gibt und die 
auch einigermaßen preiswert und bezahlbar sind. Privat können 
Sie es noch verantworten, dass ich sage, ich gehe morgens zur 
Arbeit in der Zeit bis das ich an mein Auto komme das dauert dann 
5 oder 10 Minuten. Wenn ich aber 3 Bauleiter beschäftigt habe, die 
viermal am Tag auf die Baustelle fahren und die jeweils eine 
Viertelstunde brauchen, bis sie an ihr Auto kommen, dann macht 
das für mich keinen Sinn mehr, damit würde ich nicht überleben 
und dann suche ich mir einen anderen Standort.“ [Tübingen (5), 
Herr S. 2006 ] 
192  „Wenn ich mir z.B. die Gastronomie vorstelle, dann ist es so, 
dass die teilweise erheblich darunter leidet, dass es zu wenig oder 
gar keine Kurzzeitparkplätze gibt [oder] die Gebühren zu hoch 
sind.“ [Tübingen (5), Herr S. 2006]. 
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wo aufgrund des mangelnden Raumangebots Lie-
ferwagen oftmals den Gehsteig als Parkfläche be-
nutzen müssen. Aber auch hier helfen entsprechen-
de Akzeptanz und Toleranz der Anwohner dabei, 
Sonderlösungen zu akzeptieren.193 
 
In der Essener Weststadt dagegen führen die viel-
fältigen Unterhaltungsangebote vor allem in den 
Abendstunden immer wieder zu Parkplatzproble-
men. Auch wenn ausreichend bewirtschaftete Park-
plätze in Tiefgaragen und Parkhäusern vorhanden 
sind, führt der Parksuchverkehr nach kostenfreien 
Parkplätzen in der näheren Umgebung stets zu 
Problemen.194 
  
Verschärfend hinzu kommt oftmals die notwendige 
Zahlung einer Stellplatzablösesumme [vgl. auch 
wirtschaftliche Konflikte]: 
 
Beispielsweise führt in Tübingen die monetäre 
Stellplatzablöse immer wieder zu Problemen.195 Die 
                                                 
193  „Da steht mal ein LKW in der Einfahrt und lädt ab und dann 
will der Nachbar aus der Toreinfahrt. Das dauert dann vielleicht mal 
fünf oder acht Minuten, dann ist der LKW leer, also nichts dauer-
haftes. Ja klar, da hat schon manchmal jemand blöd geguckt, aber 
es geht ja nun mal nicht anders.“ [Berlin (29, Herr S. 2008] 
194 „Es gibt immer wieder viele Besucher, die hierhin fahren und 
sagen: ‚Parkhaus schön und gut, aber ich gucke erst, ob ich da 
nicht in der Nähe irgendwo einen Parkplatz finde.’“ [Essen (2), Herr 
O. 2006] 
195 „Ein Problem, [...] das in der Realität extrem viel Mischung in 
Innenentwicklung oder in dichten Strukturen verhindert, [...] ist das 
Thema der Stellplatzablöse.“ Tübingen (4), Herr S. 2006]  
„Nicht nur, dass er keine [Stellplätze] hat, er muss sogar noch die, 
die er rechnerisch benötigt, ablösen.“ [ebenda] 
Als ein Betrieb, der sich "auf der grünen Wiese niederlässt, wirst 
Du in der Regel keine Stellplatzablöse zahlen, sondern kannst in 
der Regel alle Stellplätze, die Du für Kunden, Besucher, Beschäf-
tigte brauchst, [...] alle dort anlegen, [...] auf einem Rasenpflaster 
mit einem Wert der ungefähr bei 2000 Euro liegt, wenn Du Deine 
Grundstückskosten und das andere zusammennimmst. Du wirst 
also alle Flächen anlegen können, die Du brauchst. Wenn Du in 
dichte Strukturen gehst, musst Du 7.500 Euro für jeden Stellplatz 
ablösen, in Tübingen z.B. 10000 Euro. Du kannst keine herstellen. 
Stadt hat daher den Versuch unternommen, durch 
Kostenverringerung ganz bewusst gegenzusteuern 
und damit Konflikte zu minimieren.196  
 
Vergleichbare Probleme mit der monetären Stell-
platzablöse werden auch aus Gesprächen mit Betei-
ligten der Essener Weststadt deutlich.197 Eine be-
währte Methode im Umgang mit dieser Problematik 
liegt darin, den Stellplatzschlüssel an unterschiedli-
che Bevölkerungsgruppen und deren Bedürfnisse 
anzupassen. So existiert in der Essener Weststadt 
„bei den Seniorenwohnungen  ein sehr viel geringe-
rer Stellplatzschlüssel“ als bei den übrigen 
Wohneinheiten.198 
 
Die Parkplatzflächen für die Essener Weststadt 
wurden über die Landesentwicklungsgesellschaft 
                                                                       
Das würde bedeuten: Wilfried Schmidt müsste in einer normalen 
Regelung schon mal alleine 10000 Euro für nichts ausgeben und 
hat sogar dann gegenüber dem auf der grünen Wiese nicht nur 
3mal soviel Geld ausgegeben, sondern hat noch nicht mal Park-
plätze.“ [ebenda] 
196 „Das haben wir hier vermieden, indem wir es günstiger ge-
macht haben. Aber das ist ein ganz großer Grund, [...] warum es 
ganz schwierig ist, Mischung umzusetzen in der Realität.“] und 
einen relativ geringen Wert zusetzen [„Hier ist es reduziert worden 
auf 1.500 Euro pro Stellplatz. Das ist ein sehr geringer Wert, der 
geringste in Tübingen und der geringste, den ich je gehört habe 
bewusst“ Tübingen (4), Herr S. 2006].  
197 Ein Vertreter der städtischen Wirtschaftsförderungsgesellschaft 
beschreibt am Beispiel fehlender Stellplätze in der Essener West-
stadt vergleichbare Probleme für die Bewohner: „Wenn ich jetzt da 
wohnen würde und meine Frau auch, vielleicht hätte ich auch noch 
eine erwachsene Tochter, dann wäre ich ja fast schon gezwungen, 
für meine Wohnung 3 Tiefgaragenstellplätze anzumieten. Wenn 
Sie da Tiefgaragenstellplätze haben, haben sie da verloren.“ 
[Essen (2), Herr O. 2006] 
198 „Die haben in der Tiefgarage sogar einzelne Boxen, verschlos-
sen für die Autos, da haben sie eine richtige Garage in der Tiefga-
rage. Wie viele davon Gebrauch machen, weiß ich nicht. Ich denke 
mal, die meisten werden kein Auto haben. Also die haben eine 
Tiefgarage, aber erstens kosten die mal Geld und zweitens sehen 
die max. 1 Stellplatz pro Wohnung vor. Also wer jetzt ein zweites 
oder drittes Auto hat, [...] könnte hier nicht parken.“ [Essen (2), Herr 
O. 2006] 
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Essen als Flächenentwickler hergestellt. Diese hat 
„die Fläche an die Stadt übertragen inkl. dieser 
Parkzonen und diese Parkzonen wurden dann mit 
Parkscheinautomaten versehen und ab diesem Tag 
dann damit kostenpflichtig.“ [Essen (2), Herr O. 
2006] Probleme entstanden bei der Parkplatzbe-
wirtschaftung dadurch, dass gegenüber dem neuen 
Quartier der Essener Weststadt ein großflächiger 
Einzelhandelsbetrieb [IKEA] liegt, der in der An-
fangsphase kostenfreie Stellplätze angeboten 
hat.199 Zusätzlich wurde durch eine Stellplatzbe-
schränkungssatzung der Stadt Essen das Parkprob-
lem weiter verschärft.200 
                                                 
199 “Die haben auch ihre Parkplätze bestimmt 3 Jahre nicht bewirt-
schaftet, also frei gelassen für jedermann, haben aber festgestellt, 
die besten Parkplätze direkt vorne sind morgens mit Dauerparkern 
belegt. Die stellen nämlich ihr Auto ab und machen die paar Schrit-
te in die Stadt, weil sie hier arbeiten. Das haben die also ein paar 
Jahre gemacht und beobachtet und haben gesagt, das gehört nicht 
zur Philosophie von IKEA, Parkplätze zu bewirtschaften. Aber wir 
können hier nicht anders, weil wir hier in der Stadt sind. Deshalb 
müssen auch wir bewirtschaften. Bei einem Kauf bekommt man die 
Parkgebühr vergütet, aber damit hält man die Dauerparker fern. 
Das gilt für die Weststadt genauso. Wenn wir das hier freigeben 
würden, dann würden viele, die hier arbeiten, ihr Auto hierher 
stellen, die paar Schritte darüber laufen und haben ihr Auto dann 
kostenfrei abgestellt. (...) Das betrifft (...) auch die, die hier arbei-
ten, weil da hat auch nicht jeder von seiner Firma einen Platz zur 
Verfügung gestellt bekommen. (...) Wenn sie da morgens zu ihrem 
Büro fahren und haben da keinen Parkplatz in der Nähe, das ist 
schon ein Nachteil.“ [Essen (2), Herr O. 2006] 
200 „Das Parken (...) wird dann ein Problem, wenn wir keinen 
Tiefgaragenstellplatz haben, dann wird das in allen Fällen, ob 
Büronutzer oder Privatnutzer ein Problem. Es wurde hier noch 
verschärft, da wir bis vor kurzem eine Stellplatzbeschränkungssat-
zung in Essen hatten, die Gott sei Dank auf unser Drängen hin 
ersatzlos aufgehoben wurde. D.h. sie durften hier nur 80 % der 
baurechtlichen notwendigen Stellplätze bauen und 20 % mussten 
sie ablösen. Sie haben noch nicht mal 100 % bauen dürfen. Also 
noch nicht mal für jeden einen bauen dürfen. Da haben Unterneh-
men wie Kölbl gesagt, das ist ein echtes Problem für uns, weil die 
Unternehmen, die sich bei uns einmieten, die wollen für ihre Mitar-
beiter Stellplätze haben.“ [Essen (2), Herr O. 2006]  
„Die Stellplatzbeschränkungssatzung war ein echtes Problem. Das 
gilt verschärft noch für den Kernbereich der Innenstadt, da durften 
sie nämlich nur 60 % bauen und mussten 40 % ablösen. Die Stadt 
Im Vergleich zu Tübingen und Essen sind beim 
Berliner Komponistenviertel, wie den Interviews zu 
entnehmen ist, Stellplatzprobleme nur von geringer 
Bedeutung.201 Gründe hierfür sind seine historisch 
gewachsene, nutzungsgemischte Struktur, seine 
klare Hierarchisierung in Hauptverkehrsstraßen, in 
denen die meisten Betriebe liegen, und Nebenstra-
ßen mit relativ wenig Kundenverkehr sowie die 
vergleichsweise hohen Leerstände. 
 
                                                                       
ist aber nicht hingegangen und hat mit dem Geld, was sie für die 
Ablösung bekommen hat, öffentliche Stellplätze gebaut, die man 
hätte anmieten können, sondern sie hat das Geld eingesackt. D.h. 
also nur 60 % der baurechtlichen notwendigen Stellplätze sind also 
geschaffen worden, die anderen 40 % die haben sehen müssen wo 
sie bleiben. Das war ein großes Problem und war auch teuer, weil 
im Kernbereich kostete die Ablösung nämlich 10.000 EURO und 
dafür haben sie keine Perspektive gehabt, irgendwo einen Stell-
platz zu finden. (...) Hier war es ein bisschen anders, weil der 
Betrag hier geringer war und auch der Prozentsatz ein anderer 
war. Das ist schon ein bisschen ein Konflikt, der auch etwas mit der 
Mischung zu tun hat, denke ich mal.“  
[Essen (2), Herr O. 2006] 
201 „Der größte Wagen, den wir haben, ist halt ein Getränkeliefe-
rant. Das ist ein 7,5 Tonner, das gibt es meistens immer ein Plätz-
chen, wo der stehen kann, so dass die Autos vorbei kommen. Und 
der kleinere Wagen steht hier kurz vor der Hofeinfahrt und dann ist 
immer noch genügend Platz für die Fußgänger.“ [Berlin (4), Herr H. 
2008]  
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Gleichzeitige Inanspruchnahme von Raum durch 
Gewerbetreibende und Anwohner 
Über den Parkplatzkonflikt hinaus gibt es weitere 
Beispiele gleichzeitiger Inanspruchnahme von 
Raum durch Gewerbetreibende und Anwohner, 
die sich aufgrund der Interviews feststellen lassen. 
Insbesondere im Bereich von Innenhöfen kann es 
zu Reibereien kommen, wenn Gewerbe und Woh-
nungen sich um einen gemeinsamen Hof gruppie-
ren oder sogar in ein und demselben Gebäude 
liegen. 
 
Deutlich wird dies insbesondere in der Tübinger 
Südstadt, wo aufgrund der Bestimmungen des 
Rahmenplans sich im Erdgeschoss die Gewerbebe-
triebe befinden und darüber die Wohnungen lie-
gen.202 Um das ohnehin knappe Raumangebot als 
Lebensraum für die Anwohner zu sichern und vor 
dem Zugriff der reichlich vorhandenen Betriebe zu 
sichern, werden in der Tübinger Südstadt Lager- 
                                                 
202 Das ursprünglich angedachte Prinzip der Tübinger Südstadt-
entwicklung ging davon aus, „dass das Gewerbe durchgesteckt 
wird durch die Erdgeschossfläche (...), von vorne nach hinten. 
Dass ich das räumlich aber gar nicht so attraktiv finde und ich das 
aus Bewohnersicht gar nicht so attraktiv finde und ich eigentlich der 
Meinung bin, der Innenhof ist ein sehr privater und grüner Bereich 
und eigentlich gehört dort eher von der Nutzung her Wohnen dran 
oder Gemeinschafträume oder sowas. Aber eigentlich gehört da 
kein Gewerbe dran (...), weil dieses Gewerbe mit den Qualitäten 
dieses Innenhofs nur ganz begrenzt was anfangen kann. Während 
Bewohner da viel mehr mit anfangen können. Das hat dann dazu 
geführt, dass wir im Schnitt inzwischen davon abgegangen sind.“ 
[Tübingen (4), Herr S. 2006] Mittlerweile werden Gewerbebereiche 
meist nur noch bis zur Hälfte des Gebäudes gezogen, so dass die 
Betriebe sich nach vorne zur Straße und Wohnungen sich nach 
hinten zum grünen Innenhof orientieren. 
Gelingt dies jedoch nicht, hat „das Haus (...) keine Berührung mehr 
mit dem Innenhof“. Für die Bewohner kann das bedeuten, dass sie, 
„um in den Innenhof zu kommen entweder runter in den Keller 
fahren, (...) hinten durch den sehr unattraktiven Keller durchgehen 
(...) oder um das Haus herum laufen müssen. Was effektiv zur 
Folge hat, das man wesentlich weniger mit dem Innenhof zu tun 
hat in diesem Haus als in anderen Gebäuden.“ [Tübingen (4), Herr 
S. 2006] 
oder Nutzflächen von Betrieben innerhalb der mit 
den Bewohnern gemeinsam genutzten Innenhöfe 
sowohl im Loretto-Areal wie im Französischen Vier-
tel grundsätzlich nicht zugelassen.203 
 
Ein weiteres Problem liegt in der Entwicklungsdy-
namik von Gewerbebetrieben. Erfolgreiche Unter-
nehmen und solche, die es werden wollen, bleiben 
in ihrer Entwicklung nicht stehen. Produkte, Produk-
tionsweisen sowie deren Umfang und Ausdehnung 
verändern sich und ziehen damit sich verändernde 
Ansprüche an den Raum nach sich.204  
 
So war es in der Anfangszeit der Tübinger Süd-
stadtentwicklung für größere Betriebe noch möglich, 
auf ihre sich verändernden Flächenansprüche zu 
reagieren. Durch das erst im Aufbau befindliche 
Stadtquartier existierten ausreichend Möglichkeiten, 
für Unternehmen entsprechend ihrer Betriebsent-
wicklung zusätzliche Erweiterungsflächen zu be-
kommen. Beispielsweise konnte sich der metallver-
arbeitende Betrieb von Herrn S. in der Anfangszeit 
des Französischen Viertels in Tübingen noch ver-
größern. Mittlerweile ist das schwieriger.205 
                                                 
203 „Das ist unvorstellbar und undenkbar. Das gibt es nirgendwo. 
Dazu ist die Fläche nicht da. (...) (Hierin liegt allerdings) „ein Prob-
lem: Für einen Betrieb ist es auch wieder eine Konsequenz hier, 
dass das, was er sonst auf einer grünen Wiese hat, hier gar nicht 
vorhanden ist. Hier muss er jede Quadratmeterlage mit 1000 oder 
2000 Euro teuer bezahlen.“ [Tübingen (4), Herr S. 2006] 
204 „Gewerbe verändert sich, wird größer oder kleiner, expandiert. 
Für solche Bewegungen ist natürlich im dichten Wohnungsbau 
relativ wenig Platz. Das ist schon schwierig. Ein Betrieb, der sich 
vergrößert, kann hier nicht bleiben, sondern würde sich dann 
irgendwo anders was suchen, wo das dann geht.“ [Tübingen (4), 
Herr S. 2006] 
„Gewerbe hat die Eigenschaft, dass es sich anders als das Woh-
nen, oft deutlich entwickelt. D.h. das, was man macht, verändert 
sich stark über die Zeit. Eine Wohnung bleibt immer Wohnung, 
aber Gewerbe läuft mal so oder so ab.“[Tübingen (1), Herr S. 2006] 
205 „Da wurde neben dran noch gebaut. Aber jetzt ist die Entwick-
lung zu Ende. Jetzt kann man da nicht mehr sinnvoll drauf reagie-
ren. Da sind völlig andere Industriegebiete eine völlig andere 
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Verlust an Übersichtlichkeit / Orientierung durch das 
enge Nebeneinander unterschiedlicher Nutzungen 
Oftmals geht das enge Nebeneinander von Arbeiten 
und Wohnen auf engstem Raum auch mit einem 
Verlust an Übersichtlichkeit und Orientierung 
einher, wie sie am Beispiel einer Tübinger Wein-
händlerin deutlich werden.206 Probleme solcher Art 
wären beispielsweise durch vorausschauende Pla-
nung oder durch nachträglich installierte Leitsys-
teme zu beheben.207 Sind die negativen Auswirkun-
gen jedoch erst einmal zu spüren, ist es aufgrund 
finanzieller Schwierigkeiten der Leidtragenden oft 
gar nicht mehr so einfach, notwendige Lösungen 
anzugehen.208  
 
Auch in der Essener Weststadt werden Orientie-
rungsprobleme, insbesondere für die Besucher der 
großen Unterhaltungsangebote beschrieben. Bei-
                                                                       
Qualität. Da kann ich eine Halle erweitern oder umbauen oder 
solche Geschichten.“ [Tübingen (5), Herr S. 2006 / Tübingen (1), 
Herr S. 2006] 
206 Eine Bewohnerin des Tübinger Loretto-Areals beschreibt dies 
am Beispiel einer Weinhandlung in ihrem Viertel: „Wenn jemand 
hier 5 Kisten Wein holen will, [...] muss er diesen Laden überhaupt 
erst mal finden.“ [Tübingen (9), Frau E. 2006]  
Für die Inhaberin des Weingeschäftes gibt es immer wieder Situa-
tionen, in denen sie sich wundert, „dass die Leute [das Wein-
Geschäft] überhaupt finden und wenn sie es finden, dann muss 
man wirklich überlegen, wo parken. Also eigentlich sollten sie hier 
nicht parken und wie erklärt man das dann Einem, der von außer-
halb kommt? Z.B. bei einem Navigationssystem: da kommen die 
Straßen ja gar nicht vor und man kann das nicht finden. Das ist ein 
Problem, wo wir noch keine wirkliche Lösung haben.“ [Tübingen 
(9), Frau E. 2006]  
207 „Dazu benötigt man eigentlich ein Leitsystem, das wir noch 
nicht haben.“ Tübingen (9), Frau E. 2006 / „Es sind viele, die wenn 
Sie von außerhalb kommen, sich hier nicht auskennen und dafür 
wäre ein Leitsystem ganz gut.“ [Tübingen (8), Frau B. 2006] 
208 „Es ist klar, wir brauchen dieses Leitsystem. (Aber) dann muss 
man wissen, wer finanziert das. Die Gewerbe, die so schlecht 
laufen wie hier, die können sich das nicht leisten: ein paar hundert 
Euro zu investieren, damit sozusagen da irgendwo eine Stele 
hinkommt. Wenn die das nicht finanzieren, wer finanziert es dann?“  
[Tübingen (9), Frau E. 2006] 
spielsweise liegt der Eingang der WestStadt Halle 
relativ versteckt im rückwärtigen Bereich des Colos-
seums. Dies liegt allerdings weniger am engen 
Nebeneinander von Wohnen und Arbeiten, sondern 
vielmehr an der ungünstigen städtebaulichen Situa-
tion, welche das Auffinden und die Zugänglichkeit 
des Gebäudes erheblich erschwert. Ansonsten 
finden sich in der Essener Weststadt kaum Gewer-
bebetriebe im Zentrum des Quartiers. Der Großteil 
der Angebote liegt an den gut erreichbaren und 
leicht zu findenden Quartiersrändern entlang der 
Hauptverkehrsstraßen. Darüber hinaus gibt es kont-
roverse Diskussionen, inwiefern ein Orientierungs- 
und Leitsystem den Kunden dabei helfen kann, auf 
kurzem Weg das jeweilige Ziel in der Essener 
Weststadt zu erreichen. 209 
 
Beim Berliner Komponistenviertel beschreiben eini-
ge der Gewerbetreibenden, die sich im Quartiersin-
                                                 
209 „Die Frage war, ob wir dann an Haupteinfahrtsstrassen des 
Quartiers (…) Werbepylone aufstellen. Das gab damals heftige 
Emotionen, so dass man davon Abstand genommen hat. Hier 
vorne eine Tafel aufzustellen ‚Unternehmen in der Weststadt’ und 
alle Unternehmen aufzuführen, das war auch mal eine Idee. Wenn 
man hier mit einem Auto ankommt, der kann dann nicht gut anhal-
ten. Diese Schilder wollten wir nicht haben, weil wir kein Gewerbe-
gebiet sind, sondern wir wollten ein innerstädtisches Quartier sein. 
Dann haben wir gesagt, dann weisen wir die Leute, wenn die hier 
runter fahren auf die Weststadt zu und jeder, der dann in der 
Weststadt ist, wird dann hoffentlich aufgrund erstens der Straßen-
bezeichnung und Hausnummern dann hoffentlich auch seinen 
Anlaufpunkt finden können. Wir haben z.B. erreicht, dass wir eine 
Buslinie des öffentlichen Nahverkehrs, der eine andere Route 
hatte, dass der jetzt hier durch fährt und genau hier sind zwei 
Haltestellen, so dass also auch der Nicht-Autofahrer ganz automa-
tisch in die Weststadt rein kommt. (…) Das mit den Farbfeldern hat 
so eine Eigendynamik bekommen. Das hat das Tiefbauamt sich 
ausgedacht. Das schadet dem Quartier aber eigentlich nicht. Das 
ist kein Leitsystem, das ist einfach nur „Ich muss die Weststadt 
finden“ und wenn ich diese dann gefunden habe, finde ich mich 
auch alleine zurecht. Das ist die Philosophie. Das war dennoch ein 
bisschen schwierig. Also in die Weststadt zu leiten ist gut, aber wo 
fängt die Weststadt jetzt an und wo ist sie zu Ende?“ [Essen (2), 
Herr O. 2006] 
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neren befinden, beispielsweise die Schreinereien in 
den Handwerkerhöfen, durchaus das Problem der 
schweren Erreichbarkeit bzw. geringen Wahrneh-
mung gegenüber dem zufälligen Kundenverkehr. 
Ein Großteil dieser Gewerbebetriebe wird jedoch 
durch die Quartiersbevölkerung getragen, die über 
die Lage der Betriebe genau Bescheid weiß. Oder 
aber Gewerbetreibende sind nicht auf Kundenver-
kehr angewiesen, da sie beispielsweise über Aus-
schreibungen an Aufträge kommen und unabhängig 
von ihrer Lage im Quartier wahrgenommen wer-
den.210 Am Beispiel der Berliner Allee wird deutlich, 
dass es manchmal nicht reicht, mit seinem Geschäft 
direkt an der Hauptstraße zu liegen, solange poten-
tielle Kunden schlecht anhalten können. Durch die 
Straßenraumneugestaltung wurden die Fahrbahn-
breite reduziert und Haltebuchten geschaffen, so 
dass die Situation mittlerweile verbessert wurde.211 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
210 „Mein Bruder hat genug Kunden und durch Empfehlungen 
bekommen wir Kunden. Das meiste geht über Mund-zu-Mund-
Propaganda.“ [Berlin (3), Herr W. 2008] 
211 Den vorbeirauschenden Durchgangsverkehr „hat man etwas 
entschärft mit der neuen Parksituation. Man hat eine dritte Park-
spur gebaut. Von der Straßenbahn die Gleise wurden mehr zu-
sammen geschoben. Das hat schon eigentlich gut funktioniert, 
allerdings die Gewerbetreibenden stehen selbst dort und das 
bringt’s dann natürlich nicht. Das ist auf beiden Seiten und das hat 
man jetzt in der Sanierungszeit gemacht.“ [Berlin (8), Frau S. 2008]   
 
Sicherheitsgefährdung durch Raumkonkurrenzen  
Raumkonkurrenzen können auch zu Sicherheitsge-
fährdungen der schwächeren Verkehrsteilnehmer 
führen. Dies gilt zunächst für den Straßenraum, der 
in dichten, nutzungsgemischten Quartieren einer-
seits von Gewerbetreibenden zur An- und Abliefe-
rung, andererseits von Anwohnern oftmals als Auf-
enthaltsraum, beispielsweise zum Kinderspiel ge-
nutzt wird. Darüber hinaus kann es aber auch hin 
und wieder in den Hinterhöfen und den zur Verfü-
gung stehenden Freiflächen zu Überlagerungen von 
Gewerbe- und Wohnnutzungen, und damit zu Un-
fallgefahren kommen. 
 
Am Beispiel einer Schreinerei in der Tübinger Süd-
stadt wird deutlich, dass sich die Gewerbetreiben-
den in nutzungsgemischten Quartieren bereits oft-
mals auf diese Situation eingestellt haben, zumal 
gleichzeitig in Mischgebieten erhöhte Sicherheits-
vorkehrungen eingehalten werden müssen. Vor 
diesem Hintergrund werden beispielsweise Sicher-
heitsgefährdungen für Kinder eher als untergeord-
netes Problem gesehen.212 Stattdessen betrachten 
viele der befragten Personen gerade in der Überla-
gerung von Wohn- und Arbeitssphäre einen erhöh-
ten Lerneffekt und Erlebniswert für Kinder. 
Wie bereits dargestellt, werden in der Tübinger 
Südstadt die Straßen und Plätze im Entwicklungs-
gebiet in erster Linie als Aufenthaltsräume für Men-
schen und erst in zweiter Linie als Verkehrsflächen 
                                                 
212 „Die Hebebühne muss so oder so allen Vorschriften entspre-
chend eingebaut sein. (...) Wir haben außen jetzt keine wirkliche 
Gewerbefläche, die genutzt wird. Gerade mal die Hebebühne, wo 
vielleicht auch mal Kinder rum turnen. Das macht aber wirklich 
keine Probleme. Für uns ist dann vom Gebäude eher ein nachteili-
ges Problem das dieses Gebäude nicht im Industriegebiet aufge-
stellt ist, da macht man einfach mal das Gebäude ein Meter größer 
oder ebenerdig. Wir haben hier natürlich auch Nachteile in Kauf 
genommen, was die Position angeht. Aber die haben wir gerne in 
Kauf genommen.“ [Tübingen (2), Herr S. 2006] 
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entwickelt. Hieraus resultiert, dass aufgrund der 
weitgehenden Autofreiheit des öffentlichen Raums 
wenig Gefährdungspotenziale für die Passanten 
existieren: „Im ‚Wohnzimmer des Quartiers’ ist Platz 
für Spaziergänger und eilige Passanten, für Kinder 
und Ältere, alltägliche Begegnungen und besondere 
Anlässe.“ [Stadtsanierungsamt Tübingen 1999, 
S.16] 
Die vielfältigen Nutzungen des öffentlichen Raums 
werden weniger als Sicherheitsrisiko gesehen, son-
dern ganz im Gegenteil als Voraussetzung für 
erhöhtes Sicherheitsempfinden im öffentlichen 
Raum betrachtet: „Hinzukommt, dass die Gestal-
tung des öffentlichen Raums direkte Folgen für das 
individuelle Sicherheitsempfinden hat: Kundenver-
kehr von Geschäften und Betrieben, öffentliches 
Leben auf der Straße, Fenster, die auf die Straße 
hinausgehen sorgen besser für Sicherheit als pri-
vate Sicherheitsdienste und Videoüberwachung.“ 
[ebenda, S.16] 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
- Territoriale Konflikte zwischen Bewohnern 
des Quartiers und Besuchern von außen 
[Kunden, Lieferanten, Erholungssuchende 
und Freizeitbesucher] 
 
Im Folgenden sollen territoriale Konflikte beschrie-
ben werden, die zwischen Anwohnern und Besu-
chern des Quartiers dann entstehen können, wenn 
Nutzergruppen von außen kommen, um Angebote 
im Viertel anzunehmen und dadurch Raumkonkur-
renzen zustande kommen. 
 
Parkplatzprobleme bei Freizeitnutzungen 
Große Parkplatzprobleme entstehen insbesondere 
bei Freizeitnutzungen, wie beispielsweise bei Ver-
anstaltungszentren, die insbesondere zu bestimm-
ten Stoßzeiten akuten Parkplatzbedarf erzeugen 
[Tanzschule in Tübingen, Colosseum in Essen...].  
 
Beispielsweise existieren große Parkplatzprobleme 
in der Essener Weststadt im Zusammenhang mit 
Freizeitnutzungen, insbesondere hinsichtlich mehre-
rer großer Bestandsgebäude, die keine Parkplätze 
im Gebäude vorweisen, „dafür nur Unterkeller und 
Lager“.213 Dabei liegt das Hauptproblem in der 
überproportional starken Parkplatznachfrage zu 
Spitzenzeiten, die immer dann auftreten, wenn 
Großveranstaltungen stattfinden.214 Auf der anderen 
                                                 
213 „Die Weststadthalle, Collosseum und die Geschossdreherei mit 
dem Zentrum für Türkeistudien, für die haben wir keine Parkplätze 
hier.“ [Essen (2), Herr O. 2006] 
214 „Gerade bei der Freizeiteinrichtung ist es so [...]: wenn Veran-
staltungen sind, dann brauchen die viele Parkplätze und sonst 
brauchen sie gar keine [...]. Dafür baut keiner eine Tiefgarage.“ Die 
Essener Entwicklungsgesellschaft hat überlegt vorhandene Grün-
flächen zu unterkellern und eine Tiefgarage drunter zu bauen. 
Jedoch ist das „von den Kosten her nicht darstellbar gewesen, weil 
das war ja alles „Kruppscher Kulturboden“ hier. Deshalb haben wir 
dieses hier nicht unterkellert, um uns das von den Kosten her nicht 
anzutun. Wir haben für die Freizeiteinrichtung hier und auch für das 
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Seite würde auch ein stark benutztes Parkhaus in 
den Abendstunden nicht als bessere Alternative 
gesehen.215 Vor diesem Hintergrund wurden einige 
Maßnahmen ergriffen, um wildes Parken in den 
umgrenzenden Wohngebieten zu verhindern.216 Die 
Essener Weststadt Halle sowie die ebenfalls im 
Quartier gelegene Folkwang Musikschule beschrei-
ben beide Parkplatzprobleme des Kunden- bzw. 
Besucherverkehrs.217  
 
Auch am Beispiel der Tübinger Parkierungsanlagen 
wird deutlich, inwiefern unterschiedliche Ansprüche 
und Erwartungen von Bewohnern vor Ort und Nut-
zergruppen von außen zu Konflikten führen.218 
                                                                       
Büro und Restaurant auf der Fläche keine Stellplätze.“ [Essen (1), 
Herr K. 2006] „Wenn hier eine große Veranstaltung ist und dann 
kommen Beschwerden, dann sind hier Veranstaltungen, zu denen 
alle möglichen Leute eingeladen werden, dann ist anfangs auch ein 
paar mal vorgekommen, dass gerade bei einer Premierenveran-
staltung dann der Mercedes von dem Vorstand so und so abge-
schleppt worden ist, weil dieser sich dort hingestellt hat. Das hat 
immer nur Ärger erzeugt. Die haben dann den Oberbürgermeister 
angerufen und sich beschwert.“ [Essen (1), Herr K. 2006] 
215 „Wenn ich mir vorstelle, dass abends nach dem Kino oder dem 
Theater [...] da mal 200 Autos rauskommen an Deinem Fenster 
vorbeirauschen. Oder wenn die alle kommen auch. [...] Da ist aus 
der Not, finde ich, sogar die Tugend gemacht worden, dass dieser 
eigentliche Suchverkehr oder auch Zielverkehr eben nicht durch 
das Quartier fahren muss oder eben nicht automatisch geleitet 
wird, sondern die richten sich an die öffentlichen Parkhäuser. 
Wenn was ist, eher für die Nutzer vielleicht ein Nachteil oder für 
den Besucher, aber ich glaube, für die hier Leben ist es fast eher 
positiv.“ [Essen (1), Herr K. 2006] 
216„Dieser Bereich ist erst mal verkehrsberuhigt, also Spielstrasse. 
Hier darf man nur da parken, wo es besonders ausdrücklich ge-
kennzeichnet ist, also hier darf gar keiner Parken. Dann ist es eine 
Einbahnfahrtrichtung. Hier kann natürlich jeder durchfahren in alle 
Richtungen und es sind überall Parkscheinautomaten, man kann 
also kostenlos sowieso nicht hier parken. Das sind also praktisch 
so die Instrumente, die uns dazu eingefallen sind und eine Aus-
schilderung mit dem Verweis auf andere Parkplätze im Umfeld.“ 
[Essen (1), Herr K. 2006] 
217 vgl. hierzu Essen (5), Frau F. 2008 / Essen (7), Herr V. 2008 
218 Als die Parkierungsanlagen ins Quartier kamen, „die natürlich 
nicht billig sind, dann haben natürlich die Mitglieder gemerkt, es 
fallen nicht nur die Mitgliedsbeiträge und Arbeitsstunden an und 
Parkplatzsuche – unnötiger Verkehr bei schlechter 
Ausschilderung 
Oftmals sind Verkehrsprobleme die Folge fehlender 
Lenkungssysteme, wie zum Beispiel eine mangel-
hafte Ausschilderung. Unnötiger Parksuchverkehr 
wäre vermeidbar und führt zu großen Konflikten mit 
den Bewohnern.  
 
Wie bereits unter der Überschrift „Verlust an Über-
sichtlichkeit und Orientierung“ dargestellt, gibt es 
sowohl in der Tübinger Südstadt, als auch in der 
Essener Weststadt vor diesem Hintergrund Überle-
gungen, im Nachhinein ein Orientierungs- und Leit-
system in das Quartier zu integrieren.219 
 
                                                                       
alles was damit zusammen hängt. Ich muss ja jedesmal wenn ich 
zum trainieren herkomme auch noch Parkgebühren zahlen und das 
nicht schlecht. Also stellen wir doch lieber mal die Autos auf die 
Strasse. Da die Bewohner das ja nicht dürfen und sehr viel Geld 
bezahlen müssen für das Parken, ist es irgendwo verständlich, 
dass die das nicht wollen, wenn andere nur herkommen zum 
trainieren und ihre Autos dort hin stellen. Das ist verständlich und 
normal.“ [Tübingen (4), Herr S. 2006] Dort, wo möglich, kontrolliert 
die Stadt die Parkflächen, „aber an manchen Stellen ist es wohl 
immer noch nicht so richtig zu kontrollieren, weil es immer noch 
private Flächen sind, auf die sich die Leute stellen. [...] Aber die 
Stadt kann jetzt nicht unbedingt was dagegen machen, wenn Leute 
auf privaten Flächen parken. Bei stadteigenen Flächen, kann die 
Stadt die Mieter verpflichten, es nicht zu dulden. [...] Das hat jetzt 
langsam auch Früchte getragen. Aber wenn es im Eigentum 
anderer ist und da parkt jetzt einer drauf, was sollen wir jetzt 
machen. [...] Einige Besucher parken auch im benachbarten 
Quartier und  laufen dann ein paar Schritte und können dort kos-
tenlos parken. Also es ist nicht mehr das ganz große Problem. Die 
ganz Unverbesserlichen, die müssen dann Strafzettel zahlen und 
irgendwann reicht es ihnen auch. Es wird gut kontrolliert jetzt und 
es funktioniert viel besser. [Tübingen (4), Herr S. 2006] 
219 vgl. hierzu Tübingen (8), Frau B. 2006 / Tübingen (9), Frau E. 
2006 / Essen (2), Herr O. 2006 / Essen (5), Frau F. 2008 / Essen 
(7), Herr V. 2008 
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 Konflikte aufgrund unterschiedlicher  
Bewertungen und Einstellungen  
[Psychosoziale-Dimension von Konflikten] 
 
Eine weitere Gruppe von Konflikten, die in den Ge-
sprächen sehr oft erwähnt wurde, beschreibt solche 
Konflikte, die aufgrund unterschiedlicher Bewertun-
gen, Einstellungen oder Empfindungen zustande 
kommen. Diese Konflikte sind schwer vorauszuse-
hen, da sie nicht auf objektiv feststellbare oder gar 
messbare Störungen zurückzuführen sind. Sie sind 
stark subjektiv und differieren in ihrem Ausmaß von 
Person zu Person. Oftmals herrschen in bestimmten 
Vierteln bestimmte Lebensstile und damit Einstel-
lungen vor. Wenn Neues oder Anderes hinzu-
kommt, kann dies bereits als Störung empfunden 
werden, ohne dass wirklich objektiv belastende 
Störungen oder gar messbare Emissionen davon 
ausgehen würden. 
 
Ein Beispiel hierfür ist die für die Anwohner unan-
genehme Atmosphäre, die durch die Niederlas-
sung eines Beerdigungsinstitutes, das sich in ein 
leerstehendes Erdgeschoss innerhalb der Tübinger 
Südstadt eingemietet hat, entstanden ist:220 Die 
Gewerbefläche war im Vorfeld öfter mal leer gewor-
den und liegt in zentraler Lage in mitten eines durch 
junge Familien geprägten Stadtteils.221 Einen 
                                                 
220  „Da gibt es jetzt natürlich nicht vom Lärm her einen Konflikt, 
sondern einfach von der Mentalität her, von den Empfindungen der 
Leute. Es ist in einem Mischgebiet möglich und erlaubt und muss 
auch möglich sein, aber manche Leute können sich nicht gut drauf 
einstellen. Es war nicht „verhinderbar“ und nach Einschätzung des 
Stadtsanierungsamtes hätten die Beteiligten „sich besser miteinan-
der unterhalten sollen“. [Tübingen (3), Frau W. 2006] 
221 „Das ist natürlich sehr schade. Die Geschäfte, die da waren 
haben sich alle nicht so sehr lange gehalten, da war ein Investor, 
der diese Gewerbefläche von Anfang gekauft hat und sie dann 
vermietet hat, immer mal wieder eine kurze Zeit. Dann ist der 
wieder gegangen und es hat sich eben dieses Beerdigungsinstitut 
gemeldet.“ [Tübingen (3), Frau W. 2006] 
Hauptgrund für das Problem sieht das Stadtsanie-
rungsamt in einer fehlenden Sensibilität des In-
vestors für die Situation vor Ort.222 Hinzu kommt, 
„dass die Bewohner (...) bei der Gewerbenutzung 
auch einen gewissen Einfluss auf die Gestaltung 
oder Inhalt ihres Hauses oder ihres Quartiers 
verlieren.“ [Tübingen (4), Herr S. 2006] Das Stadt-
sanierungsamt Tübingen hat den Versuch unter-
nommen, dieses Problem „durch die Baugemein-
schaften abzumildern“. Im Rahmen der Baugemein-
schaften haben die zukünftigen Bewohner zu einem 
sehr frühen Zeitpunkt die Möglichkeit, die Erdge-
schossnutzung gemeinsam aktiv auszuwählen. 
Verhält sich die Baugemeinschaft jedoch demge-
genüber gleichgültig, indem sie langfristig die Ver-
antwortung „weggibt und man sagt, wir haben nichts 
mehr damit zu tun“, dann entstehen die Konflikte. 
Dort jedoch, „wo eine Baugemeinschaft richtig funk-
tioniert, klappt das auch.“223 Auch wenn der Zwang 
zu einer gewerblichen Erdgeschossnutzung 
manchmal auch zu schlechten Lösungen führen 
kann, ist letzten Endes entscheidend, ob es der 
Baugemeinschaft gelingt, gemeinsam dauerhaft für 
diesen Bereich Verantwortung zu übernehmen.224 
                                                 
222 „Der Investor der wohnt irgendwo. Es sind nette Leute, die 
wollen eben ihre Gewerbefläche vermietet haben. Das ist ja auch 
verständlich und es war halt jetzt etwas, was keinen Lärm verur-
sacht und eben was, (...) das auf Dauer da bleiben könnte. Aber 
viele Leute können da halt nicht so gut mit leben.“ [Tübingen (3), 
Frau W. 2006] 
223 Als Beispiel hierfür führt Herr S. eine Tübinger Gaststätte auf. 
„Dort ist es so, dass die (Baugemeinschaft) die Gaststätte in ihrem 
eigenen Besitz behalten hat, in einem kleinen Immobilienfonds, 
weil sie wussten, dass es potentiell Konflikte gibt, dass man dann 
irgendwann eine „Kaschemme“ drin hat, die man nicht drin haben 
will, bei so ganz bestimmten sensiblen Geschichten. Davon profi-
tieren die jetzt sehr, weil natürlich auch ein Gewerbe im Erdge-
schoss das Aushängeschild eines Gebäudes ist (und) auch den 
Verkaufspreis von Wohnungen maßgeblich mit beeinflussen kann.“ 
[Tübingen (4), Herr S. 2006] 
224 Da es Vorgabe für die Baugemeinschaften in Tübingen ist, im 
Erdgeschoss ein Gewerbe unterzubringen, „muss sich ja auch 
jeder was ausdenken. Das bedeutet aber in der Konsequenz, dass 
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In die gleiche Richtung gehen Konflikte im Zusam-
menhang mit Sauberkeit, Ordnung oder Reprä-
sentativität. Beispielsweise folgen Gewerbebetrie-
be, insbesondere solche, die am Anfang ihrer Ent-
wicklung stehen oder wenig Kundenverkehr am 
Standort haben, anderen Ordnungsansprüchen, als 
das beispielsweise Bewohner tun: „Bewohner ma-
chen gerne, dass sie Blumenkübel, Bänke oder 
sonstiges in den öffentlichen Raum stellen und auch 
gerne mal eine Gewerbeeinheit dazu nehmen. Das 
Gewerbe macht es gerne, dass es irgendwelche 
Passantenstopper oder irgendwelche Schilder in 
den öffentlichen Raum stellt.“ [Tübingen (4), Herr S. 
2006] 225 
 
Vor diesem Hintergrund finden sich in der Tübinger 
Südstadt einige Beispiele zum Thema Ordnung 
oder Repräsentativität. Unter anderem werden La-
gerräume und –flächen als störend für Anwohner 
empfunden.226 Ein anderes Beispiel für einen Kon-
                                                                       
man am Anfang, um (ein) Gewerbe zu finden, (...) relativ liberal ist 
gegenüber dem Gewerbenutzer und eigentlich als WTG keine 
massiven Vorgaben macht. Später aber, im Betrieb des Hauses 
oder in der Realität(...), wenn man es nicht geschafft hat als Bau-
gemeinschaft solch eine Kultur „Wir kümmern uns da gemeinsam 
drum“ oder „Das ist unser Thema da unten“ (umzusetzen), tauchen 
dann Nutzungen auf, die man nicht haben möchte und die dem 
Gesicht des Hauses nicht stehen.“ [ebenda 2006] Plakativstes 
Beispiel hierfür ist das Beerdigungsinstitut am Lorettoplatz. „Eine 
Katastrophe eigentlich. (...) Dem Haus war es immer egal, was mit 
der Fläche da unten passiert. Keiner hat Verantwortung übernom-
men, was da passiert. Irgendwann hat der Investor aus Bayern 
keine Mieter gehabt, außer das Beerdigungsunternehmen. (...) 
Jetzt gehen die Leute natürlich auf die Barrikaden und sagen: Jetzt 
kann ich meine Wohnung nicht mehr verkaufen etc. Jetzt ist es zu 
spät. Daneben ist (bereits) eine Fläche mit einem Lager.“ [Tübin-
gen (4), Herr S. 2006] 
225 Beides duldet die Stadtplanung in Tübingen „nur ganz begrenzt 
und in einem bestimmten Maße“ [Tübingen (4), Herr S. 2006] 
226 „Der Lagerraum, also das finde ich einfach ist eine Nutzung, 
die in ein solches Quartier nicht hinein gehört. Das ist eine gewerb-
liche Nutzung, die in ein Gewerbegebiet eigentlich hinein gehört. 
Es sieht einfach auch schlecht aus. Es belebt nicht und es sind 
zugehängte Schaufenster, sieht also auch unmöglich aus und man 
flikt aufgrund von unterschiedlichen Bewertungen 
und Einstellungen ist eine neu in das Viertel hinzu-
gekommene Kneipe, die atmosphärisch dem Stil 
und Anspruch der meisten Quartiersbewohner 
nicht entspricht.227 
 
                                                                       
sieht auch von innen das gelagerte Material durchscheinen. Es ist 
ähnlich schlecht wie hier diese Baustofflager.“ [Tübingen (7), Herr 
M. 2006] 
227 Beispielsweise wurde im Rahmen der Gespräche das „Cafe de 
Paris“ in Tübingen genannt. “Das lief ganz schlecht und (...) jetzt 
(ist es) wirklich total bemüht. Da waren viele, die er so mitgebracht 
hatte aus einem anderen Stadtteil, wo man gemerkt hat, dass sind 
keine Leute von hier. Man hat sich da nicht getroffen. (...) Er hat 
sich da jetzt wirklich ganz arg engagiert und die Leute persönlich 
angesprochen, auch mit Flyern und darauf aufmerksam gemacht, 
oder montags abends für die Frauen ein Glas Sekt gratis gegeben 
usw. [...] Ganz lange war es so, dass die Leute, die vorher da ein 
und aus gingen, dass unsereins das Gefühl hatte, das ist jetzt nicht 
unsere Kragenweite. Was soll ich in diesem kleinen Ding, wo lauter 
Bier trinkende Männer waren und sehr verraucht. (…) (Jetzt) macht 
der so rauchfreie Abende, was besser aussieht.“  [Tübingen (9), 
Frau E. 2006] 
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Weitere Beispiele für psychosoziale Konflikte finden 
sich auch in der Essener Weststadt. Beispielsweise 
blicken die Bewohner der Seniorenresidenz auf eine 
sehr unschöne Lärmschutzwand, die eine große 
Druckereiwerkstatt abschirmt. Auch wenn sie von 
ihrer Funktion notwendig und akzeptiert ist, so stört 
sie im ästhetischen Sinne.228 Darüber hinaus kamen 
in Essen kleinere Konflikte zur Sprache, die daraus 
resultieren, dass unterschiedliche Wohnformen, 
Geschäftseinrichtungen229 oder kulturelle Angebo-
te230 aufeinanderstoßen, die gegensätzliche sozia-
le Lebensstile und damit in Verbindung stehende 
Erscheinungsformen repräsentieren. Potentielle 
Konflikte, die zwischen den Kulturbetrieben und der 
Anwohnerschaft bezüglich Verschmutzung des 
gemeinsamen Platzes entstehen könnten, werden 
durch eine regelmäßige Reinigung minimiert.231 
                                                 
228 „Das einzige, was nicht ganz so attraktiv ist, ist diese relativ 
geschlossene Wand hier die neu gezogen worden ist. Da ist zu 
Anfang zwar versucht worden, ein bisschen zu gliedern, aber da ist 
eine Metalloberfläche, die ist 6 oder 8 Meter hoch. Die hängt nicht 
so nett, wenn man da eine Wohnung hat und da raus guckt. Wenn 
man sie ein bisschen grün machen würde, das ist eine Frage der 
Optik.“ [Essen (2), Herr O. 2006] 
229 „Es handelt sich hier um Vermietung mit Wohnberechtigungs-
schein. (…) Das ist etwas für sozial Schwächere, die diesen Be-
rechtigungsschein bekommen. (…) Hier haben wir Wohnungen, die 
die LEG gebaut hat, die frei finanziert sind, die preislich erheblich 
höher sind. Die auch wahrscheinlich auch besser ausgestattet sind 
und wir hatten einen kleinen Konflikt. Dieses hier ist ja im Privatei-
gentum, dieses Grundstück hier, das ist eine Frau B., die das hier 
gebaut hat und die hier einen Schmuckgroßhandel betreibt. Und 
die Dame sagte mal: „Herr O., sie müssen unbedingt mal kommen. 
Hier gegenüber, da stellen die Leute Ihre Wäscheständer auf den 
Balkon. Wie sieht das denn aus?“ [Essen (2), Herr O. 2006] 
230 „Zwischen den Kulturschaffenden ist eher das Problem durch 
die räumliche Nähe und dadurch, dass wir eben, wenn wir Feste 
hier haben und die drüben eher für die Oper angezogen sind. Aber 
auch das ist eigentlich lösbar, weil die Zeiten halt unterschiedlich 
sind.“ [Essen (5), Frau F. 2008] 
231 „Wir haben Verschmutzung. Ich denke auch, dass wir das alles 
vielleicht nachbarschaftlich gelöst haben. Wir haben eine Reini-
gung. Die Flächen drum herum gehören eh nicht uns, da ist die 
Stadt für zuständig. Die Verschmutzung ist eigentlich auch nicht so 
groß. Wir haben zwischenzeitlich mal ein bisschen Probleme mit 
Ähnliche Konflikte wurden auch aus Gesprächen mit 
Projektbeteiligten aus Berlin deutlich. Obwohl die 
unterschiedlichen Handwerksbetriebe in unmittelba-
rer Nähe zu den Wohnungen sehr darum bemüht 
sind, das Wohnumfeld möglichst wenig zu beein-
trächtigen232, kann es in Sachen „Sauberkeit und 
Ordnung“ trotzdem zu kleinen Konflikten kommen. 
Beispielsweise entstehen zwischen den Anwohnern 
und Schreinerei-Betrieben immer wieder kleinere 
Auseinandersetzungen bezüglich des Ordnungs-
zustandes innerhalb des gemeinsam genutzten 
Hinterhofs. Während es sich dabei aus Sicht der 
Handwerksbetriebe in erster Linie um Arbeitsräume 
und Lagerflächen im Freien handelt, betrachten dies 
Anwohner als „sauber zu haltendes“ Wohnum-
feld.233 Vor diesem Hintergrund war es auch Ziel der 
Sanierung, die oftmals zu eng nebeneinander lie-
genden Nutzungen etwas zu entflechten.234 
                                                                       
dem Collosseum, dass die eine Reinigung da machen müssen in 
ihrem Bereich, d.h. wenn irgendwelche Bierflaschen am nächsten 
Morgen da rumliegen.“ [Essen (5), Frau F. 2008] 
232 „Wenn Sie jetzt über den Hof gegangen sind, werden Sie ja 
sehen, dass der eigentlich ziemlich gut aussieht. Das ist sicherlich 
für das Umfeld keine negative Aussicht. (…) Die ehemaligen 
Garagen haben wir als Holzlagerfläche (genutzt), so dass draußen 
immer nur Sachen, die ganz frisch gekommen sind, liegen, bevor 
sie eingeräumt werden“ [Berlin (7), Frau S. 2008] 
233 „Wir sind ja hier nur zum arbeiten und unser Hof ist relativ 
aufgeräumt. Vor einem halben Jahr sah der noch aus wie Kraut 
und Rüben.“ [Berlin (3), Herr W. 2008] 
„Manchmal baut man irgendwo ein oder zwei Fenster aus, dann 
lohnt es sich kaum zur Deponie zu fahren, also wird das hier mal 
zwischengelagert. Wenn es dann zu lange hier zwischengelagert 
wird, dann kriegen wir schon mal ‚Wie sieht denn der Hof aus!’ 
Eigentlich klären wir das nur mit dem Eigentümer. Dass die mal 
sagen: ‚Ihr müsst dann mal wieder was machen!’ Oder manchmal 
haben wir auch fünf Meter lange Platten, die kriegen wir in der 
Werkstatt nicht unter (…), erst wenn wir die klein schneiden und 
dann stehen die im Treppenhaus und wenn das dann zwei Wochen 
da steht dann fragen sie dann schon mal. Aber eigentlich sind das 
ganz dufte Vermieter für uns.“ [Berlin (2), Herr S. 2008] 
234 „Mal raus aber z.B. Tischlereien: Die machen Lärm, Krach, 
Dreck (…) Vorderhaus Wohnen und Hinterhaus sogar 4-Etagen-
Tischlerei, da können Sie sich ja vorstellen, was so was an Konflik-
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 Wirtschaftliche Konflikte  
und Verdrängungsprozesse  
[Ökonomische Dimension von Konflikten] 
 
Eine weitere Gruppe von Konflikten, die in den In-
terviews zur Sprache kam, lässt sich als wirtschaftli-
che Konflikte oder Verdrängungsprozesse zusam-
menfassen. In nutzungsgemischten Quartieren 
können für Gewerbetreibende im Vergleich zu rei-
nen Industrie- oder Gewerbestandorten relativ hohe 
Kosten entstehen.  
 
Dies wird beispielsweise aus Ausführungen bezüg-
lich der Essener Weststadt deutlich. Auch wenn 
neben den großen Kultureinrichtungen, die in den 
mit Fördergeldern subventionierten Bestandsge-
bäuden sitzen, in erster Linie Dienstleistungsbetrie-
be und Büronutzungen das Quartier prägen, die 
keine großen Lager- oder Produktionsflächen erfor-
dern, werden mittlerweile auch in der Essener 
Weststadt Gewerbeflächen über Wohnungspreise 
quersubventioniert.235  
                                                                       
ten gibt. Wir hatten immer mal vor, auch einen großen, für Sanie-
rungsbetroffene Betriebe, so einen gut strukturierten Gewerbehof 
her zu richten (…) Einerseits sollte der vordere Bereich Wohnun-
gen ergeben, dann sollte ein Teil der Altsubstanz umgebaut wer-
den für sanierungsbetroffenes Gewerbe und für kulturelle Einrich-
tungen.“ [Berlin (1), Frau R. 2008] 
235 „Die Grundstückspreise sind für Gewerbebetriebe definitiv zu 
hoch. In den Projekten findet das dann statt über eine Quersubven-
tionierung, d. h. die Wohnungen werden relativ teuer verkauft, die 
Gewerbeflächen müssen günstig angeboten werden, um Gewerbe 
anzulocken. Im Industriegebiet habe ich natürlich auch diese 
Qualität nicht, weil Grundstücke dort generell günstiger sind. Dem 
sollte man Rechnung tragen, dass man einfach erkennt, es ist 
schon schwer genug, Gewerbeflächen in diesem Bereich herzu-
stellen, wenn ich eine Subventionierung ein Stück weit finde, dass 
die Grundstücke ein wenig günstiger sind. Eine Gewerbefläche darf 
für ein Büro nicht mehr wie 1800 Euro kosten, für einen Laden die 
gleichen Kosten. Das war so, dass wir bei den Projekten überhaupt 
keine Bewertung vorgenommen haben. Da waren Gewerbeflächen 
die gleich teuer waren. Bei den späteren Projekten haben wir dann 
Ähnliche Probleme werden auch für die Tübinger 
Südstadt beschrieben. Auch dort wird über höhere 
Wohnungspreise gewährleistet, dass Gewerbeflä-
chen nicht zu teuer werden. 236 Ansonsten müssten 
viele der Gewerbebetriebe in klassische Gewerbe-
gebiete ausweichen. Fächenintensive, produzieren-
de oder verarbeitende Gewerbe haben es in der 
urbanen Lage der Tübinger Südstadt trotzdem nicht 
leicht, zumal die Innenhöfe im Quartier der Wohn-
nutzung vorbehalten sind.237  
 
                                                                       
auch die Gewerbeflächen über die Wohnung subventioniert.“ 
[Essen (2), Herr O. 2006] 
236„Wenn einer am selben Ort wohnt und arbeitet, zahlt er für die 
Wohnung ein bisschen mehr und Gewerbe ein bisschen weniger. 
Allerdings ist es nicht unbedingt zwangsläufig so, dass derjenige 
gleich im selben Gebäude auch noch wohnen muss. Insofern 
kommt es durchaus vor, dass man ausschließlich im Viertel arbei-
tet. Im Moment ist es aber auch relativ häufig so, dass die Besitzer 
der Gewerbebetriebe auch in der Nähe wohnen, also versuchen, in 
der Nähe zu wohnen. Das hat durchaus Qualität.“ [Tübingen (5), 
Herr S. 2006] 
237 „Es ist jetzt nicht so, dass (ein Betrieb) in den Innenhof seine 
Lagerflächen da auch noch reinstellt? Das ist unvorstellbar und 
undenkbar. Das gibt es nirgendwo. Dazu ist die Fläche nicht da. 
Aber Du siehst daran schon ein Problem: Für einen Betrieb ist es 
auch wieder eine Konsequenz hier, dass das, was er sonst auf 
einer grünen Wiese hat, hier gar nicht vorhanden ist. Hier muss er 
jeden Quadratmeter in der Lage mit 1000 oder 2000 Euro teuer 
bezahlen.“ [Tübingen (4), Herr S. 2006] 
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Auf der anderen Seite werden jedoch auch wirt-
schaftliche Vorteile für Betriebe in nutzungsge-
mischten Quartieren beschrieben, wie beispielswei-
se aus Aussagen bezüglich der Tübinger Südstadt 
deutlich wird.238  
 
Umgekehrt kann es für viele Geschäfte und Läden 
in nutzungsgemischten Strukturen zu wirtschaftli-
chen Problemen kommen, wenn deren Kunden 
hauptsächlich von außen sind und es aufgrund 
einer dominierenden Wohnnutzung zu Schwierigkei-
ten für den Kundenverkehr und damit auch für den 
Absatz kommt.  
 
Dies gilt insbesondere für das Loretto-Areal in der 
Tübinger Südstadt, das in den Interviews als Prob-
lemviertel für die Geschäftsleute beschrieben 
wird.239 Oftmals resultieren wirtschaftliche Schwie-
rigkeiten der Betriebe in nutzungsgemischten Quar-
tieren aus widersprüchlichen Vorstellungen der 
                                                 
238 „Ein Großteil der Läden funktioniert ganz gut. Dies hängt unter 
anderem an dem Vorteil, kurze Wege zurücklegen zu können und 
an bestimmten Lebensstilen, die auch mal bewusst etwas mehr 
Geld ausgeben. Beispielsweise steht der Bioladen „sehr gut da“ 
und die Quartiersbäckerei im Französischen Viertel und das, 
obwohl sie in keinster Weise (ein ausgezeichnetes) Angebot hat, 
(...). Es gibt hier also ein Angebot vor Ort, was aufgegriffen wird.“ 
[Tübingen (5), Herr S. 2006] 
239 „Die Konflikte, die es im Loretto hauptsächlich gibt, die rühren 
daher, dass es auf der einen Seite ein Viertel ist, dass sehr nah am 
Zentrum ist, also im Unterschied zum französischen Viertel, das ist 
weiter weg und da trägt sich eher mal eine Gewerbestruktur, die 
tägliche Versorgung mit einbezieht. Das trägt sich hier bisher 
überhaupt nicht. Der Bäcker macht jetzt auch zu. Das ist schon der 
zweite oder dritte, und auch sonst tun sich mit wenigen Ausnah-
men die Gewerbe, die so was Alltägliches (anbieten), außer Fi-
nanzdienstleister, Versicherungen, Architekturbüros (sehr schwer). 
Eine Arztpraxis geht auch noch, aber dann ist auch schon Ende. 
(...) Ein Lebensmittelladen oder alles, was auf Laufkundschaft 
angewiesen ist, das trägt sich nicht, weil die Leute, die hier woh-
nen, einfach so nah an der Stadt sind, dass sie sich von da mitver-
sorgen und das ist sicher ein großes Problem.“ [Tübingen (9), Frau 
E. 2006] 
Bewohner.240 Dies gilt auch für allgemein beliebte 
Einrichtungen, wie z.B. eine Gastronomie.241 Für die 
Tübinger Südstadt wurden mit den privaten Bauge-
meinschaften und dem klassischen Bauträger zwei 
grundsätzlich unterschiedliche Wege oder Herstel-
lungsprozesse von Stadt beschrieben, die auch aus 
wirtschaftlicher Sicht zu unterschiedlichen Proble-
men oder Verdrängungsprozessen führen kön-
nen.242 
 
                                                 
240  „Es gibt sicher unterschiedliche Wünsche hier im Viertel, aber 
es gibt schon viele, die sich eigentlich wünschen, dass das noch 
ein bisschen belebter wird. (...) Dann auch wieder, wie überall, man 
möchte es ja belebter, aber bitte nicht vor der eigenen Haustür.“ 
[Tübingen (9), Frau E. 2006] 
241 Eine Gastronomie „will jeder gerne haben, aber nicht bei mir im 
Haus und möglichst nicht bei den Nachbarn. Das sind dann Dinge, 
da muss man sich dann einfach drüber auseinandersetzen (...). Es 
gibt immer wieder diese Überlegung, was wollen wir wohin haben, 
oder wen könnten wir fragen oder an wen können wir das heran-
tragen und dann gleich wieder ‚Oh, aber die Nachbarn, die wollen 
das nicht!’ (…) Was passiert ist, dass Gewerbe sich hier versuchen 
und ‚baden gehen’ (…) und dann gibt es Leute, die sich dann was 
wünschen. Aber da ist noch nichts, wo es aufeinander prallt. Wir 
haben aber auch nichts hier, keine Pommesbude, kein irgendwas, 
wo man abends auf dem Lorettoplatz sitzt. Das hätten wir gerne 
und das wäre sicher eine Situation, wo Anwohner sich beschweren 
würden, weil es ihnen zu laut ist.“ [Tübingen (9), Frau E. 2006] 
242„Das eine ist das Thema Baugemeinschaft, das andere ist das 
Thema Bauträger. In Baugemeinschaften ist es in den meisten 
Fällen so, dass das Gewerbe in unserer Struktur subventioniert 
wird. Man kann es auch anders formulieren. Es gibt eine Preisstaf-
felung von EG bis zum Penthouse, die unten niedrig anfängt und 
oben hoch endet“. [Tübingen (4), Herr S. 2006] 
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Auch im Berliner Komponistenviertel lassen sich 
ökonomische Verdrängungsprozesse beobachten, 
auch wenn in vielen Fällen die wirtschaftlichen 
Probleme der Gewerbetreibenden nicht unmittelbar 
mit der städtebaulichen Nutzungsmischung im Zu-
sammenhang stehen. 
 
Die bis auf die einzelnen, großen Produktionsbe-
triebe kleinteilige Gewerbe- und Eigentümer-
Struktur des Quartiers hatte sich auch zu DDR-
Zeiten erhalten. Hinzu kamen sehr günstige Mieten, 
die sich nach der Wende entsprechend verändert 
hatten und somit für viele Gewerbetreibende in den 
1990er Jahren zu großen wirtschaftlichen Proble-
men geführt haben.243 Diesbezüglich kommt es 
mittlerweile auch durch die Aufwertung des Quar-
tiers zum attraktiven Wohnstandort zu erhöhten 
Mieten und Grundstückspreisen, die insbesondere 
für Gewerbetreibende zu Problemen führen.244 
 
Hinzu kommt, dass viele kleinere, traditionelle Lä-
den durch Filialen größerer Ketten oder Billig-Läden 
verdrängt werden.245  
                                                 
243 „Das Besondere am Komponistenviertel ist schon, auch so im 
Gegensatz zum Prenzlauer Berg, wir hatten viel kleinteilige Eigen-
tumsverhältnisse, das war auch zu DDR-Zeiten geblieben. Und die 
hatten teilweise auch ihre Geschäfte unten drin. Eine kleinteilige 
Mischung. Und dadurch, dass die teilweise Eigentum hatten oder 
so günstig gemietet haben – das waren damals alles Gewerbetrei-
bende, diese Einzelhändler, diese Mieten die man zahlen musste 
zu DDR-Zeiten, waren nicht viel – hatten die natürlich sehr viel 
Flächen in Anspruch genommen. Und das war eigentlich die 
weitere Situation, die wir zu Sanierungsbeginn angetroffen haben, 
bezogen auf Gewerbe und Bewohner, dass die Höfe und Hofberei-
che zur Verfügung standen oder die Nebengebäude. Das war alles 
gewerblich genutzt, alles ausufernd als Lagerflächen. Das hat ja in 
dem Sinne nichts gekostet. Es wurde immer mehr relativ unorgani-
siert und unstrukturiert behandelt, weil da der Preis nicht hoch für 
das Gewerbe war.“ [Berlin (1), Frau R. 2008] 
244 „Das würde ich sagen, dass das schon stattfindet diese Situati-
on, durch die Aufwertung des Wohnquartiers.“ [ebenda] 
245 Auch wird von einigen Beteiligten darauf hingewiesen, dass 
sich ein Überangebot von Billig-Läden [z.B. Billig-Blumenläden] 
Darüber hinaus haben mehrere größere Produkti-
onsbetriebe der ehemaligen DDR wie beispielswei-
se die Gummiwerke oder die Fischfabrik in der 
Nachwendezeit aus wirtschaftlichen Gründen ihren 
Betrieb eingestellt, ohne dass dies mit der nut-
zungsgemischten Struktur des Quartiers direkt im 
Zusammenhang stand.246 
 
 
                                                                       
entwickelt hat. Nach Aussage der Interviewpartner geht die traditi-
onelle Mischungsstruktur mit kleineren Läden und Handwerksbe-
trieben schrittweise verloren, Billigläden ziehen nach. Auswirkun-
gen auf die Miet- oder Wohnungspreise lassen sich allerdings aus 
den Ergebnissen der Interviews nicht feststellen. 
[vgl. hierzu Berlin (8), Frau S. 2008 / Berlin (1), Frau R. 2008] 
246 „In Weißensee ist in ganz kurzer Zeit innerhalb von 5 Jahren 
fast die gesamte Industriestruktur geschlossen und zerschlagen 
worden. Eigentlich gibt es gar nichts mehr von den großen Betrie-
ben und die kleinen sind auch alle weg.“ [Berlin (12), Frau W. 2008]  
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12.3.2 WER streitet mit wem? 
 Die am Konflikt beteiligten Akteure 
 
Wie in Abschnitt B dieser Arbeit aufgezeigt, lassen 
Konflikte sich danach differenzieren, welche Akteu-
re, Konfliktparteien und weitere Konfliktbeteiligte in 
den Konflikt involviert sind. Aus der empirischen 
Untersuchung wurde deutlich, dass wesentliche 
Unterschiede bei den Beteiligten hinsichtlich ihrer 
Störungstoleranz bestehen. Um auf systematische 
Art und Weise Rückschlüsse für die unterschiedli-
chen Konfliktbeteiligten bezüglich ihrer Störungsto-
leranz gewinnen zu können, soll wie zuvor im theo-
retischen Teil geschehen, zwischen primären Akteu-
ren, den „unmittelbar streitenden“ Parteien und 
sekundären Akteuren, den indirekt Beteiligten un-
terschieden werden. Beide Gruppen lassen sich 
noch weiter differenzieren.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Primäre Akteure – Bewohner, Arbeitende, 
Besucher 
 
Primäre Akteure sind die unmittelbar „streitenden“ 
Parteien, die ein unmittelbares Interesse am Streit-
gegenstand verfolgen. Wie bereits in Kapitel 5.2 
dargestellt, sollen im Rahmen der vorliegenden 
Arbeit nur Konflikte zwischen heterogenen Nutzer-
gruppen, also zwischen Bewohnern und anderen 
Nutzern (Gewerbetreibende, Kulturschaffende...) 
untersucht werden.  
 
Aus den Interviews wurde deutlich, dass Konflikte 
sowohl zwischen Bewohnern und Gewerbetreiben-
den auftreten, als auch zwischen Bewohnern und 
Besuchern bzw. Kunden der Gewerbetreibenden. 
Aufgrund der unterschiedlichen Interessenslagen 
und Perspektiven werden unterschiedliche Ansprü-
che an den gemeinsam genutzten Raum gestellt. 
Wie bereits in Kapitel 5.2 geschehen, sollen die 
beteiligten Nutzergruppen auch bei der Auswertung 
der Interviews weiter differenziert werden, da sich 
möglicherweise hieraus Rückschlüsse auf auftre-
tende oder unterbleibende Konflikte ziehen lassen. 
Zu den primären Akteuren gehören die Bewohner 
des Quartiers, die dort Arbeitenden, deren Kunden 
und Partner, sowie sich die dort in der Freizeit auf-
haltenden Nutzergruppen (Einkaufende, Restau-
rantbesucher, sich Erholende, Kulturbesucher). Wie 
aus Kapitel 5.2 und auch aus der Beschreibung von 
territorialen Konflikten in Theorie [Kapitel 5.1.2, 
S.64] und Praxis [Kapitel 12.3.1, S. 175] deutlich 
wird, stellen die unterschiedlichen Gruppen von 
Akteuren unterschiedliche Ansprüche an „ihren“ 
Raum. Dabei lohnt es sich, nochmals genauer hin-
zusehen, um welche Art von Bewohner, Gewerbe-
treibende oder Besucher es sich handelt. 
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- Differenzierung der Bewohner -
Unterschiede zwischen Eigentümern  
und Mietern 
 
Bei den Bewohnern wird deutlich, dass Unter-
schiede zwischen Eigentümern und Mietern beste-
hen. Eigentümer wählen oftmals ganz bewusst das 
„nutzungsgemischte Quartier“ als Lebensform, zu 
der Konflikte zum Leben einfach mit dazugehören. 
Eine Sonderform der Eigentumsbildung bilden die 
privaten Baugemeinschaften der Tübinger Süd-
stadt: Hier schließen sich mehrere Bauwillige zu 
einer Gruppe zusammen, kaufen ein oder mehrere 
Grundstücke und beauftragen gemeinsam einen 
Architekten oder Baubetreuer mit der Durchführung 
des Baus. „Die Bauherren kennen ihre späteren 
Nachbarn schon lange vor ihrem Einzug und nicht 
erst dann, wenn das Gebäude fertiggestellt und 
nichts mehr zu ändern ist. Selbstverständlich laufen 
auch Baugemeinschaften nicht immer konfliktfrei ab 
– nur meist finden die entscheidenden Konflikte zu 
einem Zeitpunkt statt, wo sich Gruppen noch ohne 
größere finanzielle Verluste umstrukturieren oder 
trennen können.“ [Pätz et al. 2001, S. 69] Hieraus 
resultieren wiederum größere Toleranz und Akzep-
tanz gegenüber „systemimmanenten“ Störungen. 
 
Anders verhält es sich bei Eigentümern, die sich 
eine Wohnung gekauft haben, ohne sich vorher 
ausführlich mit dem Standort auseinandergesetzt zu 
haben. Folglich werden auch Störungen nicht als 
„notwendiger Teil des Systems“ gesehen und damit 
auch nicht akzeptiert. Noch eklatanter ist es bei 
Mietern. Insbesondere bei großen Bauträger-
Projekten kam es zu großen Fluktuationen und 
Mieterabwanderungen. Wer allerdings heute eine 
Wohnung im Tübinger Südstadtquartier kauft oder 
mietet, weiß worauf er sich einlässt. Ein Vertreter 
der Wohnungsbaugenossenschaft GWG Tübingen 
berichtet davon, dass mittlerweile auch Mieter sich 
Wohnungen sehr genau ansehen und dann entwe-
der bewusst dafür oder dagegen entscheiden. Das 
war anfangs noch nicht so.247  
 
Im Berliner Komponistenviertel lassen sich hinsicht-
lich der Störungstoleranz Unterschiede zwischen 
kurzzeitigen und langfristigen Bewohnern des 
Quartiers feststellen. Beispielsweise gibt es bei 
einem Hinterhof-Schreinereibetrieb in erster Linie 
Probleme gegenüber einem Hotelbetreiber, dessen 
Gäste nur kurzzeitig im Viertel verweilen und daher 
keinerlei Beziehungen oder Verbindungen zur Vier-
tel-Schreinerei knüpfen.248 Anders verhält es sich 
mit Bewohnern, die schon länger im Quartier leben, 
den Schreiner und dessen Nöte vielleicht gar per-
sönlich ganz gut kennen und dadurch besser nach-
vollziehen können.249 Zudem profitieren sie hin und 
wieder davon, einen Handwerker in der Nähe  zu 
haben.250 
 
In der Essener Weststadt gibt es in erster Linie 
Konflikte zwischen den Unterhaltungseinrichtungen 
und den Anwohnern. Dabei ist es von entscheiden-
der Bedeutung inwiefern zwischen den Gewerbe-
treibenden und den Anwohnern besondere Bindun-
gen oder Beziehungen bestehen. So wurde aus 
Gesprächen heraus deutlich, dass die Hotels mit 
                                                 
247 vgl. hierzu Tübingen (12), Herr B. 2006 
248 Vor diesem Hintergrund haben diese Personen keinerlei 
Verständnis für Holzlager-Flächen im Hinterhof oder gar lärmende 
Sägemaschinen. Sie haben einen Anspruch auf Ruhe und Erho-
lung und wollen sich nicht mit den Zwängen und Notwendigkeiten 
eines kleinen Hinterhofbetriebes auseinandersetzen. [vgl. hierzu 
Schreinerei B in Berlin, Berlin (3), Herr W. 2008] 
249 „Es lässt sich nicht arbeiten in einem „geleckten“ Hof, das geht 
nicht. Das ist eigentlich Unvernunft.“ [Berlin (12), Frau W.]  
250 „Es ist auch irgendwie eine Art soziale Verantwortung. Hier 
kommt ein Rentner mit einem Stuhl, egal ob das 10 oder 100 Euro 
sind, der will den Stuhl repariert haben und nebenbei ein bisschen 
quatschen.“ [Berlin (3), Herr W. 2008] 
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ihren Gästen in engem Zusammenhang mit den 
kulturellen Angeboten in der Weststadt stehen. 
Beispielsweise wurde eines der Hotels in erster 
Linie für Gäste des Musical Theaters gebaut und 
noch heute beherbergt es Veranstalter und Gäste 
der Kulturbetriebe im Quartier. Hotelgäste, die 
gleichzeitig Teilnehmer der Veranstaltungen des 
Konzerthauses sind, haben große Akzeptanz ge-
genüber der nächtlichen Geräuschkulisse, zumal sie 
ja selbst Teil dessen sind.251 Grundsätzlich anders 
verhält es sich nachvollziehbarer Weise mit den 
Bewohnern der Seniorenresidenz, die unmittelbar 
neben den großen Veranstaltungsgebäuden leben 
und in erster Linie Anspruch auf ungestörtes Woh-
nen haben.252 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
251 „Wir haben eine Kooperation mit den Hotels. Wir haben hier 
das Holiday Inn Express, dann das Holiday Inn um die Ecke. Wir 
haben eine Kooperation mit denen, bezüglich unserer Bands und 
so. Wir kriegen einen Sonderpreis und versuchen, die Konzertver-
anstalter dort hin zu vermitteln. Von daher haben wir eigentlich 
einen guten Kontakt. Die nutzen zwischenzeitlich auch unseren 
Gastronomie-Bereich als Tagungsbereich, wenn die ausgebucht 
sind oder eine größere Gruppe haben. Dan können die hier auch 
ihre Tagungen machen.“ [Essen (5), Frau F. 2008] 
252 vgl. hierzu Essen (3), Herr Z. 2008 
- Genauere Differenzierung der im Quartier 
Arbeitenden 
 
Die Gruppe der im Quartier Arbeitenden beinhaltet 
so unterschiedliche Kategorien wie „freie Berufe“, 
produzierendes Gewerbe, verarbeitendes Gewerbe 
[z.B. Handwerker], Verkauf, Dienstleistungsbetriebe 
oder die Unterhaltungs- und Kulturbranche. Aus den 
Interviews wird deutlich, dass Emissionsbelastun-
gen durch produzierende und verarbeitende Be-
triebe stark abgenommen haben, bzw. dass diese 
durch planerische oder technische Maßnahmen 
meist ganz gut in Griff zu bekommen sind.253 An-
ders verhält es sich bezüglich der Raumbedarfe 
dieser Betriebe. Insbesondere produzierende Be-
triebe haben meist nur in der Pionierphase optimale 
Bedingungen, sich entsprechend auszubreiten.254 
Hinzukommt der Verkehr nicht nur als Lärm-, son-
dern vor allem als Raumproblem. Dies gilt auch für 
den Handel, der oftmals darauf angewiesen ist, 
dass ihn Kunden von außerhalb den Betrieb finden 
und über ausreichend Parkplätze verfügen.255 Die 
geringsten Probleme haben sogenannte freie Beru-
fe, vor allem dann wenn sie keine großen Mitarbei-
terzahlen aufweisen und nicht auf große Kunden-
ströme ins Quartier angewiesen sind.256 Freizeit- 
und Unterhaltungseinrichtungen gehören grund-
sätzlich zu einem lebendigen nutzungsgemischten 
                                                 
253 vgl. hierzu die beschriebenen, technischen Nachrüstungen der 
Schreinerei Holz & Form in Tübingen [Tübingen (2), Herr S. 2006] 
254 vgl. hierzu die dargestellte Entwicklungsdynamik des metall-
verarbeitenden Betriebs zur Herstellung von Nabendynamos in der 
Tübinger Südstadt [Tübingen (1), Herr S. 2006] 
255 vgl. hierzu die bereits erwähnte Weinhandlung in der Tübinger 
Südstadt und ihre Schwierigkeiten mit dem Kundenverkehr [Tübin-
gen (8), Frau B. 2006]  
256 vgl. hierzu das Landschaftsarchitekturbüro von Herrn M. in der 
Tübinger Südstadt: „Unser Büro macht kein Krach, stört also 
andere nicht, verursacht keinen Verkehr. Hat auch so gut wie 
keinen Publikumsverkehr. Und damit sind im Grunde genommen 
auch schon die drei Gruppen angesprochen, die für andere durch-
aus Probleme bereiten.“ [Tübingen (7), Herr M. 2006] 
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Quartier, haben aber oftmals große Akzeptanzprob-
leme bei den Anwohnern, insbesondere wenn ein 
Großteil der Kunden von außen kommt.257  
 
In Kapitel 5.2.1 [S.71] wurde bereits am Beispiel 
Bocholt-West  angesprochen, „dass es für die Ent-
wicklung nutzungsgemischter Quartiere nicht aus-
reicht, wohnungsverträgliche Branchen und Be-
triebsformen festzulegen. Erforderlich ist auch eine 
konkrete räumliche Zuordnung der einzelnen 
Funktionen im Projektgebiet.“ [BBR 2000, S. 27] 
Dies wird auch aus den Interviews in Tübingen, 
Berlin und Essen deutlich. Beispielsweise profitiert 
die Schreinerei S. in der Südstadt Tübingen deutlich 
von dessen Randlage im Quartier: Zum einen wer-
den emittierende Gerüche vom Wohnquartier „weg-
geblasen“, zum anderen läuft der Betriebsverkehr 
nicht quer durch das Viertel.258 
 
Aus den Interviews wird deutlich, dass es bei der 
Toleranz von Konflikten eine große Rolle spielt, ob 
die „Arbeitenden“ gleichzeitig „Bewohner“ des Quar-
tiers sind und inwiefern frühzeitig Abstimmungen 
und Anpassungen gegenüber anderen Bedürfnissen 
stattgefunden haben. So zeigt das Beispiel eines 
metallverarbeitenden Betriebs in der Tübinger Süd-
stadt, dass sich die frühzeitige Abstimmung der 
Beteiligten aufeinander im Rahmen der dort übli-
chen privaten Baugemeinschaften langfristig aus-
zahlt.259 Hinzu kommt, dass ein Großteil der Be-
schäftigten des Betriebs im Viertel bzw. in unmittel-
barer Nachbarschaft wohnen und daher große Tole-
                                                 
257 vgl. hierzu die beschriebene Auseinandersetzung mit der 
Tübinger Tanzschule, die zumindest in der Anfangszeit in erster 
Linie Kunden von außerhalb anzog [Tübingen (3), Frau W. 2006] 
258 vgl. hierzu Tübingen (2), Herr S. 2006 
259 „Die Leute sind geistig schon darauf vorbereitet und können 
nachher nicht sagen: ‚Das habe ich mir anders vorgestellt! Ich habe 
davon nichts gewusst.’“ [Tübingen (1), Herr S. 2006] 
ranz gegenüber möglichen Störungen oder Ein-
schränkungen mitbringen.260 
 
Ein weiterer Unterschied lässt sich zwischen Arbei-
tenden, die gleichzeitig Bewohner des Quartiers 
sind, und Pendlern feststellen, die jeden Arbeitstag 
in das Quartier kommen, um dort Geld zu verdie-
nen. Aus den Gesprächen mit den unterschiedli-
chen Projektbeteiligten wird deutlich, dass die im 
Quartier gleichzeitig wohnenden Arbeiter nicht nur 
ein Mehr an Toleranz gegenüber  den Erfordernis-
sen und Notwendigkeiten ihres Betriebs mitbringen, 
sondern auch gleichzeitig gegenüber den Bewoh-
nern besser deren Bedürfnisse nachvollziehen kön-
nen. Wer im Viertel arbeitet und wohnt, ist bemüht, 
nicht nur sein Arbeits-, sondern auch sein Wohnum-
feld in entsprechender Qualität zu hinterlassen.261 
Hierin liegt auch einer der großen Vorteile eines 
nutzungsgemischten Quartiers gegenüber einem 
monofunktionalen Gewerbegebiet, das sich oftmals 
zu einem tristen Funktionsraum ohne jegliche Auf-
enthaltsqualität entwickelt. Dagegen haben Pendler 
meist keine engeren Verbindungen zu den Anwoh-
nern. Zusätzlich bringen sie zusätzliche Probleme 
mit: Sie müssen morgens den Weg zu ihrem 
manchmal mitten im Quartier gelegenen Arbeits-
platz zurücklegen, oftmals mit ihrem für alle Anwoh-
ner hörbaren Privat-Pkw, sie benötigen einen zu-
sätzlichen Parkplatz im Quartier und fahren abends 
wieder quer durchs Viertel nach Hause. Beispiele 
für diesen Sachverhalt gibt es in allen drei Modell-
projekten. Beispielsweise existieren in Tübingen 
                                                 
260 „Das ist ein Motiv für viele Leute. Vielleicht hast Du gestern bei 
Wilfried S. über seine Beschäftigten  im Quartier geredet, was sehr 
interessant ist. Das sind Vorteile, die ein solcher Betrieb dann hat: 
Kundennähe und neben diesen eingebettet sein.“ [Tübingen (4), 
Herr S. 2006]  
261 „Wenn Sie jetzt über den Hof gegangen sind, werden Sie ja 
sehen, dass der eigentlich ziemlich gut aussieht. Das ist sicherlich 
für das Umfeld keine negative Aussicht.“ [Berlin (7), Frau S. 2008] 
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insbesondere im sehr nach Wohnbedürfnissen 
ausgerichteten Loretto-Areal Probleme für externe 
Angestellte einen Parkplatz im Quartier zu finden.262 
Eine am Rande des Quartiers gelegene Schreinerei 
hat dagegen relativ geringe Probleme damit.263 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                 
262 „Ich habe einige Mitarbeiter, die mit dem Auto kommen. Dafür 
habe ich bestimmte Stellplätze erworben. Wenn ich aber 3 Baulei-
ter beschäftigt habe, die viermal am Tag auf die Baustelle fahren 
und die jeweils eine Viertelstunde brauchen, bis sie an ihr Auto 
kommen, dann macht das für mich keinen Sinn mehr. Damit würde 
ich nicht überleben und dann suche ich mir einen anderen Stand-
ort.“ [Tübingen (5), Herr S. 2006]  
263 „Für uns ist das jetzt als Firma kein Problem, weil sowieso die 
Allee des Chasseurs direkt vor der Türe ist. Da kann man wirklich 
gut parken, tagsüber in jedem Fall.“ [Tübingen (2), Herr S. 2006] 
- Differenzierung der Besuchergruppen 
 
Die Besucher des Quartiers lassen sich weiter 
differenzieren in solche, die aufgrund geschäftli-
cher Beziehungen ins Viertel kommen, Privatkun-
den und Einkäufer sowie Besucher und Erho-
lungssuchende, die ihre Freizeit im Viertel verbrin-
gen. Bei beiden Gruppen kann es, wie aus mehre-
ren Interviews deutlich wird, zu Konflikten hinsicht-
lich verfügbarer Parkplätze kommen.264 Bei den 
Freizeitbesuchern entstehen zusätzlich Lärmbelas-
tungen, die oftmals auch in der Umgebung von 
Freizeiteinrichtungen zu spüren sind.265 
 
Viele der Geschäfte und Einrichtungen der Tübinger 
Südstadt werden über die Quartiersbewohner ge-
tragen. Die „Stadt der kurzen Wege“ ist nicht nur auf 
dem Papier ein System, das sich in erster Linie 
selbst trägt. Insofern sind viele der Betriebe nicht 
auf Besucher von außen angewiesen. Einige Ein-
richtungen jedoch, wie beispielsweise Gastrono-
mien oder Geschäfte mit besonderem Angebot, 
klagen darüber, dass deren Besuchergruppen von 
außen große Schwierigkeiten haben, Parkplätze zu 
finden. Darüber hinaus kann es zu Schwierigkeiten 
kommen, wenn ein Lokal inmitten eines Quartiers in 
erster Linie ein Treffpunkt für Leute ist, die von 
außerhalb des Quartiers kommen.266 Wie bereits an 
anderer Stelle beschrieben, gab es große Schwie-
rigkeiten bei der Ansiedlung der Tübinger Tanz-
schule inmitten des Loretto-Areals. Vor allem solan-
                                                 
264 vgl. hierzu beispielsweise die bereits dargestellten Parkplatz-
probleme der Weinhandlungskunden [Tübingen (8), Frau B. 2006] 
und Kneipengäste in Tübingen [Tübingen (10), Herr G. 2006] sowie 
der Veranstaltungsbesucher in der Essener Weststadt [Essen (2), 
Herr O. 2006]  
265„Da wird der Eingang vorne zur Fläche benutzt und dadurch 
kam halt die Beschwerde des Altersheims.“ [Essen (5), Frau F. 
2006] 
266 vgl. hierzu Tübingen (4), Herr S. 2006 / Tübingen (10), Herr G. 
2006 / Tübingen (8), Frau B. 2006 
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ge die Tanzschüler in erster Linie von außerhalb 
kamen und diese Besucher aufgrund der ungenü-
genden städtebaulichen Situation auch noch quer 
durch den privaten Innenhof der Anwohner liefen, 
gab es große Akzeptanzschwierigkeiten. Mittlerwei-
le hat sich die Tübinger Tanzschule auch zu einem 
Treffpunkt der Quartiersbewohner entwickelt, womit 
deren Akzeptanz erheblich gewachsen ist.267 
 
In der Essener Weststadt leben die großen Freizeit-
einrichtungen wie das Colosseum und die West-
Stadt Halle in erster Linie vom externen Publikum. 
Lärm und Verkehr kommen daher von außen in das 
Quartier und werden von den Anwohnern vor Ort, 
wie beispielsweise der Seniorenresidenz, in erster 
Linie als Störung empfunden. Die Einrichtungen 
bemühen sich sehr stark darum, engere Bindungen 
zu den Anwohnergruppen des Quartiers herzustel-
len.268 Oftmals gelingt es den Betrieben, einen en-
gen Kontakt zu den im Quartier ansässigen Hotels 
herzustellen und Lösungen zu entwickeln, von de-
nen beide Seiten profitieren.269 
 
 
 
 
 
 
                                                 
267  vgl. hierzu Tübingen (3) Frau W. 2006 
268 Die Musikschule bemüht sich beispielsweise darum, hin und 
wieder in der Seniorenresidenz zu musizieren und die Leiterin der 
WestStadt Halle pflegt engen Kontakt mit dem Leiter der Residenz. 
[vgl. hierzu Essen (7), Herr V. 2008, Essen (5), Frau F. 2008] 
269 In diesem Zusammenhang sind die bereits erwähnten engen 
Beziehungen zwischen den Kultureinrichtungen und den Hotels im 
Quartier zu nennen. Darüber hinaus ist es auch einer ortsansässi-
gen Druckerei gelungen, einen guten Kontakt zu einem angren-
zenden Hotel herzustellen:„Direkt neben der Druckerei ist ein Hotel 
neu gebaut worden. Der Druckereibesitzer sagt mir: ‚Wir haben 
beste Kontakte zu dem Hotel, unsere Kunden, die übernachten da.’ 
Das Hotel hat keinen Anlass sich bei dem Druckereibesitzer zu 
beschweren.“ [Essen (2), Herr O. 2006] 
 Sekundäre Akteure – Beteiligte „Dritte“ 
 
Wie bereits in Kapitel 5.2.2 [S.71] dargestellt, wer-
den unter sekundären Akteuren zusätzliche, indirekt 
Beteiligte am Konflikt, sogenannte „dritte Personen“ 
verstanden. Dazu gehören „Nutznießer“ oder „Ge-
schädigte“ des Konfliktes, genauso wie neutrale 
„Beobachter“ und „Vermittler“.  
 
Oftmals steht jedoch die Entwicklung eines Konflik-
tes in engem Zusammenhang mit dem Eingreifen 
bzw. der Rolle einer „dritten Partei“, deren Interven-
tion konstruktive Wirkung auf den Konfliktverlauf 
haben kann. Deutsch macht deutlich, dass „dritte 
Parteien, die einflussreich, mächtig und geschickt 
sind, (...) bewusst eine konstruktive Konfliktlösung 
ermöglichen, indem sie ihr Prestige und ihre Macht 
benützen, um eine solche Lösung zu ermutigen und 
indem sie helfen, problemlösende Mittel, Institutio-
nen, Einrichtungen, Personal, soziale Normen und 
Mittel zugänglich zu machen und allseits zufrieden-
stellende Lösungen zu beschleunigen.“ [Deutsch 
1976, S.185] 
 
Die Position des „neutralen, vermittelnden Dritten“ 
nimmt in vielen Fällen die Stadtverwaltung [insbes. 
Stadtplanungsamt, Stadtsanierungsamt] ein, die 
sich aber sinnfälligerweise eines Stadtteilbüros bzw. 
einer Stadtteilmoderation zur Erledigung der kom-
plexen Aufgaben in nutzungsgemischten Quartieren 
bedienen kann. Hierfür wurden in den Interviews 
viele Beispiele genannt. 
 
In der Tübinger Südstadt übernimmt das Stadtsa-
nierungsamt mit dem zugehörigen Quartiersma-
nagement einen großen Teil der notwendigen Ko-
ordinierungs- und Moderationsaufgaben.270 Eine 
wesentliche Rolle bei der frühzeitigen Integration 
                                                 
270 vgl. hierzu Tübingen(3), Fr. W. 2006/ Tübingen(4),Herr S. 2006 
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und Moderation von Konfliktsituationen spielen 
jedoch die für Tübingen typischen, privaten Bau-
gemeinschaften sowie deren Beratungsarchitek-
ten und Moderatoren, die frühzeitig dazu beitra-
gen, dass gemeinsam mit den unterschiedlichen 
Akteuren Konfliktlösungen angestoßen werden.271 
 
Aber auch im Berliner Komponistenviertel gibt es 
mehrere Institutionen, die als neutral vermittelnde 
Instanzen und Mediatoren immer wieder dabei ge-
holfen haben, zwischen Konfliktparteien zu moderie-
ren:  Während der Sanierungsmaßnahme für das 
Berliner Komponistenviertel war es Aufgabe des 
Sanierungsträgers complan auftretende Konfliktsi-
tuationen und Problemlagen zwischen den Projekt-
beteiligten zu moderieren.272 Die Betroffenenver-
tretung des Komponistenviertels moderiert und 
diskutiert Anliegen der Bewohner und Betriebe des 
Quartiers.273 Die SPAS Mieterberatung kümmert 
sich um die Anliegen der Mieter im Quartier.274 
 
Auch für die Projektentwicklung der Essener West-
stadt gab und gibt es mehrere Institutionen, die sich 
innerhalb des Quartiers um Konfliktmoderation 
kümmern: Die LEG Standort- und Projektentwick-
lung Essen GmbH war gemeinsam mit der Esse-
ner Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH 
damit beauftragt, nicht nur das AEG Canis-Gelände 
entsprechend den formulierten Zielsetzungen zu 
entwickeln, sondern gleichzeitig als externe An-
sprechpartner und Moderatoren auftretende Kon-
fliktsituationen zwischen Projektbeteiligten zu mode-
rieren.275 
 
 
                                                 
271 vgl. hierzu Tübingen(5), Hr. S. 2006 / Tübingen(6), Hr. W. 2006 
272 vgl. hierzu Berlin (1), Frau R. 2008 
273 vgl. hierzu Berlin (8), Frau S. 2008 
274 vgl. hierzu Berlin (6), Herr B. 2006 
275 vgl. hierzu Essen (1), Herr K. 2006, Essen (2), Herr O. 2006 
 Eigenarten der Konfliktparteien und deren 
frühere Beziehungen  
 
In Kapitel 5.2.3 [S.72] wurde dargestellt, dass bei 
Konflikten auch die Eigenarten der einzelnen Kon-
fliktparteien wie „Ideologien, Persönlichkeiten, so-
ziale Positionen und persönliche Mittel“ eine ent-
scheidende Rolle bei der Entscheidung spielen, ob 
ein bestehender Konflikt einen kooperativen oder 
einen konkurrierenden Verlauf nimmt. Aus den 
Interviews lassen sich jedoch nur schwer objektiv 
haltbare Eigenarten der Konfliktparteien feststellen.  
 
Leichter fällt es dagegen mit der ebenfalls theore-
tisch begründeten Hypothese, der Verlauf von Kon-
flikten hänge auch wesentlich von früheren Bezie-
hungen zwischen den einzelnen Konfliktparteien ab: 
„Je stärker und hervortretender die vorhandenen 
kooperativen Bindungen im Vergleich zu den kon-
kurrierenden sind, umso wahrscheinlicher wird es, 
dass ein Konflikt kooperativ gelöst wird.“ [Deutsch 
1976, S.178] Hierzu gab es unabhängig voneinan-
der in allen drei Modellprojekten eine Vielzahl von 
Aussagen, die deutlich machten, dass einmal „auf-
einander eingespielte“ Konfliktpartner weitaus 
leichter miteinander umgehen als einander „Frem-
de“ und damit auch Konflikte zielorientierter bzw. 
lösungsorientierter verlaufen. 
 
So tragen beispielsweise die Tübinger Baugemein-
schaften in großem Maße dazu bei, dass sich zwi-
schen den unterschiedlichen Nutzergruppen frühzei-
tig kooperative Beziehungen entwickeln, die sich 
dann später im Alltag des nutzungsgemischten 
Quartiers auszahlen. Gewerbetreibende und Be-
wohner des Quartiers lernen auf diese Weise, sich 
frühzeitig aufeinander einzustellen und einander 
gegenüber Rücksicht zu nehmen.276 
                                                 
276 vgl. hierzu Tübingen(5), Hr. S. 2006 / Tübingen(6), Hr. W. 2006 
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In der Essener Weststadt wird deutlich, wie sich 
anhand der bereits beschriebenen engen Koopera-
tionen zwischen den großen Kultureinrichtun-
gen und angrenzenden Hotels potentiell auftre-
tende Konflikte viel leichter lösen lassen.277 Ein 
weiteres Beispiel ist der regelmäßig stattfindende 
„Weststadt-Stammtisch“ in dessen Rahmen die 
unterschiedlichen Nutzergruppen immer wieder 
kooperative Beziehungen zueinander herstellen. Im 
Gegensatz zu den Tübinger Baugemeinschaften 
nehmen an diesen Runden fast ausschließlich In-
vestoren und Gewerbetreibende teil. Eine Abstim-
mung mit der Wohnbevölkerung erfolgt im Rahmen 
des Stammtischs demnach weniger.278 
 
Auch im Berliner Komponistenviertel gibt es sehr 
positive Erfahrungen mit regelmäßig stattfindenden 
kooperativen Runden, wie beispielsweise der „Be-
troffenenvertretung“, in dessen Rahmen Bewoh-
ner und Gewerbetreibende im gegenseitigen Aus-
tausch stehen und frühzeitig potentielle Konfliktfel-
der zur Sprache kommen. Jedoch nehmen in erster 
Linie nur Bewohner dieses Angebot wahr und ins-
gesamt geht nach anfänglichem sehr starken Inte-
resse die Beteiligung mit der fortschreitenden Sa-
nierung mittlerweile zurück.279 Unabhängig davon 
existieren in dem traditionell nutzungsgemischten 
                                                 
277 vgl. hierzu Essen (5), Frau F. 2008 / Essen (6), Frau K. 2008 
278 „Wir haben auch hier mal im Laufe der Entwicklung mehrmals 
Weststadt-Stammtische organisiert, damit die Leute sich unterei-
nander kennen lernen. Wobei der Stammtisch, wenn man ehrlich 
ist, im wesentlichen entweder die Investoren anspricht, die darin 
investiert haben, oder die Unternehmen angesprochen haben. Wir 
haben natürlich nicht die Menschen, die dort wohnen eingeladen 
zu dem Stammtisch oder informiert, was in der Weststadt passiert. 
Das sollte man vielleicht auch nochmal anders machen. Der 
Schwerpunkt eben hier im Quartier ist doch sehr gewerbelastig und 
weniger Wohnquartier im klassischen Sinne. Das hat uns dann 
auch ein bisschen verleiten lassen und wir haben uns mehr um 
dieses Klientel gekümmert, als um das Wohnklientel.“ [Essen (2), 
Herr O. 2008]  
279 vgl. hierzu Berlin (8), Frau S. 2008 
Stadtteil viele Beispiele dafür, wie wichtig die histo-
risch gewachsenen Beziehungen zwischen den 
unterschiedlichen Nutzergruppen im Quartier für die 
gegenseitige Akzeptanz und Rücksichtnahme sind. 
So gibt es dort mit den von der Bewohnerschaft 
getragenen Gaststätten und Handwerksbetrieben 
einige Fallbeispiele, wie sich einmal aufgebautes 
gegenseitiges Vertrauen positiv auf gegenseitige 
Akzeptanz auswirken kann.280 Ein besonders gutes 
Beispiel hierfür stellt eine kleinere Schreinerei im 
Viertel dar. Auch wenn sie inmitten der Wohnbe-
bauung gelegen ist und von ihr tagsüber zweifels-
ohne Geräuschsemissionen ausgehen, liegt auch 
hier in der engen Verbundenheit der Werkstatt mit 
der Nachbarschaft eine Grundvoraussetzung für die 
hohe Störungstoleranz der Anwohner.281 
 
 
                                                 
280 Beispielsweise ist die Gastwirtschaft „Alte Fleischerei“ wie viele 
kleinere Gastronomien im Berliner Komponistenviertel von der 
Nachbarschaft getragen. Das Gasthaus ist Teil des alltäglichen 
Lebens im Quartier. Sein Stammpublikum kommt aus der unmittel-
baren Umgebung, viele der Anwohner feiern ihren Geburtstag, ihre 
Hochzeit und andere Familienfeiern in der „Alten Fleischerei“. Vor 
diesem Hintergrund ist es nachvollziehbar, dass potentielle Störun-
gen wie Lärm aus der Gaststätte kaum als solche von den Anwoh-
nern wahrgenommen werden. Die enge Verbundenheit der Bevöl-
kerung mit ihrem Gasthaus hat ein belastbares Klima von Toleranz 
und Akzeptanz geschaffen. [vgl. Berlin (4), Herr H. 2008 / Berlin 
(8), Frau S. 2008 / Berlin (1), Frau R. 2008]  
281 Nach Auskunft des Schreinermeisters gibt es immer wieder 
kleinere Hilfsdienste für die Nachbarn: Eine ältere Dame brachte 
ihren Stuhl zum Richten vorbei, Kinder aus der Nachbarschaft 
holen immer wieder Holzreste zum Basteln und Spielen ab. Das 
gegenseitige Helfen und die schnelle Erreichbarkeit haben bei den 
Anwohnern zu großer Akzeptanz der Werkstatt in ihrer Nähe 
geführt. [vgl. Berlin (2), Herr N. 2008] 
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12.3.3 WIE äußert sich der Streit?  
Erscheinungsbilder von Konflikten 
 
Analog zum theoretischen Teil sollen auch in der 
Auswertung der empirischen Untersuchung Konflik-
te nach ihrer „Phänomenologie“, nach ihrem Er-
scheinungsbild klassifiziert werden. Wie bereits 
dargestellt, kann man unter dem Erscheinungsbild 
eines Konfliktes zunächst einmal dessen Charakter 
bzw. dessen Intensität  verstehen. Aus der Auswer-
tung der Interviews heraus lassen sich nur sehr 
schwer exakte Entwicklungsstufen von Konflikten 
definieren. Eine solche Charakterisierung ist nur 
sehr schwer objektivierbar, da die jeweilige Entwick-
lungsstufe eines Konfliktes von der subjektiven 
Wahrnehmung der Beteiligten abhängt.282 Ungeach-
tet dessen wird aus den Gesprächen deutlich, dass 
ein und der selbe Konflikt unterschiedlich intensiv 
ausgeprägt sein kann. Dies gilt für produktive [Pha-
sen der Kreativität] wie für negative Konfliktverläu-
fe [Eskalationsstufen] gleichermaßen, die in Kapi-
tel 12.5 dieser Arbeit, im Rahmen der Entwicklung 
von Konflikten ausführlicher dargestellt werden. 
 
Wie im theoretischen Teil dieser Arbeit beschrieben, 
lässt sich das Erscheinungsbild von Konflikten auch 
nach deren Häufigkeit differenzieren. So bestätigt 
sich auch in den Gesprächen mit Schlüsselperso-
nen der Modellprojekte, dass manche Konflikte nur 
ein einziges Mal auftreten und dann für immer ver-
schwinden, während andere unter Umständen im-
mer wieder auftreten können. Manche Konflikte, die 
immer wieder auftreten, nehmen mit der Zeit an 
Intensität ab, da sich Beteiligte an die Störung ge-
wöhnen und diese immer weniger auffällt. So kann 
                                                 
282 Innere Stimmungslagen, Tagesformen und Charaktere der 
Beteiligten haben unterschiedliche Formen und Intensitäten von 
Konflikten zur Folge, die sich anhand von Interviews nicht objektiv 
festhalten lassen. 
es beispielsweise sein, dass manche Lärm- oder 
Geruchsbelästigungen irgendwann zur gewohnten 
Atmosphäre eines Quartiers gehören.283 Wahr-
scheinlicher ist jedoch der gegenteilige Fall, dass 
die Intensität eines Konfliktes mit seiner Häufigkeit 
zunimmt. So werden einmalige oder seltene Störer-
eignisse noch als Ausnahmesituationen gebilligt. 
Werden diese allerdings zur Regel, verlieren die 
Geschädigten die „Nerven“ und es kommt zum 
Konflikt, der unter Umständen weiter eskaliert.284 
Wie dargestellt kann das Erscheinungsbild eines 
Konfliktes auch nach dessen Zeitpunkt des Auftre-
tens differenziert werden. Die unterschiedlichen 
Interviews haben deutlich gemacht, dass Konflikte 
in nutzungsgemischten Quartieren zu allen Phasen 
einer Quartiersentwicklung entstehen können. Auch 
wenn die vorliegende Arbeit sich in erster Linie mit 
Konflikten im Alltag eines „fertiggestellten“ Quartiers 
auseinandersetzt, stehen die unterschiedlichen 
Phasen „Planung“, „Baustelle“ und „Alltag“ im engen 
Bezug zueinander. 
Aus den Gesprächen wurden einige Beispiele für 
Konflikte genannt, die bereits in der Planungspha-
se auftreten. Beispielsweise bringen frühzeitige 
Bürgerbeteiligungen im Rahmen von Planungen 
unterschiedliche Zielvorstellungen ans Licht. In der 
Tübinger Südstadt kam ein Planungsverfahren für 
den zentralen Lorettoplatz beinahe zum Erliegen, da 
in großer Ausführlichkeit bis hin zur einzelnen Park-
bank konsensorientiert nach Entscheidungen ge-
sucht wurde. Zu große Akribie dieses Verfahrens 
                                                 
283 Ein Beispiel hierfür sind die Gerüche der Fischfabrik im Berliner 
Komponistenviertel. [vgl. hierzu Berlin(9), Frau W.]. 
284 Ein Beispiel hierfür ist die früher zeitweise eskalierende Prob-
lemsituation der Tübinger Tanzschule. Anfangs hatte man noch 
über laute Veranstaltungen hinweggesehen, auf Dauer wurde der 
Zustand aber für die Anwohner unerträglich. Mittlerweile hat sich 
die Situation aufgrund einer verstärkten Teilnahme der Anwohner 
bei den Veranstaltungen wieder etwas entspannt. 
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führte zu einer Pattsituation, die erst wieder durch 
eine „Mitmach-Aktion“ vom „Darüber-Reden“ hin 
zum „Gemeinsam Handeln“ aufgebrochen wurde.285 
Während der Bau- und Umsetzungsphasen 
kommt es ebenfalls zu Konflikten, insbesondere 
dann, wenn wie in dem sehr feinkörnig gemischten 
Quartier der Tübinger Südstadt Nutzungseinheiten 
zu unterschiedlichen Zeiten fertiggestellt werden, 
und dadurch die „Pioniere“ unter den Beeinträchti-
gungen der Baustellen Hinzukommender leiden 
müssen. Baustellenabwicklungen bringen Ein-
schränkungen und Belästigungen für Bewohner286 
und Gewerbetreibende287 gleichermaßen mit sich. 
Schließlich treten Konflikte auch erstmals während 
des Alltags eines belebten Quartiers auf, wenn 
sich die unterschiedlichen Lebenssphären der viel-
fältigen Nutzergruppen im Alltag überschneiden. 
Beispiele hierfür wurden bereits für alle drei Quartie-
                                                 
285 vgl. hierzu „Bausteine für den Lorettoplatz – Wir bauen mit!“ in 
Wackerl 2001, S. 163 f. 
286 „Wir waren so mit die ersten, die dort dann dieses Projekt 
abgeschlossen hatten. D. h. die Mieter, die in die Mietwohnungen 
eingezogen sind, die hatten auf allen Seiten in der Nachbarschaft 
Baustellen und das über mehrere Jahre. Der Entwicklungsprozess 
hat sich ja jetzt über mehr als 10 Jahre hingezogen und das war 
natürlich immer wieder zu bestimmten Zeiten ein großes Problem. 
Es gab große Schwierigkeiten für unsere Rollstuhlfahrer, weil 
einfach die Straßen vermehrt Baustraßen waren. Es gab viel 
Schlamm und Dreck auf den Straßen. Es gab noch keine fertigge-
stellten, mehrfach nutzbare Fahrwege, keine endgültig hergestell-
ten Gehwege und es gab zu bestimmten Jahreszeiten Schlamm 
auf den Strassen, dass die mit den Rollstühlen kaum mehr durch-
gekommen sind. Da hatten wir dann schon zu kämpfen.“ [Tübingen 
(12), Herr B. 2006] 
287 „Als wir längst eingezogen waren, wurde komplett die Strasse 
aufgegraben und riesige Rohre gelegt. Das waren notwendige 
Maßnahmen, aber man hätte sich vorher absprechen müssen: 
„Wie sieht da die Lösung dafür aus? Gibt es da eine Brücke?“ Weil 
es wirklich keinen Übergang gab. Da haben wir einfach Bohlen 
darüber gelegt, das geht eigentlich überhaupt nicht. Hier kann ich 
niemanden über Bretter laufen lassen.“ [Tübingen(2), Herr S. 2006]  
re genannt und reichen von Störungskonflikten bis 
hin zu Raumkonkurrenzen. 
Aus den Gesprächen wurde deutlich, dass Konflikte 
früherer Phasen durchaus Auswirkungen auf späte-
re Phasen haben können. Oftmals zahlt es sich aus, 
unterschiedliche Vorstellungen von dem was 
„kommt“ oder „kommen soll“ zu frühem Zeitpunkt zu 
diskutieren. Insbesondere das Tübinger Modell der 
Bauherrengemeinschaft integriert ganz bewusst 
frühzeitig Konflikte in frühere Phasen, zu einem 
Zeitpunkt, zu dem man noch planerisch darauf rea-
gieren kann bzw. man sich darauf „einstellen kann, 
was kommt“.288 Umgekehrt kann es auch negative 
Folge für das „miteinander“ haben, wenn sich Fron-
ten bereits zu frühem Zeitpunkt verhärtet haben. 
Unangenehme, prägende Vorgeschichten wie Strei-
tigkeiten während der Bauphase führen nicht unbe-
dingt zu einem friedlichen Nebeneinander im an-
schließenden Alltag.289 
Auch in Berlin und Essen existieren Foren und Dis-
kussionsrunden, in denen Konfliktsituationen bereits 
frühzeitig integriert und zwischen den Beteiligten 
erörtert wurden.290 
Schwieriger wird es zu späterem Zeitpunkt, wenn 
Konflikte im Alltag erstmals offenbar werden. Dann 
lässt sich oftmals nur noch begrenzt darauf reagie-
ren. Der Konflikt ist nicht mehr kreativer Gestal-
tungsimpuls, sondern Problemsituation mit der man 
irgendwie zurechtkommen muss.291 
                                                 
288 Tübingen (4), Herr S. 2006 / Tübingen (5), Herr S. 2006 
289 Tübingen (4), Herr S. 2006, Tübingen (6), Herr W. 2006 
290 vgl. hierzu Berlin (8), Frau S. 2008 / Berlin (1), Frau R. 2008 / 
Essen (2), Herr O. 2006 
291 Ein Beispiel hierfür ist die problematische Eingangssituation 
der Essener Weststadt: „Ist eine unglückliche Planung gewesen, 
die am Anfang falsch gelaufen ist, als wir noch nicht involviert 
waren in die Sanierung. Man hätte den Haupteingang eigentlich 
vom Platz vorne von der Thea-Leymann-Straße machen müssen. 
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12.4 Unter welchen Rahmenbedingungen 
entstehen soziale Konflikte in nut-
zungsgemischten Quartieren? 
Aus den Gesprächen mit den unterschiedlichen 
Personen lassen sich einige plausible Annahmen 
bezüglich der  Entstehung von Konflikten in nut-
zungsgemischten Quartieren treffen, die im Folgen-
den dargestellt und erläutert werden sollen: 
 
 Problemsituationen, die aus nutzungsge-
mischten Strukturen resultieren, müssen 
nicht zwangsläufig zu Konflikten führen. 
Umgekehrt weisen auftretende Konflikte 
nicht zwangsläufig auf vorhandene Prob-
lemsituationen hin. 
 
Wie bereits in Kapitel 6.2 theoretisch erörtert, so 
wird auch aus den Interviews deutlich, dass Konflik-
te nicht zwangsläufig das Ergebnis bestimmter 
(Problem)Situationen sind. Genauso wenig weisen 
auftretende Konflikte zwangsläufig auf vorhandene 
Problemsituationen hin. So wird in den Gesprächen 
deutlich, dass ein und dieselbe Situation manchmal 
zu Konflikten führen kann und manchmal nicht. 
Unterschiedliche Personen reagieren unterschied-
lich auf ein und dieselbe Störung. So wird am Bei-
spiel eines metallverarbeitenden Betriebs in der 
Tübinger Südstadt deutlich, dass die Problemsitua-
tion „Lärm“ nicht zwangsläufig zum Konflikt führen 
muss.292 Auch in der Essener Weststadt wird deut-
                                                                       
Es ist für uns aber jetzt nicht mehr machbar, weil hier an der Seite 
am Eingang sind die Toiletten und dort sind die Garderoben und 
wir können nicht bei einem ausverkauften Konzert 1.300 Leute 
dreimal quer durch die Halle schicken. Das können wir nicht ma-
chen. Das ist rein sicherheitstechnisch nicht möglich.“ [Essen (5), 
Frau F. 2008] 
292 Insbesondere dadurch, dass der Betrieb den Großteil der 
Angestellten aus der Nachbarschaft rekrutiert und damit eng mit 
der Quartiersbevölkerung verflochten ist, existiert bei vielen Perso-
nen eine sehr große Toleranzschwelle gegenüber möglichen 
lich, dass ein und dieselbe Lärmemission – bei-
spielsweise der Veranstaltungslärm der Weststadt – 
ganz unterschiedliche Reaktionen zur Folge hat.293 
Auch der Konflikt zwischen der Berliner Schreinerei 
und dem angrenzenden Hotel macht deutlich, dass 
ein und dieselbe Situation zu unterschiedlichen 
Ergebnissen führt.294 Darüber hinaus existiert die 
Möglichkeit, dass auftretende Konflikte nicht aus 
bestimmten Problemsituationen resultieren. Statt-
dessen können innere Stimmungen, Vorgeschich-
ten, frühere Streitigkeiten Grundlagen für Streitigkei-
ten sein. Diese Aspekte lassen sich jedoch aus den 
geführten Interviews nur sehr schwer belegen.   
 
 Einige der im Alltag nutzungsgemischter  
Strukturen auftretenden Konflikte sind das Re-
sultat von Fehlern in der Planung, in der Umset-
zung und/oder im Alltags-Management der Quar-
tiere und wären daher vermeidbar. 
 
Nicht alle Konflikte, die in nutzungsgemischten 
Quartieren auftreten, sind auch das zwangsläufige 
Ergebnis nutzungsgemischter Quartiere. So wird 
aus den Interviews deutlich, dass einige der in nut-
                                                                       
Störungen. Mitarbeiter des Unternehmens, die teilweise in unmit-
telbarer Nähe zum Betrieb wohnen, tolerieren Störungen leichter 
als vom Unternehmen unabhängige Personen. [vgl. Tübingen (1), 
Herr S. / Tübingen (5), Herr S. 2006] 
293 Solange die Fenster geschlossen blieben, blieb die Störung 
unterhalb einer kritischen Schwelle. In warmen Sommermonaten 
jedoch, wurde die gleiche Situation zum Problem, sobald die 
Fenster zur Lüftung geöffnet wurden und damit der Lärm nach 
außen drang. In der ersten Zeit entwickelte sich hieraus ein größe-
rer Konflikt mit der angrenzenden Seniorenresidenz. Mittlerweile 
wird von beiden Seiten sofort an Lösungen gearbeitet, ein Anruf 
per Handy genügt und die Weststadt-Hallen-Leitung veranlasst das 
Notwendige. [vgl. hierzu Essen (5), Frau F. 2008 / Essen (3), Herr 
N. 2008] 
294 Anwohner, die über enge nachbarschaftliche Beziehungen mit 
dem Betrieb verknüpft sind, verfügen über eine weit höhere Tole-
ranzschwelle als der Hotelbetreiber, dessen Gäste nur für kurze 
Zeit im Quartier verweilen. [vgl. hierzu Berlin (2), Herr N. 2008 / 
Berlin (7), Frau N. 2008] 
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zungsgemischten Quartiere auftretenden Konflikte 
vermeidbar gewesen wären und die Folge von Feh-
lern in Planung, Organisation und Management 
nutzungsgemischter Quartiere sind. Ursachen für 
Planungsfehler liegen beispielsweise in einer fal-
schen Anwendung des geltenden Planungsrechts 
oder in Fehleinschätzungen von Situationen. [vgl. 
hierzu auch Kapitel 12.6.1, „Formale Instrumente 
zum Umgang mit Konflikten“] 
 
Ein bereits beschriebenes Beispiel hierfür stellt die 
in der Tübinger Südstadt unzufriedenstellend gelös-
te Parkplatzsituation dar. Auch wenn die Zielset-
zung eines autoarmen Quartiers, vor dem Hinter-
grund der hohen Dichte der Tübinger Südstadt für 
viele der Befragten nachvollziehbar ist, um den 
öffentlichen Raum in erster Linie für den Fußgänger 
zu sichern, haben Planungs- und Ausführungsfehler 
unnötiger Weise zu großer Unzufriedenheit ge-
führt.295 
 
Ein weiteres besonders eklatantes Problem liegt in 
der unglücklichen städtebaulichen Situation des 
Tanzcenters im Loretto-Areal. Im Gegensatz zum 
übrigen Quartier führt der zentrale Zugang zu dieser 
Einrichtung quer durch zwei private Hinterhöfe und 
konterkariert in diesem Fall den Schutz der Pri-
vatsphäre der Bewohner vor der Öffentlichkeit. 
Diese Fehlplanung wäre vermeidbar gewesen und 
hätte viele im Nachhinein schwer lösbare Konflikte 
erspart.296 
                                                 
295 Beispielsweise existierten große Probleme bei der Einführung 
der in Wohnhäuser integrierten Parkplatz-Regalsysteme. Insbe-
sondere in der Anfangszeit waren diese Systeme noch sehr un-
ausgegoren, was zu langen Wartezeiten und Lärmbelastungen der 
Bewohner führte. Diese Probleme wären vermeidbar gewesen und 
tauchen in den neueren, technisch weiter entwickelten Konzepten 
auch nicht mehr aufvgl. hierzu Tübingen (4), Herr S. 2006 / Tübin-
gen (3), Frau W. 2006 
296 vgl. hierzu Tübingen (3), Frau W. 2006 / Tübingen (4), Herr S. 
2006 
Auch in der Essener Weststadt gibt es Beispiele für 
Konflikte, die das Ergebnis von Fehlplanungen sind 
und daher vermeidbar gewesen wären. So stellt 
sich die Frage, inwiefern die schlechte Zugänglich-
keit der Weststadt-Halle durch eine veränderte 
Planung hätte besser geplant werden können. 297 
 
Wie bereits ausführlich beschrieben, stellt das Berli-
ner Komponistenviertel ein historisch gewachsenes 
Quartier dar, indem sich Nutzungsmischung traditi-
onell etabliert hat und mehr oder weniger selbstver-
ständlich zum Quartiersleben dazu gehört. Dennoch 
gibt es auch hier genügend Fälle, wo auftretende 
Konflikte nicht sein müssten und durch einfache 
planerische Maßnahmen auszuräumen wären. 
Insbesondere die engen Hinterhöfe könnten hin und 
wieder besser gegliedert sein, so dass Anwohner 
und Betriebe besser koexistieren können, ohne sich 
gegenseitig zu beeinträchtigen. Im Rahmen der 
Sanierungsmaßnahmen wurden bereits einige wich-
tige Schritte unternommen, um unnötige Konfliktsi-
tuationen planerisch auszuräumen. 298 
                                                 
297 Bei einer anderen Orientierung des Gebäudes nach Außen, 
wäre dessen Eingang besser zu finden. Auch hinsichtlich der 
Nachbarschaft zur Seniorenresidenz senvital erweist sich der 
derzeitige Eingangsbereich der Veranstaltungshalle schräg gegen-
über den Schlaf- und Wohnräumen der Senioren als eher ungüns-
tig. Insbesondere in den Sommermonaten halten sich die Besucher 
vor und nach dem Konzert im Freien auf, so dass in erster Linie 
Lärmbelästigungen durch das Publikum und weniger durch die 
Musik in der Halle entstehen. Natürlich stellt sich die Frage, inwie-
fern überhaupt eine Seniorenresidenz die adäquate Nutzung 
gegenüber mehreren Veranstaltungshallen ist. Auch wenn vieles 
dafür spricht, Seniorenwohnanlagen möglichst in belebte Stadt-
quartiere zu integrieren, so tragen jedoch Einrichtungen wie das 
Colosseum und die Weststadt Halle mit ihrem musikalischem 
Spätprogramm und dem externen Laufpublikum relativ wenig zur 
einer positiv wahrgenommenen Lebendigkeit des Wohnumfelds 
bei. [vgl. hierzu Essen (5), Frau F. 2008 / Essen (3), Herr N. 2008 / 
Essen (2), Herr O. 2006] 
298 „Wir hatten immer mal vor, auch einen großen, für Sanierungs-
betroffene Betriebe, so einen gut strukturierten Gewerbehof her zu 
richten, da wo die Puccini-Höfe entstehen, dieses große Areal von 
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 Einige der im Alltag nutzungsgemischter 
Strukturen auftretenden Konflikte gehören 
„zwangsläufig“ zu nutzungsgemischten 
Quartieren. Nutzungsgemischte Strukturen 
sind nicht vollkommen störungsfrei und ha-
ben Problemsituationen zur Folge, die ihrer-
seits zu Konflikten führen können. 
 
Aus den Interviews wird deutlich, dass nutzungs-
gemischte Quartiere nicht vollkommen störungsfrei 
sein können. Dort, wo unterschiedliche Lebens-
sphären wie Wohnen, Arbeiten, Einkaufen, Erholen 
eng nebeneinander liegen und zueinander in Kon-
kurrenz stehen, kommt es auch zwangsläufig hin 
und wieder zu Konflikten. Solche Konflikte, die nicht 
aus „Fehlern“ resultieren, gehören selbstverständ-
lich mit zum Alltag nutzungsgemischter Stadtteile. 
Sie können weder von vornherein planerisch, noch 
im „laufenden Betrieb“ durch Management und 
Organisation zu Hundertprozent vermieden wer-
den.299 
 
Viele der insbesondere in Tübingen geführten Inter-
views machen deutlich, dass sich aufgrund der 
Vielzahl von Funktionen auf engstem Raum, auch 
zwangsläufig Ansprüche und Erwartungsräume der 
unterschiedlichen Beteiligten überlagern. Damit 
erhöht sich nachvollziehbarer Weise die Wahr-
                                                                       
den Gummiwerken. Einerseits sollte der vordere Bereich Wohnun-
gen geben, dann sollte ein Teil der Altsubstanz umgebaut werden 
für sanierungsbetroffenes Gewerbe und für kulturelle Einrichtun-
gen. Aber es war schwer, dort an dem Standort dieses Gewerbe 
hin zu bekommen. Wir haben es dann meistens geschafft, dass die 
Betriebe sich auf ihrem eigenen Stand im Bestand umorganisiert 
und verbessert haben. Einen großen Betrieb, der ist mittlerweile 
total groß, den wir mal umgesetzt haben, auch richtig, wie es sich 
gehört. (…) Haben da aber eine unheimlich kleine Hofsituation und 
alles gehabt. Und die haben wir umgesetzt in diese ehemalige 
Bunt-Druck-Fabrikanlage, hier in diesen Bereich. (…) Da passt das 
auch. Die stören da keinen mit dem Krach, was die da machen.“ 
[Berlin (1), Frau R. 2008] 
299 vgl. hierzu Essen (1), Herr K. 2006 / Tübingen (4), Herr S. 2006 
scheinlichkeit, dass Problemsituationen entstehen, 
die ihrerseits wiederum zu Konflikten führen. Auch 
wenn wie dargestellt, ein Großteil potentieller Im-
missionskonflikte aufgrund von technischen Weiter-
entwicklungen und einer Veränderung der Berufs-
struktur in heutigen nutzungsgemischten Quartieren 
zu enormen Reduzierungen von Störungen geführt 
haben, so lassen sich diese nach wie vor nicht ge-
gen Null reduzieren. Beispielsweise erzeugen emit-
tierende Handwerksbetriebe wie die Fahrradwerk-
statt oder Zimmerei in der Tübinger Südstadt trotz 
vorausschauender Planung und technischer Nach-
besserungen nach wie vor Belastungen für die An-
wohner wie Lärm, Geruch oder verstärktes Ver-
kehrsaufkommen.300 
 
Weitaus größere Beeinträchtigungen gehen darüber 
hinaus von Freizeiteinrichtungen aus, die nachts 
aktiv sind. In dieser Phase sind nachvollziehbarer 
Weise auch die Toleranzschwellen geringer. Hinzu 
kommt der erweiterte Nutzerkreis, der diese Einrich-
tungen nutzt und sich nicht nur aus Bewohnern des 
Quartiers zusammensetzt, wie beispielsweise bei 
der Tübinger Tanzschule der Fall.301 
 
Aus den Gesprächen wird jedoch auch deutlich, 
dass viele der Interviewpartner sich bewusst für ein 
Quartier entschieden haben, zu dem Konflikte 
„selbstverständlich“ mit dazu gehören. Wie bereits 
beschrieben, liegt beispielsweise in der Tübinger 
Südstadt gerade in der offensiven Auseinanderset-
zung mit Konflikten, also einem bewussten Umgang 
damit, ein wesentlicher Grund für den Erfolg des 
beliebten Quartiers.302  
                                                 
300vgl. hierzu Tübingen(2), Herr S.2006 /Tübingen(1), Herr S. 2006 
301 vgl. hierzu Tübingen(3), Frau W. 2006 
302 vgl. Tübingen (4), Herr S. 2006 / Tübingen (10), Herr G. 2006] 
[vgl. hierzu auch „Entwicklung von Konflikten“] 
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Auch im historisch gewachsenen Berliner Kompo-
nistenviertel wird deutlich, dass nutzungsgemischte 
Quartiere nicht vollkommen störungsfrei sein kön-
nen. Viele der Befragten betrachten einen Großteil 
der dort auftretenden Konflikte als selbstverständ-
lich zu einem Quartier gehörende Begleiterschei-
nungen.303  
 
Die Nutzungsmischung der Essener Weststadt ist 
im Vergleich zu den beiden anderen Modell-
Quartieren grobkörniger, so dass relativ wenig Be-
rührungspunkte zwischen Wohnen und Arbeiten 
innerhalb des Quartiers existieren.304 In erster Linie 
entstehen Konflikte durch Freizeit-, Kultureinrich-
tungen und Gastronomien, die jedoch durch enge 
Beziehungen im Falle der Hotels und gute Kontakte 
zur Anwohnerschaft in den meisten Fällen konstruk-
tiv gelöst werden. Dort jedoch, wo gewerbliche 
Nutzungen, auch im Bereich Freizeit und Kultur 
positive Auswirkungen auf das Quartiersleben ha-
ben, werden diesen große Toleranz und Akzeptanz 
entgegengebracht.305 
                                                 
303 Dort, wo traditionell Wohnen und Arbeiten so nahe beieinander 
liegen, kommt es zwangsläufig zu Berührungspunkten. Insbeson-
dere die relativ engen Handwerkerhöfe verdeutlichen die Ambiva-
lenz eines belebten Quartiers, das Anwohnern und Gewerbetrei-
benden besondere Qualitäten anbietet, aber auch zwangsläufig 
immer wieder zu Konflikten führt, insbesondere wenn man an 
Raumkonkurrenzen denkt. [vgl. hierzu Berlin (1), Frau R. 2008 / 
Berlin (8), Frau S. 2008] 
304 Dabei stellt sich bei der Essener Weststadt diesbezüglich die 
Frage, inwiefern das enge Nebeneinander von großen Freizeitein-
richtungen und Wohnalltag wirklich dem Leitbild der „Stadt der 
kurzen Wege“ folgt und ein im Alltag lebendiges Quartier zur Folge 
hat.  [vgl. hierzu Essen (1), Herr K. 2006 / Essen (2), Herr O. 2006] 
305 Ein gutes Beispiel hierfür ist der zweimal wöchentlich auf einem 
Gehweg parkierende mobile Currywurst-Stand, der für viele im 
Quartier Arbeitende und auch für einige Bewohner eine willkom-
mene Abwechslung im sonst relativ tristen Quartiersalltag darstellt. 
Nutzungen dieser Art werden als selbstverständlich zum Quartiers-
leben dazugehörig akzeptiert, selbst wenn mal der Bürgersteig 
belegt ist oder der Currygeruch durchs Quartier bläst.  
[vgl. hierzu Essen (9), Herr N. 2008]  
 Konflikte entstehen erst dann, wenn min-
destens zwei Parteien zur gleichen Zeit glei-
che Ziele verfolgen, die sich nicht beide 
gleichzeitig realisieren lassen. 
 
Aus den unterschiedlichen Gesprächen wird deut-
lich, dass Konflikte erst dann entstehen, wenn zwei 
Parteien mit zumindest scheinbar divergierenden 
Zielen aufeinander treffen, welche sie beide auch 
realisieren wollen. Positiv formuliert heißt das, dass 
bei Konflikten niemals Gleichgültigkeit vor-
herrscht. Konflikte erfordern Einsatz und Engage-
ment, das bei entsprechender Konfliktregelung auch 
hin zu produktiven Prozessen gelenkt werden kann 
[vgl. Kapitel 12.5, „Entwicklung von Konflikten“]. 
 
Dies bedeutet aber auch, dass nur die beteiligten 
Parteien selbst eine zu lösende Situation überhaupt 
zu einem wahrnehmbaren Ereignis, zu einem ge-
meinsamen Problem oder zu einem Konflikt ma-
chen. Wie bereits dargestellt, ist ein Konflikt niemals 
eine zwangsläufige Folge einer wie auch immer 
gearteten Situation. Konflikte entstehen erst dann, 
wenn Personen bewusst agieren, indem sich diese 
für ihre jeweiligen Ziele engagieren. Dabei bringen 
die jeweiligen Konfliktbeteiligten eigene Motivation 
und Kraft mit, sich für Ihre Ziele einzusetzen. Dies 
belegen viele Beispiele aus den Interviews wie die 
                                                                       
Anders verhält es sich bei den großen Freizeitangeboten wie dem 
Colosseum oder der Weststadt-Halle, die relativ wenig mit dem 
Quartiersalltag zu tun haben. Aufgrund enger Beziehungen zwi-
schen den Einrichtungen und angrenzenden Hotels [vgl. hierzu 
Essen (5), Frau F. 2008 / Essen (6), Frau K. 2008] oder deren 
guten Kontakte zur gegenüberliegenden Seniorenresidenz [vgl. 
hierzu Essen (5), Frau F. 2008 / Essen (7), Herr V. 2008 / Essen 
(3), Herr Z. 2008]  gibt es auch in diesem Bereich kaum Konflikte. 
Hinzu kommt, dass auch viele Menschen eine „Belebung“ des 
Quartiers begrüßen: „Die alten Leute freuen sich, denke ich auch, 
wenn hier ein bisschen mehr was los ist. Die haben da oben ihre 
Rundterrasse, so dass sie gucken können, wo die Raucher im 
Bademantel stehen und gucken, was die Leute so machen und da 
gibt es keinerlei Beschwerden.“ [Essen (5), Frau F. 2008] 
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Parkplatzkonflikte in Essen und in Tübingen oder 
der Verkehrslärm in Berlin.306 
 
 Konflikte entstehen oftmals erst dann, wenn 
Beziehungen zwischen Konfliktbeteiligten über 
eine gewisse Stabilität verfügen 
 
In Kapitel 6 wurde die Hypothese formuliert, dass 
auch eine gewisse Stabilität der Beziehung Voraus-
setzung dafür ist, dass Konflikte überhaupt erst 
ausgetragen werden. Dies lässt sich auch aufgrund 
einiger Interviews bestätigen. So steht das Tübinger 
Instrument „privater Baugemeinschaften“ nicht nur 
für ein gemeinsames Entwickeln von Vorstellungen 
und Rahmenbedingungen, sondern auch für das 
bewusste Austragen von Konflikten. Aus den Ge-
sprächen wurde deutlich, dass Baugemeinschaften 
sich im ersten Schritt „finden müssen“, d.h. zu-
nächst einmal eine entsprechende Vertrauensbasis 
entwickeln müssen, um dann anschließend offen 
und ehrlich über unterschiedliche Vorstellungen und 
etwaige Ressentiments sprechen zu können.307 
 
Auch in Essen wurde deutlich, dass das offene 
Austragen von Konflikten oftmals ein bestimmtes 
Vertrauen zwischen den Konfliktparteien benötigt. 
Ein gutes, und im Rahmen dieser Arbeit bereits 
mehrmals zitiertes Beispiel ist die konstruktive Aus-
einandersetzung zwischen der Essener WestStadt 
Halle und der Seniorenresidenz senvital, die mitt-
lerweile auf einem sehr kurzen, unbürokratischen 
und lösungsorientierten Wege verläuft.308 
 
Auch in Berlin gibt es Beispiele dafür, wie stabile 
Beziehungen zwischen den Beteiligten erst die 
                                                 
306 vgl. hierzu Essen(1), Herr K. 2006 / Tübingen (4), Herr S. 2006/ 
Berlin (6), Herr B. 2006 
307 vgl. hierzu Tübingen (7), Herr M. 2006 / Tübingen (4), Herr S. 
2006 / Tübingen (5), Herr S. 2006 / Tübingen (6), Herr W. 2006 
308 vgl. hierzu Essen (5), Frau F. 2008 / Essen (3), Herr N. 2008 
Voraussetzung für die Auseinandersetzung mit 
Konflikten ermöglichen. Ein Beispiel hierfür ist die 
regelmäßig tagende Betroffenenvertretung des 
Komponistenviertels, innerhalb der viele Konflikte 
erstmalig als solche wahrgenommen und diskutiert 
wurden.309 
 
 
 
 
 
                                                 
309 vgl. hierzu Berlin (8), Frau S. 2008 / Berlin (1), Frau R. 2008 
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12.5  Wie entwickeln sich soziale Konflikte in 
nutzungsgemischten Quartieren in Ab-
hängigkeit von bestimmten Rahmen-
bedingungen weiter?  
Wie bereits dargestellt, sind Konflikte sehr viel-
schichtiger Natur. Ihre Bedeutung muss daher erst 
entschlüsselt werden, um sie zu verstehen und 
handhaben zu können. Werden Konflikte nicht ver-
mieden oder verdrängt, sind sie Anlass, sich mit der 
Welt in intensiver Weise auseinander zu setzen. 
Hierin liegen sowohl die Gefahren wie auch die 
Chancen von Konflikten. Wie diese Expedition in 
unbekannte und unübersichtliche Bereiche vonstat-
ten geht, hängt nach der in Abschnitt B dieser Arbeit 
dargestellten, liberalistischen Konflikttheorie im 
Wesentlichen davon ab, welche Art und Weise der 
Auseinandersetzung mit einmal entstandenen Kon-
flikten kultiviert wird.  
 
Auch aus der Auswertung der unterschiedlichen 
Gespräche lässt sich entsprechend der liberalisti-
schen Konflikttheorie feststellen, dass einmal aufge-
tretene Konflikte destruktiven und konstruktiven 
Verlauf nehmen können. Dieser Verlauf ist von 
unterschiedlichen Faktoren abhängig. Eine wesent-
liche Rolle spielt dabei jedoch die Art und Weise 
des Umgangs mit auftretenden Konflikten. 
 
Vor diesem Hintergrund sollen im folgenden darge-
stellt werden, welche Rückschlüsse sich aus den 
Interviews über Chancen und Potentiale sowie über 
die Entwicklung von einmal entstandenen Konflikten 
in nutzungsgemischten Quartieren ziehen lassen.  
 
 
 
 
 
12.5.1 Chancen und Risiken von Konflikten 
 
In Kapitel 6 (S. 33 ff.) wurden „Allgemeine Chancen 
und Risiken von Konflikten“ theoretisch erörtert. 
Dabei wurde insbesondere auf die Konflikttheorie 
von Morton Deutsch eingegangen, wonach Konflikte 
durchaus auch positive Auswirkungen haben kön-
nen. In der empirischen Untersuchung stehen je-
doch für einen Großteil der Befragten die negativen 
Folgen von Konflikten im Vordergrund. Konflikte 
werden oftmals als Ursache für unangenehme Situ-
ationen beschrieben. Konflikte verursachen Belas-
tungen oder Störungen, sie sind anstrengend.  Es 
werden große Bemühungen unternommen, sie zu 
vermeiden und wenn das nicht möglich sein sollte, 
versucht man, ihnen aus dem Weg zu gehen. 
 
Andererseits werden Konflikte jedoch von Einigen 
der befragten Personen auch als zum nutzungsge-
mischten Quartier zugehörig betrachtet. Wer bei-
spielsweise in der Tübinger Südstadt investiert, 
„muss davon ausgehen, dass Mischung nicht rei-
bungslos ist, sondern auch zu Konflikten zwischen 
Bewohnern und Unternehmen führen kann – Kon-
flikte, die ganz selbstverständlich zur Kultur eines 
lebendigen und vielfältigen Stadtteils dazugehören.“ 
[Tübingen 1999, S. 13] Bei einigen Gesprächspart-
nern, insbesondere bei den Planern und Beteiligten 
der Tübinger Südstadt werden sogar positive Wir-
kungen von Konflikten erwähnt. So werden bei-
spielsweise auftretende Konflikte „als generell nicht 
problematisch empfunden“ [Tübingen (5), Herr S. 
2006]. Unter anderem wird dargestellt, dass über 
das in Tübingen übliche Modell der privaten Bau-
gemeinschaften eine nachhaltig belastbare Streit-
kultur entsteht, die dabei hilft, Konflikte produktiv 
aufzulösen.310 Viele der  Befragten haben sich sehr 
                                                 
310  „Baugemeinschaftskultur natürlich auch eine Kultur entsteht, 
mit Konflikten umzugehen, zu diskutieren und Lösungen zu finden. 
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bewusst dafür entschieden, in einem nutzungsge-
mischten Quartier zu wohnen oder zu arbeiten und 
sehen vordergründig die Vorteile, die aus nutzungs-
gemischten Strukturen hervorgehen und bewerten 
im Zuge dessen auftretende Konflikt auch weniger 
dramatisch, sondern eher als „Aufgabe“, der man 
sich widmen muss. So ist beispielweise aus Sicht 
eines Tübinger Schreiners und „Gewerbetreiben-
den“ das Konzept des nutzungsgemischten Quar-
tiers der Tübinger Südstadt „voll aufgegangen und 
die Probleme fallen letztlich „relativ gering“ aus.“311 
Auch aus der Sicht der in einem nutzungsgemisch-
ten Quartier Wohnenden ergeben sich klare Vortei-
le, so dass beide Seiten im Alltag von der vielfälti-
gen Struktur profitieren können.312 Hinzu kommt, 
                                                                       
Das ist sozial gesehen (...) ein Fortschritt gegenüber anderen 
Strukturen. Ich denke, man kann das nicht oft genug betonen, dass 
das tatsächlich auch hier stattfindet. Die Arbeitskreise, die es gibt, 
da haben wir auch Möglichkeiten so was zu regeln. Da haben wir 
halt eine der ganz wichtigen Qualitäten, die die Baugemeinschaft 
hat. Da sitzen ja viele dann zum ersten Mal wirklich zusammen und 
sprechen über Dinge, die nicht ganz so belanglos sind wie „Wer 
kauft für das Wochenende ein?“ so wie es für einen Kühlschrank 
einer Wohngemeinschaft (oftmals Streitthema ist). Da geht es ja 
auch um viel Geld und viel Verantwortung und solche Dinge. Und 
da ist hier eine Qualität und Struktur entstanden, die hier solche 
Konflikte dann auch schnell löst.“  [Tübingen (5), Herr S. 2006] 
311 „Es sind keine, die man nicht in den Griff bekommt.“ [Tübingen 
(2), Herr S. 2006] Der Tübinger Schreinermeister S. hat sich „sehr 
bewusst hier für dieses Mischkonzept entschieden, nicht für die 
grüne Wiese oder Industriegebiet sonst wo. Man fühlt sich eher 
eingebunden ins normale Leben. Darüber hinaus hat man sogar 
den Vorteil, dass man auch Kunden ganz konkret hier im Viertel 
hat. Man kennt sich. Also liegt es so insgesamt sehr angenehm. 
Und da wir auch Veranstaltungen hier machen (Vernissagen etc.) 
und dann auch beworben werden im Viertel, wo hier Leute, die aus 
dem Viertel sind, (...) (zu den Betrieben) kommen(...). Anders als 
auf der grünen Wiese, wo man vor sich hin arbeitet, was sehr trist 
und monoton ist.“ [ebenda]  
312 So kann man spontan „mal den Stuhl zum reparieren bringen, 
weil man kurze Wege hat.“ Darüber hinaus bringt das engmaschige 
Nebeneinander von Wohnen und Arbeiten “dann auch das Hand-
werk den Menschen etwas näher“. Und wenn beispielsweise im 
Rahmen eines Stadtteilfestes einmal Materialbedarf entsteht, „dann 
kommen Kinder hier aus dem Viertel und sind dann beim Scheiben 
dass einige der Befragten in einer nutzungsge-
mischten Struktur, die nicht konfliktfrei ist, eine le-
bendige, interessante Erfahrungswelt mit Heraus-
forderungen, auch für Kinder sehen, die auch aus 
psychologischer oder pädagogischer Sicht eine sehr 
wertvolle ist. Gerade im Arrangieren mit Unwägbar-
keiten oder Entwickeln unkonventioneller Lösungen 
liegt nach Aussage einiger Interviewpartner kreative 
Kraft.313 Auch in der Tübinger Auflage, im Erdge-
schoss grundsätzlich „Gewerbe anzusiedeln“, was 
ja zunächst zumindest rein rechnerisch die Wahr-
scheinlichkeit von Konflikten erhöht, wird eine we-
sentliche Voraussetzung für mehr Lebensqualität 
gesehen.314 Vorteile nutzungsgemischter Strukturen 
werden insofern trotz höheren Konfliktrisikos gerade 
im engen Nebeneinander von Wohnen und Arbeiten 
gesehen. So werden oftmals durch diese kurzen 
Wege erst flexible Beschäftigungsverhältnisse mög-
lich. Gleichzeitig werden nutzungsgemischte Struk-
turen, bei denen Konflikte selbstverständlich mit 
dazugehören, als eine Art „soziales Biotop“ gese-
hen, in dem besonders kommunikative Menschen 
leben.315 Ein Beispiel für diese Aussage ist ein me-
                                                                       
absägen usw. Das hat schon auch einen Riesen-Vorteil, für die, die 
hier wohnen.“ [Tübingen (2), Herr S. 2006] 
313 Vor einer Schreinerei findet man „z.B. ein Stück Holz (...) oder 
ein paar Bretter, aus dem man sich vielleicht mal ein Fußballtor 
baut. Das sind mehr Erfahrungswerte, als wenn ein Wohnhaus 
neben dem nächsten stehen hat. Mehr als nur dieser 5 x 5 m 
Garten, auf den man vielleicht mal hinausläuft.“ [Tübingen (2), Herr 
S. 2006] 
314 „dass dann eben Geschäfte entstehen, dann eben Fachstruktur 
aufgebaut wird, dass man einen Bäcker, Friseur hat. Das macht 
natürlich auch was aus. Man muss hier aus dem Viertel eigentlich 
überhaupt nicht raus (...). Man ist völlig autark. Hat trotzdem aber 
die Nähe zur Stadt.“ [Tübingen (7), Herr M. 2006] 
315 Dies wird beispielsweise aus folgender Aussage eines Vertre-
ters des Stadtsanierungsamtes Tübingen deutlich: „Wir haben 
neulich jemanden gehabt, der hat gesagt er geht nur ins Französi-
sche Viertel, weil er dort die Sicherheit hat, dass er sein Arbeits-
kräftereservoire bekommen kann. Er macht Telefonmarketing für 
seine eigenen Produkte und macht das mit 20 Leuten, die immer 3 
Stunden arbeiten. Dafür fährt man nicht irgendwo nach Erbrechtin-
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tallverarbeitender Betrieb in der Tübinger Südstadt, 
der für viele Mitarbeiter aus der Nachbarschaft indi-
viduelle Beschäftigungsverhältnisse entwickelt. Auf 
diese Art und Weise wird das enge Nebeneinander 
von Wohnen und Arbeiten zu einem aktiven und 
konstruktiven Gestaltungsprozess: Störungen wer-
den als Teil des gemeinsamen Systems grundsätz-
lich leichter akzeptiert. Probleme werden frühzeitig 
erkannt und gemeinsam in Angriff genommen.316 
Aus diesen Argumenten wird deutlich, dass insbe-
sondere dort, wo die Vorteile von nutzungsgemisch-
ten Strukturen deutlich überwiegen und als solche 
erkennbar sind, Konflikte leichter in Kauf genommen 
werden, als zwangsläufig zugehörig oder gar als 
„Katalysatoren für Kommunikation und Kreativität“ 
wahrgenommen werden.  Auch für das Berliner 
Komponistenviertel beschreibt ein MItarbeiter der 
SPAS Mieterberatung auftretende Konflikte in nut-
zungsgemischten Quartieren als etwas Selbstver-
ständliches.317 
 
 
 
 
 
 
                                                                       
gen-Ost und selbst wenn das Grundstück dort günstiger wäre, 
benötigt er Leute, die kommunikativ redend sind, die vielleicht 
verschiedene Sprachen reden können und das hat er natürlich hier 
in diesen dichten Strukturen. Und er benötigt Leute, die nicht aus 
die ein solcher Betrieb dann hat: Kundennähe und das sind auf den 
8-Stunden-Job, sondern Studenten oder Leute, die das mit Kinder-
erziehung verbinden können. Das sind Vorteile, ‚Neben-diesem-
eingebettet-sein’.“ [Tübingen (4), Herr S. 2006] 
316 vgl. hierzu Tübingen (1), Herr S. 2006 
317 „Im Persönlichen können Konflikte durchaus etwas Positives 
haben, insofern, dass man sich mit den Problemen auseinander-
setzt. Im städtischen Zusammenleben halte ich das Auftreten von 
Konflikten für etwas, was einfach so ist. Es gibt […] verschiedene 
Lebensvorstellungen und dass diese gelegentlich in einen Interes-
senskonflikt münden, halte ich für was ganz Natürliches.“ [Berlin 
(6), Herr B. 2006] 
12.5.2 Entwicklung von Konflikten 
Die theoretischen Ausführungen in Kapitel 7 zur 
„Entwicklung von Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren“ haben deutlich gemacht, dass Konflikte 
destruktiven oder konstruktiven Verlauf nehmen 
können. Nach Deutsch hängt dies von wesentlichen 
Faktoren und Rahmenbedingungen und insbe-
sondere der Art und Weise des Umgangs damit 
ab. Die liberalistische Konflikttheorie sieht in koope-
rativen Prozessen, die den Beteiligten die Chance 
geben, ihr Gesicht zu wahren und an für sie verträg-
lichen Lösungen selbstständig mitzubauen, im Ge-
gensatz zu konkurrierenden Prozessen [mit Gewin-
nern und Verlierern] den Schlüssel, produktive Kon-
fliktverläufe zu befördern. 
 
Diese grundsätzlichen Aussagen lassen sich auf-
grund der geführten Interviews im Großen und Gan-
zen bestätigen. So belegen mehrere Gespräche, 
dass sich vergleichbare Ausgangssituationen, die 
zu Konflikten geführt haben, ganz unterschiedlich 
weiterentwickeln können.  
 
Beispielsweise stellt die Problemsituation unzu-
reichender Parkplatzmöglichkeiten keinen Einzelfall 
dar, so dass diese sowohl in Tübingen als auch in 
Essen in vergleichbarer Art und Weise vorhanden 
ist. Individuelle Methoden und Strategien im Um-
gang damit haben jedoch zu unterschiedlichen 
Eskalationsgraden der Konflikte geführt. So gibt es 
in Tübingen sowohl Beispiele für einen gelungenen 
Umgang mit dieser Problemsituation, wie die neuen 
Parkhäuser am Rande des Quartiers, als auch nach 
wie vor mehr oder weniger ungelöste Situationen 
der Pionier-Anlagen der Stapel-Parkhäuser.318 Auch 
in Essen existiert diese Problemsituation mehrfach 
                                                 
318vgl. hierzu Tübingen (4), Hr. S. 2006/ Tübingen (3), Fr. W. 2006 
/ Tübingen (5), Herr S. 2006 
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und konnte aufgrund unterschiedlicher Methoden 
mit unterschiedlichem Erfolg gelöst werden.319  
 
Gleiches gilt für das Berliner Komponistenviertel. 
Auch dort zeigt sich in mehreren Situationen, dass 
ein und derselbe Konflikt in Abhängigkeit vom Um-
gang damit, zu ganz unterschiedlichen Ergebnissen 
führen kann. Dies gilt beispielsweise für die unter-
schiedlichen Konfliktverläufe bei den Schreinereien 
in den Hinterhöfen des Komponistenviertels.320 
 
 Aspekte, die dazu beitragen können, dass 
Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren 
destruktiv verlaufen und eskalieren: 
 
In Kapitel 7 dieser Arbeit wurde dargestellt, welche 
Aspekte aus Sicht der liberalistischen Konflikttheorie 
Konfliktverläufe negativ beeinflussen. So wurde 
dargelegt, inwiefern das Verdrängen von Konflikten, 
konkurrierende Entscheidungsprozesse, nichtnach-
vollziehbare „top-down“-Entscheidungen, mangeln-
de Kommunikationsstrukturen sowie starre bzw. 
unkommunikative „behaviour settings“ dazu beitra-
gen, dass einmal aufgetretene Konflikte destruktiv 
verlaufen und eskalieren können. 
 
Im folgenden soll sich die Auswertung der Inter-
views soweit möglich an diesen Hypothesen orien-
tieren und einen Beitrag dazu leisten, diese zu er-
härten, in Frage zu stellen oder zu modifizieren:  
 
Verdrängen von Konflikten 
Einige der Gespräche lassen die plausible Annah-
me zu, dass Konflikte, die einmal verdrängt oder 
unterdrückt werden, an anderer Stelle bzw. zu spä-
                                                 
319 vgl. hierzu Essen (1), Herr K. 2006 / Essen (2), Herr O. 2006 / 
Essen (5), Frau F. 2008 / Essen (7), Herr V. 2008 
320 vgl. hierzu Berlin (1), Frau R. 2008 / Berlin (2), Herr S. 2008 / 
Berlin (3), Herr W. 2008 
 
terem Zeitpunkt um so stärker wieder erneut auftau-
chen. Oftmals weisen Konflikte auf Situationen oder 
Zustände hin, die ein Handeln oder Eingreifen not-
wendig machen. Diese Art von Konflikten macht 
eine aktive Auseinandersetzung damit unumgäng-
lich. Sie einfach „auszusitzen“ oder gar „totzu-
schweigen“ kann fatale Folgen haben. 
 
Ein Beispiel hierfür ist das niemals vollständig ge-
löste Problem der Parkplatzbewirtschaftung in Tü-
bingen. Schon während der Planungsphase gab es 
hierzu entsprechende Befürchtungen und Beden-
ken, die allerdings nicht weit genug aufgegriffen 
wurden. Nach Aussage einiger Gesprächspartner 
verhinderten „ideologische“ Sichtweisen eine ernst-
hafte, sachliche Auseinandersetzung mit diesem 
Problem.321 
 
Das nach wie vor nicht gelöste Problem findet sich 
nun umso stärker im Alltag des Quartiers wieder: 
Gewerbetreibende haben nicht genug Kundenpark-
plätze und Anwohner sind genervt durch den ziello-
sen Parksuchverkehr.322  
 
Auch in Berlin und Essen wurde anhand mehrerer 
Beispiele deutlich, dass vorhandene Konfliktsituati-
onen sich nicht dauerhaft verdrängen lassen und 
früher oder später immer wieder zum Vorschein 
kommen. Dies gilt beispielsweise für die immer 
wieder im Berliner Komponistenviertel auftauchen-
den Nutzungskonflikte in den engen, und gemein-
sam durch Wohnen und Arbeiten mehrfach belegten 
Hinterhöfen.323 In Essen führt dagegen die plane-
risch nur mangelhaft gelöste, städtebauliche Situati-
on des engen Nebeneinanders der großen, auf 
Öffentlichkeit angewiesenen Kultureinrichtungen 
                                                 
321 vgl. hierzu Tübingen(5), Hr. S. 2006/ Tübingen(10), Hr. G. 2008 
322 vgl. hierzu Tübingen(5), Hr. S. 2006/ Tübingen(9), Frau E. 2006 
323 vgl. hierzu Berlin (1), Frau R.  2008 / Berlin (3), Herr W. 2008 
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und des eher auf Ruhe bedachten Seniorenwoh-
nens immer wieder zu neuen Konflikten. Gleichzei-
tig will sich aufgrund des nur zaghaften Bekenntnis-
ses zu einer urbanen und lebendigen Stadt in dem 
Quartier keine wirklich städtische Atmosphäre ein-
stellen und es fehlt nach wie vor an attraktiven An-
geboten für die Alltagsversorgung der in der West-
stadt wohnenden und arbeitenden Menschen. 324   
 
Konkurrierende Entscheidungsprozesse 
Aus einigen der Interviews wird deutlich, dass kon-
kurrierende Entscheidungs- oder Konfliktlösungs-
prozesse dazu führen können, dass Konflikte an 
Intensität zunehmen. Ohne Alternativen, die allen 
Beteiligten Perspektiven anbieten, profitieren nur 
Einzelne. Damit bleibt den Verlierern keine andere 
Möglichkeit, als mit dem „Rücken zur Wand“ die 
Flucht nach vorne anzutreten und bis aufs Letzte zu 
streiten. Ergebnisse sind entweder dauerhaft anhal-
tender und weiter eskalierender Streit oder irgend-
wann resignierender Rückzug in die Frustration. 
 
Beispielhaft hierfür steht die bereits mehrmals er-
wähnte Tanzschule im Tübinger Loretto-Areal, die in 
den ersten Jahren hauptsächlich von externen Nut-
zern von außerhalb des Quartiers besucht wurden. 
Solange die Anwohner ausschließlich negative 
Auswirkungen der in ihrer unmittelbaren Nähe be-
findlichen Einrichtungen wahrnahmen und damit 
„Verlierer“ der Situation waren, spitzte sich die Situ-
ation weiter zu. Mittlerweile nehmen nach Aussage 
der Stadtverwaltung Tübingen zunehmend Anwoh-
ner des Quartiers die Angebote der Einrichtung war 
und profitieren damit auch von deren Vorhanden-
sein.325  
 
                                                 
324 vgl. hierzu Essen (2), Herr O. 2006 / Essen (7), Herr V. 2008  
325vgl. hierzu Tübingen(3), Fr. W. 2006/ Tübingen(4), Herr S. 2006 
Ein anderes Beispiel für eine unnötigerweise eska-
lierende Situation ist die bereits erwähnte Ansied-
lung eines Beerdigungsinstitutes inmitten des „be-
lebten“ Tübinger Loretto-Areals. Auch wenn der 
Eigentümer des Gebäudes grundsätzlich das Recht 
dazu hatte, eine Einrichtung dieser Art an dieser 
Stelle zu situieren, so hat das nicht abgestimmte 
Verfahren letzten Endes die Anwohner als vor den 
Kopf gestoßene „Verlierer“ erst auf den Plan geru-
fen.326  
 
Nicht nachvollziehbare „top-down“- 
Entscheidungen zur Lösung von Konflikten 
Die liberalistische Konflikttheorie trifft die Aussage, 
dass produktive Konfliktlösung sich nur auf einer 
Ebene zwischen den unterschiedlichen Beteiligten 
vollziehen kann.  
 
Auch kluge planerische Entscheidungen übergeord-
neter Ebenen können mit entsprechender Voraus-
sicht zu einem Zeitpunkt, zu dem oftmals die unter-
schiedlichen Beteiligten faktisch noch gar nicht 
bekannt sind, dazu führen, dass Rahmenbedingun-
gen herbeigeführt werden, innerhalb derer sich 
unterschiedliche Vorstellungen nebeneinander ver-
wirklichen lassen.  
 
Wichtig dabei ist jedoch,  - und hier besteht kein 
Widerspruch der Interviewergebnisse zur liberalisti-
schen Konflikttheorie - dass Entscheidungen trans-
parent und nachvollziehbar vollzogen werden. Im 
                                                 
326 Das Beerdigungsinstitut „ist in einem Mischgebiet möglich und 
erlaubt und muss auch möglich sein, aber manche Leute können 
sich nicht gut drauf einstellen. Es war nicht verhinderbar, auch jetzt 
von ihrer Teilungserklärung, war das alles nicht verhinderbar. (…) 
Ich denke, die hätten sich besser miteinander unterhalten sollen. 
Auch wenn irgend jemand sagt: ‚Na ja, rechtlich, ja gut, die können 
nichts dagegen machen! Und nur weil die jetzt nichts dagegen 
machen können, setz ich mich da hin.’ Ich finde, das ist nicht 
genug, also da müsste man ein bisschen mehr Sensibilität haben.“ 
[Tübingen (3), Frau W. 2006] 
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besten Fall werden solche gemeinsam erarbeitet, 
zumindest jedoch durch einen von allen Beteiligten 
akzeptierten „Schiedsrichter“ getroffen.  
 
In diesem Zusammenhang sind die beispielhaften  
Rahmenplanungsprozesse mit Bürgerbeteiligungen 
für alle drei Modellvorhaben zu nennen, die einer-
seits einen sorgfältig abgewogenen und ausführlich 
kommunizierten Rahmen der städtebaulichen Ent-
wicklung vorgeben, andererseits den unterschiedli-
chen Nutzergruppen genügend Flexibilität für die 
aktive Ausgestaltung dieses Rahmens lassen.327 
Einseitig getroffene, nicht transparente „top-down“-
Entscheidungen finden dagegen bei den benachtei-
ligten Beteiligten keine Akzeptanz. Ein Beispiel 
hierfür ist die für einen Tübinger Schreiner nicht 
nachvollziehbare Entscheidung des Gewerbeauf-
sichtsamtes nach einer anonymen Anzeige, dessen 
Lackabsaugung wegen Geruchsbelästigung tech-
nisch nachzurüsten. Aufgrund der Anonymität des 
Klägers und fehlender Erklärung von dessen Sor-
gen und Nöten, bleibt die Entscheidung für den 
Schreiner letztendlich unverständlich und hinterlässt 
einen bitteren Nachgeschmack.328 
 
Mangelnde Kommunikationsstrukturen 
In Kapitel 7 wurde dargestellt, inwiefern das Austra-
gen von Konflikten kommunikativer Strukturen be-
darf. Ohne die Möglichkeit, über Konfliktinhalte zu 
                                                 
327 vgl. hierzu Tübingen (4), Herr S.  2006/ Berlin (1), Frau R. 2008 
/ Essen (2), Herr O. 2006 
 
328 „Das haben wir schon ganz gezielt so gewählt, dass die Ab-
flussrohre zum Norden hin raus gehen. Deswegen ist eigentlich die 
Beschwerde, die da gekommen ist, nicht so nachvollziehbar. Wenn 
da gerade mal lackiert wird, kann das mal sein. Ich halte das für ein 
überschaubares Problem. Wir haben dann reagiert und haben hier 
die Abluftüberdachtung gemacht und das hat 20.000 Euro gekos-
tet. Eine relativ teure Maßnahme. (…) Freiwillig soviel Geld ausge-
geben, hätte ich nicht gemacht, weil ich es auch nicht als unbedingt 
angemessen angesehen habe.“ [Tübingen (2), Herr S. 2006] 
diskutieren und zu verhandeln, bleiben miteinander 
unvereinbare Positionen unvermittelt und für den 
jeweils Anderen unverständlich nebeneinander 
bestehen. Es drohen die Verhärtung der Positionen 
und die Eskalation des Konflikts. 
 
Auch aus einigen der Gesprächen wurde deutlich, 
dass Konflikte oftmals deswegen eskalieren, weil 
keine Möglichkeiten für ein kommunikatives Austra-
gen existieren.  
 
Beispielsweise erwähnt der Inhaber einer Tübinger 
Schreinerei eine anonyme Anzeige bei der Gewer-
beaufsicht bezüglich einer Geruchsbelastung. Die 
Gewerbeaufsicht stellt jedoch im eigentlichen Sinne 
keine kommunikative Plattform dar, da Nachrichten 
nur in eine Richtung gesendet werden und es zu 
keinem Zeitpunkt für den Schreiner die Möglichkeit 
gegeben hat, genauer nachzufragen bzw. sich mit 
dem Geschädigten zu einigen. Der Konflikt wurde 
zwar insofern gelöst, als dass der Schreinereiinha-
ber eine Verfügung bekam, seine Anlage technisch 
nachzurüsten. Unklar ist jedoch weiterhin, ob dem-
nächst weitere Beschwerden kommen bzw. ob 
diese Maßnahmen wirklich erfolgreich waren. 329 
 
Ein anderes Beispiel stellt der Mietwohnungsbau 
gegenüber dem Tübinger Lorettoplatz dar. Für diese 
Nutzergruppen existierten im Gegensatz zu den 
privaten Bauherrengemeinschaften keine Struktu-
ren, die ein miteinander Auseinandersetzen beför-
dert hätten. Unterschiedliche Vorstellungen vom 
„Leben in einem nutzungsgemischten Quartier“ 
blieben solange nebeneinander stehen, bis die 
Anwohner, die sich vom „Lärm“ des Viertels gestört 
fühlten als „Verlierer“ auszogen und den Ort des 
Geschehens frustriert verließen.330  
                                                 
329 vgl. hierzu Tübingen (2), Herr S. 2006 
330 vgl. hierzu Tübingen (4), Herr S. 2006 
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Starre „behaviour settings“: unflexible Strukturen 
ohne Alternativen 
Aus einigen Interviews wurde deutlich, dass be-
stimmte Raumstrukturen schlechte Voraussetzun-
gen für die Entwicklung von Konflikten bieten. Oft-
mals eskalieren Konflikte dann, wenn sich unzufrie-
denstellende Raumsituationen [starre „behaviour 
settings“] nicht verändern oder anpassen lassen. 
Folglich finden die unterschiedlichen Nutzergruppen 
in unflexiblen Raumstrukturen keine Möglichkeit, 
ihre Umgebung nach ihren sich wandelnden Vor-
stellungen und Bedürfnissen immer wieder neu 
einzurichten oder umzubauen. Treten Konflikte auf, 
da sich die ein oder andere Nutzergruppe in den zur 
Verfügung stehenden Raumangeboten nicht mehr 
wohlfühlt, erschweren endgültige, unflexible „beha-
viour settings“ kreative Lösungsprozesse: Gemein-
sames Arrangieren und kreative Umbaumaßnah-
men hin zu Konzepten, in denen alle Beteiligten für 
ihre Bedürfnisse zufriedenstellende Teilräume vor-
finden, sind nur sehr schwer möglich. Der Großteil 
städtischer Raumstrukturen ist relativ unflexibel in 
seiner Struktur. Insofern wurden auch in den Ge-
sprächen eine Vielzahl von Beispielen benannt, bei 
denen unterschiedliche Nutzergruppen für sie prob-
lematische Raumsituationen als unveränderlich 
akzeptieren müssen und dadurch Konflikte eskalie-
ren, wie z.B. die unzufriedenstellende städtebauli-
che Situation der Tanzschule oder das missglückte 
Parkhaus-Pilotprojekt in Tübingen.331 
 
Unkommunikative „behaviour settings“, die keinen 
Rückzug ermöglichen und das Aufeinanderzugehen 
nicht anbieten 
Wie dargestellt, erfordern Konflikte kommunikative 
Strukturen, um sie produktiv auflösen zu können. In 
Kapitel 7 wurde theoretisch erörtert, inwiefern dieser 
Anspruch insbesondere an den öffentlichen Raum 
                                                 
331vgl. hierzu Tübingen(4), Hr. S. 2006/ Tübingen(3), Frau W. 2006 
gestellt werden muss. Kommunikation lässt sich 
nicht erzwingen. Aus einigen der Gesprächen wird 
deutlich, dass dort, wo unterschiedliche Nutzer-
gruppen die Möglichkeit haben, einander auszuwei-
chen und sich gegebenenfalls auch zurückzuziehen, 
diese auch freiwillig, schrittweise aufeinander zuge-
hen und miteinander ins Gespräch kommen kön-
nen. Vor diesem Hintergrund kommt diesbezüglich 
dem öffentlichen Raum gerade in nutzungsgemisch-
ten Quartieren mit ihrer hohen Nutzungsdichte und 
–vielfalt besondere Bedeutung zu.332 
 
 Aspekte, die dazu beitragen können, dass 
Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren 
produktiv-konstruktiv verlaufen und kreative 
Kraft entfalten: 
 
In Kapitel 7 dieser Arbeit wurde dargestellt, welche 
Aspekte aus Sicht der liberalistischen Konflikttheorie 
Konfliktverläufe produktiv beeinflussen. So wurde 
dargelegt, inwiefern das frühzeitige Erkennen von 
potentiellen oder tatsächlich vorhandenen Konflik-
ten, die frühzeitige Integration von Konflikten, die 
gemeinsame, gründliche Analyse des Konfliktes 
unter Mitwirkung der Konfliktparteien, das Konflikt-
                                                 
332 Wie bereits dargestellt läuft die Zuwegung zur Tübinger Tanz-
schule direkt durch einen aufgerissenen Hof, der darüber hinaus 
gegenüber der Tanzschule nicht abgeschirmt ist. Die fehlende 
räumliche Differenzierung zwischen privatem Rückzugsraum und 
öffentlicher Straße verhindert ein schrittweises Aufeinanderzuge-
hen. Die Folge sind noch stärkere Abschirmung und Verhärtung 
der Positionen. [vgl. hierzu Tübingen (3), Frau W. 2006] 
Ähnliche Probleme gibt es auf einem zentralen Platz in der Esse-
ner Weststadt: Dieser soll öffentliche Funktionen im Sinne eines 
„Biergartens“ und Quartiers-Treffpunktes übernehmen. Er grenzt 
unmittelbar an private Wohnbereiche, die ohne Abschirmung um 
den Platz herum gruppiert sind. Das fehlende Angebot eines 
schrittweisen „Aufeinanderzugehens“ hat dazu geführt, dass sich 
die privaten Bereiche abschotten: Rollläden bleiben unten, der 
Platz wird von den Anwohnern kaum besucht und wenn es zu 
Veranstaltung mit externen Besuchern kommt, gibt es Beschwer-
den der Anwohner. [vgl. hierzu Essen (1), Herr K. 2006] 
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management durch eine neutrale „dritte Person“, die 
Entwicklung einer produktiven „Streitkultur“, multi-
funktionale „behaviour settings“ sowie kommunikati-
ve Räume dazu beitragen können, dass einmal 
aufgetretene Konflikte produktiv-konstruktiv verlau-
fen und kreative Kraft entfalten können. 
 
Im Folgenden soll sich die Auswertung der Inter-
views soweit möglich an diesen Hypothesen orien-
tieren und dazu beitragen, diese zu erhärten, in 
Frage zu stellen oder zu modifizieren.  
 
frühzeitiges Erkennen von potentiellen oder tatsäch-
lich vorhandenen Konflikten 
Aus den Gesprächen heraus lässt sich die plausible 
Annahme treffen, dass eine Voraussetzung dafür, 
dass Konflikte produktiv ausgetragen werden kön-
nen, darin liegt, dass diese frühzeitig als solche 
erkannt werden. Erfolgreiche Strategien für den 
Umgang mit Konflikten sowie deren positive Weiter-
entwicklung hängt im Wesentlichen davon ab, dass 
zu einem frühen Zeitpunkt schwelende Kontrover-
sen offengelegt und Konflikte nicht aufgeschoben 
oder unterdrückt werden. Viele der in Tübingen 
diskutierten Problemsituationen wurden im Rahmen 
der Baugemeinschaften frühzeitig als solche wahr-
genommen und in Lösungsstrategien integriert.333 
Auch belegen Beispiele aus Essen, dass die früh-
zeitige Wahrnehmung von Konflikten, den Umgang 
damit erleichtert. Noch bevor sich problematische, 
räumliche Situationen und unvereinbare Positionen 
als solche erhärten und endgültig manifestieren, 
konnte Planung und Ausführung darauf reagie-
ren.334 Im Berliner Komponistenviertel spielt die 
Betroffenenvertretung eine wesentliche Rolle dabei, 
                                                 
333 vgl. hierzu Tübingen (4), Herr S. 2006 / Tübingen (3), Frau W. 
2006 / Tübingen (5), Herr S. 2006 / Tübingen (6), Herr W. 2006 / 
Tübingen (7), Herr M. 2006 
334 vgl. Essen (1), Herr K. 2006 / Essen (2), Herr O. 2006 
Konflikte frühzeitig zu erkennen. Durch die regel-
mäßigen Runden der Bewohner und Betriebe des 
Quartiers werden kleinere Problemsituationen be-
reits zu einem Zeitpunkt angesprochen, bevor sie 
sich zu schwerwiegenderen Konflikten auswach-
sen.335 
 
frühzeitige Integration von Konflikten in Abstim-
mungs-, Planungs-, Entscheidungs- und Umset-
zungsprozesse 
Aus den Gesprächen wird deutlich, dass eine not-
wendige Grundlage für die rechtzeitige und gezielte 
Reaktion auf Konfliktsituationen, deren frühzeitige 
Integration in Abstimmungs-, Planungs-, Entschei-
dungs- und Umsetzungsprozesse darstellt. Dies 
wird als zwingende Voraussetzung dafür gesehen, 
rechtzeitig auf den jeweiligen Problemfall zuge-
schnittene, individuelle Strategien und Instrumente 
entwickeln zu können. Nur auf diese Art und Weise 
können Konflikte ihre produktive Kraft entfalten und 
das bei jedem Konflikt vorhandene Engagement der 
„streitenden“ Parteien zur kreativen Erarbeitung 
einer „win-win-Strategie“ genutzt werden.  
 
Insbesondere die Tübinger Baugemeinschaften 
stellen offenbar erfolgreiche Systeme zur frühzeiti-
gen Konfliktintegration dar. Das gemeinsame Erar-
beiten von Konzepten zum Umgang mit Konflikten 
sind genauso wie das frühzeitige „Sich darauf ein-
stellen“ wesentliche Erfolgsgaranten für das Tübin-
ger Südstadtquartier.336  
 
                                                 
335 vgl. hierzu Berlin (8), Frau S. 2008 
336 vgl. hierzu Tübingen (5), Herr S. 2006 / Tübingen (4), Herr S. 
2006 / Tübingen (6), Herr W. 2006 
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gemeinsame, gründliche Analyse des Konfliktes 
unter Mitwirkung der Konfliktparteien 
Im theoretischen Abschnitt dieser Arbeit [vgl. Kapitel 
7] wurde dargestellt, inwiefern der Individualität und 
Vielschichtigkeit von Konflikten [„Jeder Konflikt ist 
anders!“] nur durch entsprechende, gründliche Ana-
lyse begegnet werden kann. Nur die unterschiedli-
chen Konfliktparteien wissen, „wo der Schuh 
drückt“, nur sie kennen ihre eigenen Bedürfnisse, 
Wünsche, Sorgen, Probleme und Befürchtungen. 
Daher ist es von entscheidender Bedeutung, dass 
diese Konfliktparteien bei der Konfliktanalyse unmit-
telbar mitwirken und ihre individuellen Erfahrungen 
und Vorstellungen einbringen können. 
 
Diese Erkenntnis lässt sich auch aufgrund der ge-
führten Interviews ziehen. Dabei überzeugt auch 
diesbezüglich das Tübinger Modell der privaten 
Baugemeinschaften. Unter der Moderation von 
Beratungsarchitekten wirken die unterschiedlichen 
Beteiligten mit ihren individuellen Vorstellungen bei 
der Ausdifferenzierung des gemeinsamen Bauvor-
habens unmittelbar mit. Auf diese Art und Weise 
bringt jeder der Beteiligten seine individuellen Emp-
findlichkeiten, Sorgen und Nöte, aber auch Hoff-
nungen und Erwartungen mit in den Prozess. Dies 
ist Voraussetzung dafür, dass für die jeweilige Ak-
teurskonstellation und potentiellen Konfliktsituatio-
nen individuelle Modelle zur Lösung bzw. zum Um-
gang damit entwickelt werden können.337  
 
Auch am Beispiel der Essener Weststadt wird deut-
lich, inwiefern sich erst durch den aktiven Einbezug 
der Anwohner und Gewerbetreibenden eine nach-
haltige Lösung für ein angenehmes „Miteinander“ 
entwickeln ließ.338 
                                                 
337 vgl. hierzu Tübingen(4), Herr S. 2006 / Tübingen(3), Frau W. 
2006 / Tübingen(5), Herr S. 2006 / Tübingen(6), Herr W. 2006 
338 vgl. hierzu Essen (1), Herr K. 2006 / Essen (2), Herr O. 2006 
Im Berliner Komponistenviertel stellen regelmäßig 
stattfindende Foren und Bürgerabende, sowie die 
Betroffenenvertretung besondere Instrumente zum 
aktiven Einbezug der Beteiligten dar.339 
 
Kooperative Entscheidungsprozesse und aktive 
Mitwirkung der Beteiligten an der Lösungsfindung 
In den Interviews bestätigt sich die theoretisch be-
gründete Hypothese, dass kooperative Entschei-
dungsprozesse konstruktive Konfliktverläufe beför-
dern. Dabei spielt die aktive Mitwirkung der Konflikt-
beteiligten an der Erarbeitung von Konfliktlösungen 
eine wesentliche Rolle. Aufgrund der subjektiven 
Konstruktion von Konflikten, können auch passge-
naue Antworten darauf nur subjektiv konstruiert 
werden. 
 
Vor diesem Hintergrund kommen in den unter-
schiedlichen Modellprojekten vielfältige, kooperative 
Verfahren zur Integration und Lösung von Konflikten 
zum Einsatz. Allen voran steht auch hier das Tübin-
ger Erfolgsmodell der privaten Baugemeinschaften, 
das beispielhaft für kooperative Konfliktlösungspro-
zesse ist. Die unterschiedlichen Akteure begegnen 
sich darin auf Augenhöhe, bringen ihre individuellen 
Vorstellungen und Bewertungen aktiv mit ein und 
entwickeln gemeinsam kreative Konfliktlösungen.340 
 
Aufstellen von allgemein akzeptierten Spielregeln 
[Regelung von Konflikten] 
Im Theorie-Teil dieser Arbeit wurde dargestellt, 
inwiefern die liberalistische Konflikttheorie im Auf-
stellen von allgemein akzeptierten Spielregeln eine 
sinnvolle Möglichkeit zur produktiven Konfliktin-
tegration sieht.  
 
                                                 
339vgl. hierzu Berlin (8), Frau S. 2008 / Berlin (1), Frau R. 2008 
340 vgl. hierzu Tübingen (4), Herr S. 2006 / Tübingen (5), Herr S. 
2006 / Tübingen (6), Herr W. 2006 
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Auch aus einigen Interviews wurde deutlich, dass 
die Definition von Grenzen und Rahmenbedingun-
gen dazu führen kann, dass Störungen in tolerierba-
ren Bereichen bleiben und empfindliche Verletzun-
gen der Betroffenen unterbleiben. So können bei-
spielsweise Emissionskonflikte oftmals dadurch 
reduziert werden, indem bestimmte Grenzwerte 
[Lautstärken oder Uhrzeiten] eingehalten werden 
müssen.341 
 
Voraussetzung für das Funktionieren dieser Strate-
gie ist allerdings, dass diese Spielregeln von allen 
Beteiligten als sinnvoll und ausreichend akzeptiert 
werden. Insofern sind auch bei der Konkretisierung 
dieser Regeln Rückkopplungen mit den Beteiligten 
unverzichtbar. Die besten Ergebnisse werden auch 
hier dort erzielt, wo Spielregeln gemeinsam entwi-
ckelt werden und sich alle Parteien aufeinander zu 
bewegen.342 
Ein gutes Beispiel hierfür ist die Sonderregelung für 
den notwendigen Anlieferverkehr der Essener 
Weststadt-Halle bei größeren Veranstaltungen.343 
 
 
 
 
                                                 
341 vgl. hierzu Tübingen (2), Herr S. 2006 
342 vgl. Entwicklung von Spielregeln innerhalb von Baugemein-
schaften bei Tübingen (6), Herr W. 2006 / Tübingen (7), Herr M. 
2006 / Tübingen (5), Herr S. 2006 
343„Die Parkhaus-Situation ist hier gruselig für die Bands. Wir 
haben eine ganz gute Lösung damit gefunden, vorne mit dem 
Platz: Dass wir da einen Nightliner mit Anhänger rein kriegen, ist 
immer wieder eine Herausforderung. Was Anlieferung angeht, ist 
es schwierig. Wir haben es gelöst irgendwie. Der fährt nur kurz rein 
und fährt dann wieder weg. Der stellt sich dann auf unseren Pro-
duktionsparkplatz, den können wir dann eben nutzen. Hat uns auch 
ein bisschen Diskussion mit der Stadt gekostet.(…) Es ist einfach 
nur eine gepflasterte Fläche vor der Halle. Die darf nicht als Park-
platz benutzt werden.(…) Wir dürfen den für LKWs benutzen bei 
Produktionen, aber Parken darf man da nicht.“[Essen(5), Frau F. 
2008] 
Konfliktmanagement durch eine neutrale, kompe-
tente „dritte Person“ [Institutionalisierung] 
Im theoretischen Teil der vorliegenden Arbeit führt 
Morton Deutsch eine Menge von Instrumenten und 
Aspekten zur erfolgreichen Konfliktregelung auf. 
Wesentliche Bedeutung kommt dabei institutionellen 
Einrichtungen und sozialen Rollen wie Vermittlern, 
Schlichtern oder Schiedsrichtern zu. Diese können 
als neutrale, kompetente und von den streitenden 
Parteien akzeptierte „dritte Personen“ Patt-
Situationen auflösen und durch ihre Unabhängigkeit 
sowie ihren Abstand zum Geschehen neue Wege 
aufzeigen und zu produktivem, kreativem Handeln 
ermuntern.  
 
Diese aus der Theorie abgeleitete Aussage deckt 
sich durchaus mit den Aussagen vieler Inter-
viewpartner. Beispielsweise können in nutzungsge-
mischten Quartieren Stadtteilmoderatoren oder 
Stadtteilbüros die beschriebenen Funktionen über-
nehmen. Beispielhaft seien die erfolgreichen Bemü-
hungen des Stadtsanierungsamtes Essen bei der 
Schlichtung von Lärmkonflikten344 oder die Rolle 
des Stadtsanierungsamtes Tübingen bei der Erar-
beitung eines Konzeptes für den Loretto-Platz ge-
nannt345. Besondere Bedeutung bei der aktiven 
Erarbeitung von Kompromissen und Win-Win-
Situationen für die unterschiedlichen Beteiligten 
einer privaten Baugemeinschaft kommt den soge-
nannten Berater-Architekten zu.346 Die Interviews 
machen jedoch auch deutlich, dass es beim Eingrif-
fen einer „dritten Person“ wesentlich darauf an-
kommt, dass diese von den Beteiligten als „neutral“ 
akzeptiert wird und keinerlei Partei übernimmt. Inso-
fern kommt es bei der „Moderation“ und „Mediation“ 
                                                 
344  vgl. hierzu Essen (1), Herr K. 2006 
345 vgl. hierzu Tübingen (4), Herr S. 2006 
346 vgl. hierzu Tübingen (7), Herr M. 2006 / Tübingen (6), Herr W. 
2006 / Tübingen (5), Herr S. 2006] 
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von Prozessen im Wesentlichen darauf an „gut 
zuzuhören“ und in erster Linie den „Schwächeren“ 
den Rücken zu stärken, mögliche konsensorientier-
te Lösungswege und Win-Win-Situationen aufzuzei-
gen, ohne „Gewinner“ und „Verlierer“ zu bestim-
men.347 Innerhalb der Essener Weststadt kommen 
der LEG sowie der Essener Wirtschaftsförderungs-
gesellschaft besondere Bedeutung in Sachen Kon-
fliktmoderation zu.348 Wie bereits erwähnt existieren 
beim Berliner Komponistenviertel mit der complan 
GmbH, der Betroffenenvertretung sowie der SPAS 
Mieterberatung mehrere Institutionen, denen be-
sondere Aufgaben im Rahmen der Konfliktmodera-
tion zukommen.349 
 
Multioptionale / multifunktionale „behaviour set-
tings“, die Alternativen zulassen 
Im theoretischen Teil dieser Arbeit wurde darge-
stellt, inwiefern multioptionale, multifunktionale 
Strukturen gegenüber starren, monofunktionalen 
beim Umgang mit Konflikten klare „Standortvorteile“ 
haben: Während eines gemeinsamen Konfliktrege-
                                                 
347 vgl. hierzu Tübingen (7), Herr M. 2006 / Tübingen (6), Herr W. 
2006 / Tübingen (5), Herr S. 2006] 
348 So wurden viele Konflikte zu sehr frühem Zeitpunkt auf infor-
mellem Wege zwischen den Beteiligten über die Vertreter der 
Entwicklungsgesellschaft ausgehandelt. Dabei war es von wesent-
licher Bedeutung, dass die EWG von allen Beteiligten als neutrale, 
„dritte“ Person akzeptiert und als kompetenter Ansprechpartner 
anerkannt wurde. [vgl. hierzu Essen (2), Herr O. 2006]   
349 Beispielsweise organisierte die complan GmbH als Sanierungs-
träger nicht nur den formalen Prozess der städtebaulichen Sanie-
rungsmaßnahme, sondern das Unternehmen war mit einem Vor-
Ort-Büro ständig darum bemüht, für die Anwohner und Betriebe 
des Quartiers und deren Sorgen und Nöte ansprechbar zu sein. In 
regelmäßigen „Runden Tischen“ wurden auftretende Problemsitua-
tionen gemeinsam offen und ehrlich diskutiert [vgl. hierzu Berlin (1), 
Frau R. 2008] Die Betroffenenvertretung des Berliner Komponis-
tenviertels stellt ebenfalls ein wichtiges Forum für die unterschiedli-
chen Beteiligten dar. Ebenfalls im Rahmen der städtebaulichen 
Sanierungsmaßnahme entstanden, ist es Aufgabe der Betroffe-
nenvertretung sowohl Belange der Anwohner als auch der Betriebe 
im Quartier zu vertreten und aufeinander abzustimmen[vgl. hierzu 
Berlin (8), Frau S. 2008] 
lungsprozesses können flexible Raumstrukturen, die 
Alternativen zulassen, wesentlich leichter „umge-
baut“ bzw. uminterpretiert werden. Auf diese Weise 
können auf kreative Art und Weise neue, bessere 
Raumangebote entstehen, die alle Beteiligten zu-
frieden stellen. Diese theoretisch abgeleitete Hypo-
these belegen mehrere Gespräche mit den Inter-
viewpartnern aller drei Modellvorhaben: Beispiels-
weise wurde in der Tübinger Südstadt im Zuge der 
Gestaltung des öffentlichen Raums sehr erfolgreich 
eine Bürgerbeteiligungsaktion durchgeführt, die 
anhand flexibler Holz-Bausteine als Grundmodule 
ganz unterschiedliche, individuelle Lösungen mög-
lich machte.350 Diese Strategie spiegelt sich auch im 
Tübinger Modell der parzellenweisen Gebietsent-
wicklung wieder: Der B-Plan für die Tübinger Süd-
stadt definiert lediglich einen Rahmen, innerhalb 
dessen ganz unterschiedliche Vorstellungen des 
„Lebens in der Stadt“ realisiert werden können. 
Sogenannte Stadthaus-Börsen führen Bauwillige zu 
Baugemeinschaften zusammen und sind Anfangs-
punkt ganz individueller Architektur- und Nutzungs-
Konzepte der Parzellen. 351 
 
Kommunikative Strukturen 
Aus einer Vielzahl von Gesprächen wurde deutlich, 
dass eine wesentliche Voraussetzung für konstruk-
tive Konfliktverläufe in funktionierenden Kommuni-
kationsstrukturen liegt. Nur wenn es ausreichend 
Möglichkeiten und Rahmenbedingungen für gegen-
seitigen Austausch und gemeinsame Diskussion 
auftretender Problemsituationen gibt, kann es gelin-
gen, frühzeitig und nachhaltig integrativ und lö-
sungsorientiert mit Konflikten umzugehen. Ein Bei-
spiel hierfür findet sich in der Essener Weststadt: 
Die anfänglichen Konflikte zwischen einer Veran-
                                                 
350 So entwickelten Senioren aus diesen Elementen gemütliche 
Sitzgruppen, Jugendliche bauten sich daraus einen Skate-Parcours 
und Kindergartengruppen entwickelten Klettergerüste und Spiele-
Würfel [vgl. hierzu Tübingen(4), Hr. S. 2006/ Wackerl 2001,S.163f.] 
351 vgl. hierzu Tübingen(5), Herr S.2006/Tübingen(4), Herr S. 2006 
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staltungshalle und einer angrenzenden Seniorenre-
sidenz konnten insbesondere durch die intensive 
Kommunikation und Vertrauensbildung zwischen 
den Leitern der beiden Einrichtungen geregelt wer-
den.352 Weitere Positive Beispiele für erfolgreiche 
kommunikative Strukturen sind die Baugemein-
schaften353 der Tübinger Südstadt 354 oder Beteili-
gungsprozesse in Berlin und Essen.355 
 
Kommunikative Raumstrukturen, die Rückzug er-
möglichen und ein Aufeinanderzugehen anbieten 
Im theoretischen Teil dieser Arbeit wurde darge-
stellt, inwiefern öffentliche Räume in nutzungsge-
mischten Quartieren erheblichem Nutzungsdruck 
durch die unterschiedlichsten Nutzergruppen aus-
                                                 
352 Zwischen der WestStadt Halle und der Seniorenresidenz 
senvital gab es immer mal wieder kleinere Konflikte aufgrund der 
Lärmbelastung in den Abendstunden. Oftmals lag es daran, dass 
gerade in den Sommermonaten aufgrund der hohen Temperaturen 
die Fenster der Veranstaltungshalle geöffnet wurden und damit der 
Lärm ungehindert nach außen drang. Seitdem sich jedoch die 
Leiterin der WestStadt Halle und der Leiter der Seniorenresidenz 
direkt miteinander in Verbindung gesetzt haben, lassen sich solche 
Probleme schnell lösen. Mittlerweile besitzen die beiden Hauptver-
antwortlichen die jeweiligen Handynummern und können unmittel-
bar auf kleinere Konflikte reagieren. Gleichzeitig hat sich im Laufe 
der Zeit gegenseitiges Verständnis und Vertrauen entwickelt, 
wodurch Akzeptanz und Rücksichtnahme einander gegenüber 
zugenommen haben. [vgl. hierzu Essen (3), Herr N. 2008, Essen 
(5), Frau F. 2008] 
353 „Auch bei der Ansiedlung von Gewerbebetrieben haben sich 
die Baugemeinschaften als sehr einfallsreich erwiesen. Bei vielen 
Projekten fehlt anfangs ein fester Nutzer oder Investor für die 
Gewerbefläche, da Unternehmen meist versuchen, so spät wie 
möglich eine Festlegung zu treffen. Doch während Bauträgern oft 
nur die konventionellen Vermarktungswege wie Anzeigen, Makler 
oder ähnliches offen stehen, können die Mitglieder der Bauge-
meinschaft viele potentielle Interessenten aus dem Bekanntenkreis 
oder unter den Geschäftspartnern ansprechen. Die Vermarktung 
wird so auf viele Schultern verteilt, da meist ein großes gemeinsa-
mes Interesse in der Baugemeinschaft besteht, eine passende 
Nutzung für die Erdgeschossflächen zu finden.“ [Feldtkeller S.69f.] 
354  vgl. Tübingen(7), Herr M. 2006/Tübingen(4), Herr S. 2006 
355 vgl. hierzu Berlin (8), Frau S. 2008 / Berlin (1), Frau R. 2008 / 
Essen (2), Herr O. 2006 
gesetzt sind. Dies erfordert ein großes Maß an 
Abstimmung und Kommunikation untereinander. 
Dem öffentlichen Raum in nutzungsgemischten 
Quartieren kommt vor diesem Hintergrund zentrale 
Bedeutung zu: Er muss Freiräume ausreichender 
Größe und Qualität für die ungezwungene Begeg-
nung der unterschiedlichen Nutzergruppen, in de-
nen man noch einander ausweichen und Annähe-
rung schrittweise erfolgen kann. Kommunikative 
Knoten- und Treffpunkte wie Quartiers-Kneipen, 
Biergärten oder Cafés dienen dem Kennenlernen 
und dem gegenseitigen Austausch von Sorgen und 
Nöten, aber auch Ideen und Wunschvorstellungen. 
Gleichzeitig bedarf es genügend Rückzugsmöglich-
keiten und Nischen für die unterschiedlichen Nut-
zergruppen.  
 
Diese wesentlichen Aspekte werden auch aus meh-
reren Gesprächen deutlich: So wird in der Tübinger 
Südstadt großer Wert darauf gelegt, dass durch die 
Blockstruktur der Stadthäuser private Innenhöfe 
vom öffentlichen Raum getrennt werden. Diese 
privaten Rückzugsbereiche sind meist von hoher 
Aufenthaltsqualität und bieten den unterschiedlichen 
Altersgruppen ausreichend Angebote.356 Probleme 
entstehen dort, wo diese klare Struktur wie am Bei-
spiel der Tübinger Tanzschule aufgebrochen wird, 
und damit vor der Öffentlichkeit ungeschützte Berei-
che entstehen. Diese fehlende Differenzierung zwi-
schen Privatheit und Öffentlichkeit ist oftmals die 
Ursache für sich verschärfende Konflikte.357 Dar-
über hinaus wird am Beispiel eines Tübinger Cafes 
deutlich, wie wichtig kommunikative Knotenpunkte 
als Orte des gegenseitigen Austauschs zum Knüp-
fen von Kontakten und Beziehungen sind.358 Die 
                                                 
356vgl. hierzu Tübingen(7),Herr M. 2006/Tübingen(4), Herr S. 2006 
357vgl. hierzu Tübingen(4), Hr. S. 2006/Tübingen(3),Frau W. 2006 
358 „Bezüge erhöhen die Bereitschaft zum Verständnis. Da sind 
solche Kommunikationspunkte wie gerade solch ein Cafe halt 
unheimlich wichtig. Wenn die Leute voneinander nichts mitkriegen, 
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historische Blockstruktur des Berliner Komponisten-
viertels stellt ein seit über hundert Jahren funktionie-
rendes Grundgerüst dar, das sich immer wieder 
wechselnden Nutzungen anpassen konnte.359  
 
Entwicklung einer produktiven „Streitkultur“, die 
selbstständig aufrecht erhalten und laufend weiter 
qualifiziert wird 
Aus den Interviews wird deutlich, dass erfolgreiche 
Konfliktintegration Zeit, Geduld und Ausdauer benö-
tigt. Nur wenn schrittweise an einer produktiven 
„Streitkultur“ gearbeitet wird und diese selbstständig 
aufrecht erhalten und laufend weiter qualifiziert wird, 
kann ein nachhaltig produktiver Umgang mit Konflik-
ten gelingen. Auch wenn sich nicht alle Konflikte 
kreativ-produktiv auflösen lassen werden, so ziehen 
doch auch Misserfolge einen Lernprozess und Er-
fahrung nach sich, die für die nächsten, auftreten-
den Konflikte im Quartier von großem Nutzen sein 
können. Konfliktmanagement stellt keinen einmali-
gen, kurzfristigen Prozess dar. Wie bereits darge-
stellt, werden in nutzungsgemischten Quartieren 
immer wieder Konflikte auftauchen. Folglich haben 
es Stadtquartiere leichter, in denen eine „konflikt-
freundliche“ Atmosphäre entstanden ist – ein kom-
munikatives Umfeld mit erprobter Streitkultur, die 
sich permanent weiterentwickelt. Langfristig funktio-
nierende Strukturen wie Baugemeinschaften, Bür-
                                                                       
werden sie viel eher voneinander genervt. Und wenn es diese 
Punkte gibt, dann kriegen sie was voneinander mit. Da wissen sie, 
warum der jetzt gerade nachts um Neune dann doch noch mal die 
Schlagbohrmaschine raus holt, weil sie nämlich hier beim Kaffee 
oder beim Bier mit gekriegt haben, das der irgendwas umbaut. 
Dann wissen sie: Ok, das macht er nicht von jetzt bis ich in Rente 
gehe, sondern das macht er gerade, weil er das machen muss. 
Also wenn man das voneinander weiß, dann erhöht es das Ver-
ständnis und dazu gehört einfach Kommunikation und die Kommu-
nikation findet im öffentlichen Raum statt. Der muss so gestaltet 
sein, dass man halt hingeht.“ [Tübingen (11), Herr S. 2006] 
359 [vgl. hierzu Berlin (1), Frau R. 2008] 
 
 
gerforen oder Vereine, aber auch regelmäßig statt-
findende Stadtteilfeste können dazu beitragen, dass 
sich offene Kommunikation und „Streitkultur“ nach-
haltig etablieren.  
 
Das Beispiel der Tübinger Südstadt zeigt auch 
diesbezüglich, wie sich einmal entwickelte Struktu-
ren langfristig auszahlen können. So stellen die 
Baugemeinschaften auch noch weit über die Bau-
zeit hinaus wertvolle Institutionen im Umgang mit 
Konflikten im Alltag dar360 und der Stadtteil-Verein 
Lorettina e.V. ist mehr als nur der Organisator eines 
jährlich stattfindenden Stadtteilfestes im Tübinger 
Loretto-Areal.361 Aus den Interviews mit Beteiligten 
der Essener Weststadt wird ebenfalls deutlich, wie 
sich im Laufe der Zeit durch eine Vielzahl von Ge-
sprächen eine Vertrauensbasis entwickelt hat, aus 
der heraus sich mittlerweile Alltagskonflikte viel 
leichter wie früher lösen lassen.362 Auch im histo-
risch gewachsenen Berliner Komponistenviertel 
haben sich viele Dinge im Laufe der Zeit einge-
spielt.363 
 
                                                 
360 vgl. hierzu Tübingen (7), Herr M. 2006 / Tübingen (6), Herr W. 
2006 / Tübingen (5), Herr S. 2006 
361 vgl. hierzu Tübingen(9), Fr. E. 2006 / Tübingen(4), Herr S. 2006 
362 vgl. hierzu Essen (1), Herr K. 2006 / Essen (2), Herr O. 2006 
363 „Man weiß, mit wem man es zu tun hat. Und man weiß, an wen 
man sich wenden muss, wenn’s mal zu weit geht.“ Regelmäßig 
stattfindende Runden wie die Betroffenenvertretung im Komponis-
tenviertel, in denen Konflikte auf Augenhöhe diskutiert werden 
können, bieten den idealen Rahmen für das Einüben einer leben-
digen und konstruktiven „Streitkultur“. [vgl. hierzu Berlin (1), Frau 
R. 2008 / Berlin (8), Frau S. 2008] 
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12.6 Welche formalen und informellen Maß-
 nahmen und Strategien existieren zum 
Umgang mit Konflikten in nutzungsge-
mischten Quartieren? 
In den Modellvorhaben kommen unterschiedliche 
formale und informelle Instrumente für den Umgang 
mit Konflikten zum Einsatz. Während das geltende 
Städtebaurecht in erster Linie Möglichkeiten anbie-
tet, einen Rahmen zu setzen, damit Konflikte ent-
weder gar nicht erst entstehen oder zumindest nicht 
eskalieren, existiert darüber hinaus eine Vielzahl 
von informellen Maßnahmen und Strategien zum 
erfolgreichen Umgang mit einmal aufgetretenen 
Konflikten. Aus den Interviews wird deutlich, dass 
keines davon das „Allheilmittel“ ist. Da Konflikte 
vielfältig und vielschichtig sind, bedarf es individuel-
ler Strategien und Konzepte für den Umgang damit. 
  
12.6.1 Formale Instrumente zum Umgang mit 
Konflikten 
Während die liberalistische Konflikttheorie [vgl. 
Abschnitt B, Kapitel 6.3] den Konflikt als selbstver-
ständlich zum Alltag zugehörig und daher für un-
vermeidbar hält, und sie daher konsequenterweise 
die „Institutionalisierung“ des Konfliktes [durch die 
Errichtung von „Institutionen“ und durch die Entwick-
lung von „Spielregeln“] sowie dessen „Regelung“ 
fordert [jeder Eingriff in die Konflikte  sollte sich auf 
die Regelung seiner Formen beschränken und auf 
den vergeblichen Versuch der Beseitigung ihrer 
Ursachen verzichten], sieht das geltende Städte-
baurecht, insbesondere die Baunutzungsverord-
nung in erster Linie eine planerische „Konfliktver-
meidung“ vor. Infolgedessen hält sich die räumliche 
Planung bei der „Ausweisung von gemischten Bau-
gebieten zurück, weil im Nachbarschutzrecht, aber 
auch im Anlagengenehmigungsverfahren das Im-
missionsschutzrecht mit seinem Grundsatz der 
Störungsvermeidung oft den Vorrang erhält – und 
dies unabhängig von den tatsächlichen Belastungen 
oder Störungen, die Betriebe für Bewohner verursa-
chen. Planer befürchten Beschwerden der Anwoh-
ner und in der Folge rechtliche Auseinandersetzun-
gen.“ [BBR 2000, S.38] 
Auch wenn ungeachtet dessen Nutzungsmischung 
wie in den drei ausgewählten Modellvorhaben Pla-
nungsziel ist, so lässt sich Nutzungsmischung durch 
formale städtebauliche Instrumente nicht direkt 
planen. „Die Realisierung von Funktionsmischung 
ist deswegen darauf angewiesen, die verfügbaren 
städtebaulichen Instrumente so anzuwenden, dass 
Mischung nicht verhindert wird.“ [BBR 2000, S.31] 
Das Bau- und Planungsrecht bildet hierfür eine 
geeignete Grundlage. Auch wenn laut BBR die 
Baugebietstypen hinsichtlich ihrer zulässigen Be-
triebe und Ausnahmen von der wirtschaftlichen 
Entwicklung überholt sind, enthalten sie doch „in-
zwischen so viele Differenzierungen und Gestal-
tungsspielräume, dass bei Neuausweisungen fast 
nichts ausgeschlossen ist, was Nutzer wollen. Die 
Erhaltung und Neuentwicklung fast jeder Art von 
Nutzungsmischung ist heute mit dem geltenden 
Recht möglich.“ [ebenda, S.31]  
So konnte in allen Modellvorhaben des ExWoSt-
Forschungsvorhabens die von der Planung beab-
sichtigte Nutzungsmischung rechtlich gesichert 
werden. Die Gliederungsmöglichkeiten in den Bau-
gebietstypen, die kleinteilige und vertikale Funkti-
onsmischung ermöglichen sollen, werden in allen 
Modellvorhaben auf unterschiedliche Art und Weise 
angewandt [Zonierungen innerhalb von Gebieten, 
Nutzungsinseln, Festsetzungen von Nutzungen für 
Gebäudeteile…]. 
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 Allgemeines Städtebaurecht /  
Bauleitplanung 
[§§ 1 bis 135c BauGB und BauNVO] 
 
Alle drei ausgewählten Modellprojekte wenden auf 
unterschiedliche Art und Weise die Möglichkeiten 
des geltenden Planungsrechts zur Nutzungssteue-
rung im Rahmen der Bauleitplanung an. Auch wenn 
bei weitem nicht alle Möglichkeiten ausgeschöpft 
werden, so finden neben der Ausweisung von Ge-
bietstypen auch unterschiedliche Varianten einer 
planungsrechtlichen Feinsteuerung von Nutzungen 
Anwendung. 
 
Für die Tübinger Südstadt wurden auf der Grundla-
ge eines im Vorfeld entwickelten Rahmenplans [vgl. 
informelle Instrumente] Zug um Zug die aufgrund § 
166 BauGB im Rahmen einer Städtebaulichen Ent-
wicklungsmaßnahme notwendigen Bebauungspläne 
für die Teilgebiete erarbeitet. Dabei ist es im Sinne 
der Maßnahme, dass die Festsetzungen im Bebau-
ungsplan zu Art und Maß der baulichen Nutzung 
eine relativ große Gestaltungsfreiheit für die Bau-
herren offen lassen.364  Grundsätzlich von Bedeu-
tung ist, dass alle Flächen im Entwicklungsbereich 
als Mischgebiet [MI] gemäß § 6 BauNVO ausgewie-
sen sind. Diese Ausweisung wurde gewählt, um ein 
Ziel der Entwicklungsmaßnahme, nämlich Nutzun-
gen zu mischen, umsetzbar zu machen. Denn in 
einem Mischgebiet sind diejenigen Nutzungen ge-
stattet, die das Wohnen nicht wesentlich stö-
ren.“Gleichzeitig werden sowohl von den Bewoh-
nern als auch von den Gewerbetreibenden erhöhte 
Rücksichtnahme und Toleranz abverlangt. „Pla-
nungsrechtlich findet im Entwicklungsbereich keine 
                                                 
364 Die Festsetzungen betreffen die Grundflächenzahl [GRZ 
zwischen 0,6 und 0,8], die Traufhöhe [zwischen 9 und 16 Meter] 
und eine sogenannte Hülllinie, innerhalb der sich die Ausformung 
der Dächer bewegen muss. 
Zonierung in Gewerbe und Wohnen statt. Die ein-
zelnen Grundstückskaufverträge zwischen der Stadt 
als Verkäuferin und den Bauherren legen fest, dass 
die Erdgeschossflächen als Gewerbeflächen aus-
zubilden sind. Bei der Vergabe der Grundstücke 
spielt die Frage, ob Gewerbe vorhanden ist und 
welchen Einfluss es vermutlich auf das Quartier hat, 
eine entscheidende Rolle.“ [BBR 2000, S. 60]  
 
Der städtebauliche Entwurf des Rahmenplans und 
die Bebauungspläne basieren auf einem ausge-
wählten Wettbewerbsentwurf, der für die Tübinger 
Südstadt eine konsequente Blockstruktur definiert. 
Dichte, Räumlichkeit, Mischnutzung und Parzellie-
rung bilden die Grundlagen der städtebaulich-
räumlichen Konzeption vom Entwurf bis zur Reali-
sierung der Bebauung. “Die Häuser stehen im Bau-
block direkt an der Straße, in den Erdgeschossen 
haben sich Gewerbebetriebe eingerichtet, der Aus-
tausch zwischen Öffentlichkeit und Privatheit ist 
ausdrücklich erwünscht und muss von den Bauher-
ren nicht nur akzeptiert, sondern aktiv mitgestaltet 
werden. Dafür sind Öffentlichkeit und Privatheit – 
wie es in aller Konsequenz fast nur in Blockstruktu-
ren möglich ist – klar definiert. Der Straßenraum ist 
öffentlich – die Gebäude und der gemeinsame In-
nenhof sind privat.“ [Feketics et al. 2001, S. 109] 
 
Auch bei der Entwicklung der Essener Weststadt 
wurden unterschiedliche Möglichkeiten formaler 
Instrumente genutzt, um unnötige Konflikte zu ver-
meiden. Das gesamte Gebiet ist als Misch- [MI] 
oder Kerngebiet [MK] ausgewiesen. Darüber hinaus 
kommen planungsrechtliche Feinsteuerungen von 
Nutzungen zum Einsatz:  So werden in der Essener 
Weststadt „Störungen des Wohnens durch textliche 
Festsetzung im Bebauungsplan bewältigt. Einige 
Gewerbenutzungen wie großflächiger Einzelhandel 
und Tankstellen werden ausgeschlossen, passive 
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Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz der Bewohner 
vor Verkehrs- und Gewerbelärm [Freizeiteinrichtun-
gen] vorgeschrieben. Konflikte zwischen Wohnen 
und gastronomischen Einrichtungen sollen im Rah-
men der Gaststättenverordnung geregelt werden. 
Verkehrsbeeinträchtigungen durch Freizeiteinrich-
tungen werden durch Ausweisung von Flächen mit 
beschränktem Fahrverkehr reduziert. Ein möglicher 
Konflikt mit einer benachbarten Druckerei wird 
dadurch gelöst, dass durch bauliche Maßnahmen 
Lärm- und Geruchsemissionen für die benachbarten 
Bewohner vermieden werden.“ [BBR 2000, S.33] 
 
Auch der Berliner Senat nutzt die unterschiedlichen 
Möglichkeiten der Bauleitplanung für die frühzeitige 
Konfliktregelung im Rahmen der Entwicklung des 
Berliner Komponistenviertels. Unter anderem wur-
den über Bebauungspläne für Teilbereiche Allge-
meine Wohngebiete [WA] ausgewiesen, um einer-
seits Wohnbedürfnissen gerecht zu werden, gleich-
zeitig jedoch wohnverträgliche Gewerbebetriebe zu 
ermöglichen. Darüber hinaus wurden über soge-
nannte „Lärmminderungsplanungen“ planerische 
Konzepte zur Verkehrslärmreduzierung im Quartier 
entwickelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 Besonderes Städtebaurecht  
[§ 136 bis § 191 BauGB] 
 
Teilweise werden in den ausgewählten Modellpro-
jekten ergänzende Instrumente des besonderen 
Städtebaurechts angewandt, um gezielt Einfluss auf 
die [Nutzungs-]Struktur der Quartiere nehmen zu 
können und damit unnötige Konflikte in den Quartie-
ren von vornherein auszuschließen sowie eine er-
folgreiche Umsetzung von Nutzungsmischung zu 
fördern. 
In der Tübinger Südstadt wurde das Instrument der 
Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme [§§ 165 ff] 
ausgewählt, um das Quartier schrittweise entspre-
chend den formulierten Mischungszielen entwickeln 
zu können. Dieses Instrument ermöglichte der Stadt 
Tübingen in das Eigentum sämtlicher Flächen zu 
kommen und anschließend Nutzungsmischung auf 
Ebene der Parzelle über Kaufverträge rechtlich zu 
sichern. 
 
Auch wenn in der Essener Weststadt die Entwick-
lung des Quartiers nicht über eine städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme vollzogen worden ist, so 
bemüht man sich auch dort um eine besondere 
Gestaltungsposition der öffentlichen Hand. „Grund-
lage der gesamten Entwicklung ist ein Entwick-
lungskonzept, das zu Beginn des Planungsprozes-
ses interdisziplinär erarbeitet wurde und städtebau-
liche sowie nutzungsbezogene Ziele formuliert. 
Dieses Konzept wurde Bestandteil des Kaufvertra-
ges zwischen der Stadt und der Landesentwick-
lungsgesellschaft Nordrhein-Westfalen GmbH 
(LEG), die als Flächeneigentümerin zugleich die 
Verantwortung für die Entwicklung und Vermarktung 
des Geländes übernommen hat. Im Rahmen eines 
Kooperationsvertrages wurde die LEG durch die 
Essener Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH 
(EWG) unterstützt, die insbesondere die Abstim-
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mung mit der Stadt koordinierte. Diese ist wiederum 
für die Realisierung der planungs- und genehmi-
gungsrechtlichen Voraussetzungen zuständig.“ 
[www.werkstatt-stadt.de / Stand Mai 2010] Hieraus 
resultieren ausreichend Möglichkeiten, die entspre-
chenden Mischungsziele schrittweise umzusetzen, 
wie ein kommunales Flächenmanagement und eine 
gezielte Einflussnahme auf die anzusiedelnden 
Nutzer.365 
  
Die Entwicklung des Berliner Komponistenviertels 
wurde über eine städtebauliche Sanierungsmaß-
nahme vollzogen. Gerade in Bestandsgebieten 
offeriert die städtebauliche Sanierungsmaßnahme 
insbesondere mit dem Instrument des sanierungs-
rechtlichen Genehmigungsvorbehalts gute Voraus-
setzungen, Mischungsziele planerisch zu sichern 
und unnötigen Konflikten vorzubeugen. [Sanie-
rungssatzung mit Definition von Zielen und Zwecken 
der Sanierung, Genehmigung von Maßnahmen 
entsprechend den Sanierungszielen, Durchführung 
von öffentlichen Bau- und Ordnungsmaßnahmen, 
Inanspruchnahme von Fördermittel].366 
 
 Verträge 
 
Im Umsetzungsprozess von geplanter Nutzungsmi-
schung sind öffentliche oder privatrechtliche Verträ-
ge von großer Bedeutung für die Sicherung der 
Planungsziele. 
 
„Für die Essener Weststadt schreibt der Grund-
stückskaufvertrag zwischen der Stadt und der LEG 
ein Nutzungskonzept für die Fläche fest, indem er 
Anteile an der Bruttogeschossfläche für unter-
schiedliche Nutzungen festlegt. Sie werden aber 
nicht präzise verortet, sondern durch den Bebau-
                                                 
365 vgl. hierzu Essen (2), Herr O. 2006 
366 vgl. hierzu Berlin (1), Frau R. 2008 
ungsplan nur grob Gebäudeteilen und Geschossen 
zugewiesen. Der Kaufvertrag ermöglicht Abwei-
chungen im Konsens der Vertragspartner [Zustim-
mungspflicht der Stadt bei Verkäufen und Baupla-
nung]. Der Vertrag sieht bei Verletzung ein Rück-
kaufsrecht der Stadt vor.“ [BBR 2000, S. 36] 
 
Gleiches gilt für die Tübinger Südstadt. Einige rele-
vante Vorgaben, die man im Bebauungsplan 
schwerlich regeln kann, sind im Kaufvertrag der 
Einzelgrundstücke festgelegt: „Die Stadt schreibt 
beispielsweise beim Verkauf der Grundstücke vor, 
die Erdgeschosszonen mit einer lichten Raumhöhe 
von 2,75m auszuführen und Gewerbeflächen darin 
unterzubringen. Mischnutzung ist somit Vorgabe für 
jede Parzelle und auch Vergabekriterium für die 
Grundstücksbewerber.“ [ebenda, S.101] 
 
 
 224
12.6.2 Informelle Instrumente zum Umgang mit  
Konflikten  
  
Aus den Interviews wird deutlich, dass in den drei 
ausgewählten nutzungsgemischten Quartieren 
neben formellen Instrumenten eine Vielzahl von 
informellen Maßnahmen und Strategien zum Um-
gang mit Konflikten zum Einsatz kommen. Es bestä-
tigt sich die theoretische Annahme, dass informelle 
Möglichkeiten des Konfliktumgangs im Gegensatz 
zu den formalen Möglichkeiten, mehr aktives Enga-
gement und Einsatz der Beteiligten erfordern, im 
Gegenzug aber die Chance implizieren, eine für alle 
Beteiligten zufriedenstellende Lösung zu entwickeln. 
Aus einer Vielzahl von Gesprächen wird deutlich, 
inwiefern konsequente Methoden der Projektsteue-
rung und des Projektmanagements dazu beitragen 
können, dass sich auftretende Konflikte konstruktiv 
weiterentwickeln und kreative Kraft entfalten. 
 
In allen Modellvorhaben werden Informelle Pla-
nungsinstrumente wie Wettbewerbe und/oder 
Rahmenplanungen eingesetzt, um frühzeitig im 
Entwicklungsprozess die Bandbreite der Gestal-
tungsmöglichkeiten zu eruieren sowie grundsätzli-
che Rahmenbedingungen und Zielsetzungen zu 
definieren.367 
 
In den Interviews bestätigt sich, dass eine wesentli-
che Voraussetzung für erfolgreiche Konfliktintegrati-
on in einer frühzeitigen Information und Beratung 
aller Beteiligten liegt. Gleiches gilt für eine gezielte 
Öffentlichkeitsarbeit sowie eine offene und ehrli-
che Kommunikation den gesamten Entwicklungs-
prozess hindurch. Nur, wenn alle Akteure von An-
                                                 
367 Rahmenplanungen und Planungswettbewerbe kommen sowohl 
in Tübingen, in Essen als auch  in Berlin zum Einsatz.  
[vgl. hierzu Tübingen (4), Herr S.  2006 / Berlin (1), Frau R. 2008 / 
Essen (2), Herr O. 2006]  
fang an wissen, worauf sie sich einlassen und sie 
sich frühzeitig auf mögliche Konflikte einstellen 
können, kann eine nachhaltige Integration und Lö-
sung von Konflikten möglich werden. Wie bereits im 
theoretischen Teil der vorliegenden Arbeit erörtert, 
kann gezielte Öffentlichkeitsarbeit dazu beitragen, 
Beteiligte frühzeitig auf potentielle Konflikte vorzu-
bereiten und diesen gleichzeitig die Vorteile einer 
nutzungsgemischten Quartiersstruktur vor Augen zu 
führen. Beispielhaft ist in diesem Zusammenhang 
die bewusste Bewerbung der Tübinger Südstadt als 
nutzungsgemischtes Quartier, welche von Anfang 
an deutlich macht, dass dieses Quartier nicht stö-
rungsfrei, dafür aber umso lebendiger ist.368 
 
Foren des gegenseitigen Austauschs, wie bei-
spielsweise die Betroffenenvertretung des Berliner 
Komponistenviertels oder Stadtteilfeste in Tübingen 
und Essen, können gegenseitiges Vertrauen, Rück-
sichtnahme und Toleranz fördern.369 
 
Aus den Gesprächen wird jedoch auch deutlich, 
dass in vielen Fällen die Moderation und Vermitt-
lung durch einen neutralen „Dritten“ sehr hilf-
reich dabei sein kann,  auftretende Konfliktsituatio-
nen produktiv aufzulösen. Beispielsweise über-
nimmt in der Tübinger Südstadt das Sanierungsamt 
die Funktion eines Moderators, um frühzeitig Prob-
lemsituationen zu entschärfen. In der Essener 
Weststadt spielt die Essener Wirtschaftsförderungs-
gesellschaft sowie die Landesentwicklungsgesell-
schaft eine wesentliche Rolle bei der Vermittlung 
zwischen unterschiedlichen Akteuren. Institutionen 
wie der Sanierungsträger complan, die SPAS 
Mieterberatung oder die Betroffenenvertretung über-
                                                 
368 vgl. hierzu Tübingen(12), Hr. B. 2006/ Tübingen(4), Hr. S. 2006 
369 vgl. hierzu Berlin (8), Frau S. 2008 / Tübingen (9), Frau E. 2006 
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nehmen vergleichbare Aufgaben im Berliner Kom-
ponistenviertel.370 
 
Wie bereits dargestellt, erfordern nutzungsgemisch-
te Quartiere eine aktive Mitwirkung aller Akteure bei 
der Konfliktbewältigung. In allen drei Stadtquartieren 
existieren Strukturen, die Kooperation und Parti-
zipation aller Beteiligten möglich machen. Das 
Beispiel der Tübinger Baugemeinschaften macht 
deutlich, inwiefern sich frühzeitige Mitwirkung der 
unterschiedlichen Akteure und deren Abstimmung 
untereinander langfristig auszahlen. Auch in Berlin 
und Essen kommen mit Akteursrunden und Stamm-
tischen kooperative und partizipative Instrumente 
zum Einsatz.371 
 
Gleichzeitig bestätigt sich in den Interviews, dass 
die hohe Zahl der Beteiligten und deren unter-
schiedliche Interessen in nutzungsgemischten 
Quartieren einen hohen Abstimmungs- und Koordi-
nationsaufwand erfordern. Hierbei können quar-
tiersbezogene Kooperations- und Steuerungsgremi-
en wichtige Aufgaben der Regelung und Organisa-
tion von Konfliktsituationen übernehmen. Auch aus 
den Gesprächen mit Schlüsselpersonen der drei 
Modellvorhaben wird deutlich, dass die Einführung 
eines effektiven, internen oder externen Projektma-
nagements zur Strukturierung und effektiveren Ge-
staltung des notwendigen Organisationsbedarfs 
dabei wesentliche Unterstützung leisten kann. Pro-
jektbezogene, interdisziplinäre Organisationsformen 
vor Ort wie Stadtteilbüros können die üblicherweise 
                                                 
370 vgl. hierzu Tübingen(3), Frau W. 2006 / Tübingen(4), Herr S. 
2006 / Essen(1), Herr K. 2006 / Essen(2), Herr O. 2006 / Berlin(1), 
Frau R. 2008 / Berlin(6), Herr B. 2006 / Berlin(8), Frau S. 2008 
371 vgl. hierzu Tübingen(5), Herr S. 2006 / Tübingen(6), Herr W. 
2006 / Essen(1), Herr K. 2006 / Essen(2), Herr O. 2006 / Berlin(1), 
Frau R. 2008 / Berlin(6), Herr B. 2006 / Berlin(8), Frau S. 2008 
nach Ressorts gegliederten Verwaltungsstrukturen 
sinnvoll ergänzen.372 
 
Darüber hinaus lassen sich auch in den Interviews 
Beispiele dafür finden, dass in die Projektentwick-
lung spezielle, externe Fachleute bzw. Fachinsti-
tutionen einbezogen werden, „um deren Informa-
tionskanäle, Fachwissen und –erfahrungen nutzbar 
zu machen.“ [BBR 2000, S. 51] Dies gilt auch für 
den Bereich der Projektbewerbung und Vermark-
tung, so dass in allen drei Vorhaben „Spezialisten 
aus der Werbebranche eingeschaltet worden (sind), 
die Imagekampagnen und –produkte gestaltet ha-
ben.“ [ebenda]  
 
                                                 
372 vgl. hierzu Tübingen(3), Frau W. 2006 / Tübingen(4), Herr S. 
2006 / Essen(1), Herr K. 2006 / Essen(2), Herr O. 2006 / Berlin(1), 
Frau R. 2008 / Berlin(6), Herr B. 2006 / Berlin(8), Frau S. 2008 
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13. Zusammenfassung der Empirischen Unter-
suchung – Empirische Erkenntnisse zur 
Entstehung und Entwicklung von Konflikten 
 
Nachdem die Untersuchungsergebnisse in Kapitel 
12 ausführlich ausgebreitet worden sind, soll im 
Folgenden der Versuch unternommen werden, 
grundsätzliche Erkenntnisse der empirischen Unter-
suchung zusammenfassend darzustellen. 
 
Auch wenn der Konfliktbegriff in den Gesprächen 
unterschiedlich interpretiert wird, betrachtet der 
Großteil der Befragten den Konflikt zunächst als 
etwas Negatives bzw. als bereits eskalierte Prob-
lemsituation. Kleinere Streitigkeiten oder Ausei-
nandersetzungen werden oft erst beim nochmaligen 
Nachfragen im Sinne von Konflikten benannt. Ein 
Teil der Befragten interpretiert jedoch den Konflikt-
begriff wertneutral ähnlich der im Rahmen der Arbeit 
gewählten Definition [vgl. Kapitel 2] und betrachtet 
somit bereits kleinere Auseinandersetzungen 
zwischen den unterschiedlichen Nutzergruppen 
eines Quartiers als Konflikte, ohne diese a priori zu 
dramatisieren oder zu bagatellisieren. Dabei werden 
Konflikte als ergebnisoffene Prozesse beschrie-
ben, also nicht nur deren Risiken und Gefahren, 
sondern durchaus auch deren Chancen und Po-
tentiale erkannt. 
 
In den Interviews werden hin und wieder Konflikte 
beschrieben, die nicht aus nutzungsgemischten 
Strukturen resultieren und genauso gut in reinen 
Wohn- oder Gewerbegebieten auftauchen könnten. 
Im Sinne der Fragestellungen der vorliegenden 
Arbeit sollen jedoch in erster Linie solche Konflikte 
genauer untersucht werden, die durch das enge 
Nebeneinander unterschiedlicher Funktionen wie 
Wohnen, Arbeiten und Freizeit zustande kommen.  
13.1 Welche Arten von sozialen Konflikten 
treten in nutzungsgemischten Quartie-
ren auf? - Untersuchungsergebnisse hin-
sichtlich unterschiedlicher Konfliktarten in 
nutzungsgemischten Quartieren [Typisie-
rung von Konflikten] 
In den Gesprächen bestätigt sich die bereits in Ab-
schnitt B formulierte Hypothese der subjektiven 
Konstruktion und Individualität von Konflikten. Kon-
flikte sind stets vielschichtig und von ihrem Wesen 
her einzigartig. Analog zur theoretischen Darstel-
lung potentieller Konflikte,  erfolgt auch die Auswer-
tung der empirischen Untersuchung entlang von 
Streitgegenständen, Beteiligten und äußeren Er-
scheinungsformen von Konflikten. 
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13.1.1 Streitgegenstände von Konflikten  
[WAS ist umstritten?] 
Zunächst wurden in den Gesprächen unterschiedli-
che Streitgegenstände von Konflikten abgefragt. 
Hinsichtlich vorhandener Störungen [sensorische 
Dimension] wird deutlich, dass offenbar viele der 
ehemals in nutzungsgemischten Quartieren relevan-
ten Störungen durch den heutigen Stand der Tech-
nik erheblich an Bedeutung verloren haben. Dabei 
ist der Störungsgrad sowohl von der Erheblichkeit 
der Störung selbst, als auch zu einem wesentlichen 
Teil von der Störungstoleranz der Empfänger ab-
hängig. Gleichzeit stellt sich heraus, dass ein we-
sentlicher Aspekt für Störungstoleranz im Faktor 
„Zeit“ liegt [Reihenfolge der Ansiedlung, Dauer von 
Störungen]. 
Störungen in nutzungsgemischten Quartieren ent-
stehen in erster Linie durch Lärm, und zwar ins-
besondere durch Verkehr. Lärm durch emittierende 
Betriebe kommt zwar hin und wieder noch vor [z.B. 
durch Anlagen von Schreinereien in Hinterhöfen], 
größtenteils bekommt man diese Probleme jedoch 
durch planerische, technische, organisatorische 
oder auch kommunikative Maßnahmen in den Griff. 
Weitaus größere Probleme entstehen durch Ver-
kehrslärm, auch wenn von den Befragten dabei 
oftmals nicht berücksichtigt wird, inwiefern störender 
Verkehr tatsächlich das Ergebnis nutzungsgemisch-
ter Strukturen darstellt. So entsteht störender Ver-
kehrslärm oftmals gerade durch oftmals vermeidba-
ren Parksuch- oder sogar Durchgangsverkehr, der 
in keinem direkten Zusammenhang zur Nutzungs-
mischung der Quartiere steht.  
 
 
 
Ein im Vergleich zum Verkehrslärm untergeordne-
tes Problem stellen Geruchsbelästigungen [z.B. 
durch Fettabscheider in Restaurants] dar. Die weni-
gen tatsächlich vorhandenen Problemsituationen 
lassen sich in den meisten Fällen relativ einfach 
durch technische Maßnahmen in den Griff bekom-
men.  
Der theoretisch antizipierte Problemfall von opti-
schen Konflikten, ist in den geführten Interviews 
nicht feststellbar. Dagegen werden Beeinträchti-
gungen des taktilen Empfindens, beispielsweise 
durch Erschütterungen [durch Schwerlastverkehr 
und leistungsstarke Maschinen] oder durch unan-
genehm harte oder raue Oberflächenmaterialien 
im öffentlichen Raum, als zusätzliche Störungsart 
benannt, die im theoretischen Teil noch keine Er-
wähnung fand. 
Neben Konflikten, die aufgrund von Störungen ent-
stehen, werden in den Gesprächen oftmals Konflikte 
beschrieben, die aufgrund von Raumkonkurrenzen 
zustande kommen [räumlich-territoriale Dimensi-
on]. Aufgrund des engen Nebeneinanders von 
Wohnen, Arbeiten, Erholen und der in nutzungsge-
mischten Quartieren oftmals vorhandenen, hohen 
städtebaulichen Dichte kommt es immer wieder zu 
Nutzungsüberschneidungen auf dem begrenzt 
zur Verfügung stehenden Raum. Gleichzeitig 
stellen Anwohner und Gewerbetreibende unter-
schiedliche Ansprüche an die Qualität des öf-
fentlichen Raums: Während die Bewohner ein 
angenehmes, attraktives und gefahrloses Woh-
numfeld für sich und ihre Kinder erwarten, benöti-
gen Gewerbetreibende ausreichend Stell- und 
Lagerfläche für den Betrieb, An- und Ablieferung 
und Kundenverkehr. Gleichzeitig wünschen sich 
Gewerbetreibende eine gute Anfahr- und Erreich-
barkeit ihrer Geschäfte, während die Anwohner 
abgesehen von ihrem eigenen Stellplatz ein mög-
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lichst autofreies Quartier bevorzugen. Die beiden 
idealtypischen Vorstellungen „autoarmes Quartier“ 
und „Belebter Stadtteil“ führen in der Praxis oftmals 
zu unvereinbaren Problemsituationen. Vor diesem 
Hintergrund verlangt das nutzungsgemischte Quar-
tier von allen Nutzergruppen ein gewisses Maß an 
Entgegenkommen und Kompromissbereitschaft. 
Eine weitere Gruppe von Konflikten, die in der Pra-
xis eine noch größere Bedeutung hat, als in der 
Theorie angenommen, entsteht aufgrund unter-
schiedlicher Bewertungen und Einstellungen 
[psychosoziale Dimension von Konflikten]. In 
den jeweiligen Stadtquartieren herrschen oftmals 
bestimmte Lebensstile und damit Einstellungen 
vor. Kommt „Neues“ oder „Anderes“ hinzu, wird 
dieses manchmal als Störung empfunden, ohne 
dass wirklich objektiv feststellbare Belastungen 
davon ausgehen würden [z.B. Niederlassung eines 
Beerdigungsinstitutes in der Tübinger Südstadt]. 
Darüber hinaus existieren bei Gewerbetreibenden 
und Anwohnern oftmals unterschiedliche Vorstel-
lungen von „Ordnung“ und „Sicherheit“. Vor 
allem produzierende oder verarbeitende Gewerbe-
betriebe benötigen in erster Linie ein funktionales 
Arbeitsumfeld, zu dem Lager- und Verkehrsflächen 
selbstverständlich mit dazu gehören. Anwohner 
dagegen betrachten solche Flächen oftmals als 
„unaufgeräumt“, „störend“ oder gar als „gefährlich“ 
für die Nutzung des Wohnumfeldes. 
 
Schließlich werden in den Interviews auch wirt-
schaftliche Konflikte und Verdrängungsprozes-
se [ökonomische Dimension] angesprochen. 
Insbesondere entstehen für Betriebe in gemischten 
Quartieren im Vergleich zu reinen Industrie- oder 
Gewerbestandorten relativ hohe Kosten. In allen 
drei Modellvorhaben finden sich daher Beispiele 
dafür, wie Mietkosten für Gewerbeflächen zu einem 
Teil auf Wohnungskosten umgelegt werden, so 
dass Gewerbeansiedlung weiterhin bezahlbar bleibt. 
Flächenintensive Gewerbevorhaben lassen sich 
dennoch nur sehr schwer in nutzungsgemischten 
Stadtteilen realisieren, wenn sie nicht schon von 
Anfang an da waren und sie dadurch zu den Pionie-
ren des Quartiers gehören.  
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13.1.2 Die am Konflikt beteiligten Akteure   
[WER streitet mit wem?] 
 
Die in den Interviews benannten Konflikte wurden 
auch hinsichtlich ihrer beteiligten Akteure ausgewer-
tet. Analog zu den theoretischen Vorüberlegungen 
wurde auch hier zwischen Primären und Sekundä-
ren Akteuren unterschieden: Bei den Primären 
Akteuren, also den unmittelbar an den Konflikten 
Beteiligten, wurde deutlich, dass große Unter-
schiede existieren, inwiefern die Beteiligten sich 
bereits im Vorfeld mit den Konflikten auseinander-
gesetzt haben und diese wissen, was auf sie zu-
kommt. Dies erklärt, dass bei den Bewohnern 
große Unterschiede zwischen Eigentümern und 
Mietern bezogen auf ihre Störungstoleranz exi-
tieren. Während Eigentümer sich oftmals genauer 
mit ihrer Umgebung und potentiellen Störungen 
auseinandersetzen, bevor sie eine Wohnung erwer-
ben, gibt es diese bewusste Auseinandersetzung 
bei Mietern oftmals nicht. Infolgedessen prallen 
dann auch Konflikte unvermittelter aufeinander und 
führen zu größeren Problemen. Auch bei den Ge-
werbetreibenden im Quartier gibt es große Unter-
schiede: Auch wenn die Emissionsbelastungen 
produzierender Betriebe stark abgenommen 
haben, existieren derlei Störungen bei Dienstleis-
tungsberufen [incl. den freien Berufen] und dem 
Handel, abgesehen von den Verkehrsbelastungen 
ohnehin kaum. Die größten Störungen gehen 
meist von Freizeit- und Unterhaltungseinrichtun-
gen aus, zumal diese Nutzungen insbesondere in 
den Abend- und Nachtstunden stattfinden, in denen 
die Störungsempfindlichkeit der Anwohner beson-
ders hoch ist. Auch die Besucher nutzungsge-
mischter Quartiere [Einkäufer, Besucher, Erho-
lungssuchende] lassen sich in unterschiedliche 
Gruppen differenzieren, für die sich unterschiedliche 
Ansprüche feststellen lassen. Neben den unmittel-
baren Konfliktbeteiligten kommt den sekundären 
Akteuren besondere Bedeutung zu. Aus den Inter-
views wird deutlich, dass bei der Entstehung und 
Entwicklung von Konflikten in nutzungsgemischten 
Quartieren indirekt beteiligten, neutralen „Drit-
ten“ wie Vermittlern, Konfliktmanagern oder 
Prozesssteuerern besondere Bedeutung zukommt: 
Stadtteilbüros, Beraterarchitekten oder externe 
Verfahrensmanager übernehmen eine wichtige 
Funktion bei der Integration und Lösungsfindung 
von Konflikten. 
 
13.1.3 Erscheinungsformen von Konflikten 
[WIE äußern sich Konflikte?] 
 
In der Auswertung der Interviews wurden die be-
nannten Konflikte auch anhand ihrer unterschied-
lichen Erscheinungsformen untersucht. Ein und 
dieselben Problemsituationen können zu ganz un-
terschiedlichen Intensitäten von Konflikten führen 
und in unterschiedlichen, zeitlichen Phasen auf-
treten.  
 
Konflikte können unterschiedliche Eskalations-
grade [destruktive Entwicklung] oder Phasen der 
kreativen Lösungsfindung [konstruktive Entwick-
lung] aufweisen, auch wenn sich die in der Theorie 
genau definierten Entwicklungsstufen in den Inter-
views nicht exakt benennen lassen.   
 
Konflikte können sich bereits während der Pla-
nungsphase, während der Umsetzungsphase 
oder erst in der Alltagsphase offenbaren. Ziehen 
sie sich über mehrere Phasen hindurch, ohne dass 
sie gelöst werden, nehmen sie meist im Laufe der 
Zeit in ihrem Eskalationsgrad zu. Es gibt jedoch 
auch den gegenteiligen Fall, dass ungelöste Konflik-
te aufgrund von Gewöhnung mit der Zeit in ihrer 
Intensität abnehmen. 
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13.2 Unter welchen Rahmenbedingungen 
entstehen soziale Konflikte in nut-
zungsgemischten Quartieren? - Empiri-
sche Erkenntnisse zur Entstehung von 
Konflikten  
 
Nach einer konflikttypologischen Auswertung der 
Interviews wurden allgemeine Erkenntnisse zur 
Entstehung von Konflikten dargestellt. Hierbei  
lassen sich die theoretisch abgeleiteten Hypothesen 
in den geführten Gesprächen im Wesentlichen gut 
nachvollziehen.  
 
So lässt sich zusammenfassend sagen, dass Prob-
lemsituationen, die aus nutzungsgemischten 
Strukturen resultieren, nicht zwangsläufig zu Kon-
flikten führen müssen. Der umgekehrte Fall, dass 
auftretende Konflikte nicht zwangsläufig auf vorhan-
dene Problemsituationen hinweisen und stattdessen 
aus inneren Stimmungslagen, Vorgeschichten oder 
früheren Streitigkeiten resultiert, lässt sich trotz 
seiner Plausibilität nur sehr schwer in den Inter-
views nachweisen. 
 
Aus den Gesprächen wurde jedoch deutlich, dass 
einige der im Alltag nutzungsgemischter Strukturen 
auftretenden Konflikte das Resultat von Fehlern in 
der Planung, in der Umsetzung und/oder im Alltags-
Management der Quartiere sind und daher grund-
sätzlich vermeidbar gewesen wären. So kann ein 
gezielter Umgang mit dem geltenden Städtebau-
recht und dem daraus resultierenden Instrumentari-
um viele unnötige Konflikte bereits während der 
Planungsphase verhindern.  
 
Ein Großteil auftretender Konflikte ist jedoch 
zwangsläufige Folge der engen Überlagerung 
unterschiedlicher Lebenssphären [Wohnen, Ar-
beiten, Erholen] und ist selbstverständlicher Be-
standteil eines nutzungsgemischten Quartiers. 
Welchen Verlauf in welcher Intensität diese Konflik-
te nehmen, hängt jedoch von einer Vielzahl von 
Rahmenbedingungen ab, die unter Kapitel 13.3 
zusammenfassend dargestellt werden sollen.  
 
In der Auswertung der Gespräche bestätigt sich, 
dass Konflikte erst dann entstehen, wenn mindes-
tens zwei Parteien zur gleichen Zeit gleiche Ziele 
verfolgen, die sich nicht beide gleichzeitig reali-
sieren lassen. Oftmals sind Beziehungen zwi-
schen Konfliktbeteiligten, die über eine gewisse 
Stabilität verfügen, Voraussetzung dafür, dass 
Konflikte erst offen zu Tage treten.  
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13.3 Wie entwickeln sich soziale Konflikte in  
nutzungsgemischten Quartieren in Ab-
hängigkeit von bestimmten Rahmenbe-
dingungen weiter? - Empirische Erkennt-
nisse zur Entwicklung von Konflikten 
 
Aufgrund der Interview-Auswertung lassen sich 
allgemeine Erkenntnisse zur Entwicklung von 
Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren zu-
sammenfassend darstellen. Scheinbar gleiche Prob-
lemsituationen haben nicht zwangsläufig gleiche 
Konfliktabläufe zur Folge. Die Entwicklung von Kon-
flikten ist von unterschiedlichen Faktoren abhängig. 
Eine Reihe von Rahmenbedingungen wirkt sich 
darauf aus, inwiefern Konflikte destruktiven oder 
konstruktiven Verlauf nehmen. 
 
Aus den Gesprächen wird deutlich, dass destrukti-
ve Konfliktverläufe unter anderem durch Verdrän-
gung, konkurrierende Entscheidungsprozesse, 
nicht nachvollziehbare „top-down“-Entschei-
dungen und mangelnde Kommunikationsstruk-
turen befördert werden. Starre, unflexible und 
unkommunikative, räumliche Rahmenbedingun-
gen, die keine Alternativen zulassen, keinen Rück-
zug der Beteiligten ermöglichen und das Aufeinan-
derzugehen nicht anbieten, tragen darüber hinaus 
dazu bei, dass sich Konfliktsituationen verhärten 
und zu Eskalation oder Resignation führen. 
 
Dagegen bestätigt sich in den Interviews, dass 
vielfältige Möglichkeiten existieren, Konflikte erfolg-
reich in kreative Lösungsprozesse zu integrieren 
und konstruktiv-produktive Konfliktverläufe 
anzustoßen: Das frühzeitige Erkennen von poten-
tiellen oder tatsächlich vorhandenen Konflikten 
bildet gemeinsam mit der frühzeitigen Integration 
von Konflikten in Abstimmungs-, Planungs-, 
Entscheidungs- und Umsetzungsprozesse und 
einer gemeinsamen, gründlichen Analyse des 
Konfliktes unter Mitwirkung aller Konfliktpartei-
en eine wesentliche Voraussetzung hierfür. Koope-
rative Prozesse, in denen alle Beteiligten aktiv an 
der Konfliktlösung mitarbeiten tragen dazu bei, 
dass passgenaue, auf individuelle Problemsituatio-
nen zugeschnittene Lösungen entwickelt werden 
und keine Verlierer zurückbleiben. Darüber hinaus 
befördern das Aufstellen von allgemein akzeptier-
ten Spielregeln [Regelung], das Konfliktma-
nagement durch eine neutrale, kompetente „drit-
te Person“ [Institutionalisierung] sowie die Ent-
wicklung einer produktiven „Streitkultur“, die 
selbständig aufrechterhalten und laufend weiter 
qualifiziert wird, konstruktive und nachhaltig wirk-
same Konfliktlösungsprozesse. Multioptionale / 
multifunktionale „behaviour settings“, die Alter-
nativen zulassen, tragen in Verbindung mit Kom-
munikativen Strukturen und Räumen zusätzlich 
dazu bei, dass einmal aufgetretene Konflikte kreati-
ve Kraft entfalten können.  
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13.4 Welche formalen und informellen Maß- 
nahmen und Strategien existieren zum 
Umgang mit Konflikten in nutzungsge-
mischten Quartieren? – Theoretische Er-
kenntnisse zu formalen und informellen 
Möglichkeiten der Konfliktintegration 
 
In allen drei Modellvorhaben finden formale Maß-
nahmen und Instrumente zum Umgang mit Kon-
flikten in nutzungsgemischten Quartieren auf vielfäl-
tige Art und Weise Anwendung.  
 
So kommen die unterschiedlichen Möglichkeiten 
des allgemeinen Städtebaurechts zur Anwen-
dung, um soweit möglich unnötige Konflikte von 
vornherein auszuschließen bzw. Rahmenbedingun-
gen zu schaffen, die einen konstruktiven Umgang 
mit zwangsläufig auftretenden Konflikten erleichtern. 
Innerhalb der Bauleitplanung existieren im Zusam-
menspiel mit der Baunutzungsverordnung vielfältige 
Möglichkeiten, über die Feinsteuerung von Art und 
Maß der Nutzung sowie über die Herstellung geeig-
neter städtebaulicher Raumstrukturen über Bauli-
nien und Baufenster auch in nutzungsgemischten 
Strukturen unnötige Konflikte zu vermeiden und 
ideale Bedingungen zur erfolgreichen Konfliktin-
tegration herzustellen. 
 
Darüber hinaus werden in der Planungspraxis die 
Vorteile des besonderen Städtebaurechts [Städ-
tebauliche Sanierungsmaßnahme, Städtebauliche 
Entwicklungsmaßnahme, Soziale Stadt, Stadtum-
bau] genutzt, um durch zusätzliche Instrumente wie 
Flächenerwerb oder Vorkaufsrecht Einfluss zu 
nehmen auf die städtebauliche Nutzungsstruktur. 
 
In allen drei Modellvorhaben werden formale Steue-
rungsmöglichkeiten zur vorbeugenden Konfliktver-
meidung über das Abschließen von Verträgen 
[Städtebauliche Verträge, privatrechtliche Kaufver-
träge] in Anspruch genommen, in denen städtebau-
liche Ziele fixiert werden. 
 
Im Baunebenrecht existieren eine Vielzahl von Vor-
schriften, Erlassen, Richtlinien und DIN-Normen, die 
im Umgang mit Beeinträchtigungen/Immissionen 
Orientierung geben und in der Planung der Modell-
vorhaben zur Anwendung gekommen sind [Bun-
desimmissionsschutzgesetz, Abstandserlasse der 
Länder, TA Lärm, GIRL-Richtlinie…]  
 
Da formale Instrumente jedoch nur Rahmenbedin-
gungen setzen können und wie dargestellt Konflikte 
individuellen, subjektiv-konstruktiven Charakter 
haben, kommt in allen drei Vorhaben den informel-
len Maßnahmen und Strategien zum Umgang mit 
Nutzungskonflikten eine besondere Bedeutung zu. 
Angefangen von informellen Planungsinstrumen-
ten [Wettbewerbe, Rahmenpläne…], über die Instal-
lation eines Projektmanagements [Moderation, 
Mediation durch Stadtteilbüros oder externe Büros], 
vielfältigen Kommunikations- und Informations-
prozessen bis hinzu Kooperationsprozessen mit 
aktiver Mitwirkung der Akteure tragen informelle 
Strategien wesentlich dazu bei, dass mit auftreten-
den Konflikte integrativ umgegangen wird und sich 
daraus kreativ-produktive Prozesse entwickeln 
können.  
 
Im Alltag nutzungsgemischter Quartieren entstehen 
zwangsläufig immer wieder neue, subjektiv konstru-
ierte Konflikte, die immer wieder neue, passgenaue 
individuelle Lösungen erfordern. Solche Lösungen 
brauchen zwingend das aktive Engagement aller 
Beteiligten, das sich im Sinne einer produktiven 
„Streitkultur“ immer wieder erneuert und Konflikte 
als kreative Herausforderung und Chance für Ent-
wicklung betrachtet.  
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13.5 Stichpunktartiges Fazit der Empirischen Untersuchung 
 
Welche Arten von sozialen Konflikten treten in nutzungsgemischten Strukturen auf? 
Differenzierung nach dem Streitgegenstand  [WAS ist umstritten?] 
 sensorische Dimension von Konflikten [Konflikte aufgrund von Störungen] 
Insgesamt haben viele der ehemals in nutzungsgemischten Quartieren relevanten Störungen durch Rückgang 
des produzierenden Gewerbes und technischen Fortschritt an Relevanz verloren. 
- Beeinträchtigung des akustischen Empfindens 
 in erster Linie durch Verkehrslärm, auch vereinzelt emittierende Betriebe [z.B. Schreinerei] 
- Beeinträchtigung des Geruchsempfindens 
 Geruchsbelästigungen spielen untergeordnete Rolle [z.B. Lackabsaugung], früher weitaus  
stärker ausgeprägt [z.B. Fischfabrik] 
- Beeinträchtigung des optischen Empfindens wurden in den Gesprächen nicht erwähnt 
- Beeinträchtigungen haptisch-taktilen Empfindens 
 Erschütterungen durch leistungsstarke Maschinen oder Schwerlastverkehr, ungenehm harte Oberflä-
chenmaterialien im öffentlichen Raum 
 
 räumlich-territoriale Dimension von Konflikten (Konflikte aufgrund von Raumkonkurrenzen) 
Dort, wo Wohnen, Arbeiten und Freizeit auf engstem Raum zusammen kommen, wird der zur Verfügung ste-
hende Platz knapp und es prallen unterschiedliche Raumansprüche aufeinander. Folglich tauchen in den drei 
Modellprojekten sehr oft territoriale Konflikte auf. 
  Anwohner verlieren durch Betriebs- und Verkehrsflächen nutzbare Frei- und Naherholungsflächen, Spielflä-
che für Kinder kann knapp werden 
  Betriebe haben weniger Lager- u. Verkehrsflächen zur Verfügung und manchmal Probleme gegenüber ex-
ternen Besuchern wahrgenommen zu werden 
 Besucher haben Probleme Parkplätze zu finden und sich zu orientieren 
 
 psycho-soziale Dimension von Konflikten  
In den Modellprojekten kommt es erstaunlich oft zu Konflikten aufgrund unterschiedlicher Bewertungen und Ein-
stellungen [ z.B. Sauberkeit, Ordnung im Umfeld eines Hotels / Ablehnung eines Beerdigungsinstitutes inmit-
ten eines „lebendigen“ Stadtquartiers] 
 
 ökonomische Dimension von Konflikten  
In den Interviews werden einige Beispiele für ökonomische Konflikte z.B. in Form von  
Verdrängungsprozessen erwähnt. In den meisten Fällen sind diese Problemsituationen jedoch nicht Ergebnis 
der nutzungsgemischten Strukturen in den jeweiligen Quartieren. 
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Differenzierung nach Konfliktparteien und - beteiligten [WER streitet mit wem?] 
Differenzierung nach dem Erscheinungsbilder der Konflikte [WIE äußert sich der Konflikt?] 
Aus den Interviews wurden große Unterschiede zwischen Konfliktbeteiligten und deren Auswirkungen auf die Kon-
fliktentstehung und –entwicklung deutlich 
 
 Primäre Akteure [Direkt Beteiligte] 
- Bewohner  Große Unterschiede bezüglich der Konflikttoleranz/-fähigkeit/-bereitschaft in Abhängigkeit von 
vorheriger Kenntnis der Situation und eigener Verantwortung für das Quartier 
[Unterschiede Eigentümer – Mieter, besondere Rolle der Baugemeinschaften] 
- Gewerbetreibende  Produzierendes Gewerbe, Dienstleistungsgewerbe, Handel, Freizeiteinrichtungen mit 
unterschiedlichem Störungspotenzial und Raumansprüchen… 
- Besucher  Unterschiede zwischen Einkäufern, Erholungssuchenden und privaten Besuchern bezüglich 
deren Ansprüchen und Berührungspunkten mit Anwohnern 
 
 Sekundäre Akteure [Indirekt Beteiligte] 
In den Gesprächen wurde deutlich, dass Konfliktverläufe und deren Entwicklung wesentlich von der Rolle „neut-
raler Dritter“ wie Stadtteilmanager, Mediatoren, Institutionen und deren Moderation bzw. Konfliktintegration und 
–regelung abhängt. [z.B. Stadtteilbüros, Bürgerbüros…] 
 
Während sich der zeitliche Verlauf von Konflikten klar definieren lässt und aus den Gesprächen deutlich wird, dass 
viele der Konflikte bereits in der Vorbereitungsphase erkennbar und dadurch regelbar sind, ist deren Erscheinungs-
bild und Intensität nur sehr schwer objektivierbar.  Dennoch lassen sich analog zum Theorieteil auch aus den Inter-
views heraus Konflikte grundsätzlich nach den Entwicklungsphasen des Quartiers [Planungsphase, Bauphase, 
Alltagsphase] oder nach Entwicklungsphasen des Konfliktes [Initialphase, Managementphase] differenzieren. 
Letztere stehen in engem Zusammenhang mit dem Charakter und der Intensität eines Konfliktes, der entweder 
destruktiv [Eskalation] oder konstruktiv [kreativer Prozess] verlaufen kann. Dabei werden in den Gesprächen durch-
aus unterschiedliche Eskalationsphasen oder Stufen eines kreativen Prozesses offenbar, auch wenn sich diese nur 
sehr schwer den 9 Eskalationsgraden nach Glasl oder den 7 Stufen des kreativen Prozesses nach Deutsch objektiv 
zuordnen lassen. 
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Unter welchen Rahmenbedingungen entstehen soziale Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren?  
Problemsituationen, die aus nutzungsgemischten Strukturen resultieren, müssen nicht zwangsläufig zu 
Konflikten führen.  
Auch aus den Interviews wird deutlich, dass Konflikte nicht zwangsläufig das Ergebnis bestimmter (Prob-
lem)Situationen darstellen. Umgekehrt weisen auftretende Konflikte nicht zwingend auf vorhandene Problemsituati-
onen hin.  
 z.B. Lärmemission eines metallverarbeitenden Betriebes führt aufgrund der großen Toleranz der Anwohner, die 
teilweise gleichzeitig Beschäftigte des Betriebes sind, nicht zum Konflikt  
 z.B. Lärmemission der Essener WestStadt Halle wurde erst im Sommer bei geöffneten Fenstern zum Problem 
 
Einige der im Alltag nutzungsgemischter Strukturen auftretenden Konflikte sind das Resultat von Fehlern in 
der Planung, in der Umsetzung und/oder im Alltags-Management der Quartiere und wären daher vermeidbar. 
Auch aus den Gesprächen wird deutlich, dass nicht alle Konflikte, die in nutzungsgemischten Quartieren auftreten 
auch das zwangsläufige Ergebnis nutzungsgemischter Quartiere sind. Einige davon wären vermeidbar gewesen und 
sind die Folge von Planungsfehlern, schlechter Organisation oder Missmanagement. 
 z.B. Lärmbelästigung / lange Wartezeiten durch in Tübinger Wohnhäuser integrierte Parkplatz-Regalsysteme 
resultierten in erster Linie aus dem anfangs noch fehlerhaften, technischem System 
 z.B. die Lärmbelästigung durch das Tanzcenter im Tübinger Loretto-Areal resultiert auch daraus, dass dessen 
zentraler Zugang durch zwei private Hinterhöfe verläuft und deren Privatsphäre verletzt 
 z.B. Lärmbelästigung der Essener Seniorenresidenz durch die Essener Weststadt-Halle resultiert zu einem gro-
ßen Teil aus der vermeidbaren Situation des ungünstig gelegenen Eingangsbereichs 
 z.B. fehlende Gliederung einiger Berliner Hinterhöfe führt zu territorialen Konflikten zwischen Anwohnern und 
Gewerbetreibenden 
  
Damit Konflikte entstehen, müssen ausreichend Handlungsoptionen vorhanden sein. 
In den Interviews bestätigt sich, dass Konflikte nur dann zustande kommen, wenn für die Konfliktbeteiligten auch 
ausreichend Handlungsoptionen vorhanden sind. Nur dann, wenn die Akteure handeln können, kommt es auch zu 
öffentlich wahrnehmbaren Konflikten. 
 z.B.  die Raumkonkurrenzen in Berliner Hinterhöfen können nur dadurch entstehen, dass sowohl die Gewerbe-
treibenden als auch die Anwohner die Möglichkeit dazu haben, den knappen Raum zu nutzen 
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Einige der im Alltag nutzungsgemischter Strukturen auftretenden Konflikte gehören „zwangsläufig“ zu nut-
zungsgemischten Quartieren. Nutzungsgemischte Strukturen sind nicht vollkommen störungsfrei und ha-
ben Problemsituationen zur Folge, die ihrerseits zu Konflikten führen können. 
Auch aus den Gesprächen wird deutlich, dass nutzungsgemischte Quartiere nicht vollkommen störungsfrei sein 
können. Durch die Überlagerung unterschiedlicher Lebenssphären wie Wohnen, Arbeiten und Freizeit kommt es 
zwangsläufig hin und wieder zu Konflikten.  
 z.B. kommt es trotz technischer Fortschritte nach wie vcr zu Lärmbelästigungen durch produzierendes Gewerbe 
[metallverarbeitender Betrieb in Tübingen, Schreinereien in Berlin…] 
 z.B. Raumkonkurrenzen zwischen Anwohnern und Gewerbetreibenden in Tübingen, Berlin und Essen 
Viele der Interviewpartner haben deutlich gemacht, dass sie sich bewusst für ein nutzungsgemischtes Quartier ent-
schieden haben, zu dem Konflikte „selbstverständlich“ mit dazu gehören. 
 
Konflikte entstehen erst dann, wenn mindestens zwei Parteien zur gleichen Zeit unterschiedliche Ziele ver-
folgen, die sich nicht beide gleichzeitig realisieren lassen 
Mehrere Gespräche haben offenbart, dass Konflikte erst dann entstehen, wenn mindestens zwei Parteien gleichzei-
tig Ziele verfolgen, die sich nicht parallel realisieren lassen. Positiv formuliert bedeutet dies, dass bei Konflikten nie-
mals Gleichgültigkeit vorherrscht, Konflikte stehen für Engagement. 
 z.B. Parkplatzkonflikte in Tübingen und Essen zwischen Anwohnern und Kunden/Besuchern 
 z.B. bei Lärmkonflikten bezüglich Schreinereien in Berlin und Tübingen haben die Gewerbetreibenden das Ziel, 
möglichst schnell Auftragsarbeiten fertigzustellen, während die Anwohner Ruhe in ihrem Wohnumfeld erstreben. 
 
Konflikte entstehen oftmals erst dann, wenn Beziehungen zwischen Konfliktbeteiligten über eine gewisse 
Stabilität verfügen 
 z.B. Tübinger Baugemeinschaften müssen sich zunächst „finden“, d.h. zu einer wirklichen Gemeinschaft werden 
mit gegenseitigem Vertrauen. Gelingt dies, bilden diese Gemeinschaften optimale Voraussetzungen um Konflikte 
frühzeitig anzusprechen und ehrlich offen zu legen 
 
Konflikte können zu allen Phasen einer Quartiersentwicklung entstehen. Konflikte früherer Phasen haben 
Auswirkungen auf Konflikte späterer Phasen. Dabei ist es von Vorteil, wenn Konflikte bereits frühzeitig 
wahrgenommen und diskutiert werden. 
 z.B. Konflikte während der Planung, der Umsetzung und des Alltags in allen drei Quartieren 
 z.B. frühzeitige Auseinandersetzung mit Konflikten in Tübinger Baugemeinschaften zu einem Zeitpunkt, wo Kon-
flikte noch nicht verfestigt sind und sich noch in unteren Eskalationsstufen befinden 
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Wie entwickeln sich einmal aufgetretene, soziale Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren in Abhängig-
keit von bestimmten Rahmenbedingungen weiter? 
Folgende Aspekte können dazu beitragen, dass Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren destruktiv ver-
laufen und eskalieren: 
Verdrängen von Konflikten 
In den Interviews bestätigt sich, dass verdrängte oder aufgeschobene Konflikte zu einem späteren Zeitpunkt oder an 
anderer Stelle um so stärker wieder hervorbrechen können.  
 ungelöste Parkplatz-Problemsituation in der Tübinger Südstadt führte immer wieder zu neuen Konflikten  
 
Konkurrierende Entscheidungsprozesse 
Aus den Gesprächen wird deutlich, dass konkurrierende Entscheidungs- oder Konfliktlösungsprozesse, die einzelne 
Beteiligte zu Gewinnern, andere aber zu Verlierern machen, dazu führen, dass sich Konflikte verschärfen. 
 Tübinger Tanzschule war zunächst nur von Vorteil für deren Mitglieder, die in erster Linie von auswärts kamen. 
Dagegen hatten die Anwohner nur deren Nachteile zu spüren [knappe Parkplätze, Lärm vor allem nachts…] 
  
Nicht nachvollziehbare „top-down“-Entscheidungen zur Konfliktlösung 
Aus den Interviews wird deutlich, dass auch „top-down“-Entscheidungen erfolgreich Konflikte bewältigen können 
[Rahmen- und Bauleitplanungen in den drei Modellvorhaben]. Wichtig ist jedoch, dass diese von oben formal ge-
troffenen Entscheidungen und Rahmenbedingungen gegenüber den unterschiedlichen Akteuren transparent und 
nachvollziehbar gemacht werden. Fehlt das Verständnis für die „von oben“ getroffenen Entscheidungen, werden 
diese auch nicht akzeptiert und der Konflikt schwelt weiter. 
 nicht nachvollziehbare Entscheidung des Gewerbeaufsichtsamtes nach einer anonymen Anzeige gegenüber 
einer Tübinger Schreinerei, die vorhandene Lackabsaugung wegen Geruchsbelästigung technisch nachzurüsten 
 
Konflikte können destruktiven oder konstruktiven Verlauf nehmen. Dies hängt von einer Reihe von Faktoren 
und Rahmenbedingungen ab. 
Aus den  Gesprächen wurde deutlich, dass Konflikte destruktiven oder konstruktiven Verlauf nehmen können. Darin 
liegen Risiken und Chancen gleichermaßen. Der Verlauf von Konflikten hängt von wesentlichen Faktoren und Rah-
menbedingungen und insbesondere der Art und Weise des Umgangs damit ab. 
  Problem bezüglich der Parkplatzsituation in Tübingen führt zu unterschiedlichen Konfliktverläufen [unter-
schiedliche Konfliktintensität] 
  Lärmsituation einer Tübinger Tanzschule führte zu unterschiedlichen Konfliktverläufen 
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Starre „behaviour settings“: unflexible Strukturen ohne Alternativen 
In den Interviews bestätigt sich, dass  starre „behaviour settings“, unflexible Raumsituationen aufgrund mangelnder 
Alternativen erfolgreiche Konfliktintegration erschweren. 
 Tübinger Parkraumsituation 
 
Mangelnde Kommunikationsstrukturen 
Auch aus einigen der Gespräche wurde deutlich, dass Konflikte oftmals deswegen eskalieren, weil keine Möglichkei-
ten für ein kommunikatives Austragen existieren. 
 anonyme Anzeige wegen Geruchsbelastung einer Tübinger Schreinerei machte Aussprache/mündliche Einigung 
unmöglich, da aufgrund der Anonymität kein Kontakt hergestellt werden konnte 
 
Unkommunikative „behaviour settings“, die keinen Rückzug ermöglichen und das Aufeinanderzugehen 
nicht anbieten 
In den Gesprächen bestätigt sich, dass unkommunikative Raumstrukturen, die keinen Rückzug ermöglichen und 
damit das Aufeinanderzugehen nicht als „freiwilligen Akt“ anbieten, erfolgreiche Konfliktlösung erschweren. 
 Ein gutes Beispiel hierfür ist die Situation der Tanzschule in der Tübinger Südstadt. Wie bereits dargestellt, läuft 
deren Zuwegung direkt durch einen aufgerissenen Hof, der darüber hinaus gegenüber der Tanzschule nicht abge-
schirmt ist. Die fehlende räumliche Differenzierung zwischen privatem Rückzugsraum und öffentlicher Straße ver-
hindert ein schrittweises Aufeinanderzugehen. Die Folge sind noch stärkere Abschirmung und Verhärtung der Posi-
tionen. 
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Folgende Aspekte können dazu beitragen, dass Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren produktiv-
konstruktiv verlaufen und kreative Kraft entfalten: 
Frühzeitiges Erkennen von potentiellen oder tatsächlich vorhandenen Konflikten 
Auch in den Interviews wird deutlich, dass eine wesentliche Voraussetzung für erfolgreiche Konfliktintegration in der 
frühzeitigen Wahrnehmung von potentiellen und tatsächlich vorhandenen Konflikten liegt.  
 Viele der in Tübingen diskutierten Problemsituationen wurden im Rahmen der Baugemeinschaften frühzeitig als 
solche wahrgenommen und in Lösungsstrategien integriert. 
 
Frühzeitige Integration von Konflikten in Abstimmungs-, Planungs-, Entscheidungs-, Umsetzungsprozesse 
In den Gesprächen bestätigt sich, dass produktive Konfliktverläufe wesentlich davon abhängen, dass Konflikte früh-
zeitig in Abstimmungs-, Planungs-, Entscheidungs- und Umsetzungsprozesse integriert werden und auf den jeweili-
gen Problemfall zugeschnittene individuelle Strategien und Instrumente entwickelt werden. 
 das Paradebeispiel für eine ausführliche Konfliktintegration in vielfältige Abstimmungs- und Planungsprozesse 
stellen die Tübinger Baugemeinschaften dar. 
 auch am Beispiel der Entwicklung des Parkplatz-Konzeptes für die Essener Weststadt wird deutlich, wie wichtig 
es war, frühzeitig mögliche Konflikte in die Betrachtung mit einzubeziehen und vorsorglich darauf zu reagieren. 
 
Gemeinsame, gründliche Analyse des Konfliktes unter Mitwirkung der Konfliktparteien 
Die empirische Untersuchung der drei ausgewählten Modellvorhaben zeigt, dass der Individualität und Vielschichtig-
keit von Konflikten nur durch entsprechende, gründliche Analyse unter Einbezug aller Beteiligten erfolgreich ist. 
 partizipative Analyse-Prozesse in Tübingen, Essen und Berlin 
 
Kooperative Prozesse unter aktiver Mitwirkung der beteiligten Akteure 
Aus den Interviews wird deutlich, dass die Entwicklung dauerhaft zufriedenstellender Konfliktlösungen auf die aktive 
Mitarbeit der beteiligten Akteure in kooperativen Prozessen angewiesen. 
 Kooperative Konfliktlösungsprozesse in Tübinger Baugemeinschaften 
 
Konfliktmanagement durch eine neutrale, kompetente „dritte Person“ [Institutionalisierung] 
Die Gespräche mit Schlüsselpersonen der drei Modellvorhaben zeigen, dass neutrale „dritte Personen“ beim erfolg-
reichen Konfliktmanagement eine wichtige Rolle spielen können.  
 Stadtteilbüro/Stadtsanierungsamt vor Ort in der Tübinger Südstadt / Beraterarchitekten in Baugemeinschaften 
 Besondere Rolle der Beraterarchitekten bei der Organisation/Moderation der Tübinger Baugemeinschaften 
 Besondere Rolle der LEG und der EWG bei der Konfliktmoderation in der Essener Weststadt-Entwicklung 
 complan GmbH, SPAS Mieterberatung und Betroffenenvertretung im Berliner Komponistenviertel 
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Aufstellen allgemein akzeptierter Regeln zur Konfliktlösung [Regelung] 
In den Interviews bestätigt sich, dass von den Konfliktparteien akzeptierte Regeln wesentlich dazu beitragen können, 
dass das Austragen von Konflikten im Rahmen bleibt und konstruktive Lösungsprozesse angestoßen werden. 
 Sonderregelung für die notwendige Anlieferung der Essener Weststadt bei großen Veranstaltungen 
 gemeinsame Regelung von Arbeits- und Ruhezeiten in der Tübinger Baugemeinschaft „Fahrrad“ 
 
Multioptionale / multifunktionale „behaviour settings“, die Alternativen zulassen 
Die empirische Untersuchung erhärtet die hypothetische Annahme, dass multioptionale, multifunktionale „behaviour 
settings“ gegenüber starren, monofunktionalen hinsichtlich zu lösender Konflikte klare „Standortvorteile“ haben. So 
zeigt sich, dass flexible Raumstrukturen, die Alternativen zulassen, während eines gemeinsamen Konfliktregelungs-
prozesses leichter „umgebaut“ bzw. uminterpretiert werden und auf diese Weise neue für alle Beteiligten zufrieden-
stellende Raumangebote entstehen können. 
 parzellenweise Entwicklung der Tübinger Südstadt ermöglicht vielfältige Lösungsansätze 
 flexible Holzmodule als flexibles Raummobiliar für den öffentlichen Raum in Tübingen 
 
Kommunikative Strukturen und Räume 
Aus den Gesprächen wird deutlich, dass ausreichend Möglichkeiten und Rahmenbedingungen für gegenseitigen 
Austausch und gemeinsame Diskussion auftretender Problemsituationen notwendig sind, um nachhaltig integrativ 
und lösungsorientiert mit Konflikten umzugehen. 
 Tübinger Baugemeinschaften, Betroffenenvertretung des Berliner Komponistenviertels 
Gleichzeitig bestätigt sich In den Interviews die Annahme, dass in nutzungsgemischten Quartieren mit erheblichem 
Nutzungsdruck der öffentliche Raum auch Rückzugsmöglichkeiten und Nischen für die unterschiedlichen Nutzer-
gruppen und Freiräume ausreichender Größe anbieten muss. Nur dann kann man einander ausweichen und Annä-
herung kann schrittweise und bewusst erfolgen. 
 Umgestaltung der Berliner Allee und Neugestaltung des Antonplatzes im Berliner Komponistenviertel 
 Partizipativer Prozess zur Gestaltung des öffentlichen Raums in der Tübinger Südstadt 
 
Entwicklung einer produktiven „Streitkultur“ 
Auch in den Gesprächen lässt sich nachvollziehen, dass erfolgreiche Konfliktintegration Zeit und selbständiges En-
gagement braucht. Produktive „Streitkultur“, die sich immer wieder erneuert und neuen Herausforderungen gewach-
sen ist, kann nur schrittweise entstehen und muss laufend eingeübt werden. 
 So stellen die Tübinger Baugemeinschaften auch noch weit über die Bauzeit hinaus wertvolle Institutionen im 
Umgang mit Konflikten im Alltag dar und der Stadtteil-Verein Lorettina e.V. ist mehr als nur der Organisator eines 
jährlich stattfindenden Stadtteilfestes im Tübinger Loretto-Areal. 
 im Laufe der Zeit gewachsene vertrauensvolle Zusammenarbeit aller Beteiligten in Essen und Berlin 
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Welche formalen und informellen Maßnahmen und Strategien existieren zum Umgang mit Konflikten in nut-
zungsgemischten Quartieren? 
Formelle Maßnahmen und Strategien 
 
 Allgemeines Städtebaurecht [§1 bis §135c BauGB, BauNVO] 
- Anwendung der Gebietstypen und Festsetzungsmöglichkeiten der BauNVO: 
Die gesamte Tübinger Südstadt ist als Mischgebiet [MI] ausgewiesen. In der Essener Weststadt kommt die 
Ausweisung von Misch- [MI] und Kerngebieten [MK] zum Einsatz. Dort wo im Bestandsgebiet des Berliner 
Komponistenviertels Bebauungspläne entwickelt werden, erfolgt eine Festsetzung als Allgemeines Wohn-
gebiet [WA]. 
 
- Einsatz Planungsrechtlicher Festsetzungsinstrumente / Feinsteuerungsmöglichkeiten in der Bauleitplanung: 
  
 Definition von Blockstrukturen durch Baufenster / Baugrenzen / Baulinien z ur deutlichen Differenzierung 
von privaten und öffentlichen Räumen in Tübingen, Essen und Berlin [„Der Austausch zwischen Öffentlich-
keit und Privatheit ist ausdrücklich erwünscht und muss von den Bauherren nicht nur akzeptiert, sondern 
aktiv mitgestaltet werden.“] 
 
 textliche Festsetzungen zur Vermeidung unnötiger Störungen des Wohnens in der Essener Weststadt 
durch Ausschluss einiger Gewerbenutzungen wie großflächiger Einzelhandel und Tankstellen 
 
 Festschreibung passiver Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz der Bewohner vor Verkehrs- und Gewer-
belärm [Freizeiteinrichtungen] 
 
 Ausweisung von Flächen mit beschränktem Fahrverkehr zur Reduzierung von Verkehrsbeeinträchtigun-
gen durch Freizeiteinrichtungen in Essen 
 
 Vermeidung von Lärm- und Geruchsemissionen einer Druckerei für die benachbarte Bevölkerung durch 
die Festschreibung baulicher Maßnahmen 
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Informelle Maßnahmen und Strategien 
 Besonderes Städtebaurecht [§136 bis §191 BauGB] 
Einsatz ergänzender Instrumente, die die Umsetzung von Nutzungsmischung und die erfolgreiche  
Konfliktintegration fördern sollen:  
 
 Durchführung einer Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme in der Tübinger Südstadt 
 Durchführung einer Städtebaulichen Entwicklungsmaßnahme in der Essener Weststadt 
 Durchführung einer Städtebaulichen Sanierungsmaßnahme und Ausweisung eines Soziale Stadt-Gebietes  
im Berliner Komponistenviertel 
 
 Baunebenrecht 
In den Modellprojekten bestätigt sich, dass benachbarte Rechtsbereiche oftmals restriktiv gegenüber einer an-
gestrebten Funktionsmischung wirken. Gleichzeitig tragen sie zur Vermeidung unnötiger Konflikte bei 
 Konfliktregelung zwischen Wohnen u. gastronomischen Einrichtungen im Rahmen d. Gaststättenverordnung, 
passive Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz der Bewohner vor Verkehrs- und Gewerbelärm in Essen 
 
 Verträge 
In allen drei Modellvorhaben tragen öffentlichrechtliche, städtebauliche und privatrechtliche Verträge wesentlich 
dazu bei, Mischungsziele umzusetzen und Konflikte erfolgreich zu integrieren. 
 Einsatz von privatrechtlichen Kaufverträgen in Tübingen und Essen, 
z.B. Festlegung von Gewerbenutzungen im Erdgeschoss in der Tübinger Südstadt 
In den Modellprojekten kommen unterschiedliche, informelle Maßnahmen und Strategien zum Einsatz: 
 Informelle Planungsinstrumente [Wettbewerbe, Kooperative Planungsverfahren, Rahmenplanung]  
in der Tübinger Südstadt, der Essener Weststadt und im Berliner Komponistenviertel 
 Foren des gegenseitigen Austauschs zur Offenen Kommunikation zwischen den Beteiligten in Verbindung 
mit frühzeitiger Information und Beratung [z.B. intensive Öffentlichkeitsarbeit und Bürgersprechstunden] 
 aktive Beteiligungsformen der Kooperation und Partizipation finden in allen drei Modellvorhaben Anwendung 
und sind Voraussetzung erfolgreicher, nachhaltiger Konfliktintegration [Bürgersprechstunden, Bürgerbeteiligungen 
von runden Tischen bis hin zu konkreten Umsetzungen, Baugemeinschaften]  
 Einsatz unabhängiger Institutionen zur Vermittlung / Moderation und  Regelung / Organisation von Konflikten 
[Stadtsanierungsamt als Stadtteilbüro und Beraterarchitekten in Tübingen, EWG und LEG in Essen] 
 Einbezug spezieller, externer Fachleute bzw. –institutionen [z.B. Planungsbüros, externe Fachgutachter] 
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Abschnitt D – Schlussteil 
14. Zusammenfassender Abgleich zwischen 
Theorie und Praxis 
Abschließend soll ein zusammenfassender Abgleich 
zwischen Theorie und Praxis erfolgen und dabei die 
theoretischen Hypothesen anhand der empirischen 
Ergebnisse verifiziert bzw. konkretisiert werden. 
Dabei sollen wiederum die vier erkenntnisleitenden, 
zentralen Fragestellungen der Arbeit aufgerufen und 
zusammenfassend beantwortet werden. 
Insgesamt lässt sich sagen, dass zu großen Teilen 
die theoretisch abgeleiteten Hypothesen in den 
Interviews bestätigt werden konnten. Teilweise 
konnten die Gespräche auch zur Konkretisierung, 
Ergänzung und Illustration abstrakt-theoretischer 
Hypothesen beitragen. Einige der theoretischen 
Annahmen bestätigten sich jedoch nicht, teilweise 
blieben auch Fragen offen. 
Im Rahmen der theoretischen Auseinandersetzung 
mit der Entstehung und Entwicklung von Konflikten 
in nutzungsgemischten Quartieren wurden lediglich 
soziale Konflikte berücksichtigt: „Sofern mehr als 
nur ein Akteur am Konfliktgeschehen direkt oder 
indirekt beteiligt ist“ (Meyer-Oldenburg 2003, S.89), 
liegt ein „sozialer Konflikt“ vor. Intrapersonale 
Konflikte, die sich innerhalb einer Person vollziehen, 
blieben bewusst ausgeklammert. Auch im Rahmen 
der empirischen Untersuchung wurde lediglich nach 
interpersonalen oder intergruppalen, sozialen Kon-
flikten gefragt. In den Interviews konnte jedoch nicht 
objektiv festgestellt werden, inwiefern intrapersonale 
Problemsituationen in den jeweiligen Fällen Auswir-
kungen auf bestimmte Verhaltensweisen/ Konflikt-
verläufe hatten. 
 
Die vorliegende Arbeit beruft sich auf die wertneut-
rale Konfliktdefinition nach Deutsch, die sowohl 
destruktive als auch konstruktive Konflikte beinhal-
tet: Sind einige der Teilnehmer mit dem Ergebnis 
unzufrieden und fühlen sie sich als Verlierer, so hat 
ein Konflikt destruktive Folgen. Gelingt es dagegen, 
dass „alle Teilnehmer mit den Ergebnissen zufrie-
den sind und das Gefühl haben, dass ihnen der 
Konflikt einen Gewinn erbracht hat“ [Deutsch 1976, 
S.24], entwickelt ein Konflikt konstruktiven Charak-
ter. Bei der empirischen Untersuchung wurde deut-
lich, dass der Konfliktbegriff sehr uneinheitlich inter-
pretiert wird. Für viele der Befragten ist der Konflikt-
begriff in erster Linie negativ konnotiert. Oftmals 
werden daher erst in hochgradig eskalierten Prob-
lemsituationen wirkliche Konflikte gesehen. Einige 
der Befragten sehen jedoch Konflikte als Herausfor-
derung oder gar als Chance für konstruktiv-
produktive Entwicklungen an. 
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14.1 Welche Arten von sozialen Konflikten  
treten in nutzungsgemischten Struktu-
ren auf? 
 
Aus der theoretischen Untersuchung wurde deut-
lich, dass Konflikte sehr vielschichtig und indivi-
duell unterschiedlich sind. Konflikte werden ein-
zelfallbezogen subjektiv von den Beteiligten „kon-
struiert“. Sie hängen wesentlich von der Wahrneh-
mung, Einschätzung, Bewertung und Interpretation 
der unterschiedlichen Akteure ab. Die empirische 
Untersuchung bestätigte die Vielschichtigkeit und 
Individualität von Konflikten. Kein Konflikt ist wie der 
andere. Jeder einzelne ist das Resultat einer Viel-
zahl von Vorgeschichten und Rahmenbedingungen.   
 
In Kapitel 5 der Arbeit wurde der Versuch unter-
nommen, anhand einer Typologie der Vielschich-
tigkeit und Individualität von Konflikten gerecht zu 
werden. Potentielle Konflikte in nutzungsgemischten 
Quartieren werden nach Streitgegenständen, 
beteiligten Akteuren und äußeren Erschei-
nungsbildern genauer definiert. Das theoretisch 
entwickelte typologische Modell erwies sich in der 
Praxis durchaus als tauglich, die Vielschichtigkeit 
und Individualität der in den Gesprächen beschrie-
benen Konflikte systematisch zu erfassen. Die in 
den Interviews diskutierten Konflikte kombinieren 
auf unterschiedliche Art und Weise die theoretisch 
prognostizierten, potentiellen Facetten eines Kon-
flikts. 
 
Zunächst lassen sich Konflikte nach ihren unter-
schiedlichen Streitgegenständen differenzieren 
[WAS ist umstritten?]. Dabei  unterscheidet das 
typologische Modell zwischen Konflikten aufgrund 
von Störungen [sensorische Dimension], Konflikten 
aufgrund von Raumkonkurrenzen [räumlich-
territoriale Dimension], Konflikten aufgrund unter-
schiedlicher Bewertungen und Einstellungen 
[psycho-soziale Dimension] und Konflikten aufgrund 
ökonomischer Verdrängungsprozesse [ökonomi-
sche Dimension]. 
 
In der empirischen Untersuchung ließen sich einige 
der theoretisch antizipierten Störungen [sensori-
sche Dimension] anhand der Interviews nachwei-
sen. Jedoch wurde deutlich, dass offenbar viele der 
ehemals in nutzungsgemischten Quartieren relevan-
ten Störungen durch den heutigen Stand der 
Technik erheblich an Bedeutung verloren haben. 
In erster Linie entstehen Störungen in nutzungsge-
mischten Quartieren durch Verkehrslärm. Lärmbe-
lastungen durch emittierende Betriebe treten ge-
nauso wie Geruchsbelästigungen vergleichsweise 
selten auf. Der theoretisch antizipierte Problemfall 
optischer Konflikte [optische Beeinträchtigung, 
beispielsweise durch Blendeffekte oder Verdunke-
lung], kam in den geführten Interviews kaum zur 
Sprache. Dagegen werden in einigen Gesprächen 
haptisch-taktile Beeinträchtigungen erwähnt, wie 
beispielsweise Störungen durch Erschütterungen 
[leistungsstarke Maschinen, Schwerlastverkehr] 
oder unangenehm harte oder raue Oberflächen im 
öffentlichen Raum [funktionale Verkehrsflächen für 
das Gewerbe]. 
 
Eine weitere Gruppe potentieller Konflikte be-
schreibt Problemsituationen, die aufgrund von 
Raumkonkurrenzen zustande kommen [räumlich-
territoriale Dimension]. Dort, wo Wohnen, Arbeiten 
und Erholen auf engstem Raum stattfinden, kann es 
zu Raumknappheit und Mehrfachbelegungen der 
zur Verfügung stehenden Fläche kommen. Gleich-
zeitig stellen Anwohner und Gewerbetreibende 
unterschiedliche Ansprüche an diesen knappen 
Raum. In der empirischen Untersuchung lässt sich 
diese theoretisch antizipierte Konfliktsituation in 
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unterschiedlicher Ausprägung nachweisen: So kann 
es aufgrund des knappen Raumangebotes in 
nutzungsgemischten Quartieren zu Beeinträch-
tigungen für Anwohner [fehlender nutzbarer Öf-
fentlicher Raum], Gewerbetreibende [Fehlende 
Verkehrs-, Lager- und Produktionsflächen / Man-
gelnde Wahrnehmung von Betrieben durch potenti-
elle Kunden von Außen] und Besucher [mangelnde 
Verkehrsflächen und Orientierungsschwierigkeiten] 
kommen. 
 
Die psychosoziale Dimension von Konflikten be-
schreibt Konflikte, die aufgrund unterschiedlicher 
Bewertungen und Einstellungen zustande kom-
men können. Im Rahmen der geführten Interviews 
lassen sich erstaunlich häufig Konflikte dieser Art 
feststellen [z.B. Sauberkeit, Ordnung im Umfeld 
eines Hotels / Ablehnung eines Beerdigungsinstitu-
tes inmitten eines „lebendigen“ Stadtquartiers]. 
 
Potentielle wirtschaftliche Konflikte und Ver-
drängungsprozesse wurden im Rahmen der vor-
liegenden Arbeit innerhalb der sogenannten öko-
nomischen Konflikt-Dimension erfasst, die sich 
auch in den Interviews anhand einiger Beispiele 
nachweisen lässt. Gewerbeflächen sind für die 
Unternehmen in nutzungsgemischten Quartieren im 
Vergleich zu reinen Gewerbegebieten oftmals teu-
rer. Dies stellt insbesondere für produzierende Be-
triebe, die Lager- und Produktionsflächen größeren 
Ausmaßes benötigen, ein größeres Problem dar. In 
einigen Fällen werden die Mehrkosten für Gewerbe-
treibende dadurch kompensiert, dass sie teilweise 
auf die Mietkosten der Wohnungen im selben Haus 
umgelegt werden. 
 
Neben vielfältigen Streitgegenständen wurden die 
unterschiedlichen Akteure, die bei einem Konflikt 
beteiligt sind, systematisch erfasst [WER ist betei-
ligt?]. Dabei lassen sich sowohl in der Theorie wie in 
der Empirie primäre [unmittelbar Beteiligte] und 
sekundäre Akteure [indirekt Beteiligte] unterschie-
den: Primäre Akteure lassen sich weiter differen-
zieren in unterschiedliche Bewohnergruppen mit 
unterschiedlichen Bindungen zum Quartier [Ei-
gentümer, private Baugemeinschaften, Mieter…], 
Betriebsarten mit unterschiedlichen Tätigkeiten 
und Angeboten [Produzierendes/Verarbeitendes 
Gewerbe, Handel, Dienstleistungen, Freizeiteinrich-
tungen] sowie unterschiedliche Besuchergrup-
pen [Einkäufer, Erholungssuchende…]. Die diffe-
renzierte Unterscheidung der unmittelbar Konfliktbe-
teiligten macht großen Sinn, da bei den Bewoh-
nergruppen große Unterschiede hinsichtlich 
deren Konflikttoleranz , dagegen bei den Be-
triebsarten große Unterschiede hinsichtlich 
deren Störungs- und Beeinträchtigungsintensi-
tät bestehen. Auch bei den Besuchergruppen 
lohnt es sich genauer hinzusehen, welche Angebote 
diese Personen im Quartier wahrnehmen und wel-
che Erwartungen zu welcher Zeit und in welcher 
Größenordnung damit zusammenhängen. Daraus 
resultieren wiederum unterschiedlich stark ausge-
prägte Konfliktpotentiale. 
 
Sekundäre Akteure lassen sich weiter differenzie-
ren in indirekt Beteiligte, die von Situationen 
indirekt profitieren oder benachteiligt werden, 
und in unabhängige „Dritte“, die als Moderatoren/ 
Manager eine wichtige Funktion bei der Konflikt-
regelung übernehmen können. Insbesondere die 
besondere Rolle und unerlässliche Funktion dieser 
neutralen „Schiedsrichter“ und Vermittler bei der 
Integration und erfolgreichen Lösung von Konflikten 
bestätigt sich sowohl in der theoretischen Untersu-
chung wie in der Empirie. Beispiele hierfür sind 
moderierende Institutionen wie Stadtteilbüros in 
allen drei Modellvorhaben oder Beraterarchitekten, 
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die in Tübinger Baugemeinschaften zwischen den 
unterschiedlichen Nutzergruppen moderieren.  
 
In den theoretischen und empirischen Untersuchun-
gen wurde darüber hinaus deutlich, dass neben den 
Akteuren selbst auch deren Beziehungen unterei-
nander eine wesentliche Rolle bezüglich der Kon-
flikttoleranz bzw. der Rücksichtnahme  einander 
gegenüber spielen. Je enger die beteiligten Akteure 
in positiver Beziehung zueinander, also in einem 
kooperativen Verhältnis stehen, umso positiver wirkt 
sich das auf den weiteren Konfliktverlauf aus [vgl. 
Kapitel 14.3]. 
 
Schließlich werden Konflikte in nutzungsgemischten 
Quartieren nach ihrem äußeren Erscheinungsbild 
differenziert [WIE ist der Konflikt?]. Dabei lassen 
sich in Theorie und Praxis potentielle Konflikte nach 
Entwicklungsphasen des Quartiers, in denen 
Konflikte auftreten können [Planungsphase, Bau-
phase, Alltagsphase], und nach Entwicklungspha-
sen des  Konfliktes [Initialphase, Management-
phase] unterscheiden. Letztere lassen sich weiter 
differenzieren je nach Charakter und Intensität 
eines Konfliktes: Die Eskalationsstufen eines 
destruktiv verlaufenden Konflikts nach Glasl [von 
Stufe 1 „Spannung“ bis Stufe 9 „Gemeinsam in den 
Abgrund“] lassen sich genauso wie der kreative 
Prozess von produktiv verlaufenden Konflikten 
nach Deutsch [von Phase 1, dem „Erfahren und 
Erkennen des Problems“, bis zu Phase 7, der „Mit-
teilung der Lösung“] in Grundzügen auch in den 
Interviews erkennen. Eine genaue Zuordnung nach 
den 9 Entwicklungsstufen [Glasl] oder 7 Entwick-
lungsphasen [Deutsch] ist in den Interviews jedoch 
nur sehr schwer möglich, da die Gespräche, sei als 
Momentaufnahmen aktueller Konfliktsituationen 
oder als Rückblick, die Konfliktverläufe nicht in die-
ser Dezidiertheit beschreiben. Dennoch wird deut-
lich, dass ein und derselbe Konflikt ganz unter-
schiedlich intensiv, produktiv oder negativ verlaufen 
kann.  
 
Insgesamt lässt sich sagen, dass die im Rahmen 
der vorliegenden Arbeit entwickelte Konflikttypologie 
dazu geeignet ist, die in nutzungsgemischten Quar-
tieren potentiell und tatsächlich auftretenden sozia-
len Konflikte systematisch zu erfassen und damit 
die Voraussetzung für ein gezieltes, einzelfallbezo-
genes Handeln zu schaffen. 
 
14.2 Unter welchen Rahmenbedingungen 
entstehen soziale Konflikte in nut-
zungsgemischten Quartieren?  
 
Aus den theoretischen und empirischen Untersu-
chungen lassen sich bezüglich der Entstehung von 
Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren ge-
meinsame  Schlussfolgerungen ziehen. 
 
Zunächst einmal führen Problemsituationen, die 
aus nutzungsgemischten Strukturen resultieren, 
nicht zwangsläufig zu Konflikten. Auch sind um-
gekehrt auftretende Konflikte kein eindeutiges 
Indiz für vorhandene Problemsituationen.  
 
In vielen Fällen entstehen Konflikte aufgrund von 
Fehlern in der Planung, in der Umsetzung 
und/oder im Alltags-Management der Quartiere. 
Fehlentscheidungen, -einschätzungen oder falsche 
Maßnahmen [z.B. Planungsfehler] führen oftmals zu 
konfliktträchtigen Situationen, die nicht zwangsläufig 
Ergebnis nutzungsgemischter Strukturen sind und 
daher grundsätzlich vermeidbar wären. 
 
Im Gegensatz dazu wurde deutlich, dass einige der 
im Alltag nutzungsgemischter Strukturen auftre-
tenden Konflikte selbstverständlich zu nut-
 249
zungsgemischten Quartieren gehören. Demnach 
sind nutzungsgemischte Strukturen niemals 
vollkommen störungsfrei, so dass sie system-
immanente Problemsituationen zur Folge haben, 
die ihrerseits zu alltäglichen Konflikten führen kön-
nen. Dort, wo Anwohner, Gewerbetreibende und 
Erholungssuchende auf engstem Raum zusammen 
sind, kommt es zwangsläufig zu Konfliktsituationen. 
In nutzungsgemischten Quartieren können Konflikte 
zu allen Phasen einer Quartiersentwicklung von der 
Planungsphase bis zum gelebten Alltag auftreten.  
 
Voraussetzung für die Entstehung von Konflikten ist, 
dass mindestens zwei Akteure gleichzeitig mit-
einander unvereinbare Ziele verfolgen. Daher 
weisen Konflikte nicht zwangsläufig auf gestörte 
Beziehungen hin, vielmehr sind stabile Beziehun-
gen zwischen Konfliktbeteiligten oftmals Grund-
voraussetzung dafür, dass Konflikte überhaupt 
offen ausgetragen werden können und damit erst 
wahrnehmbar werden. So wurde auch in den Inter-
views deutlich, dass hinter Konflikten auch stets 
divergierende Ziele oder Interessen mindestens 
zweier Beteiligter stehen, die sich nicht gleichzeitig 
am selben Ort realisieren lassen. Auch wurde deut-
lich, dass Konflikte oftmals erst dann offen zutage 
treten, wenn die Beteiligten Vertrauen zueinander 
aufgebaut haben und deren Beziehung gewisse 
Stabilität besitzt. 
 
14.3 Wie entwickeln sich soziale Konflikte in 
nutzungsgemischten Quartieren in Ab-
hängigkeit von bestimmten Rahmenbe-
dingungen weiter? 
 
Aus den theoretischen und empirischen Untersu-
chungen heraus wird deutlich, dass ein und diesel-
be Problemsituation in den seltensten Fällen den-
selben Konfliktverlauf nimmt. Vielmehr hängt es von 
einer Reihe von Rahmenbedingungen ab, in wel-
cher Art und Weise sich ein Konflikt weiterentwickelt 
und ob dieser destruktiven oder produktiven Verlauf 
nimmt.  
 
Folgende Aspekte können dazu beitragen, dass 
Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren de-
struktiv verlaufen und eskalieren: 
 
- Das Verdrängen oder die Unterdrückung 
von Konflikten kann dazu führen, dass diese 
an anderer Stelle wieder umso stärker hervor-
brechen. 
[Beispielsweise führte die Verdrängung der un-
gelösten Parkplatz-Problemsituation in der Tü-
binger Südstadt immer wieder zu neuen, schär-
feren Konflikten] 
 
- Konkurrierende Entscheidungs- oder Kon-
fliktlösungsprozesse bringen Gewinner und 
Verlierer hervor und verschärfen dadurch Kon-
fliktsituationen.  
[Solange nur Gäste von außerhalb des Viertels 
von der Tübinger Tanzschule profitierten, und 
die Anwohner nur Nachteile zu spüren hatten, 
eskalierte der Konflikt] 
 
- Nicht nachvollziehbare „top-down“-Ent-
scheidungen zur Lösung von Konflikten sind 
für benachteiligte Beteiligte nicht zu verstehen 
und dadurch auch nicht akzeptierbar.  
[Einseitig getroffene, für die Benachteiligten 
nicht nachvollziehbare Entscheidungen bezüg-
lich der Parkplatz-Problematik in der Essener 
Weststadt wurden nicht akzeptiert.] 
 
- Mangelnde Kommunikationsstrukturen ver-
hindern gegenseitigen Austausch und die ge-
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meinsame Entwicklung nachhaltiger Konfliktlö-
sungen.  
[Die anonyme Anzeige wegen der Geruchsbe-
lästigung einer Tübinger Schreinerei machte 
eine Aussprache oder mündliche Einigung zwi-
schen den Beteiligten unmöglich] 
 
- Starre „behaviour settings“, unflexible 
Strukturen ohne Alternativen lassen keine 
Wahlmöglichkeiten zu und lassen sich daher 
nur schwer so umbauen, dass für alle Beteilig-
ten zufriedenstellende Situationen entstehen. 
[Die ungelöste Tübinger Parkraumsituation ließ 
anfangs keine Alternative zu, so dass damit zu-
sammenhängende Konflikte eskalierten.] 
 
- Unkommunikative „behaviour settings“ 
ermöglichen den Beteiligten weder Rückzug, 
noch das freiwillige Aufeinanderzugehen.  
[Die Zuwegung der Tübinger Tanzschule führt 
direkt durch einen aufgerissenen Hof, der 
räumlich nicht abgeschirmt ist. Die fehlende Dif-
ferenzierung zwischen privatem Rückzugsraum 
und öffentlicher Straße verhindert ein schritt-
weises Aufeinanderzugehen und damit offene, 
lösungsorientierte Kommunikation] 
 
 
Dagegen können folgende Aspekte dazu beitragen, 
dass Konflikte in nutzungsgemischten Quartieren 
produktiv-konstruktiv verlaufen und dabei kreati-
ve Kraft entfalten: 
 
- Das frühzeitige Erkennen von potentiellen 
oder tatsächlich vorhandenen Konflikten 
ermöglicht den Beteiligten, sich rechtzeitig da-
mit auseinander zu setzen. 
[Viele der in Tübingen diskutierten Problemsi-
tuationen wurden im Rahmen der Baugemein-
schaften frühzeitig erkannt und in Lösungsstra-
tegien integriert.] 
 
- Die frühzeitige Integration von Konflikten in 
Abstimmungs-, Planungs-, Entscheidungs- und 
Umsetzungsprozesse ist Voraussetzung für 
nachhaltige Lösungen.                                   
[Für die Entwicklung des Parkplatz-Konzeptes 
für die Essener Weststadt war es von wesentli-
cher Bedeutung, frühzeitig mögliche Konflikte in 
die Betrachtung zu integrieren] 
 
- Nur eine gemeinsame, gründliche Analyse 
des Konfliktes unter Mitwirkung der Kon-
fliktparteien wird der Vielschichtigkeit von Kon-
flikten gerecht und reagiert auf die individuellen 
Bedürfnisse der Beteiligten.                      
[Partizipative Prozesse in Tübingen, Essen und 
Berlin (Private Baugemeinschaften, Bürgerver-
anstaltungen und -beteiligungen, runde Ti-
sche…) bilden optimale Voraussetzungen da-
für, gemeinsam mit allen Konfliktbeteiligten die 
vielfältige Struktur auftretender Konflikte zu 
analysieren. Beispielhaft ist die Umgestaltung 
der Berliner Allee und die Neugestaltung des 
Antonplatzes im Berliner Komponistenviertel zu 
nennen, genauso wie der partizipative Prozess 
zur Gestaltung des öffentlichen Raums in der 
Tübinger Südstadt.] 
 
- Kooperative Entscheidungsprozesse unter 
aktiver Mitwirkung der beteiligten Akteure 
tragen dazu bei, das für den jeweiligen Konflikt 
passgenaue und gemeinsam getragene Lösun-
gen entwickelt werden.  
[Die Tübinger Baugemeinschaften stellen ein 
besonders erfolgreiches Modell zum kooperati-
ven Umgang mit Nutzungskonflikten dar. Dabei 
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bringen sich unterschiedliche Nutzergruppen 
mit ihren individuellen Vorstellungen aktiv ein.] 
 Jkjkjkjkljkljkljkljkljlkjlkjj 
- Das Aufstellen allgemein akzeptierter Re-
geln [Regelung von Konflikten] trägt dazu 
bei, dass die Konfliktbeteiligten einen Orientie-
rungsrahmen bekommen, Grenzen zum Schutz 
von Mindestansprüchen definiert werden und 
Eskalationen verhindert werden.  
[In der Essener Weststadt wurde eine Sonder-
regelung für die Anlieferung einer großen Ver-
anstaltungshalle vereinbart. Ein anderes Bei-
spiel für die Regelung von Konflikten ist die 
Festsetzung von Arbeitszeiten/Ruhezeiten in 
einem Gebäude, in dem ein metallverarbeiten-
der Betrieb und Wohnungen übereinander un-
tergebracht sind.] 
  
- Das Konfliktmanagement durch eine neutra-
le, kompetente „dritte Person“ [Institutiona-
lisierung] kann dazu beitragen, zwischen den 
Beteiligten zu vermitteln und Regelungen her-
beizuführen. 
[In der Tübinger Südstadt leisten Stadtteilbüro / 
Stadtsanierungsamt und Beraterarchitekten als 
neutrale Institutionen einen wesentlichen Bei-
trag zur erfolgreichen Konfliktintegration. Eine 
ähnliche Bedeutung haben LEG und EWG in 
Essen sowie die complan GmbH in Berlin.] 
 
- Multioptionale / multifunktionale „behaviour 
settings“, die Alternativen zulassen, können 
während des Konfliktlösungsprozesses leichter 
umgebaut werden.    
[Die parzellenweise Entwicklung der Tübinger 
Südstadt ermöglicht vielfältige Lösungsansätze, 
angepasst an individuelle Vorstellungen] 
 
- Das Vorhandensein kommunikativer Struk-
turen und Räume ermöglicht Beteiligten den 
Rückzug und das freiwillige Aufeinanderzuge-
hen als Grundvoraussetzung für ein gemein-
sames Lösen von Konflikten.  
[In allen drei Modellvorhaben finden sich kom-
munikative Strukturen, die ein schrittweises 
Kennenlernen und ein gemeinsames Lösen von 
Konflikten ermöglichen: Private Baugemein-
schaften in Tübingen, die Betroffenenvertretung 
des Berliner Komponistenviertels,] 
 
-  Die Entwicklung einer produktiven „Streitkul-
tur“, die selbständig aufrecht erhalten und 
laufend weiter qualifiziert wird, kann immer 
wieder neu entstehenden Konfliktsituationen 
gerecht werden.              
[Die Tübinger Baugemeinschaften stellen wert-
volle und nachhaltige Institutionen im Umgang 
mit Konflikten im Alltag dar, auch noch weit 
über die Bauzeit hinaus. Der Stadtteil-Verein 
Lorettina ist mehr als nur der Organisator eines 
jährlichen Stadtteilfestes.] 
 
14.4 Welche formalen und informellen Maß-
nahmen und Strategien existieren zum 
Umgang mit Konflikten in nutzungsge-
mischten Quartieren? 
 
Es gibt eine Vielzahl unterschiedlicher Maßnahmen 
und Strategien zum Umgang mit sozialen Konflikten 
in nutzungsgemischten Quartieren, die Anwendung 
finden und sich sowohl in der Theorie wie in der 
Empirie nachweisen lassen. 
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 Formale Instrumente 
 
Zunächst existieren eine Reihe formeller Instrumen-
te, die insbesondere im geltenden Städtebaurecht 
definiert sind. 
 
- Allgemeines Städtebaurecht [§1 bis §135c 
BauGB, BauNVO] 
Das Allgemeine Städtebaurecht umfasst vielfältige 
Möglichkeiten der Definition von Gebietstypen und 
Festsetzungsmöglichkeiten des Baugesetzbuches 
[BauGB] und der Baunutzungsverordnung [BauN-
VO], die auch in den Modellprojekten auf unter-
schiedliche Art und Weise zum Einsatz kommen. 
Für feinkörnige Mischung werden MI und MK bevor-
zugt, für grobkörnige Nutzungsmischung wird eine 
Gliederung durch WA, GE, MI oder SO bevorzugt. 
Die Tübinger Südstadt ist vollständig als Mischge-
biet ausgewiesen, während sich in der Essener 
Weststadt MI- und MK-Festsetzungen wiederfinden. 
Das Bestandsquartier des Berliner Komponisten-
viertels ist als allgemeines Wohngebiet WA ausge-
wiesen.  
 
Darüber hinaus finden sich im Baugesetzbuch 
[BauGB] vielfältige, planungsrechtliche Festset-
zungsinstrumente für die Immissionsschutzvorsorge 
im Rahmen der Bauleitplanung sowie entsprechen-
de Feinsteuerungsmöglichkeiten von Nutzungen 
[BauGB §9 und BauNVO]. Beispielsweise finden 
sich in der Essener Weststadt textliche Festsetzun-
gen im Bebauungsplan zur Vermeidung unnötiger 
Störungen des Wohnens durch Ausschluss einiger 
Gewerbenutzungen sowie Festschreibungen passi-
ver Lärmschutzmaßnahmen zum Schutz der Be-
wohner. 
 
 
- Besonderes Städtebaurecht [§136 bis §191 
BauGB] 
Das Besondere Städtebaurecht umfasst ergänzen-
de Instrumente, welche die Umsetzung von Nut-
zungsmischung fördern und Möglichkeiten zur Kon-
fliktvermeidung bzw. -regelung implizieren.  
 
Dies gilt insbesondere für das Instrument der Städ-
tebauliche Entwicklungsmaßnahme, das bei-
spielsweise in der Tübinger Südstadt Anwendung 
findet. [Die Stadt Tübingen kann als Eigentümerin 
des städtebaulichen Entwicklungsgebietes über 
Kaufverträge gezielt Einfluss nehmen auf die Nut-
zungsstruktur und dabei gleichzeitig frühzeitig für 
notwendige Toleranz werben.] 
 
Darüber hinaus bieten die Instrumente der Städte-
baulichen Sanierungsmaßnahme und der Sozia-
len Stadt besondere Steuerungsmöglichkeiten [z.B.  
Definition von Sanierungszielen, Vorkaufsrecht von 
Grundstücken], die  beispielsweise im Bestands-
quartier des Berliner Komponistenviertels zur An-
wendung kommen. 
 
- Baunebenrecht 
In Theorie und Praxis wird deutlich, dass benach-
barte Rechtsbereiche zwar einerseits oftmals rest-
riktiv gegenüber einer angestrebten Funktionsmi-
schung wirken, allerdings helfen sie dabei, unnötige 
Konflikte von Anfang an zu vermeiden. So liefert 
das Baunebenrecht, wie beispielsweise das Bun-
desimissionsschutzgesetz und die daraus resultie-
renden Erlasse und Vorschriften, durch Definition 
von Grenzwerten und Mindeststandards notwen-
dige Orientierung für die Planung [z.B. räumliche 
Feingliederung von Nutzungseinheiten, bauliche 
Lärmschutzmaßnahmen etc] 
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- Verträge 
Im Umsetzungsprozess von geplanter Nutzungsmi-
schung sind öffentliche oder privatrechtliche Verträ-
ge von großer Bedeutung für die Sicherung der 
Planungsziele. Städtebauliche und privatrechtliche 
Verträge stellen in der Theorie wie auch in den drei 
ausgewählten Modellprojekten probate Mittel dar,  
frühzeitig Mischungsziele und erfolgreiche Konflik-
tintegration zu unterstützen [z.B. Kaufverträge in 
Essen und Tübingen].  
 
 Informelle Instrumente 
 
Neben den formellen Instrumenten existiert eine 
vielfältige Bandbreite von informellen Instrumenten 
und Strategien, die aufgrund der subjektiven, indivi-
duellen Konstruktion von Konflikten eine wesentli-
che Rolle bei der erfolgreichen Konfliktintegration 
spielen und auch in den drei ausgewählten Modell-
projekten zum Einsatz kommen. 
 
- Informelle Planungsinstrumente  
Informelle Planungsinstrumente wie Rahmenpla-
nungen, Wettbewerbe und Kooperative Planungs-
verfahren stellen geeignete Instrumente dar, um im 
Vorfeld und in Ergänzung zur formalen Bauleitpla-
nung überzeugende Gesamtkonzepte zu entwickeln 
und frühzeitig potentielle Konflikte in die Überlegun-
gen miteinzubeziehen. [z.B. Städtebaul. Wettbe-
werb zur Rahmenplanung der Tübinger Südstadt]. 
 
- Frühzeitige Information und Beratung 
Frühzeitige Information und Beratung der Beteiligten 
zahlt sich in der Praxis aus und die unterschiedli-
chen Nutzergruppen wissen, was auf sie zukommt. 
[z.B. Tübinger Stadthausbörse, Gewerbeberatung 
im Berliner Komponistenviertel] 
 
- Offene Kommunikation zwischen den Betei-
ligten – Foren des Austauschs 
Foren des gegenseitigen Austauschs dienen der 
offenen Kommunikation zwischen den Beteiligten 
und bringen Konflikte frühzeitig transparent auf den 
Tisch. So finden sich vielzählige Bürgerveranstal-
tungen, Runde Tische und öffentliche Sprechstun-
den in Tübingen, Essen und Berlin. 
 
- Moderation und Organisation 
Unabhängige Institutionen können zur Vermittlung/ 
Moderation und  Regelung/Organisation von 
Konflikten einen wesentlichen Beitrag leisten. So 
finden sich in allen drei Modellprojekten erfolgreiche 
Beispiele für neutrale Moderatoren [Stadtsanie-
rungsamt als Stadtteilbüro und Beraterarchitekten in 
Tübingen, EWG und LEG in Essen, Sanierungsträ-
ger complan in Berlin]. 
 
- Kooperation und Partizipation 
Aktive Beteiligungsformen der Kooperation und 
Partizipation sind aufgrund der Individualität und 
subjektiven Konstruktion von Konflikten zwingende 
Voraussetzung erfolgreicher, nachhaltiger Konfliktin-
tegration. Sie finden sich in allen drei Modellvorha-
ben wieder [Bürgersprechstunden, Bürgerbeteili-
gungen von runden Tischen bis hin zu konkreten, 
partizipativen Umsetzungsstrategien, Baugemein-
schaften in Tübingen]. 
 
- Weitere informelle Strategien 
Darüber hinaus existieren weitere informelle Strate-
gien zum Umgang mit Konflikten wie die regelmäßi-
ge Erfolgs- und Qualitätskontrolle [Monitoring] und 
der Einbezug spezieller Fachleute bzw. –
institutionen [z.B. Planungsbüros, externe Fachgut-
achter], der in allen drei Modellvorhaben die Konflik-
tintegration erleichtert. 
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Epilog – Was lernen wir für die Praxis? 
Abschied von Vorurteilen und ein Plädoyer für aktives Engagement im Umgang mit Nutzungskonflikten 
 
Was hat uns die vorliegende Untersuchung ge-
bracht? Lassen sich aus der wissenschaftlichen 
Arbeit über die „Entstehung und Entwicklung von 
Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren“ 
Rückschlüsse auf die heutige Planungspraxis zie-
hen? Was kann man Planerinnen und Planern zum 
Umgang mit Nutzungskonflikten mit auf den Weg 
geben? Lassen sich Konflikte in nutzungsgemisch-
ten Quartieren überhaupt planerisch in den Griff 
bekommen und lohnt sich der ganze Aufwand? 
 
Im Nachgang zur vorliegenden Dissertation möchte 
ich mich abschließend mit diesen durchaus kriti-
schen Fragen auseinandersetzen und damit einen 
Bogen spannen zum einleitenden Prolog, der am 
Anfang meiner Arbeit stand. Eine wissenschaftliche 
Arbeit hat stets den Standpunkt der Neutralität und 
Objektivität einzunehmen, ohne subjektiv Stellung 
zu beziehen oder gar Wertungen und Empfehlun-
gen abzugeben. Mit diesem Epilog, der bewusst 
abgesetzt von meiner wissenschaftlichen Arbeit 
steht, möchte ich jedoch das „dünne Eis“ einer ab-
schließenden Wertung betreten, ohne dabei die 
Ergebnisse der vorangegangenen wissenschaftli-
chen Dissertation aus den Augen zu verlieren. 
Ausgangspunkt und Motivation der vorliegenden 
Arbeit war es, einen vorurteilsfreien, sachlichen 
Blick auf nutzungsgemischte Quartiere und deren 
Konflikte zu gewinnen. Zu sehr ist die aktuelle Pla-
nungspraxis entweder von emotional ablehnenden 
oder von idealisierenden Sichtweisen geleitet. Was 
ist dran an der „Unmöglichkeit“ von nutzungsge-
mischten Quartieren? Sind deren systemimmanente 
Konflikte wirklich nicht in den Griff zu bekommen?  
 
Oder ist es auf der anderen Seite so, dass sich 
Konflikte wie von selbst „in Wohlgefallen auflösen“ 
und dabei stets kreative Prozesse nach sich zie-
hen?  
Nichts davon ist richtig. Aus der systematischen, 
theoretischen und empirischen Betrachtung von 
Konflikten in nutzungsgemischten Quartieren im 
Rahmen der voranstehenden, wissenschaftlichen 
Untersuchung wurde deren subjektive Konstruktion 
sowie deren Vielfalt und Individualität deutlich. 
Wenn jedoch kein Konflikt wie der andere ist, erüb-
rigen sich auch Pauschalurteile über deren Charak-
ter oder Auswirkungen. Die vorliegende Arbeit konn-
te darstellen, dass es sich lohnt, genau hinzusehen, 
um welche Arten von Konflikten es sich handelt. 
Erst aus der genauen Kenntnis des jeweiligen Kon-
fliktes, lassen sich auch passgenaue, individuelle 
Lösungsmodelle entwickeln.  
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Genaues Hinsehen als Grundvoraussetzung 
zielorientierten Handelns – Systematische Ana-
lyse der vielfältigen Natur von Konflikten anstel-
le von Pauschalurteilen 
Die vorliegende Arbeit hat gezeigt, dass nutzungs-
gemischte Quartiere nach wie vor nicht frei von 
Konflikten sind. Das enge Nebeneinander von 
Wohnen und Arbeiten auf engem Raum führt im 
Alltag dieser Quartiere zwangsläufig zu Überlage-
rungen unterschiedlicher Lebenssphären. Dabei ist 
deutlich geworden, dass Konflikte vielschichtiger 
Natur sind. Oftmals entstehen Fehleinschätzungen 
oder Vorurteile gegenüber nutzungsgemischten 
Quartieren und deren Konflikten vor allem dadurch, 
dass man nicht genau hinsieht und der vielfältigen 
und individuellen Natur von Konflikten nicht gerecht 
wird. Mangelnde Präzision in der Analyse führt zu 
Pauschalurteilen und Standard-Maßnahmen, die in 
den seltensten Fällen greifen. Wie dargestellt, liefert 
das geltende Planungsrecht, insbesondere durch 
das besondere Städtebaurecht vielfältige Möglich-
keiten und Instrumente, um in nutzungsgemischten 
Quartieren einen zielführenden Umgang mit Konflik-
ten vorzubereiten. Erst jedoch das einzelfallbezoge-
ne Handeln über die Planung hinaus unter starkem 
Einsatz informeller Maßnahmen und Strategien 
kann dauerhaft tragfähige Lösungen hervorbringen. 
Zunächst einmal sind Konflikte abhängig vom jewei-
ligen Streitgegenstand. Dabei wurde deutlich, dass 
Störungen im eigentlichen Sinne nur noch relativ 
selten auftreten. Technische Fortschritte und der 
Rückgang des produzierenden Gewerbes in der 
Stadt haben dazu geführt, dass der Großteil der 
heutigen Betriebe in nutzungsgemischten Quartie-
ren relativ störungsarm agieren. Störungen entste-
hen in erster Linie durch Verkehrslärm, der nicht 
unbedingt Ergebnis nutzungsgemischter Strukturen 
sein muss, und in zweiter Linie durch Freizeitein-
richtungen, deren Veranstaltungen insbesondere 
nachts Lärm erzeugen. Eine bedeutendere Rolle 
spielen territoriale Konflikte. Es liegt in der Natur der 
Sache, dass der Platz in nutzungsgemischten Quar-
tieren hin und wieder knapp wird. Auch hier geht es 
insbesondere um Verkehrsprobleme: Anwohner 
fürchten um den Verlust des ohnehin knapp zur 
Verfügung stehenden, nutzbaren öffentlichen und 
privaten Freiraums und die Unternehmen haben 
innerhalb nutzungsgemischter Quartiere  für ausrei-
chend Lager- und Stellfläche zu kämpfen. Darüber 
hinaus wurde deutlich, dass Konflikte auch aufgrund 
unterschiedlicher Wertvorstellungen und Einstellun-
gen entstehen können, genauso wie aufgrund von 
ökonomischen Verdrängungsprozessen. 
Die vorliegende Arbeit hat gezeigt, dass neben dem 
Streitgegenstand die unmittelbar und mittelbar be-
teiligten Akteure eine wichtige Rolle spielen. Bei den 
primären Akteuren existieren große Unterschiede 
bezüglich vorhandener Konflikttoleranz und –
fähigkeit, dies gilt sowohl für Bewohner als auch für 
Gewerbetreibende des Quartiers. Insbesondere ist 
dabei entscheidend, inwiefern die Beteiligten über 
Bindungen zum jeweiligen Stadtviertel verfügen. 
Darüber hinaus können sekundäre Akteure als 
„neutrale Dritte“ wichtige Vermittlungs- und Ma-
nagementaufgaben wahrnehmen und dadurch we-
sentlich dazu beitragen, dass Konflikte produktiven 
Verlauf nehmen.  
Schließlich wurde deutlich, dass sich Konflikte auch 
phänomenologisch unterscheiden können. Konflikte 
können zu ganz unterschiedlichen Phasen zustande 
kommen, sich über längere Zeit hinziehen und in 
ihrer Intensität positiv wie negativ stark variieren. 
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Konfliktvermeidung oder Konfliktintegration? – 
Entstehung und Entwicklung von Konflikten in 
Abhängigkeit von Planung und Management 
 
Konflikte sind kein Zufallsprodukt. Auch wenn be-
stimmte, systemimmanente Konflikte zwangsläufig 
zu nutzungsgemischten Quartieren gehören, so gilt 
dies keineswegs für alle in nutzungsgemischten 
Quartieren auftauchenden Konflikten. Oftmals sind 
Konflikte das Ergebnis von Planungs- oder Ma-
nagementfehlern und wären daher grundsätzlich 
vermeidbar gewesen. Andere Konflikte eskalieren 
erst durch falsche Rahmenbedingungen oder Fehler 
in der Auseinandersetzung damit und werden 
dadurch erst zu wirklichen Problemen. Weniger der 
Konflikt an sich ist demnach das Problem, sondern 
mangelnder oder falscher Umgang damit. Die vor-
liegende Arbeit konnte darstellen, dass insbesonde-
re die Institutionalisierung und Regelung von Kon-
flikten dabei helfen kann, deren Energie positiv zu 
nutzen und durch integratives Handeln produktive 
Lösungen zu entwickeln.  
 
Aus den theoretischen Analysen und den Gesprä-
chen vor Ort wurde deutlich, dass eine Vielzahl von 
formellen und informellen Instrumenten unterschied-
licher Ausrichtung und Eignung zum Umgang mit 
Konflikten existiert. Dabei ist gerade das Zusam-
menspiel geeigneter, formeller wie informeller Maß-
nahmen im Sinne eines „Instrumenten-Mixes“ [Selle 
in Fürst et al. 2000, S.59] zielführend. 
 
Einige Konflikte entstehen unnötiger Weise und 
können durch vorausschauende Planung oder sinn-
volle Alltagsorganisation vermieden werden. Ein 
großer Teil von Konflikten resultiert jedoch zwangs-
läufig aus den sich stets im Wandel befindlichen 
nutzungsgemischten Strukturen, so dass den unter-
schiedlichen Möglichkeiten des Einsatzes informel-
ler Strategien zur Konfliktintegration wichtige Be-
deutung zukommt. 
 
Erfolgreiche Konfliktintegration und –regelung kann 
nur einzelfallbezogen und individuell ausgerichtet 
funktionieren. Doch gerade hierin liegt oftmals das 
Problem. Auch wenn geltendes Planungsrecht 
grundsätzlich ein einzelfallbezogenes Handeln er-
möglicht, so erschweren oftmals vorhandene Struk-
turen in Planungsämtern eine individuelle Konflikt-
betreuung. Dort, wo Sonderaufgaben definiert und 
eigene Verantwortlichkeiten ermöglicht werden, wie 
beispielsweise Stadtsanierungsämter mit Ortsbüros 
in Sanierungsgebieten, gelingt es dagegen immer 
wieder, auftretende Konflikte auf langfristig tragfähi-
ge Lösungen hin zu lenken. 
 
Schaffen eines konflikt-integrativen Milieus – 
Herstellen einer fehlerfreundlichen Umgebung 
 
Nutzungsgemischte Strukturen lassen sich nicht 
abschließend planen oder gar „in Zement gießen“. 
Erfolgreiche Nutzungsmischung entsteht immer 
wieder neu, wenn es gelingt die unterschiedlichen 
Beteiligten dazu zu motivieren, daran „mitzubauen“. 
Planung kann diesbezüglich Strukturen vorgeben, 
die aufgrund ihrer Flexibilität und Gliederung einer-
seits Konflikte zulassen und integrieren, anderer-
seits notwendige Grenzen und Regeln aufzeigen. 
Planung kann jedoch nicht abschließend Alltag 
organisieren. Hier kommt es darauf an, dass gleich-
zeitig Strukturen aufgebaut werden, die jenseits von 
rahmensetzender Planung Kommunikation und 
Austausch zwischen den unterschiedlichen Nutzer-
gruppen fördern und gleichzeitig Interessen immer 
wieder neu vermitteln. Nutzungsmischung muss vor 
allem „gelebt“ werden. 
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Das Beispiel der Südstadtentwicklung in Tübingen 
kann in diesem Sinne als Plädoyer für einen kon-
struktiven Umgang mit Konflikten auch anderswo 
verstanden werden. Stadtplanung, wie sie in Tübin-
gen praktiziert wird, sieht sich in der Verantwortung, 
„räumliche Strukturen anzubieten, in denen die 
Menschen (...) mit eigener Phantasie und Kraft 
städtisches Leben aufbauen können.“ [Feldtkeller 
1994 in Stadtsanierungsamt Tübingen, S. 21] Diese 
Strukturen dienen nicht der Vermeidung von Stö-
rungen und Konflikten, sondern deren Integration 
und Organisation innerhalb eines Rahmens, so 
dass neue Lösungswege und Synthesen durch 
aktive Auseinandersetzung entstehen können. „Wer 
in der Südstadt investiert, muss davon ausgehen, 
dass Mischung nicht reibungslos ist, sondern auch 
zu Konflikten zwischen Bewohnern und Unterneh-
men führen kann – Konflikte, die ganz selbstver-
ständlich zur Kultur eines lebendigen und vielfälti-
gen Stadtteils gehören.“ [Stadtsanierungsamt Tü-
bingen 1999, S.13]  
 
Doch ist Tübingen überall? Skeptiker mögen an 
dieser Stelle vorbringen, dass das Konzept Tübin-
gen ein sehr zeitintensives, nur durch eine hohe 
Anzahl von „Berufsbürgern“ mit viel Freizeit und 
Diskussionsbereitschaft [Lehrer, Soziologen, Politi-
ker…] zu realisieren sei und andernorts nicht über-
tragbar wäre. Zum einen lässt sich darauf entgeg-
nen, dass auch bei den beiden anderen, untersuch-
ten Modellprojekte vor allem informelle Maßnahmen 
und die aktive Mitwirkung von Einzelpersonen und 
Gruppen dabei geholfen haben, Konflikte erfolgreich 
zu integrieren. Zum anderen wird das Tübinger 
„Allzweckmittel“ zur Konfliktintegration, das Konzept 
„Baugemeinschaften“ mittlerweile deutschlandweit 
exportiert und funktioniert scheinbar auch andern-
orts hervorragend [z.B. Baugemeinschaften in Ber-
lin] 
Komm misch mit! – Konfliktintegration in nut-
zungsgemischten Quartieren erfordert Verant-
wortung und aktives Engagement aller Akteure 
Es ist deutlich geworden, dass Konflikte erst durch 
die Interpretation der beteiligten Akteure zu Konflik-
ten werden. Sie sind subjektiv konstruiert. Vor die-
sem Hintergrund sollte sicherlich daran gearbeitet 
werden, partizipative Prozesse noch effektiver zu 
gestalten und von nicht enden wollenden „Debat-
tierclubs“ zu ergebnisorientierten Arbeitsgemein-
schaften zu kommen. Fakt ist jedoch: Erfolgreiche 
Nutzungsmischung lässt sich genauso wenig wie 
nachhaltige Konfliktintegration abschließend planen. 
Feststeht, dass erfolgreiches Konfliktmanagement 
immer eine aktive Auseinandersetzung mit den 
jeweiligen Situationen und damit besonderes Enga-
gement aller Beteiligten erfordert. Stadt lässt sich 
eben nicht durch Gesetzgebung „machen“, sie ent-
steht erst durch die aktive Beteiligung und das ver-
antwortungsvolle und bewusste Engagement jedes 
Einzelnen vor Ort.  
 
Wer kann Lösungen entwickeln? Planung kann es 
nicht. Planung kann nur Rahmenbedingungen vor-
geben. Eine erfolgreiche Konfliktintegration aber 
braucht die aktive, selbstverantwortliche Mitwirkung 
der Beteiligten vor Ort. Man kann Nutzungsmi-
schung nicht bauen. Nutzungsmischung muss im-
mer wieder neu gemacht werden, und zwar unter 
aktiver Beteiligung der Stadtgesellschaft. Joseph 
Beuys bezeichnete Stadt als „soziale Plastik“ und 
meinte damit, dass jeder Mensch durch kreatives 
Handeln zum Wohl der Gemeinschaft beitragen und 
dadurch plastizierend auf die Gesellschaft einwir-
ken“ [„Soziale Plastik“ in www.wikipedia.de, 1. Au-
gust 2009]. Oder nach Gabriele Steffen anders 
ausgedrückt: „Die Stadt muss nicht alles machen – 
alle zusammen machen die Stadt.“ [Steffen in 
Stadtsanierungsamt Tübingen 1999, S. 20] 
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Ja, es ist richtig, Nutzungsmischung ist anstrengend 
oder anders formuliert: Nutzungsmischung erfordert 
Anstrengung. Nutzungsmischung geht nicht von 
alleine. Es geht also darum, für das Projekt Nut-
zungsmischung und die aktive Auseinandersetzung 
mit einer konfliktreichen Umgebung zu werben und 
überzeugte Mittäter zu gewinnen. Stadtplanung darf 
sich also nicht auf die ihr zur Verfügung stehenden 
Instrumente verlassen, sondern muss darüber hin-
aus Strategien entwickeln, die Beteiligte zu Akteu-
ren machen. Mischung bedeutet nicht einfach belie-
biges Zusammenwürfeln. Vielmehr geht es darum, 
„ebenso weit entfernt von planerischen Allmachts-
phantasien wie vom planungsfeindlichen laissez-
faire, die richtigen Bausteine zusammenzufügen, 
deren Bindemittel die Stadt bildet. Oder, um ein 
anderes Bild zu gebrauchen, Fäden aufzunehmen, 
zu verknüpfen und zu ergänzen, so dass Zusam-
menhänge neu oder wieder hergestellt werden, und 
dass aus dem Vielen etwas Neues entsteht, ein 
Gewebe mit vielfältigen Mustern, in dem die Stadt 
eine zugleich tragfähige und flexible Struktur ist.“ 
[Steffen in Stadtsanierungsamt Tübingen 1999, 
S.20]  
 
Langfristig zahlen sich jedoch nutzungsgemischte 
Strukturen aus. Die vorliegende Arbeit zeigt, dass 
es sich lohnen kann, integrativ mit Konflikten umzu-
gehen: Sobald flexible Strukturen existieren, die 
sich immer wieder neu auf wechselnde Problemsi-
tuationen einstellen können und ausreichend enga-
gierte Akteure an der Stadt „mitbauen“, kann es 
auch zu kreativen Prozessen kommen. Private 
Baugemeinschaften, die von Anfang an Verantwor-
tung für ihr Quartier übernehmen und daran aktiv 
mitgestalten sind ein überzeugendes Beispiel dafür, 
wie frühzeitig integrierte und offen ausgetragene 
Konflikte kreative Kraft entfalten können. Die Tübin-
ger Südstadt ist voll von gelungenen Beispielen 
gemeinsam entwickelter Lösungen, die mehr als 
einen Kompromiss darstellen und das Miteinander 
unterschiedlicher Bewohner- und Berufsgruppen zu 
einem lebendigen Stück „Stadt“ machen. Auch 
anderswo, wie in Berlin und Essen zeigt sich, dass 
nur die gemeinsame, aktive Auseinandersetzung 
mit Konflikten im Alltag nutzungsgemischter Quar-
tiere zu wirklich nachhaltigen und für alle Beteiligten 
zufriedenstellenden Lösungen führen kann. 
 
Wir haben keine Wahl: Stadt als das Ergebnis 
erfolgreich ausgetragener Konflikte  
 
Haben wir denn eine Alternative? Können wir uns 
denn die ganze Mühe sparen? Stellt das reine, von 
allen potentiellen Nutzungsmischungen und daraus 
resultierenden Konflikten gereinigte Wohngebiet 
wirklich die bessere Lösung dar? Ein großer Teil 
privatrechtlicher Auseinandersetzungen spielt sich 
gerade dort ab, wo Störungen tabu sind. Von allen 
Beeinträchtigungen klinisch gereinigte, paradiesi-
sche Zustände gibt es auch in reinen Wohngebieten 
nicht. Im Gegenteil, dort wo die Störungstoleranz 
gegen Null geht, reichen die geringsten Unregelmä-
ßigkeiten aus, um eine nicht wieder gut zu machen-
de Eskalation von Konflikten in Gang zu setzen. 
Dort, wo scheinbar die Ruhe und das ungestörte 
Paradies zu Hause ist, kann schon das penetrante 
Bellen des neurotischen Nachbardackels oder das 
nervenzerfetzende Flötenspiel der Nachbarstochter 
ausreichen, um den ruhesuchenden Rentner im 
Liegestuhl nebenan auf die Palme zu bringen.373 
 
Wir haben also keine Wahl. Es gibt kein konfliktfrei-
es Paradies auf Erden. Und wenn wir wirklich Stadt 
wollen, müssen wir uns auch darauf einlassen. Es 
geht also nicht um die Frage, ob wir uns Nutzungs-
                                                 
373 vgl. hierzu Machunsky 1990: Krieg der Gartenzwerge 
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mischung leisten können, sondern darum wie wir 
diese am besten in den Griff bekommen. 
Vor diesem Hintergrund muss es einerseits darum 
gehen, sich wieder zu erinnern, was „Stadt“ aus-
macht. Zum anderen geht es dann aber auch da-
rum, den Umgang mit nutzungsgemischten Quartie-
ren besser und effektiver zu organisieren. Gleichzei-
tig sollten wir uns fragen, was uns die nutzungsge-
mischte Stadt jenseits von Leitbildern, Fachdiskus-
sionen und Marktmechanismen heute Wert ist und 
was jeder Einzelne von uns bereit ist,  dafür persön-
lich zu investieren. 
 
Ist es nicht so, dass Nutzungsmischung als das 
enge Nebeneinander unterschiedlicher Funktionen 
und deren Überlagerung erst Stadt zur Stadt 
macht? Urbanität ist deutlich mehr als eine Atmo-
sphäre, die wir im Urlaub genießen, Urbanität 
braucht Mitwirkung, Auseinandersetzung und Ein-
mischung, insbesondere in einer Zeit, in der deutlich 
wird, dass Integration vor allem Interesse füreinan-
der, Konfliktfähigkeit und Streitkultur braucht. Tole-
ranz darf nicht mit Gleichgültigkeit verwechselt wer-
den, echte Freundschaft erfordert Einmischung und 
aktive Auseinandersetzung miteinander. Letzten 
Endes müssen wir uns wieder vor Augen führen, 
was Stadt erst zu dem macht, was sie von einem 
charakterlosen „Rund-um-Sorglos-Konsum-Paket“ 
unterscheidet:   
 
„Das – nicht einfach zu lösende – Problem selbst 
bei wohlwollenden Politikern, Managern und bürger-
lichem Mittelstand aber ist, die Erkenntnis zu för-
dern, dass nicht der Schmusewolle-Einheitsbrei aus 
der Musik von Richard Claydermann und einer 
durch Clean-Spatzen gereinigten City für Konsum 
und Kino die Lösung darstellt, sondern das Prob-
lem! Man kann den Wettbewerb mit den Einkaufs-
zentren oder Urban Entertainment Centers nicht 
gewinnen, wenn man sich auf deren Mittel einlässt! 
Man muss vielmehr die Stärke der Stadt betonen, 
man muss klar machen [und da können die Kunst-
Städte nämlich nicht konkurrieren!], dass Entste-
hung von Stadt, dass Öffentlichkeit das Ergebnis 
von Konflikten ist, die nach bestimmten Regeln 
ausgetragen wurden. Dass historisch gesehen,  
Fortschritt ein Produkt der Stadt und ihrer Konflikte 
ist.“ [Kähler 1998] 
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Abschnitt E – Anhang 
 
15. Ansprechpartner und Kontaktadressen 
 
 
Tübingen-Südstadt 
 
 Stadtsanierungsamt Tübingen, Lorettoplatz 30, 72072 Tübingen, 
Ansprechpartner: Cord Soehlke, Tel. 07071/935-10, Fax: -19, E-Mail: Stadtsanierungsamt@tuebingen.de 
 
 Lehen drei, Architektur Stadtplanung GbR, Rosenbergstraße 52A, 70176 Stuttgart 
Tel.: 0711-6409272, Fax: 0711-6076539, Email: info@lehendrei.de 
 
 
Essen-Weststadt 
 
 LEG Standort- und Projektentwicklung Essen GmbH, Frohnhauser Str. 69, 45127 Essen, 
Ansprechpartner: Ulrich Tappe, Tel.: 0201 / 82718-10, Fax: -27, Email: ulrich.tappe@leg-nrw.de  
 
 Essener Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH, Lindenallee 55, 45127 Essen, 
Ansprechpartner: Jürgen Odenthal, Tel.: 0201/82024–14, Fax: –93, Email: juergen.odenthal@ewg.de  
 
 Amt für Stadtplanung und Bauordnung, Deutschlandhaus, Lindenallee 10, 45127 Essen,  
Tel.: 02 01 / 8 86 10 01, Fax: 02 01 / 8 86 11 11  
 
 
Berlin-Komponistenviertel 
 
 Bezirksamt Berlin-Pankow, Abt. Stadtentwicklung Amt f. Planen u. Genehmigen, Postf. 730113, 13062 Berlin 
Ansprechpartner Frau Glöckner, Herr Schmalor, Tel. 030-4240-3589, Fax.: -3316 
 
 Betroffenenvertretung Komponistenviertel-Berlin, Mahlerstrasse 12/14, 13088 Berlin, 
Ansprechpartnerin: Simone Schlicke, Tel.: 030-99270-250, Fax: -255 
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16.2 Interviews mit Schlüsselpersonen 
Tübingen-Südstadt 
 
(1) Herr S.   Handwerksbetrieb [Nabendynamo] und Bewohner 
(2)  Herr S.   Inhaber Schreinerei und Bewohner 
(3) Frau W.   Stadtsanierungsamt Tübingen 
(4) Herr S.   Stadtsanierungsamt Tübingen 
(5)  Herr S.   Architekt, Bewohner und Berater von Baugemeinschaften 
(6)  Herr W.   Architekt, Bewohner und Berater von Baugemeinschaften 
(7)  Herr M.   Landschaftsarchitekt und Bewohner 
(8)  Frau B.   Inhaberin Weinladen 
(9)  Frau E.   Bewohnerin und Vertreterin einer Bewohnerinitiative 
(10)  Herr G.   Restaurantbesitzer und Bewohner 
(11)  Herr S.   Gast des Restaurants und Veranstalter in Tübingen 
(12)  Herr B.   Wohnungsbauunternehmen GWG Tübingen 
Essen-Weststadt 
 
(1)  Herr K.   LEG Standort- und Projektentwicklung Essen GmbH, Essen 
(2)  Herr O.   Essener Wirtschaftsförderungsgesellschaft mbH, Essen 
(3)  Herr N.    Geschäftsführer Seniorenresidenz  
(4)  Herr G.    Zentrum für Türkeistudien 
(5)  Frau F.    Veranstaltungszentrum Weststadt-Halle 
(6)  Frau K.    Geschäftsführerin Hotel 
(7)  Herr V.    Geschäftsführer Musikschule 
(8)  Frau S.   Mitarbeiterin Projektentwicklungsbüro 
(9)  Herr N.    Geschäftsinhaber Curry-Wurst-Bude 
(10)  Herr N.    Inhaber Möbelgeschäft 
Berlin-Komponistenviertel 
 
(1)  Frau R.   Mitarbeiterin Stadtplanungsbüro complan GmbH  
(2)  Herr N.   Inhaber Schreinerei A 
(3)  Herr T.   Inhaber Schreinerei B 
(4)  Herr H.    Inhaber Gasthaus Alte Fleischerei 
(5)  Frau N.   Inhaberin Zahntechnik-Praxis 
(6)  Herr B.    Mitarbeiter Mieterberatung SPAS 
(7)  Frau N.    Inhaberin Werkstatt Frauen im Bauhandwerk 
(8)  Frau S.    Leiterin der Betroffenenvertretung Komponistenviertel  
(9)  Frau N.    Bewohnerin 
(10)  Frau C.   Bewohnerin 
(11)  Herr P.   Bewohner 
(12)  Frau W.    Historikerin 
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